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Dem Andenken meiner Eltern 


in dankbarer Liebe 


Vorwort 


Die vorliegende Arbeit wurde im April 1935 der Philoſophiſchen 
Fakultät der Friedrich-Wilhelms-Univerſität zu Berlin als Doftor- 
Diſſertation eingereicht. Sie entſtand auf Anregung meines verehrten 
Lehrers, Herrn Prof. Dr. Weckel, im Anſchluß an fein Seminar über 
„Recht und Sittlichkeit der Germanen“. Ihm möchte ich an dieſer 
Stelle meinen Dank ausſprechen für allen Kat und alle Silfe, die er 
mir zuteil werden ließ. 


Beſonderen Dank ſchulde ich ferner Herrn Prof. Dr. Reinertb, der 
mir als Herausgeber der Mannus- Bücherei die Drucklegung der in vor— 
liegender Form bereits etwas verkürzten Arbeit überhaupt erſt ermög— 
lichte. Ihm verdanke ich zugleich die Anregung, die Schrift mit Bild— 
material auszugeſtalten. Sodann möchte ich an dieſer Stelle dem Ver— 
lage Curt Rabitzſch für fein großes Entgegenkommen Dank ſagen. 


Tiefſter Dank gebührt jedoch meiner mir viel zu früh entriſſenen 
Mutter, die mir nach dem vorzeitigen Tode meines Vaters infolge 
eines Kriegsleidens nur unter großen Opfern das Studium möglich 
machen konnte. Dem Andenken meiner Eltern ſoll darum dies Buch 
gewidmet ſein. 


Berlin, im April 1937. 
Gerda Merſchberger 


Die folgenden Unterſuchungen knüpfen an ein Problem an, deſſen 
Löſung bereits von vielen berufeneren Fachkennern verſucht wurde. 
Wenn ich trotzdem wage, von germaniſtiſcher Seite an dieſe Fragen 
heranzutreten, ſo kann ich mein Vorhaben nur rechtfertigen mit der 
anderen Einſtellung, die ich ihr entgegenbringe. Sie wurzelt zum nicht 
geringen Teil im Geiſte des neuen Deutſchland und richtet ſich gegen 
jede materialiſtiſche, insbeſondere liberaliſtiſche Ausdeutung alles Ge— 
wordenen. Aus dieſer Haltung heraus verwerfe ich die Theſe vom 
„allgemeinen Fortſchritt des Menſchengeſchlechtes“, ſofern er gleich— 
bedeutend fein ſoll mit einer Söherentwicklung. Rultureller Auf— 
ſtieg liegt m. E. nur vor, wenn die geiſtig ſeeliſchen Kräfte des 
Menſchen — oder eines Volkes — zu vertiefter Sittlichkeit und Inner— 
lichkeit führen, um den dort ſchlummernden Reim des Göttlichen zu 
entfalten. 8 

Die durchſchnittliche Einſchätzung der Germanen als eines „primi— 
tiven Waturvolkes“ beruht auf dem verhängnisvollen Irrtum, alles 
Weltgeſchehen einſeitig vom Standpunkt der Germanenfeinde aus zu 
beurteilen. Auf unſere heutige politiſche Lage angewandt hieße das 
nichts anderes, als den Weltkrieg, ſeine Entfeſſelung und ſeine Folgen, 
allein aus den Schriften unſerer Feinde beurteilen zu wollen! Be— 
ſonders auf dem Gebiete des Rechtes hat man den Germanen Primi— 
tivität, ſelbſt Koheit vorgeworfen und römiſches Recht — genauer die 
Geſetzgebung Juſtinians — zum Ideal erhoben. Damit untergrub man 
das organiſche Wachstum unſeres angeborenen Rechtes und ſetzte an 
ſeine Stelle einen ſeelenloſen, wenngleich techniſch hochentwickelten 
Mechanismus. Die Triebfeder des römiſchen Rechtes iſt ein individuelles 
Mützlichkeitsſtreben und entſpricht dem Geiſte des Liberalismus. Merk 
nennt es einen „diſziplinierten Egoismus“ oder „die Religion der 
Selbſtſucht“ ). 

Anders das germanifche Recht. Es ruht im Rechtsgefübl der Volks— 
gemeinſchaft und bekundet die feſte Verbundenheit des Einzelnen mit 
Sippe und Stamm. Der Germane betrachtet ſein Recht als die von der 
Gottheit verliehene, heilige und unverbrüchliche Ordnung der Dinge. 
Beherrſcht wird ſie von den ſittlichen Forderungen: Treue und Ehre. 


) Vom werden und weſen des deutſchen Rechtes, S. 62. 
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Darum konnte Tacitus ſagen: „mehr gelten dort gute Sitten als 
anderswo gute Geſetze“ !). 

Auf den gleichen Ausſpruch kann ſich die Annahme ſtützen, die 
deutſchen Volksrechte — im großen geſehen — als Gewohnheitsrechte 
der einzelnen Stämme zu betrachten. Ihr „Zuſtandekommen“ be— 
zeichnet Brunner darum als eine „Vereinbarung der Volksgenoſſen“. 
Schon der häufig angewandte Wame „Paktus“ bringt das zum Aus— 
druck). Eine andere Frage bleibt es allerdings, von wem der Anſporn 
zu einer Aufzeichnung des geltenden, traditionsgebundenen Rechtes 
ausgeht und damit deſſen allmähliche Umformung in Geſetzesrecht. 
Daß hierbei der Wille des Herrſchers eine überragende Rolle ſpielen kann, 
ſteht außer Zweifel. Desgleichen verkenne ich keineswegs den Anteil 
des Rönigs an der Geſetzgebung ſelbſt. Deutlich tritt er hervor bei der 
Unterſuchung der Leges Visigothorum, Burgundionum und den Lango— 
bardenedikten, ſowie den ſpäteren fränkiſchen Rechten. Man darf als 
Regel wohl ſagen: er nimmt ſtetig zu mit der Umwandlung des germani- 
ſchen Rönigtums in eine abſolutiſtiſch orientaliſche Serrſchergewalt, die 
in damaliger Zeit ihre Krönung findet in dem römiſchen Raiſertum 
Karls des Großen. 

Um ein anſchauliches Bild zu gewinnen von der Stellung der Frau 
nach den deutſchen Volksrechten, können wir uns mit den ſpärlichen 
Rechtsaufzeichnungendieſer zeit allein nicht begnügen. Wir müſſen viel- 
mehr die reichhaltigen nordiſchen Geſetze zu Rate ziehen. Auch die 
markigen Isländer-Sagas dürfen nicht unberückſichtigt bleiben, denn 
ſie verleihen jenen erſt Leben und Blut. In der Abgeſchiedenheit des 
Wordens bat ſich germaniſche Sinnesart reiner erhalten, als es bei 
den Südgermanen der Fall fein konnte in dem jahrhundertelangen 
Ringen gegen die römiſche Weltmacht und bei den folgenden großen 
Wanderzügen und Keichsgründungen. Wie ſtark die politiſchen Be— 
wegungen in das Rechtsleben der Völker eingriffen, erſehen wir ſchon 
aus der Reihenfolge der Vodifikationen. Sie bedeuteten urſprünglich 
eine Sicherung des heimiſchen Rechtes unter gleichzeitiger Abwehr des 
fremden, deſſen Einflüſſen vor allem die Stämme auf ſüdländiſchem 
Boden ausgeſetzt waren. Die Germanen verrieten darin ein aus— 
geprägtes Kaſſegefühl, das ſpäter in ſteigendem Maße von fremden 
Einwirkungen überwuchert wurde. Bei der näheren Unterſuchung 
einzelner Rechte werden wir dieſer Tatſache wiederholt begegnen. 

Am früheſten gehen Goten, Franken und Burgunder daran, ihr 
mündlich überliefertes Recht aufzuzeichnen. Ihrem Beiſpiel folgen die 
Angelſachſen, Langobarden, Alamannen und Bayern, mit weiterem — 


z. T. gewaltſamem — Vortragen der römiſch kirchlichen Ideen die 


Germania, Rap. 19. 
Brunner, DRG. I, S.419. Dal. aber Kruſch, Neue Forſchungen über die 
drei oberdeutſchen Ceges. Geſellſchaft d. Wiſſ. Göttingen, N. F. 20, S. 2. 
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Thüringer, Frieſen und Sachſen!). Sie alle zeigen als äußeres Merk— 
mal ihrer fremdgeiſtigen Beeinfluſſung die Anwendung der lateiniſchen 
Sprache. Eine Ausnahme macht nur das Angelſächſiſche Recht, das 
vielfach nicht zu den deutſchen Volksrechten hinzugerechnet wird?). Der 
Norden ſchlägt gleichfalls eigene Wege ein und bewahrt die heimiſche 
Sprache, als er unabhängig von jener erſten Welle um Jahrhunderte 
fpäter fein Recht ſchriftlich niederlegt. 

Die erſten Rechtsaufzeichnungen der Germanen erſcheinen ſomit be- 
dingt durch den zwang des Schickſals, der ihre Völker hineinſtellte in die 
Auseinanderſetzung mit der römiſch orientaliſchen Welt. Hieraus einen 
„Rulturfortſchritt unſerer barbariſchen Vorfahren“ abzuleiten dank der 
Anregungen der geiſtig überlegenen Mittelmeerländer, erinnert an den 
Rrämergeift des Famulus: „Denn was man ſchwarz auf weiß beſitzt, 
kann man getroſt nach Hauſe tragen“). Stände es wirklich jo jammer— 
voll um den geiſtigen Beſitz eines Volkes, dann ließen ſich ganze zeitſpannen 
unſerer Geſchichte nicht begreifen, am wenigſten unſere eigene, die aus 
der Überflutung mit fremden Geiſtesgütern das Ahnenerbe zu retten 
verſucht. Darum wäre es gleichfalls irrig, aus der lateiniſchen Sprache 
der deutſchen Volksrechte den voreiligen Schluß zu ziehen, auch ihr 
Inhalt müſſe weitgehenden Fremdeinfluß erfahren haben. In ſolchen 
Fragen darf nur von Fall zu Fall geurteilt werden. Außerdem wollen die 
Volksrechte keine vollſtändigen Rechtsdarſtellungen geben. Nur einzelne 
ſtrittige Punkte — meiſt ſtrafrechtlicher Natur — ſollen entſchieden 
werden!). Um fo eher dürfen wir von Norden her manchen wichtigen 
Aufſchluß erwarten über Dinge, welche die Volksrechte nur an- 
deuten. 

Bei der Zähigkeit, mit der ein geſundes Volk an feinen überkommenen 
Sitten und Gebräuchen feſthält, kann es uns nicht erſtaunen, in den 
germaniſchen Rechtsquellen viele Angaben des Tacitus beſtätigt zu 
finden. Wohl kein zweites Volk darf ſich rühmen, ein ähnliches zeugnis 
über die Frühgeſchichte ſeiner Entwicklung zu beſitzen. Um ſo weniger 
läßt ſich begreifen, wie überkritiſch viele unſerer Rechtsforſcher ihm 
gegenüberſtehen, merkwürdigerweiſe gerade in Dingen, die unſeren Vor— 
fahren zur Ehre gereichen. Darin erheben ſie gegen Tacitus gern den 
Vorwurf des „Mißverſtändniſſes“ und der „Schönfärberei“ oder über— 
gehen feinen Bericht als bedeutungslos). Selbſtverſtändlich müſſen wir 


Auf die z. T. heftig umſtrittenen Entſtehungsfragen der einzelnen Volks— 
rechte einzugehen, verbietet der Rahmen meiner Arbeit. Ich verweiſe deshalb auf 
das angegebene Schrifttum. 

Brunner, DRG. I, S. VIII läßt es bei der Inhaltsangabe fort. 

Fauſt I, 3. 1966-67. 

Brunner, DRG. I, S. 225. 

Ju Tacitus, Germania, Rap. IS vgl. Bennecke, Ehebruch, S. Io7; Grimm, 
RA., S. 423; Caband, Feitfebrift für Volkerpſychologie, Bd. 3, S. 140ff.; 
MWüllenboff, Altertumskunde, Bd. 4, S. 303; Rive, Vormundſchaft, Bd. 1, 
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mit einer gewiſſen Vorſicht an feine Darſtellung herantreten. Vor 
allem dürfen wir niemals vergeſſen, daß Tacitus — wie ſämtliche 
antiken Autoren — vom germanenfeindlichen Standpunkt der Griechen 
und Römer aus unſere Vorfahren beurteilt. Wo ſich aber feine Aus— 
ſagen mit germaniſchen Rechtsbeſtimmungen decken, bleibt für einen 
Zweifel kein Raum. Ja wegen des zeitlichen Auseinandergehens beider 
Quellenarten gewähren fie, verbunden mit einer ſorgfältigen Ver— 
gleichung der einzelnen Stammesrechte untereinander, evtl. Kückſchlüſſe 
auf Sitte und Recht der germaniſchen Urzeit. 


S. X; Schröder, Ehel. GR. I, S. 82ff.; Schulz, Die germaniſche Familie, 
S. I3; m. Weber, Ehefrau und Mutter, S. 204; Weinhold, Deutſche Frauen ?, 
Bd. I, S. 214; vgl. auch Hildebrand, Recht und Sitte, Bd. J, S. 45 u. a. 


r 
Eheſchließung 


J. Verlobungsrecht und Geſchlechtsvormundſchaft 


Einen Wertmeſſer für die Rulturböbe oder das Ethos eines Volkes 
liefert uns neben anderem die Geſtaltung feines Familienrechtes, ins- 
beſondere ſeine Einſtellung zur Frau. Gerade ſie ergibt ſich unmittelbar 
aus den Lebensgewohnheiten ſelber und wurzelt daher letztlich in der 
Geſinnung. Sieraus erklärt ſich einleuchtend die mehr oder minder 
große Armut der Stammesrechte an Satzungen, die ſich auf die perſön— 
liche Seite der Familienverhältniſſe beziehen. Das Recht greift nur 
ein, „wenn ſie bereits verletzt oder zerſtört ſind, während ihr lebendiger 
Inhalt, der bloß Liebespflichten kennt, ihm fremd bleibt. Die Be— 
ſtimmungen des Rechtes haben hier keinen anderen zweck als einen 
äußeren Schutz zu gewähren, nicht den Inhalt der Verhältniſſe ſelbſt 
in Regeln und Vorſchriften zu faſſen“ ). Aus dieſem Grunde knüpfen 
ſie vorwiegend an die nach außenhin in Erſcheinung tretenden Formali— 
täten an. In bezug auf das Eherecht gehören hierher vor allem ihre 
Eingehung bzw. ihre Auflöſung. Erſtere ſpaltet ſich für gewöhnlich 
wieder in zwei zeitlich voneinander getrennte Rechtsakte: Verlobung 
und Sochzeit, die ich dementſprechend an Hand der Beferze geſondert be— 
trachten will?). 

Die L. Vis. kennzeichnet diejenige Verlobung als ordnungsgemäß, 
welche „mit dem Willen des Vaters“ geſchloſſen wirds). Wenn die Braut 
trotzdem wagt, die eingegangene Bindung zu mißachten und einen 
anderen zu heiraten, „werden beide mitſamt ihrem Vermögen dem— 
jenigen überliefert, dem ſie zuvor verlobt wurde“. Alle Selfershelfer 
unterliegen einer Geldbuße. Selbſt über den Tod des Vaters hinaus 
bleibt der Verlobungsvertrag gültig. Eine andere Beſtimmung lautet 
dahin: „die Gattenwahl der Rinder beiderlei Geſchlechtes ſolle nach des 


Arnold, Cultur und Rechtsleben, S. 214. 

Im einzelnen ſoll die Reihenfolge der Rodifikationen über die Behandlung 
der Volksrechte entſcheiden. Wur den fränkiſchen Geſetzen weiſe ich einen anderen 
Platz zu, um den Zufammenbang aller derjenigen Stämme zu wahren, aus welchen 
das nachmalige Deutſche Reich erwuchs. 

3) III, I, 2; vgl. Jeumer, MA. 24, 577 ff.; Dahn, wWeſtgotiſche Studien, 
IIIff. 
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Vaters Tode der Überwachung durch die Mutter unterſtehen“ ), ſolange 
ſie am Leben weilt und keine zweite Ehe eingeht. Andernfalls: „be— 
gutachten die Brüder, wem der Jüngling oder das Mädchen würdiger 
zu verbinden ſei.“ Sind die Brüder noch nicht großjährig, dann ſteht 
dies verantwortungsvolle Amt dem Vaterbruder zu unter dem Beirat 
der nächſten Verwandten. Nur erwachſene Söhne dürfen ſelbſtändig 
„eine ebenbürtige Gattenwahl treffen“, wenn ſie imſtande ſind, etwaige 
Beſorgniſſe der Verwandten ihretwegen zu zerſtreuen. 

Die beiden weſtgotiſchen Geſetze bezeugen den Anſpruch der Eltern 
oder anderer Familienglieder bei der Verlobung mitzuwirken. Die 
Rechtsforſchung hat ihn vielfach als Ausfluß der ſog. „Geſchlechtsvor— 
mundſchaft“ über das Weib hinzuſtellen verſucht. Dieſe beſagt, daß 
unſere Vorfahren die Perſönlichkeit der Frau ihrer Geſchlechtsſchwäche 
halber geringer bewertet, ja in der Urzeit einem Vermögensſtück gleich 
der abſoluten Herrſchaft des Beſitzers unterworfen hätten. Am emp— 
findlichſten äußert ſich eine ſolche Gewaltherrſchaft bei der Eheſchließung. 
Man hat darum nicht geſäumt, von einem „Verlobungsrecht“ über die 
Frau zu ſprechen, das nötigenfalls erzwingbar iſt und damit den weib— 
lichen Mitbeſtimmungswillen ausſchaltetet. 

Die kurze Charakteriſtik genügt, um das Beſtehen einer derartigen 
Geſchlechtsvormundſchaft bzw. ihrer Nachklänge bei den Weſtgoten für 
unmöglich zu erklären. Ahnlich wie dem Vater gebührt hier auch der 
Mutter die Überwachung der Heirat und zwar gleichmäßig bei Söhnen 
und Töchtern. Darüber hinaus gewähren die Leges dem Mädchen ſogar 
ein Selbſtverlobungsrecht, falls ihre Brüder in böswilliger Abſicht nicht 
rechtzeitig für eine angemeſſene Verehelichung ſorgen. Fällt ihre Wahl 
auf einen ebenbürtigen Gatten, dann erwächſt ihr keinerlei Nachteil?) 
Heiratet ſie dagegen nicht ſtandesgemäß, ſo verliert ſie jeden Anſpruch 
auf die elterliche Hinterlaſſenſchaft. Grundſätzlich traut man alſo dem 
Weibe das gleiche Verantwortungsbewußtſein für ſolch einen folgen— 
ſchweren Schritt zu wie dem Manne. Mit einem Ehezwang läßt ſich 
dies um fo weniger in Einklang bringen, weil Chindaſwinth jeden 
dahinzielenden Verſuch „ohne königliches Geheiß“) als Mißbrauch 
geſtraft wiſſen will. Wur eine ſcheinbare Ausnahme bedeutet dem— 
gegenüber die zuvor geſtreifte Auslieferung einer Verlobten und ihres 


III, I, 7; vgl. Rive, Vormundſchaft I, S. 240 u. Anm. 175 Jeumer, 
NA. 24, 576 ff.; Ficker, Mitt., Erg.⸗Bd. 2, 523f. 

III, I, 8; vgl. Kon. 144 Zoff. Sierzu Röftler, Kirchenrecht. Abh. 51, 44; 
Jeumer, MA. 24, 576ff. 

III, 3, II; vol. Colberg, 24ff. u. Anm. I; Dahn, Rönige VI ?, S. 409f.; 
Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 114; Grimm, RU. 336f.; Jeumer, N. A. 
24, 604f. Letzterer z. B. bemüht ſich, den Nuntwalt von dieſen Vorſchriften aus— 
zunehmen, obwohl die Geſetzesſtelle nichts derartiges enthält. Der von Jeumer 
behauptete römiſche Einfluß zeigt ſich m. E. jedoch nicht auf dem behandelten Ge— 
biet, ſondern liegt in der geſteigerten Machtbefugnis des Serrſchers, auf Roften der 
Sippe königliche Seiratspolitif zu treiben. 


Abb. 


I. 


Verlobungsrecht und Geſchlechtsvormundſchaft 


Gefangennahme germaniſcher Frauen und Rinder 


Markusſäule, 2. Jahrh. 
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Buhlen an den beleidigten Bräutigam (III, I, 2). Wicht der Widerfpruch 
gegen den Vater, ſondern der Bruch des ſchon beſtehenden Verlöbniſſes 
entſcheidet in dieſem Falle über die Sühne, ſonſt müßte die ungehorſame 
Tochter unter die Botmäßigkeit des Vaters zurückkehren. Eine ſolche 
Forderung ſteht ihm jedoch ſelbſt der unverlobten gegenüber nicht zu. 
Wenn nämlich ein freies Weib zu einem freigeborenen Manne geht, 
um deſſen Frau zu werden, dann dürfen die Eltern ſchlimmſtenfalls 
ihre Tochter enterben; auf den Beſtand der Ehe ſelber haben ſie jedoch 
keinen Einfluß !). 

Verſuchen wir, auf Grund dieſer Feſtſtellungen Blarheit zu ge— 
winnen über ihren tieferen Sinn, dann ſchält ſich als Kernproblem die 
Forderung nach „Ebenbürtigkeit“ heraus. Darunter verſtehen die 
Germanen eine Gleichwertigkeit der Ehegatten nach der raſſiſchen Ab— 
ſtammung ihrer Geſchlechter und nach ihrer eigenen Charakterver— 
anlagung?). Sie bildet die Vorbedingung für die Reinerhaltung der 
Art, für eine ehrenvolle Machterweiterung der geſamten Sippe und 
damit für eine glückliche Ehe überhaupt. Aus der Verſchmelzung dieſer 
drei weſentlichen Punkte geht hervor, daß die Gattenwahl in den Augen 
des Germanen niemals „Privatangelegenheit“ ſein kann. Trotz ſeiner 
leidenſchaftlichen Bejahung der Perſönlichkeit erkennt er dem Einzelnen 
nur dann vollgültigen Wert zu, wenn er in der Blutsgemeinſchaft 
wurzelt. Ihre ſtärkſte Ausprägung findet dieſe in der verwandtſchaft— 
lichen Bindung der Sippe?). Sie bedeutet für ihre Mitglieder einen 
feſtgefügten Friedensverband und zugleich eine Quelle der Macht. Ihre 
geheiligten Bande zu verletzen gilt als ärgſter Frevel. Darum muß der 
Einzelne unter Umſtänden felbft gegen feine Überzeugung für Taten von 
Blutsfreunden einfteben, die ohne feine Billigung geſchahen!). Die 
gleiche „Sippenſolidarität“ waltet bei der Eheſchließung. Sie richtet 
ſich in der Regel alſo nicht auf die Befriedigung perſönlicher Wünſche, 
fondern auf die Erfüllung „fippenpolitifcher”?) und damit volfe- 
politiſcher Verpflichtungen. Durch nichts kommt die gekennzeichnete 
Haltung deutlicher zum Ausdruck als durch die Teilnahme der Ver— 
wandten bei der Verlobung. Am eheſten könnte man ſie eine „Bei— 
ſtandſchaft“ oder „Eheberatung“ nennen. Nur in dieſem Sinne 
möchte ich fie der Brunnerſchen „Gbervormundſchaft der Sippe“ ®) 
vergleichen und darunter deren Einſatzbereitſchaft für die Belange ihrer 
Mitglieder verſtehen. „Munt“ bedeutet in meinen Augen eben kein 


) III, 2, 8; vgl. 4, 7. Sierzu Colberg, a. a. O.; Köſtler, Kirchenrechtl. 
Abh. 51, 43; Wilda, Strafr., S. 80], 8085 Jeumer, MA. 24, 596f. 

2) Rlofe, Diff. 40 f.; Rive, Vormundſchaft I, 99f. 

„Sippe“ heißt etwa „Frieden“; got. gasibjon — ſich verſöhnen; ſ. Heusler, 
Wiedererſtehung, S. 168 f.; vgl. Amira, Grundriß 171]. 

4) Vgl. Seusler, a. a. O.; Rlofe, Diff. I8f. 

5 Rloſe, Diſſ., S. 36; vgl. Boden, Mutterrecht u. Ehe, S. 83. 

) Brunner, DRG. I, S. 126; vgl. FRE. Is, 103. 
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„Gewaltverhältnis“ wie die herrſchende Meinung lehrt und vielfach 
ſogar ihre Gegner), ſondern ein „Schutzverhältnis“ ?). Selbſtver— 
ſtändlich unterſtehen ihm darum in erſter Linie die zweifellos ſchutz— 
bedürftigeren Frauen. Doch müſſen wir uns hüten, ſie aus dieſem 
Grunde den handlungsunfähigen Minderjährigen gleichzuſtellen. Da— 
durch würde der hohe ethiſche Gehalt der Sippenmunt herabgewürdigt 
und in ſeiner Bedeutung für männliche Mitglieder unverdient ab— 
geſchwächt. Wicht auf Zwang beruht die innere Kraft einer Gemein— 
ſchaft, ſondern auf freiwilliger Einordnung in ihre Geſetzlichkeit. 
Infolgedeſſen beſitzt bei den Weſtgoten der Vater oder die übrige Ver— 
wandtſchaft keine Rechtsmittel, um beiſpielsweiſe die eigenmächtige 
Eheſchließung einer Tochter gewaltſam zu verhindern. Dieſe ſetzt ſich 
vielmehr durch ihr Tun ſelbſt außerhalb des Sippefriedens und ihre 
künftige Behandlung von ſeiten der Blutsgemeinſchaft hängt allein 
von deren Verſöhnlichkeit ab. 

Das burgundiſche Volksrecht baut ſeine Beſtimmungen im weſent— 
lichen auf denſelben Grundgedanken auf. Vor allen Dingen erkennt 
es gleichfalls die Beteiligung der Verwandten bei der Verheiratung von 
Frauen an, verbindet damit jedoch eigenartige vermögensrechtliche An— 
ſprüche, auf die ich weiter unten näher eingebe. Nicht ganz leicht fällt 
es, ſich durch die manchmal etwas dürftigen und widerſpruchsvollen 
Verordnungen hindurchzufinden. Aus der Überſchrift des zunächſt in 
Frage ſtehenden Titels?) geht allem Anſchein nach hervor, daß wieder— 
um Vater und Mutter die nächſtberechtigten Berater ihrer Tochter ſind 
und dementſprechend „Wittimon-Empfänger“. Auf ſie folgen dann 
die Brüder der Braut und in ihrer Ermangelung der Gheim väter— 
licherſeits zuſammen mit den Schweſtern (L. Burg. 66, I). Völlig ge— 
ſichert erſcheint mir dieſe Reihenfolge nicht. Bereits der anſchließende 
Satz (L. Burg. 66, 2) gewährt dem großjährigen Bruder einen gewiſſen 
Vorrang der Mutter gegenüber, was freilich ſchlecht zu deren Vor— 
mundſchaft paſſen würde (L. Burg. 85, J). Verteidigen ließe er ſich 
allenfalls durch die freilich nicht ſicher zu beweiſende Behauptung, daß 
Vater und Bruder den geſamten Wittimon in Beſitz nehmen können)), 
während allen übrigen Empfängern ſtets nur ein Drittel davon zuſtehe. 

Im übrigen kennen die Burgunder ſo wenig wie die Weſtgoten 
ein Recht der Sippe auf Ehezwang. Die willkürlich eingegangene Der- 

Amira, Gött. Gelehrte Anzeigen I, S. 264 (1892). Grundriß, S. 185; 
Ficker, Unterſ. I, S. XXIII, 76, I35f., 237; III, S. 419 f.; Seusler, Inſt. I, 
S. Io4f., losf., II4f. 8 

) Rive, Vormundſchaft I, S. XXII; vgl. Waitz, Über die Bedeutung des 
Mundium. Beſ. charäkteriſtiſch erſcheint mir fein Hinweis auf die königliche Munt 
und das „ſich freiwillig in die Munt eines anderen begeben“. Blu. Sitz-Ber., Bd. 9. 

L. Burg. 66, vgl. hierzu Seusler, Inſt. II, S. 279; Rive, Vormundſchaft I, 
S. 253f.; Schröder, Ehel. Güterrecht I, S. 43f. 


) Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 44; vgl. Seusler, Inſt. II, S. 279 u. 
Anm. 8. 
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bindung einer Frau bleibt als ſolche unanfechtbar (L. Burg. Joo); nicht 
einmal erbrechtliche Nachteile drohen der Ungehorſamen. Einzig ihren 
Gatten trifft eine empfindliche Buße dafür, daß er weder den Braut— 
vater „ſeine Abſicht zuvor wiſſen ließ noch deſſen Rat einholte“ ). 

Gleichfalls auf römiſchem Boden erwuchs die langobardiſche Geſetz— 
gebung. Dennoch unterſcheidet ſie ſich durch ihre ſtrenge Formulierung 
ſo weſentlich von den eben behandelten, daß fie geradezu für deren 
Gegenpol gilt. Dieſer Einſchätzung verdankt ſie ihren weithin ver— 
breiteten Ruf, das getreueſte Spiegelbild altgermaniſchen Rechtes?) zu 
ſein, demgegenüber die milden weſtgotiſchen und burgundiſchen Be— 
ſtimmungen mehr oder weniger ſtark als römiſches Geiſtesprodukt ver— 
femt werden. Die gekennzeichnete Anſchauung ſtützt ſich hauptſächlich 
auf den Satz: „keiner freien Frau ... ſoll es geſtattet fein, nach eigener 
Willkür, d. h. ſelbſtmündig, zu leben, vielmehr muß ſie ſtets unter 
männlichem, gegebenenfalls königlichem Schutze bleiben“ (Roth. 204). 
Selbſt wenn wir die oben geäußerte Meinung über die „Munt“ auf— 
rechterhalten, bedeutet ſie hier eine auffällige Einſchränkung der weib— 
lichen Bewegungsfreiheit. Suchen wir nach irgendwelchen Gründen 
dafür, dann fällt uns ſogleich die außerordentlich geſpannte politiſche 
Lage der Langobarden in Italien auf. Von mächtigen Feinden um— 
geben, eine raſſiſch und konfeſſionell andersartige unterworfene Be— 
völkerungsſchicht im eigenen Staate ging ſchon das zahlenmäßig ſtarke 
Oſtgotenvolk in zwanzigjährigem Ringen gegen Byzanz zugrunde, trotz 
der genial angelegten Bündnispolitik des großen Theoderich. Ein 
gleiches Los erwartete die Langobarden, die obendrein ein kleiner, 
allerdings überaus ſtreitbarer Germanenſtamm waren (Tacitus, 
Germania, Rap. 40). Um ſich in der gefährdeten Stellung behaupten 
zu können, waren fie einfach gezwungen, ihre Serrſchaft auf eine 
Militärdiktatur zu ſtützens). Sie mußte unweigerlich zu einer aus— 
nahmsweiſe ſchroffen Machterweiterung aller waffentragenden Männer 
führen. 

Daß ſich eine derart auf männliche Mitglieder verdichtete Sippen— 
munt ſcheinbar gegen die Frau richtet, iſt aus raſſiſchen Gründen nur 
logiſch!). Für die Erhaltung des langobardiſchen Volkstums kam es 
darauf an, vor allem die Frauen ſorgfältig vor Blutsmiſchung zu be— 
wahren. Nicht das bloße Beſtehen entſprechender Schutzmaßnahmen 
in Form einer Muntſchaft läßt daher auf eine rechtliche und ſittliche 
Tieferbewertung des weiblichen Geſchlechts ſchließen, ſondern allein 
die Tatſache, ob ein ſolcher Schutz den Ausübenden etwa zu Gewalt— 


) L. Burg. Io, I. 2; vgl. Schröder, Ebel. Güterr. I, S. IIf. 

2) Dal. Rive, Vormundſchaft I, S. 182 f. u. etwa Schröder, Ebel. Güterr. I, 
S. 7; Rofentbal, S. 69; A. M. Ficker, Unterſ., Einl. S. XXIVf.; vgl. auch 
Mitt., Erg.⸗Bd. 2, 502. 

) Dal. Gpet, Gierkes Unterſ. 25, 43; Rive, Vormundſch. I, S. 183, 224. 

) Vgl. Darré, Bauerntum, S. 379. 
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handlungen berechtigt. Die Teilnahme der Verwandten bei der Ehe— 
eingehung iſt uns bereits geläufig; desgleichen die Reihenfolge der 
Verlober: Vater, Bruder, Vaterbruder, „oder wer das Mundium über 
fie innehat“!). Nur die Übergehung der Mutter weicht von den weſt— 
gotiſchen und burgundiſchen Beſtimmungen ab, eine Folgeerſcheinung 
der eben entworfenen politiſchen Lage. Von einem Gewaltrecht über 
die Frau melden die angeführten Stellen nichts. Es ließe ſich höchſtens 
für Roth. 195 behaupten. Dieſer Paragraph legt feſt, welche Gründe 
dazu führen, den Inhaber einer Munt wegen Mißbrauch ſeines Amtes 
zu entheben. Heiratszwang durch den Muntwalt iſt ihm zufolge aus— 
geſchloſſen; jedoch gilt die Beſtimmung ausdrücklich „mit Ausnahme 
von Vater oder Bruder“. Deren Sonderſtellung begegnet uns allent— 
halben wieder, findet aber auch die gebührende Erklärung: „Dieſe Frei— 
heit gewähren wir ihnen aber deswegen, weil wir glauben, daß der 
Vater ſeine Tochter bzw. der Bruder ſeine Schweſter niemandem aus 
unehrenhafter Geſinnung heraus oder gegen beſſere Einſicht an— 
vermäblen werden“ ?), „da ihr nicht ſchlimmer mitgeſpielt werden 
kann, als daß man ihr einen Gatten aufdrängt, der ihr ſelber mißfällt“ 
(Liut. I20). 

Wer dieſe Begründung nicht gelten laſſen will, weil fie erſt der 
Liutbrandſchen Geſetzgebung angehört, muß ſich jedenfalls der Be— 
weiskraft derjenigen Edikte beugen, die mit weſtgotiſchen und burgun— 
diſchen übereinſtimmend auch der freigewählten ebenbürtigen Ehe eines 
weibes Rechtsſchutz verleihen, der berühmten „Ehe ohne Mundium“ ). 
Das Geſetz verpflichtet wiederum nur den Ehemann dazu, der verletzten 
Sippenebre Genugtuung zu verſchaffen mittels einer Bußzahlung. 
Wie ſich die Derwandten zu der ungehorſamen Tochter einſtellen, bleibt 
ihnen vollkommen überlaſſen. Erſt Liutbrand (5) ermächtigt aus- 
drücklich Vater oder Bruder dazu, „fortan uneingeſchränkt über deren 
Beſitztum zu verfügen“. 

Ich komme nun zu der Behandlung der in engerem Sinne „deutſchen“ 
Volksrechte, zunächſt den fränkiſchen!). Sinſichtlich der Eheſchließung 
bedroht das Geſetz jeden, der fremde Knaben oder Mädchen „ohne Ein— 


) Roth. 186, vgl. 178, 181, 184; Ciut. 145. Hierzu Röftler, Z?RE. 29, 89; 
Weinhold, Deutſche Frauen I, 3, S. 217. 
Liut. I2; vgl. hierzu Habicht, Verlobung 23 f.; Schröder, Ehel. Güterr. I, 
S. 7 u. Anm. 35; A. M. Röftler, Z’RE. 29, 93f.; Rive, Vormundſchaft I, 
S. 240, Anm. 19; Wolff, Mitt. 17, 374f. 

Roth. 214, vol. 188, Ciut. ILS; hierzu Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 23f.; 
J. f. Priv. u. öff. R., Bd. X, S. 438 f.; Seusler, Inſt. II, 28If. u. Anm. 12; 
Köſtler, Kirchenrechtl. Abh. 51, 35f.; FRE. 29, SIf., I31f.; Kohler, 3. f. 
vergl. Rechtswiſſ., Bd. 6, 5. 3, S. 32 ff. 

) Das Beſtehen der Geſchlechtsvormundſchaft iſt für fie mit am ſchwierigſten 
zu erweiſen, beſonders infolge der Arbeiten von Ficker, Mitt., Erg.-Bd. III, 
S. 455f., beſ. F503 f.; Unterſ. zur Erbenfolge, Bd. 3, S. 401 f. und Gpet, Mitt., 
Erg.⸗Bd. III, beſ. S. 3ff., Erg. Bd. V, S. los ff. 
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willigung der Eltern“ zu verkuppeln wagt, mit Tod und Vermögens— 
verluft!). Hieraus läßt ſich ein ähnliches „Eheberatungsrecht“ der 
berufenen Sippenvertreter erſchließen, wie es die Weſtgoten kennen. 
Ob die elterliche Mitwirkung bei der Verlobung des Sohnes nur wäh— 
rend ſeiner wirtſchaftlichen Unſelbſtändigkeit üblich ſein mochte, glaube 
ich auf Grund des allgemeingehaltenen Satzes: „wenn ſich jemand 
eine fremde Jungfrau in Gegenwart der beiderſeitigen Verwandten an— 
verlobt“ ?), ablehnen zu dürfen, um ſo eher, da ich in ihr keine recht— 
mäßige Verfügungsgewalt erblicke. Wenn trotzdem hin und wieder 
Mißbrauch mit der väterlichen Autorität getrieben wurde, dann liegt 
darin nur „die Bezeugung eines (vereinzelten) tatſächlichen, aber nicht 
notwendig rechtlichen Vorganges“). 

Der vorgetragenen Meinung möchte ich im allgemeinen zuſtimmen, 
und fie im einzelnen nur ihrer Kinfeitigfeit in bezug auf den Sausſohn 
entkleiden. Daß nämlich vom Rechtsſtandpunkt aus der Tochter gegen— 
über der gleiche Grundſatz galt — auch wenn es im Ernſtfalle leichter 
ſein mochte, gerade ſie dem väterlichen Willen gefügig zu machen — 
geht wiederum aus der Möglichkeit ihrer eigenmächtigen Heirat hervor. 
Die betreffende Beſtimmung“ fügt ſich denkbar gut den bisherigen Be— 
obachtungen ein. Sie gewährt den Eltern oder Verwandten eines 
Mädchens im Falle einer ſelbſtgewählten unebenbürtigen Verbindung 
ein Widerſpruchsrecht. Deſſen Ziel kann nur ſein, die durch eine er— 
niedrigende Heirat gefährdete Sippenehre wiederherzuſtellen und das 
Mädchen ſelber von einem übereilten, folgenſchweren Schritt zurück— 
zuhalten. Die Entſcheidung der ganzen Angelegenheit liegt jedoch bei 
der Frau: „Ergreift fie das dargebotene Schwert, fo ſtirbt der Knecht. 
Ergreift fie die Kunkel, fo verharre fie in der Sklaverei“. Wenn alſo 
ſchon bei einer Eheeingehung, die wegen ihrer Unebenbürtigkeit das 
ſittliche Empfinden des Franken empören mußte, keine Gewalt gegen 
den freien Entſchluß des Weibes angewandt werden durfte, um wieviel 
weniger erwartet man ſie bei der gebräuchlichen Eheſchließung oder 
auch bei eigenwilligen Heiraten mit Gleichſtehenden (vgl. L. Rib. 
38,3) 

Ein davon weſentlich abweichendes Bild ergibt das alamanniſche 
Recht. Sier iſt nicht mehr von einem Beratungsanſpruch des Vaters 
die Rede, ſondern von einem „förmlichen Ehebewilligungsrecht“, deſſen 
Mangel eine legitime Verbindung unmöglich macht (L. Al. 53, J, 
Rod. A). Gerade darum haben die Verfechter der Munt Theorie dieſe 


) L. Sal. 7J, I; vgl. Brunner, DRG. II, S. 749 f. u. Anm. 63; Ficker, 
Unterſ. III, S. 402; Geffcken, L. Sal. 237f.; Röftler, Z?RE. 29, 97f.; Opet, 
mitt., Erg. Bd. III, II. 

L. Sal. Ext. A. I, 4; vgl. Tacitus, Germ., Kap. 18. Sierzu u. a. Brunner, 
a. d. O. I, S. Ioꝛ2 ff.; Geffden, a. a. O., S. 134; Seusler, Inſt., Bd. II, 435f. 

) Röftler, FRE. 29, 98, Anm. I. 

) L. Rib. 58, IS; vgl. L. Sal. J3, 8; 25, 6; hierzu Röftler, a. a. O., Jos ff. 


Verlobungsrecht und Geſchlechtsvormundſchaft 13 


Stelle vielfach für altgermaniſche Satzung erklärt!) und darin zweifel- 
los eine achtbare Stütze für ihre Anſicht gefunden. Gb aber die Be— 
ſtimmung tatſächlich in voller Schroff heit gegolten hat, erſcheint mir 
zweifelhaft. „Wenn nämlich eine ſolche Frau ihrem Manne fortſtirbt, 
bevor jener das Mundium bei ihrem Vater anforderte, ſo muß er ſich 
ihretwegen dem Vater gegenüber mit 400 Solidos löſen“ (L. Al. 53, 2) 
Das wäre der Wergeldbetrag für ein freies Weib. Im Gegenſatz zu 
den Langobarden hängt alſo hier die Gültigkeit der Ehe ganz vom 
Erwerb der Muntſchaft ab. Für die Beantwortung der Frage nach 
ihrer Eingehung kommt folglich alles darauf an, ob der Vater nach 
eigenem Gutdünken über die Muntauflaſſung an den Ehemann ent— 
ſcheiden darf, oder ob er dem nachträglichen „Mundium anfordern“ 
willfahren muß. 

Für letzteres ſpricht die rechtliche Behandlung der anderweitigen 
Heirat einer Braut?)). Ihrem Entführer bietet ſich offenſichtlich die 
Möglichkeit, ſelbſt gegen den Willen der Sippe — ſpeziell des Vaters — 
eine vollgültige Ehe mit ihr einzugehen. Die Verneinung der gleichen 
Möglichkeit in bezug auf ein unverlobtes Mädchen würde daher nicht 
nur befremden, ſondern dem germaniſchen Grundſatz von der Seiligkeit 
rechtmäßig geſchloſſener Verträge geradezu widerſprechen. 

Andererſeits findet ſie eine Stütze in den zu dieſer Frage ge— 
hörigen Beſtimmungen über die Entführung einer Ehefraus). Ver— 
weigert nämlich der Entführer ihre Auslieferung, dann ſteigert ſich 
fein Bußgeld zwar wiederum auf die üblichen 400 Sol., diesmal aber 
nur: „falls ſich der frühere Gatte einverſtanden erklärt!“ Der gute 
Wille des geſetzlichen anerkannten Ehemannes entſcheidet folglich ſowohl 
über die Legitimität der zweiten Ehe ſeines untreuen Weibes, wie auch 
über die Erbfähigkeit ihrer dort gezeugten Rinder. Letzteres deckt ſich 
mit der kanoniſchen Forderung: „Als Vater gilt, wen die Heirat aus- 
weiſt.“ Die Frage nach der Herkunft dieſes alamanniſchen Geſetzes er— 
übrigt ſich hiernach von ſelber. Gleiches muß m. E. von dem väter— 
lichen Ehegenehmigungsrecht gelten, da es auf demſelben Grund— 
gedanken beruht). Seine Triebfeder ſuche ich in den Machtgelüſten der 
RXomkirche, deren weit fortgeſchrittener Einfluß auf die alamanniſche 
Geſetzgebung uns noch wiederholt begegnen wird. Weil nämlich die 


) U. a. Freiſen, Kanoniſches Eherecht, S. log u. Anm. 19; Schröder, 
Ehel. Güterr. I, S. 7 u. Anm. 36; Sohm, Eheſchließung, S. 5If.; A. m. 
Dargun, Sierkes Unterſ. 16, 35f.; Sabicht, Verlobung, S. 42; Röftler, 
Kirchenrechtl. Abh. 51, 53f. 

2) L. Al. 51; vgl. Colberg, S. 31; Dargun, a. a. G.; Sabicht, a. a. O., 
J. 54; Rive, Vormundſchaft I, S. 243 u. Anm. 26; Schröder, Ehel. Güterr., 
a. a. O.; Sohm, Trauung, S. 24f. 

) L. Al. 50, I. 2; vgl. hierzu Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 35f.; Seusler, 
Inſt. II, S. 278, Anm. 4; Wilda, Strafr., S. 849f. 

) Dal. Röftler, Kirchenrechtl. Abh. 51, 40; 54ff.; FRE. 29, 104; IISNH; 
133 f., aber auch Heusler, Inſt. II, S. 281, Anm. II; Sohm, Trauung, S. 31]. 
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Erhaltung der Kaſſe über die Einzelehen geht, mußte deren endgültige 
Beherrſchung der Virche den Schlüſſel liefern, über die zukunft des 
Germanentums überhaupt zu entſcheiden. 

Die Grundhaltung des bayriſchen Rechtes entſpricht trotz deſſen naher 
Verwandtſchaft mit dem alamanniſchen wieder mehr derjenigen der erſt— 
genannten Völkerſchaften. Aus der Kennzeichnung des Jungfrauen— 
raubes als geſchehen „gegen ihren eigenen Willen und den ihrer An— 
gehörigen“ (L. Bai. 8, 6) geht hervor, daß die Bayern eine ordnungs— 
gemäße Verlobung unter Berückſichtigung des weiblichen Willens und 
bloßer Mitwirkung der Verwandten vorzunehmen pflegten. Warum 
letzteres, abgeſehen von den erwähnten ſippenpolitiſchen Geſichts— 
punkten, Frauen gegenüber beſonders notwendig ſein mochte, ſo daß 
Jünglinge in der Tat vielfach weniger behindert erſcheinen, finden wir 
endlich einmal näher begründet in dem aufſchlußreichen Satz: „Wenn 
jemand ein freies Weib gleichſam zur Ehe überredet und dann auf der 
Straße mißbraucht, was die Bayern „Trugheirat“ !) nennen, fo büße er 
mit J2 Solidos.“ Offenbar fürchtet der Germane „die Verführungs— 
Fünfte des Mannes“ , der mittels vorgefpiegelter Eheverſprechungen 
ein Mädchen in Schande bringen kann. Dem ſetzt man die Ehre der 
Frau und damit der Sippe nicht aus, ſondern ſorgt von vornherein für 
genügenden Schutz durch eine Eheberatung. 

Demgegenüber kehrt die Lex Angl. et Werin. (d. i. der Thüringer) 
wieder ſtärker den Standpunkt des väterlichen Unwillens über die Miß— 
achtung ſeiner Autorität hervor. Er äußert ſich wie zu erwarten darin, 
daß eine Frau, welche „ohne den Willen des Vaters oder Muntwaltes 
irgendjemanden heiratet, ihr ganzes Vermögen, das fie beſitzt oder noch 
zu bekommen hat, verlieren ſolle“?). Die eingegangene Verbindung 
zunichte machen kann die Gegnerſchaft der Sippe freilich auch hier nicht. 

In der Grundhaltung zeigen ſich die Frieſen ähnlich. Sie be— 
trachten die ſelbſtändige Eheſchließung einer Frau (L. Fris. 9, II) gleich⸗ 
falls für vollgültig. Abweichend von den Thüringern bevorzugen ſie 
jedoch die mildere Faſſung der Geſetze. Wur dem ſippenfremden Ehe— 
mann erlegen ſie eine Buße an den gekränkten Muntwalt des Weibes 
auf). Von einer Beſtrafung der Ungehorſamen ſchweigen fie, wahr— 
ſcheinlich weil ſie dieſe als rein perſönliche Angelegenheit der Familien— 
glieder empfinden. 


) L. Bai. 8, 17 (vgl. 8, 16), d. b. „Trugverlobung“, „trügeriſches eheliches 
Verſprechen“; ſ. Schwind, Ed. d. L. Bai., S. 361, Anm. I. Vgl. ferner L. Bai. 
8, 8. Dazu Wilda, Strafrecht, S. 814ff. 

) Boden, Mutterrecht u. Ehe, S. 73 ff. 

) L. Thur. 45; vgl. Amira, Erbenfolge, S. 70; Brunner, DRG. I, S. 95; 
Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 112; Jeumer, NA. 25, FSoöff. 

) Dem Stande der Entführten entſprechend. L. Fris. 9, JI—J3; vgl. Col- 
berg, 26ff. Unter Freien beträgt fie 20 ſol.; vgl. evtl. Roth. 188, 240: Jur Ab— 
wehr der Fehde! 
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Zuletzt unter den Volksrechten wollen wir unſere Aufmerkſamkeit 
der L. Sax. ſchenken. Wächſt den langobardiſchen Edikten gilt fie für 
dasjenige ſüdgermaniſche Geſetz, in welchem die Geſchlechtsmunt in 
kräftigſter Blüte ſteht. Über deren Charakter ſind wir uns jedoch ge— 
nügend klar geworden, um darin Feine Herabſetzung der weiblichen 
Perſönlichkeit zu ſehen. Das Sachſenrecht beſtätigt dieſes Ergebnis 
ſehr eindrucksvoll. Nach der Wiederheirat einer Witwe darf 3. B. ihr 
Sohn aus zweiter Ehe das Schützeramt über eine erſteheliche Tochter 
übernehmen; umgekehrt gelangt die Tutel einer zweitehelichen Tochter 
jedoch niemals in die Hände ihres älteren Halbbruders!). Dieſe Ver— 
ordnung bahnt m. E. einen gewiſſen Rräftesusgleich zwiſchen den Halb- 
geſchwiſtern an. Von jüngeren Brüdern erwartet man naturgemäß 
weniger leicht Übergriffe gegen ihre Schweſtern wie von älteren, die 
ihnen in jeder Sinficht überlegen find. Ihnen entziehen die Sachſen 
folglich das Mundium, während ſie es jenen ruhig belaſſen. Darüber 
hinaus widerlegt die Lex jede Ehegenehmigungsbefugnis der Eltern 
oder Verwandten eines Mädchens in dem an die übrigen Volksrechte 
anklingenden Satz: „Wenn aber jemand ohne den Willen der Eltern 
eine Jungfrau heiratet mit deren Einverſtändnis, dann büße er ihren 
Eltern 2 x 300 Solidos“ (L. Sax. 40). Ich fühle mich berechtigt, 
hieran die gleichen Folgerungen zu knüpfen wie bisher, ohne ſie im 
einzelnen zu wiederholen). 

Als vorläufiges Ergebnis möchte ich auf Grund des vorliegenden 
Quellenmaterials und ſeiner inneren Einheitlichkeit den Südgermanen 
eine Geſchlechtsvormundſchaft im üblichen Sinne abſprechen. Wohl 
aber gewahren wir das Beſtehen einer mehr oder minder ſtarken Anteil— 
nahme der Verwandten bei der gebräuchlichen Verlobung, die ſich aus 
dem Weſen der Sippengemeinſchaft genugſam erklären läßt. Ehe wir 
jedoch einen diesbezüglichen Schluß wagen auf gemeingermaniſche Ver— 
hältniſſe, müſſen wir prüfen, ob das herausgearbeitete Bild auch den 
nordgermanifchen Befunden ſtandhälts). 

Bei der Altertümlichkeit, die man vor allem den Schwedenrechten 
nachrühmt, wundert es uns nicht, das Mitwirken der Geſamtſippe bei 
einer Eheſchließung beſtätigt zu finden. Teilweiſe ſoll hier die Werbung 


) L. Sax. 45; vol. Amira, Erbenfolge, S. 119; Rive, Vormundſchaft I, 
S. 276, Anm. 3; Schröder, RG. S. 333f. 

Jur Ergänzung ſei noch auf die angelſächſiſchen Verfügungen hingewieſen, die 
ebenfalls jede Annahme rechtsgültigen Ehezwanges unmsglich machen. (Cnut II, 
74, Wifm. Bew. I, Ciebermann, S. 360, 442; vgl. Röftler, Virchenrechtl. Abh. 
51, 57f.) Allerdings beſitzen fie ihres ftarf kirchlichen Einſchlages halber für unfere 
Frage weniger Überzeugungskraft. 

) Es kann mir natürlich nicht in den Sinn kommen, hierbei eine auch nur 
annähernd erſchöpfende WLuellenanalyfe vorzunehmen. Bei der Fülle des Materials 
würde fie den Rahmen meiner Arbeit ſprengen. Nur eine knappe charaäkteriſtiſche 
Auswahl ſoll nachweiſen, ob ſich die gefundenen Schlüſſe mit nordiſchen Belegen 
ftügen laffen oder nicht. 
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nicht allein beim Muntwalt der Frau angebracht werden, ſondern 
gleichfalls bei anderen Verwandten). Aber auch heiratenden Männern 
ſchreibt das Geſetz unter Umſtänden vor, fie mögen die Zuftimmung 
ihrer Blutsfreunde einholen ?). 

Im allgemeinen gilt das norwegiſch-isländiſche Recht für ungleich 
freiheitlicher als das altſchwediſches). Dennoch begegnen wir in beiden 
Gruppen dem Amte des „Verlobers“ über die weiblichen Mitglieder, 
den fein Name „lögrädandi‘ jedoch deutlich als „geſetzlichen Ratgeber“ 
kennzeichnet). In erſter Linie werden mit dieſer Sorge Vater, Brüder 
und Mutter betraut (Frost. II, 2. 4. Io. I2. 17; Gul. 47, 51, 291), 
ſodann entferntere Verwandte überhaupt, anſcheinend der Erbenfolge 
entſprechend (Kon. 144 29 f.; Stad. 119% 159). Liegt z. B. mehreren 
Brüdern gleichzeitig dieſe Pflicht ob, dann entſcheidet bei Unſtimmigkeit 
die Anſicht des älteſten, der aber den Rat der Familie einholen muß, 
oder auch das Los. Die Isländer erkennen in dieſem Falle dem Willen 
desjenigen ausſchlaggebende Bedeutung zu, der mit den Wünſchen des 
Mädchens übereinſtimmt, vorausgeſetzt, daß es eine eigene Meinung 
kundtut. Entfernteren Verwandten gegenüber erlaubt ihm das Recht 
ſowieſo größere Selbſtändigkeit, ſobald es volljährig iſt und über Erb— 
gut verfügt). 

Einen nicht hoch genug zu würdigenden Einblick in die tatſächlichen 
Lebensverhältniſſe fern aller leicht etwas abſtrakten Juriſterei gewähren 
uns die Isländer -Sagas. Ihre Überlieferungen find daher für unſere 
Frage beſonders aufſchlußreich“). In erdrückender Mehrzahl ſchildern 
ſie den reibungsloſen Verlauf einer Verlobung. Etwa ein Drittel aller 
Fälle bezeugt die ausdrückliche Befragung des Mädchens um ſeine 
Meinung. Jedesmal erklärt es darauf ſein Einverſtändnis mit der ge— 
troffenen Wahl der Verwandten und überläßt ihnen faſt ſtets die 
weitere Entfcbeidung”). Über die Hälfte aller Fälle erwähnt dagegen 
eine beſondere Zuſtimmung des Mädchens nicht’). Da hier jedoch die 
Sippenverbältniffe, der Verlobungsakt ſelbſt und die nachfolgende Ehe 

) ÖGL. Gb. 5, I; Upl. AE. I; vgl. Rive, Vormundſch. I, S. IIS. 

SML. Gb. I; vgl. Rive, a. a. O. Die kirchenrechtlichen Beſtimmungen 
übergebe ich in dieſem Juſammenhang, obwohl z. B. WGL. II, 52 mehr nach 
Bekämpfung ungeſetzlicher Übergriffe ausſieht als nach einer Neuerung. 

) Dal. Maurer, Vorleſ. II, S. 484; Rive, Vormundſch. I, S. 80, III u. ò. 

) maurer, a. a. O., S. 493, weiſt darauf bin, rada heiße „verfügen“. Die 
Grundbedeutung ift aber „raten, beraten“. Val. Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 65. 

5) Frost. II, 18. Das dürfte in der Regel der Fall fein, wenn Eltern und Brüder 
nicht mehr am Leben weilen; vgl. auch Frost. II, I7; Kon. 14429 f. mit L. Vis. III, 
J, 8. Sierzu Boden, Mutterr. u. Ehe, 3.90, aber auch Amira, Obl. R. II, S. 660 
u. Ficker, Mitt., Erg.⸗Bd. 2, 531. 

) Für die folgenden Juſammenſtellungen vgl. beſ. Kloſes Diſſ., Rap. IV, 
„Heirat“, auch Boden, Mutterr. u. Ehe, bei. S. 64f. 

7) J. B. Laxd. 9, 68; vgl. Kloſe, Diſſ., S. 48; Boden, a. a. O., S. 83. 
8 = 55 B. Eg. 7, 17; vgl. Rlofe, S. 52; andererfeits Rive, Vormundſchaft I, 
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in voller Harmonie erſcheinen, erlauben ſie den Schluß auf ein ſchweigen— 
des Einverſtändnis der Braut, getragen von dem Einsgefühl der 
Familie. Beweiskräftig ſind hierfür jene ſeltenen Fälle, wo ein Bruch 
zwiſchen ihm und der Sippe vorhanden iſt, und die Jungfrau „ge— 
zwungen in eine Ehe geht“!). Die Schuld trägt durchſchnittlich der 
Muntwalt, der aus eigennützigen Motiven handelt und die Ehre der 
Frau wie auch der Familie nicht genügend wahrt?). Gewöhnlich werden 
ſolche Ehen unglücklich und enden nach kurzer Zeit. Die zwangsweiſe 
Verlobung charakteriſiert ſich damit ſelber als Ausnahme, wie ſie bei 
wenig harmoniſchen Familienverhältniſſen noch heutzutage vorkommt. 

Wer trotz alledem Bedenken trägt, das Übergehen des Mädchen— 
willens aus der Gleichſtrebigkeit der Sippenglieder zu erklären, der kann 
ſich aus der Rolle des Mannes bei der Eheſchließung eines beſſeren 
belehren laſſen. „Eine Verlobung wird gewöhnlich ſo eingeleitet, daß 
ein naher Verwandter (Pater, Bruder) oder der Pflegevater, einmal 
ſogar die Großmutter dem jungen Verwandten oder Pflegeſohn rät, 
ſich zu verheiraten (‚stadfesta räd‘, ‚boeta rad“), und zugleich ſchlagen fie 
ihm eine Frau vor, die paſſend iſt. In allen überlieferten Fällen iſt 
der Verwandte mit der Wahl einverſtanden. Meiſtens wirbt derſelbe 
Verwandte, der den Vorſchlag machte, bei der betreffenden Sippe für 
feinen Verwandten, ſelten wirbt man für ſich ſelbſt“s). Wie wir ſahen, 
handelt es ſich hier um eine vorherige Befragung des Mannes. Da— 
neben begegnen uns auch einige Fälle, wo Verwandte ihn ohne ſein 
Wiſſen verloben aus der Sicherheit ſeines Einverſtändniſſes heraus, 
die ſich jedesmal vollauf beſtätigt!). Als einzige Vorbedingung, die 
Männer und Frauen an eine Eheſchließung knüpfen, ſchält ſich wieder— 
um die Forderung nach Ebenbürtigkeit heraus, dem berühmten 
„Jafnraedi“ s). 

Hier ſchließt ſich der King, und wir find wieder bei dem weſtgotiſchen 
Ausgangspunkt angelangt. Als Ergebnis können wir feſtſtellen, daß 
die ſüdgermaniſchen Rechte durch die nordiſchen Belege nicht verlieren, 
ſondern an Tiefe und Lebendigkeit gewinnen. Das geſamte Quellen- 
material (evtl. mit Ausnahme der L. Al.) zeigt eine innere Einheit— 
lichkeit, die wir folglich als „gemeingermaniſch“ anſprechen dürfen. Ihr 
Hauptweſenszug iſt die Sippeverbundenheit, die ſich namentlich zum 
Schutze der Frau in einer Art Beiſtandſchaft kundtut“). Bei der Der- 
lobung äußert ſie ſich durch das Mitwirken der Blutsverwandten — 

) Kloſe, S. 49; vgl. Boden, a. a. G., S. 84f. 

2) J. B. Laxd. 34, 5; weitere Angaben ſ. bei Kloſe, a. a. G.; Rummer, 
midg. Untergang, S. 235. 

Kloſe, S. 42f. Vgl. L. Vis. III, I, 9 (Einleitungsworte); hierzu Heusler, 
Wiedererſtehung, S. 167; Weinhold, Deutſche Frauen IT’, S. 285f. 

1) Belege b. Kloſe, S. 43. 

5) Belege b. Kloſe, S. 40f.; vol. auch Boden, Mutterr. u. Ehe, S. lof. 

gl. Huber, Schweiz. Privatr. IV, S. 526: „Die Geſchlechtsvormundſchaft 
war in alter Jeit weſentlich nur Beiſtandſchaft zu gewiſſen Geſchäften.“ 
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meiſt beider Seiten — und beſtätigt ſomit rückhaltlos das Zeugnis des 
Tacitus. Mindeſtens bis in feine Tage hinein — etwa bis zum Beginn 
unſerer Zeitrechnung — dürfen wir folglich die Gültigkeit dieſes Ehe— 
ſchließungsbrauches zurückverlegen. 


2. Kaubehe und Entführung 


Auf Grund der Ergebniſſe des vorigen Kapitels lehne ich ein 
Zwengsrecht der Verwandten über die Frau in Geſtalt der oft be— 
haupteten Geſchlechtsvormundſchaft ab. Im folgenden bleibt die Frage 
zu löſen, ob eine Gewaltheirat nicht dennoch beſtanden habe in Form 
der ſog. „Raubehe“ ). Der Name kündigt bereits an, daß eine ſolche 
Verbindung wider den Willen des Weibes und ſeiner Sippe zuſtande— 
kommt, im Gegenſatz zu der Entführungsehe, welche das Einverſtändnis 
der Frau vorausſetzt und darum ſchlechthin als Typ ihrer eigenmächtigen 
Heirat gelten kann. 

Die L. Vis. beſtimmt?): Wer ein Weib raubt ohne feine Geſchlechts— 
ehre zu kränken, verliert fein halbes Vermögen an fie. Hat er jedoch das 
Beilager mit ihr erzwungen, „dann vermag er durch keinerlei Sühne 
eine Eheſchließung mit der geraubten Jungfrau oder Witwe herbei— 
zuführen“). Er verfällt „zeit feines Lebens“ der Verknechtung an die 
Eltern der Mißbrauchten oder an fie ſelber, verliert obendrein fein ge— 
ſamtes Vermögen und muß ſich einer öffentlichen Prügelung unter— 
werfen. Die Natur der Strafe macht alſo jede Ehemöglichkeit zunichte. 
Gleiches gilt für den Fall, daß es der Sippe einer Geraubten gelingt, 
fie dem Gewaͤhrſam des Täters zu entreißen. Auch dann gerät er laut 
Geſetz in die Gewalt der beleidigten Familie: „und ſelbſt dem Weibe iſt 
es unter keinen Umſtänden erlaubt, ſich dieſem Manne zu vermählen.“ 
Widrigenfalls „verwirken beide ihr Leben““). 

Ferner drohen die Weſtgoten Brüdern, welche den Raub ihrer 
Schweſter begünſtigen, dieſelbe Sühne an wie dem Haupttäter, „mit 
Ausnahme der Todesſtrafe“ (III, 3, 4). Alle ſonſtigen Helfer des 
Frauenräubers werden gleichfalls in Strafe genommen (vgl. III, 3, I2). 

Der anſchlie ßende Rechtsſatz behandelt den Raub einer Braut. Das 
Verbrechen gibt ſich dadurch als beſonders ſchwerwiegend zu erkennen, 
daß der Täter feine ganze Habe verwirkt“), in welche ſich die Verlobten 
gleichmäßig teilen. Beſitzt jener nur wenig Vermögen oder gar keins, 


) Vgl. u. a. Amira, Grundriß, 178; Brunner, DRG., Bd. I, S. 94f.; 
Dargun, Sierkes Unterſ. 16, IIIf.; Seusler, Inſt. II, S. 279 f.; Röftler, 
Kirchenrechtl. Abh. 51, 33 f.; FRE. 29, 81f., IIof. 

) III, 3, I; vgl. Jeumer, MA. 24, Goof. 

Vgl. III, 4, 14; Brunner, DRG. II, S. 859, 862; Colberg, S. 20f. u. 
Anm. Jo; ferner die frühſpaniſchen Fueros, Sinojoſa, 32 RG. 31, 229, 302f., 331. 

III, 3, 2; der Nachſaͤtz iſt kirchenrechtl. Satzung (Aſplrecht) entnommen und 
kommt hier nicht in Frage. 

III, 3, 5, nicht nur die Hälfte, wie in III, 3, I, vgl. Colberg, S. 29f. 
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dann wird er ſtrafverkauft und der Erlös mitſamt dem Vorhandenen 
in gleicher Weiſe den Brautleuten übergeben. König Rekkesſwinth er— 
gänzte hierzu ſpäter: Wenn die Eltern der Braut in eine nachträgliche 
Heirat mit dem Räuber willigen, dann follen fie den vereinbarten Mahl— 
ſchatz ihrer Tochter in vierfacher Höhe dem früheren Verlobten heraus— 
geben!) wegen des begangenen Vertragsbruches. Die in unſerem Zu— 
ſammenhange letzte altgotiſche Beſtimmung geſteht der gekränkten 
Sippe ſogar offen das Fehderecht gegen den Frauenräuber zu. 

Zwei weitere Paragraphen der jüngeren Geſetzgebung (III, 3, 8—9) 
regeln die Beſtrafung von Unfreien, die ſich desſelben Verbrechens 
ſchuldig machen. Für fie haftet ihr jeweiliger Herr, falls die Tat mit 
feinem Wiſſen und Wollen geſchah bzw. falls er ſich bereit findet, „für 
den Knecht Buße ... zu geben“. Sonſt verfallen fie der Todesſtrafe ?). 


Das burgundiſche Recht zeigt ſich der L. Vis. nahe verwandt. Es 
ſcheidet ebenfalls Raub (L. Burg. I2, I—3) und Entführung (12, 4, 
vgl. Joo, Jo], J) voneinander und ſetzt innerhalb beider Gruppen ver— 
ſchieden hohe Vermögensſtrafen feſt, je nachdem, ob das Mädchen in 
feiner Ehre verletzt wird oder nicht?). Iſt der Frauenräuber nicht in der 
Lage, die geſetzliche Forderung aus ſeinen Mitteln zu beſtreiten: „dann 
ſoll er den Eltern des Mädchens überantwortet werden, damit ſie nach 
eigenem Ermeſſen mit ihm verfahren können“ (L. Burg. I2, 3). So— 
wohl dieſe Stelle wie auch die vorhergehende (J2, 2), welche davon 
ſpricht, daß die Geraubte „unverſehrt zu ihren Eltern zurückkehrt“, 
ſchließen daher eine durch den Räuber erzwungene Ehe mit ihr aus. 
Gleiches muß m. E. für den erſten Paragraphen (12, I) gefolgert werden, 
ſelbſt wenn wir den Frevler als zahlungsfähig vorausſetzen. Eine tat— 
ſächliche Strafminderung, dem merkwürdig betonten „unverſehrt“ ent— 
ſprechend, wäre nämlich illuſoriſch, falls der Räuber fo leichten Kaufes“ 
fein Opfer erſt ſchänden und dann ungeſtört weiter genießen könnte. 
Seiner nachträglichen Ausſöhnung mit der verletzten Sippe oder mit 
dem Weibe allein legen freilich die Burgunder kein Semmnis in den 
Weg“). 


Derſelben Einſtellung begegnen wir bei den Langobarden. Sie be— 
drohen Frauenraub Roth. 186, 187) gleich Notzucht Roth. 26) mit 


III, 3, 3 als Spezialfall mag die „Vervierfachung“ der Dos eventuell auf 
römiſchen Rechtseinfluß zurückzuführen fein (ſ. Edit. L. Vis., S. 141, Anm. I), 
nicht aber die ſtrafrechtl. Vervielfältigung eines feſtſtehenden Betrages als ſolche. 
Vgl. Roth. 190/92; L. Thur. 34 (45); L. Fris. 8, I. 

2) Dal. Brunner, DRG. II, S. 860. 

gl. Brunner, a. d. O., S. 862, 864 f. u. Anm. 8; Röftler, Virchenrechtl. 
Abh. 51, 45f., Wilde, Strafr., S. 801, 815, 836, 847; aber auch Colberg, S. 23 
u. Anm. I, S. 28 u. Anm. 2. 

Mittels einer Jahlung von weiteren 3 15 Sol., was offenſichtlich dem 
tieferen Zinne von L. Burg. 12, 4 widerſprechen würde. 

5) Dal. Colberg, S. 23. 
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der Hochbuße von 900 Sol. In dieſe teilen ſich der König und die 
Sippe des Weibes. Der Frau ſelbſt aber ſteht die freie Entſcheidung 
darüber zu, ſich mit ihrem geſamten Eigentum künftig unter den Schutz 
ihrer Familie zu ſtellen oder in königliche Muntſchaft zu begeben. Von 
einer erzwungenen Ehe des Käubers mit feiner Beute kann hiernach 
wiederum nicht die Rede fein!). Wohl aber begünſtigt Xothari (187) 
eine Heirat mit den Worten: „und nachträglich möge er das Mundium 
über fie erwerben.“ Wenn nämlich die Frau im Gewahrſam des 
Räubers ſtirbt, ehe eine Verſöhnung zuſtande kam, dann verurteilt 
das Geſetz ihn zur Wergeldzahlung. Demgegenüber beſteht die Sühne 
des Entführers in einer unvergleichlich geringeren Forderung zur Ab— 
wehr der Fehde ?). Weil in dieſem Falle eine rechtsgültige Ehe vorliegt, 
wird natürlich der unverhoffte Tod des Weibes nicht ſtrafrechtlich ver— 
folgt. Der Gatte muß einzig ihr Vermögen an den geſetzlichen Munt— 
walt herausgeben, weil dieſer erbrechtliche Anſprüche gegen ſeine 
Schutzbefohlene beſitzt. 

Grundſätzlich gleiche Maßnahmen verhängt Rothari über Raub 
bzw. Entführung einer Braut (Joo, 191). Die Bußtaxen an die 
Sippe bleiben dieſelben. Wur dem Bräutigam gebührt darüber hinaus 
eine Genugtuung für den angetanen Schimpf). Sie beſteht in einem 
Sühnegeld in doppelter Söhe des feſtgeſetzten Metawertes ). Über— 
raſchend wirkt jedoch die ſelbſt hier ausdrücklich gewünſchte Ehe— 
ſchließung des Räubers mit der Braut eines Fremden, „falls man ſich 
gütlich einigt“ (Roth. I9J). Erſt unter König Liutbrand (IIe) tritt 
ein erheblicher Wandel in der Rechtshandhabung ein. Die wort— 
brüchige Sippe muß außer der Buße an den früheren Bräutigam noch 
ein Friedensgeld (wirgild) an den König entrichten. Desgleichen „der— 
jenige, der ſie zu heiraten wagte“. Wenn die Braut dagegen aus freien 
Stücken in eine Entführung willigt, dann bleibt zwar ihre Familie 
unbeſtraft, während ihr Mann der gleichen Sühne verfällt wie zuvor. 
Sie ſelber verliert jedoch ihr Erbteil unwiederbringlich. Mit dieſem 
Gebot greift Liutbrand in die internen Sippenangelegenheiten ein und 
erhebt die ehemals nur mögliche Unverſöhnlichkeit der Verwandten 
gegen ein abtrünniges Weib zum Geſetz, und zwar, um dem bereits vor- 
geſchrittenen Sittenverfall zu ſteuern. 

Sehr viel ſchwieriger geſtaltet ſich hinſichtlich unſerer Frage die Ent— 
wirrung der fränkiſchen Rechtsbeſtimmungen. Salier und Ribusrier 


A. mM. Zeusler, Inſt. II, S. 278, Anm. 2; Röftler, Virchenrechtl. Abh. 
5J, 47 ff.; vol. Colberg, S. 22, 25f. 

Vgl. Roth. 188, oben S. II; dazu Colberg, S. 27; Dargun, Gierfes Unterſ. 
16, 133. 

3) Dal. Brunner, DRG. II, S. 864; Colberg, S. 3lf. 

) Roth. loo; vgl. Colberg, S. 30. Die Langobarden zeigen ſich alſo dem 
weiblichen Willen gegenuber hier ſehr viel milder als die deswegen geruͤhmten Weſt— 
goten (vgl. L. Vis., III, I, 2). 
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behandeln den Frauenraub zunächſt als „Bandenverbrechen“ und ver— 
urteilen die Selfersbelfer zu verſchieden abgeſtuften Geldbußen je nach 
dem Grade ihrer Beteiligung!). Dabei zeigt ſich die L. Rib. weſentlich 
ſtrenger. Sie fordert das zwei- bis Dreifache der ſaliſchen Beträge und 
ſteigert dieſen Maßſtab ſogar noch in bezug auf den Räuber felbit. 
Andererſeits ſchenkt ſie dem Sonderfall, daß ein Mädchen „aus ver— 
ſchloſſenem Raum oder aus der Scheune“ (L. Sal. I3, 5) geraubt wird, 
keine weitere Beachtung. 
Nur die Salier ahnden einen 
ſolchen „Hausfriedensbruch“ 
durch Verdoppelung des feſt— 
geſetzten Sühnegeldes. Ge— 
hört der Räuber nicht dem 
Freienſtande an, dann gilt 
ſeine Tat als todeswürdiges 
Verbrechen (L. Sal. 13, 7.911; 
L. Rib. 34, 4). Das heißt in 
dieſem Falle zeigen ſich die 
Ribusrier milder, inſofern 
ſie den „Freigelaſſenen des 
Rönigs oder der Kirche” 
nicht einem Sklaven gleich— 
ſetzen, ſondern ihn auch mit 
einer Vermögensſtrafe da— 
vonkommen laſſen. Seiner 
Abb. 3. Frau am Webitubl. Stellung entſprechend be— 
Ronftanz, Saus zur Runkel, 13. Jahrh. trägt ſie die Hälfte von der— 
jenigen freigeborener Volks— 
genoſſen (L. Rib. 34, 2, 3). Wenn dagegen ein Mädchen aus eigenem 
Antriebe „einem Knecht in die Ehe folgt“ ?), bleibt dieſer ſtraffrei, 
während die Ehrvergeſſene in ſeinen Stand herabſinkt. 

Der Unterſchied in der Behandlung des Sklaven iſt zu gewaltig, um 
die vielfach behauptete Gleichſetzung des fränkiſchen Frauenraubes mit 
bloßer Entführung wahrſcheinlich zu machen!). Vielmehr ſuche ich ihre 
Auseinanderhaltung in dem Beſitz der begehrten Frau. 

Für die Entführung iſt dieſe Frage nicht ſchwer zu entſcheiden. Was 
von der möglichen eigenmächtigen Eheſchließung eines Weibes mit 
einem Knechte gilt, trifft ſelbſtverſtändlich auch auf diejenige mit einem 


) L. Sal. I3, J—3;L.Rib. 34, I; vgl. Brunner, DRG. II. 744, 861, Anm. 20; 
Geffden, L. Sal., S. IIoff. 

) L. Sal. 13,187 U e Rib. 58, IS; Sa 9,5, 12, 

) Dal. Brunner, DRG. II., S. 863 u. Anm. 37. Gegen ihn Geffcken, 
L. Sal., S. 122; vgl. auch Röftler, Kirchenrechtl. Abh. 51, 36f.; FZ?RE. 29, 


Raubebe und Entführung 23 
freien Manne zu. Dagegen möchte ich die Behauptung: der Räuber 
dürfe fein Opfer ſelbſt gegen deſſen Willen und den feiner Verwandten! 
nach Fug und Recht für immer bei ſich behalten, wegen ihrer inneren 
Unglaubwürdigkeit zurückweiſen. Eine Stütze für dieſe Anſicht er— 
blicke ich in der anerkannt nahen Verwandtſchaft des Frauenraub— 
verbrechens mit der Wotzucht?), die folglich beide in ähnlicher Weiſe 
Sühnung erheiſchen. Sie wäre jedoch hinfällig, wenn nur die ma— 
teriellen Bußen übereinſtimmen würden, und der Frauenräuber feine 
frevelhaft erlangte Gewalt über das Weib auch in Zukunft aufrechter— 
halten dürfte, der gekränkten Sippe zum Trotz. Sodann ſpricht für 
meine Beweisführung ein überaus wertvolles, ſchon oben geſtreiftes 
Beiſpiel der L. Rib. Es betrifft den Raub, den ein Freigelaſſener be— 
geht (34, 2). Statt daß er ſeines Standes halber ſtrengere Strafe 
fände, dem Sklaven gleich, der ſich an freien Frauen vergreift, fällt 
ſein Bußgeld geringer aus als dasjenige Vollfreier. Sollte die Ge— 
raubte obendrein durch die erzwungene Ehe unverſchuldet ihre Frei— 
heit einbüßen, zum mindeſten ihre Wachkommenſchaft? (L. Rib. 58, II). 
Und ſollten die Verwandten, die bei der eigenwilligen Heirat eines 
Mädchens mit einem Rnecht Berufung einlegen dürfen (L. Rib. 58, 18), 
um ſie zur Beſinnung zu bringen, der verbrecheriſchen Gewalttat eines 
Freigelaſſenen gegenüber völlig machtlos ſein, ſofern er ſie nur mit 
genügend Geld abfindet? Ein derart kraſſer Materialismus würde dem 
Ehrgefühl des Germanen, das ſich über keine Tat tiefer empört, als 
über eine zugefügte Gewalt, Hohn ſprechen und ſämtliche Forderungen 
der Ebenbürtigkeit über den Haufen werfen. 

Noch einige Worte muß ich dem Brautraub widmen. Als ein ſolches 
Vergehen wird wohl allgemein die Stelle L. Sal. I3, Jo gedeutet“). 
Wegen des völlig abweichenden Sprachgebrauches !) kann ich mich mit 


Da die Beihilfe von Blutsverwandten zu einem Raubverbrechen kaum ärger 
gegen die Sippenſolidarität verſtoßen könnte, ftrafen die Salier fie am Leben der 
Pflichtvergeſſenen (71), im Gegenſatz zu den Weſtgoten (III, 3, 4, was allerdings 
bereits einer jüngeren Geſetzgebung angehören mag. Val. Brunner, DRG. II, 
862 u. Anm. 3J. Geffcken, L. Sal., S. 237f. 

2) Brunner, a. a. O., $ 144; Colberg, S. I8f., Geffcken, a. a. O., S. 120; 
Opet, Mitt., Erg.⸗Bd. III, S. 8f.; Wilda, Strafr., S. 831. 

) Vgl. Brunner, a. a. G., S. 864; Colberg, S. 31; Freiſen, Kanon. 
Eher., S. 597f.; Beffden, a. a. O., S. 122f.; Röftler, 52RG. 29, 99, 108. 

) „Tulerit“ ftebt hier ftatt des üblichen „rapuerit“ (L. Rib. 34, I; L. Sal. 
13, I. 5—7) oder „traxerit“. Damit muß m. E. notwendig ein anderer Tatbeſtand 
verbunden fein; denn dem „tulerit“ zur Bezeichnung einer Gewalttat fügen ſowohl 
Salier (85) wie auch Ribuarier (73, 2) ein „per vim“ hinzu, vgl. Roth. 186/87. 
Außerdem iſt es auffällig, daß kein einziges fraͤnkiſches Geſetz, das einwandfrei von 
„Raub“ handelt, hinterher ein „in conjugio copulare“ (accipere) anhängt. Dies ge 
ſchieht nur, wo wir es entweder ohne Fweifel mit Feiner Gewaͤltehe zu tun haben 
(L. Sal. I3, 9; 25, 5. 6; L. Rib. 35, 3; 58, Jo. II. J$—16) oder in Fallen, welche 
eben deswegen auf eine Entführung ſchließen laffen: L. Rib. 58, I8; Sal. 13, 8. 
9 I, ſowie die vorliegende Stelle. Vgl. aber Habicht, Verlobung, S. 53f. 
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dieſer Auslegung jedoch nicht einverſtanden erklären, ſondern möchte die 
Stelle als weiteres Beiſpiel einer Entführung in Anſpruch nehmen. 
Nur dann ließe ſich an der ſtrengeren Beurteilung eines Vergehens 
feſthalten, das mit einer Verlobten verübt wird. Es unterläge in dieſem 
Falle von vornherein der gleich hohen Sühne wie gewöhnlicher Frauen— 
raub, wenn auch ohne deren mögliche Folgen für den Beſtand der Ehe !). 
Einen Sinweis auf die Beſtrafung des Brauträubers ergäbe dem— 
gegenüber vielleicht die Behandlung des Wotzüchters, der „einer ver— 
lobten Jungfrau bei der Heimführung Gewalt antut“. Er muß ſich 
mit feinem vollen Wergeld löſen ?). Allerdings kann man dieſe auffällige 
Bußſteigerung auch dem „erhöhten Sochzeitsfrieden“ allein zugute— 
ſchreiben. 

Andererſeits begegnen wir in der Ewa Cham (47) einer gleichen Sübne- 
forderung. Mit Rückſicht auf den Sprachgebrauch! ließe ſich freilich 
auch hier auf den Tatbeſtand einer Entführung ſchließen. Abgeſehen 
von dem öffentlichen Friedensgeld zur Verhinderung etwaiger Fehde 
würde dann die Genugtuung an die Sippe dem jüngeren Betrage der 
Kaubbuße entſprechen (vgl. L. Rib. 34, I; L. Sal. Jos) und gerade 
dadurch die Brautentführung als ähnlich ſchwerwiegend brandmarken 
wie das altſaliſche Recht). Eine ſpätere Stufe ſtellt jedenfalls die un— 
verkennbar unter kirchlichem Einfluß verlangte öffentliche Verfolgung 
bzw. Tötung des Frauenräubers dar, ſowie die endgültige rein römiſche 
Gleichſetzung der Entführung mit dem Raubes“). 

In der alamanniſchen Geſetzgebung iſt uns dieſer kirchenrechtliche 
Einfluß nichts Neues. Dennoch vermochten wir feſtzuſtellen, daß unter 
beſtimmten Vorausſetzungen mindeſtens die Entführungsehe mit einer 
fremden Braut bzw. verheirateten Frau Rechtsgültigkeit erlangen 
konnte. Die Sühne betrug in beiden Fällen 400 Sol. (L. Al. 5], 52), 
alſo ein Frauenwergeld. In keinem anderen Recht begegneten wir bis— 
ber einer gleich hohen Buße. Auch die geringere altalamanniſche 
Forderung (P. Al. 5, 17) macht die Urſprünglichkeit dieſes Strafmaßes 


Vgl. L. Vis. III, 3, 3; Roth. Joo. Ob der Juſatz, auch dem beleidigten 
Bräutigam eine Genugtuung zukommen zu laffen (15 Sol., L. Sal. I3, Jo III) 
dem urſprünglichen Rechte angehört, iſt zweifelhaft, aber keineswegs unwahr— 
ſcheinlich. Wiemals würde fie allein jedoch ausreichen, den Brautraub als quali— 
fiziertes Verbrechen zu kennzeichnen. 

2) L. Sal. J3, Jo IV; vgl. Brunner, DRG. II, 859. 

Vgl. L. Sal. I3, 9 (prisserit), das in Anlehnung an 13, 8 (vgl. 25, 5. 6) doch 
wohl als Entführung bzw. als beiderſeits freiwillige Eheſchließung zu verſtehen 
iſt. Vgl. aber Brunner, a. a. O., S. 864; Habicht, a. a. O.; Röftler, 32G. 
29, Jos u. Anm. 2. 

Vgl. hierzu die auffällig parallellaufende Strafverſchärfung des Cangobarden— 
rechtes unter Ciutbrand, o. S. II. 

5) Child. II, Rap. IV, Bor. I, S. I6; vgl. Summula de bannis V, Bor. I, S. 224. 
Hierzu Colberg, S. 35f.; Röftler, Kirchenrechtl. Abh. 5I, 80f., 84f.;5 I?RE. 
29, IIof., bef. II2f. A. M. über Raifer Karls Geſetzgebung Brunner, DRG. 
II, S. 862f. 
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verdächtig. Allerdings iſt die Natur des Pactus-Wergeldes ſelber um— 
ſtritten!), ſowie die Art des hier gemeinten Vergehens überhaupt. Die 
herrſchende Lehre faßt es als Brautraub auf. Sie ſtützt ſich dabei über— 
wiegend auf den NJachſatz: „Wurde fie nicht geraubt (rapta), jo büße 
er mit J2 Solidos“. Eben dieſes auffälligen Unterſchiedes zwiſchen 
beiden Sühnegeldern halber, fühlt ſich Gpet dazu bewogen, es als 
„mißglückten Raubverfuch”?) zu betrachten. Ich möchte mir dieſe 
Deutung inſofern zu eigen machen, da mir bloße 12 Sol. als Ahndung 
einer erfolgreichen Brautentführung zu geringwertig erſcheinen, mit 
dem ſonſt mindeſtens geforderten Mahlſchatzbetrage verglichen. Ich 
glaube daher, die Pactus-Stelle für eine Entführung in Anſpruch 
nehmen zu dürfen, die ähnliche Folgen nach ſich zieht wie die chama— 
viſche ?). 

Moch auf einen zweiten Rechtsſatz müſſen wir in dieſem Zuſammen— 
hange eingehen (P. Al. 3, 23). Wegen der Textverderbnis iſt eine ein— 
deutige Leſung noch nicht gelungen und die Auslegung der Stelle 
ſtark umſtritten. Röſtler“) deutet fie als die auf „Eheeingehung ge— 
richtete Entführung einer Unverlobten“. Er will darum die Rüd- 
gabepflicht als unurſprünglich ſtreichen. Die Gleichartigkeit dieſer Be— 
ſtimmung mit einer oben beſprochenen der jüngeren Lex?) ift zwar auf: 
fallend; gerade deswegen würde ſie aber in meinen Augen die vor— 
geſchlagene Korrektur erſchweren. Ich ziehe daher die Leſung ®pets?) 
vor und ſeine darauf fußende Deutung „Entführung zu bloßer Un— 
zucht“. Die Rückgabe der vermutlich eigens zu dieſem Zwecke Ge— 
raubten (vgl. L. Fris. 9, 8) verſteht ſich folglich aus ſittlichen Gründen 
von ſelber. 


Überblicken wir noch einmal die bisher herangezogenen alamanni— 
ſchen Rechtsverordnungen, dann begegnen wir einer merkwürdigen 
Parallelität zwiſchen Pactus und Lex. Die von der älteren in die 
jüngere Geſetzgebung übergegangenen YTotzuchtbeftimmungen”?) wären 


Beachte jedoch den Unterſchied gegenüber dem frieſiſchen: weregeldus eius 
(9, 8). Sier ſtellt die Buße folglich eine „Salslöfung” des Täters dar (vgl. Cham. 
37, Rib. 34, I, L. Bai. 8, 16, L. Thur. 44 mit L. Al. 50, I; 5). Sierzu Brunner, 
DRG. II, S. 864; Röftler, Virchenrechtl. Abh. 51, 173f. 

)Opet, Brautkauf, S. 206f. Vgl. auch die geſetzlich neftrafte „Wegſperre“, 
LE. A. I 

) Sierzu würde der uͤbereinſtimmend gewählte Terminus technicus „priserit“ 
vortrefflich paſſen (ſ. o. S. 24 u. Anm. 3). Den Ausdruck „rapta“ im Nachſatz halte ich 
für eine unter kirchl. Einfluß bereits beginnende Verſchmelzung der ehedem ſcharf 
geſchiedenen Delikte, vgl. hierzu die Bezeichnung „raptor“ (L. Al. 50, 2). 

9, irchenrechtl. Abh. 51, of; vgl. Brunner, DRG. II. 861, Anm. 2]. 

MP. d S. 

„) Brautkauf, S. 211. Dal. auch Colberg, S. 20, Anm. 6; Geffcken, 
L. Sal., S. I20. 

) gl. P. Al. 3, 23 (u. 3, 24) mit L. Al. 56, I. 2. Beide verlangen Rückgabe 
der Gekränkten nebſt einer Buße von 40 (Jungfrau) bzw. 80 Ehefrau Sol. 
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in der letzteren bereits auf bloße Entführung angewandt !). Darin liegt 
m. E. die Neuerung. Jedoch lebt die altgermaniſche Anſchauung offen- 
kundig in dem Zugeſtändnis fort, unter gewiſſen Vorausſetzungen den— 
noch eine rechtsgültige Ehe mit der Entführten zu erlangen. Letzteres 
kann auf Grund allſeitiger gütlicher Einigung natürlich auch dem 
Frauenräuber widerfahren. 

Einfacher liegen wohl die Verhältniſſe in der L. Bai. Wer die Braut 
eines anderen raubt „oder durch Überredungskünſte zum Weibe ge— 
winnt“ , muß fie zurückgeben und ſich außerdem mit feinem Wergelde 
löfen. In Übereinſtimmung mit dem alamanniſchen Recht erfordert das 
gleiche Verbrechen einer Jungfrau gegenüber wieder nur die üblichen 
40 Sol. (L. Bai 8, 6). Etwas abweichend erſcheint dagegen hier die 
Witwe ähnlich bevorzugt wie dort die Ehefrau, und zwar auf Grund 
ihrer Stellung als Ernährerin der Kinder (L. Bai. 8, 7). Außerdem 
verlangen die Bayern beide Male ein Sühnegeld an den Fiskus wegen 
des begangenen Friedensbruches?). Die kirchlich gehaltene Begründung 
der Vorſchriften kann m. E. jedoch nicht darüber hinwegtäuſchen, daß 
hier ſchon altbayriſchem Rechte gemäß die Rückgabe der Geraubten 
anzunehmen iſt, ſonſt würde die Brautraubbeſtimmung — ſelbſt mit 
den alamanniſchen Geſetzen verglichen — gänzlich aus dem Rahmen 
fallen. Wahrſcheinlich fol die mildere Faſſung wiederum nur die nach— 
trägliche Ausſöhnung und Eheſchließung des Räubers mit der nicht 
anderweitig gebundenen Frau erleichtern. 

Damit verglichen fällt das thüringiſche Recht durch ſeine eindeutigen 
Formulierungen auf. „Wer eine freie Frau raubt, muß ſie unter Ent— 
richtung von 200 Solidos zurückgeben“ ). Die Witwe wird ſogar durch 
eine dreifach erhöhte Sühneforderung geſchützt, ſolange ſie gebärfähig 
iſt (L. Thur. 47). Anderen Frauen widerfährt die gleiche Auszeichnung 
nur, falls ſich ein Sklave an ihnen verareift?). Klar unterſcheidet ſich von 
dieſen Raubbeſtimmungen die ſchon erwähnte eigenwillige Heirat einer 
Frau auf die Gefahr hin, dadurch ihr elterliches Vermögen einzubüßen !). 

Derſelben rechtlichen Anerkennung einer freigeſchloſſenen Ehe be— 
gegneten wir bei den Frieſen “). Sie ſteht gleichfalls in ſchroffem Gegen— 


1) L. Al. 50, I u. 53, J. Gleiches läßt ſich auch für die qualifizierte Braut— 
entführung folgern. L. Al. 51: 200 Sol. u. Rückgabe. 

) L. Bai. 8, J6. Der zit. Satz kennzeichnet in nicht mißzuverſtehender Weiſe 
die Unrechtmäßigkeit einer ſolchen Handlung (vgl. 8, 17, o. S. J$ u. Anm. I) und 
deutet m. E. gerade deswegen nicht auf eine Gleichſetzung von Raub und Ent— 
führung hin wie Colberg (S. 27) folgert. Vgl. auch Habicht, Verlobung, S. 55; 
Röftler, Virchenrechtl. Abh. 51], 49f. 

3) Vgl. Brunner, DRG. II. 861 u. Anm. 22; Colberg, S. 22; Wilda, 
Strafr., S. 836, aber auch Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 114. 

4) L. Thur. 44, vgl. Colberg, S. 21, 25; Dargun, a. a. G., S. II2. 

5) L. Thur. 56: für deſſen Tat haftet ſelbſtverſtändlich der Herr. 

L., Thur. 35, d m 3 

7) L. Fris. 9, II- I3, ſ. o. S. I4 u. Anm. 4. 
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ſatz zu den anſcheinend nicht weiter voneinander unterſchiedenen Ver— 
brechen des Raubes und der Wotzucht. Das Geſetz verurteilt den Frevler 
zu einer dreifachen Wergeldzahlung, die ſich nach dem Stande der Ent— 
ehrten richtet). Eines davon empfängt fie ſelbſt „zur Genugtuung“; 
das zweite gelangt als Bannbuße an den König und das dritte endlich 
fällt ihrem Muntwalt zu, um die ſonſt drohende Rache abzuwehren. 
Auffällig könnte das Verſchweigen jeglicher Rückgabepflicht berühren. 
Schon auf Grund einer vorhergehenden ſachenrechtlichen Beſtimmung 
muß fie aber gefolgert werden (L. Fris. 8, 12). Außerdem nötigt die 
erwähnte Genugtuung zu dem gleichen Schluß, weil der Frauen— 
ehre durch eine erzwungene Ehe tatſächlich nicht Genüge geſchehen 
würde. 

Die Entführungsehe bei den Sachſen erwähnte ich ebenfalls ſchon 
weiter oben?). Ihr gegenüber ahndet das Geſetz einen Raub folgender- 
maßen (L. Sax. 40): Außer der bedingungsloſen Rückgabe des Mäd— 
chens trifft den Schuldigen die nämliche Geldſühne an deſſen Eltern 
wie einen Entführer). Hinzu kommt der frieſiſchen Genugtuung ent— 
ſprechend eine Buße an das Mädchen ſelbſt. Von einem Eheverbot 
gegen den Räuber meldet die L. Sax. fo wenig wie die übrigen Volks— 
rechte. Ahnlich den Langobarden ſcheint vielmehr eine fpätere Heirat 
geradezu erwünſcht, wie ſeltſamerweiſe eine dahinzielende Beſtimmung 
über Brautraub ſchließen läßt). Im übrigen unterſcheidet ſich die 
Sühnung dieſes Verbrechens vom einfachen Frauenraub dadurch, daß 
ſtatt der Jungfrau ihr Bräutigam Buße nimmt, und zwar in gleicher 
Höhe wie der Vater ſeiner Verlobten. Letzterem gegenüber — dem be— 
vollmächtigten Vertreter der Sippe und ihrem Bürgen für die Inne— 
haltung des geſchloſſenen Vertrages — erſcheint die Mutter eigenartig 
zurückgeſetzt. Dieſe durch die Natur des Verlöbniſſes bedingte Härte 
ſucht das Recht jedoch auszugleichen durch den Nachſatz: „und wenn 
ſie neben ihrer Mutter gehend von offener Straße geraubt worden iſt, 
ſühne er auch der Mutter gegenüber mit 300 Solidos“s.) 


1) L. Fris. 9, 3z— lo. Dal. Brunner, DRG. II. 863 u. Anm. 36; Dargun, 
Gierkes Unterſ. 16, II2. 

S. 8. S. 16. 

) 300 Sol. (precium puellae), Die von letzterem darüber hinaus verlangten 
300 Sol. decken ſich mit der Forderung für die gewohnliche Eheſchließung. Val. 
Brunner, DRG. II, 863 f. u. Anm. 39, der im übrigen jedoch den Unterſchied 
zwiſchen Raub und Entführung auf karolingiſchen Einfluß zurückführt. Vgl. auch 
Colberg, S. 21f. Unfreie mußten denſelben Frevel vermutlich mit dem Keben 
büßen. Val. Cap. de Part. Sax. I2, ferner Kiut. 26, L. Sal. I3, 7, L. Rib. 34, 4. 

) L. Sax. 49. Vgl. Roth. 191 u. 187. Sierzu u. a. Colberg, S. 25f.; 
Richthofen, Fur L. Sax., S. 285f.; Sohm, Trauung, S. 20f.; Wilda, Straf: 
recht, S. 839f., 849f. 

5) Die altangelſächſiſchen Rechtsbeſtimmungen (vgl. beſ. Aethelb. 82 f.) zeigen 
ſich grundſätzlich ähnlich. Die gewaltſame Fortführung einer Jungfrau ahnden fie 
an dem Täter mit einer Buße von 50 Sh. Außerdem ſoll er ſich nachträglich die 
Heiratserlaubnis der Muntwaltes verſchaffen. Wurde das Vergehen an einer Braut 


a 
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Überſchauen wir die angeſtellten Unterſuchungen im zuſammen— 
hange, dann kommen wir zu folgendem Ergebnis: Sämtliche Volks— 
rechte erkennen die Gültigkeit der Entführungsehe bzw. der eigen— 
mächtigen Heirat eines Weibes an und erheben nur mehr oder minder 
hohe Bußen für die Mißachtung des Sippenwillens. Erſchwerende 
Maßnahmen trifft einzig die L. Al. infolge ihrer Beeinfluſſung durch 
die kanoniſche Geſetzgebung, die wir dann in den fränkiſchen Rapitularen 
in voller Blüte finden. 

Verwickelter liegen die Dinge hinſichtlich der Raubehe, die namhafte 
Forſcher an den Anfang jeder ehelichen Verbindung überhaupt ſtellen !), 
ja ſogar als „erlöſende Gewalttat“ für die Menſchheit preiſen?). Die 
beiden extremſten Volksrechte — die L. Vis. und die Ed. Lang. — ver- 
neinen ihr Beſtehen glattweg. Ihnen ſchließen ſich ganz eindeutig die 
Leges Thur., Fris. und Sax. an. Desgleichen halte ich den Beweis für 
die Leges Burg., Bai. und Al. für erbracht. Berechtigte Zweifel laſſen 
demnach wohl nur die fränkiſchen Geſetze zu. Auf Grund ihrer vielfach 
engeren Beziehungen zu den Tbüringern?), ſpeziell auch der Salier 
zu den Weſtgoten“) und der Kibuarier zu den beiden anderen ober- 
deutſchen Stämmen“), ferner auf Grund der den Frankenrechten ſelbſt 
innewohnenden Kriterien erſcheint es mir freilich dringend geboten, ſie 
aus dieſer fragwürdigen Vereinzelung herauszunehmen. 

Dazu ermutigt vollends der Vergleich mit den nordgermaniſchen 
Quellen. Häufig ſetzen fie in ganz ähnlicher Weiſe Frauenraub und YIot- 
zucht einander gleich. Von den Schwedenrechten erklären 3. B. WGL. 
und 66 L.“ ein „gewaltſames zur-Ehe-nehmen des Weibes“ für „un— 
ſühnbaren Rönigseidbruch“. Das Recht der Inſel Gotland (Gutal. 
24, 7) beſtimmt, daß die Blutsfreunde der Frau über „Hals“ oder „Wer— 
geld! des Täters ſchalten ſollen. Eine erzwungene Ehe iſt ſomit 
wiederum ausgeſchloſſen im Gegenſatz zu der kurz vorher erwähnten 
Entführung (Gutal. 24, 6). Letztere wird an einer ungeborfamen 
Tochter durchſchnittlich allein mit dem Verluſt ihres Anſpruches auf 
Ausſteuer und Elternerbe geſühnt “). 

Ahnlich verhalten ſich die weſtnordiſchen Rechte. Sie bezeichnen 
Frauenräuber und Motzüchter gleichfalls als „Ubétamenn“ ) und ver- 
verübt, dann erhöht ſich das Sühnegeld um 20 Sh. an den Bräutigam. Val. 
L. Sal. I3, Io III. Sierzu Röftler, Kirchenrechtl. Abh. 5I, 56f. 

Vgl. Dargun, Gierkes Unterſ. 16, 78 f.; Seusler, Inſt., Bd. II, S. 279f.; 
auch Brunner, DRG. I, S. 95. 

Rohler, 3. f. vergl. Rechtswiſſ., Bd. 6, 5. 3, S. 321. Vgl. auch Amira, 
Grundriß, S. 178. 

) Näheres ſ. u. S. 162 f.,. Vgl. aber Ficker, Unterſ., Bd. 6, beſ. $ 1707, der 
im anglowarniſchen Recht einen ftarf oſtgermaniſchen Einſchlag zu finden glaubt. 

4) Ficker, a. a. O., Bd. I, SS 66, 96, 98. 

Kruſch, Gef. d. Wiſſ. Göttingen, N. F. 20, If. 

%) WGL., Orb. I, 8. ÖGL., Ebz. 3; vgl. Wilda, Strafrecht, S. 833. 


) Belege bei Wilda, S. 801]. 


) „außerhalb der Buße ſtehend“. Belege bei Wilda, S. 833, 840, 850. 
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hängen die ſtrenge Friedloſigkeit über ſie, evtl. auch über ihre Selfer. 
Nicht einmal die ſpätere Nachgiebigkeit des Weibes vermag die Ahndung 
des geſchehenen Frevels zu mildern !). Einer eigenmächtig heiratenden 
Frau können hingegen wieder nur die Vermögensrechte innerhalb ihrer 
Sippe entzogen werden?). Eine Ausnahmeſtellung nimmt allenfalls 
die Brautentführung ein, welche beiſpielsweiſe die Grägäs mit ſchwerer 
Acht bedroht, die milderen Frost. dagegen mit bloßer Unzuchtbuße “). 
Die Isländer-Sagas beſtätigen im allgemeinen dieſe Grundſätze der 
Rechtsbücher ). 

Aus alledem ergibt ſich klar das Fehlen einer „ehebegründenden 
Kraft“ des Frauenraubes“ bei den Germanen. Die Erklärung hierfür 
liegt eben in ihrer Sinnesart. Eine Gewalttat, die ungerächt bleibt 
bzw. ohne den Verſuch hierzu, würdigt in ihren Augen das Anſehen der 
betroffenen Sippe herab. Speziell jede Raubehe muß daher grundſätz— 
lich bekämpft werden, weil außer der Frauenehre auch die Sippenehre 
in Gefahr iſt. Wie wenig ſich im übrigen die Frau ſelber einem 
Zwange fügt, lehrt beiſpielsweiſe die Standhaftigkeit der Kudrun in 
dem gleichnamigen mittelhochdeutſchen Seldenepos “). Raub kann folg— 
lich höchſtens ein tatſächliches Geſchlechtsverhältnis herbeiführen, nie— 
mals eine vollgültige Ehe, deren Vorbedingung das „iafnraedi“ iſt“). 
Dieſe Vorausſetzung mag zuweilen auch dann fehlen, wenn die Frau 
in eine Entführung willigt oder aus eigenem Antriebe den Mann ihrer 
Wahl aufſucht. Sier liegt zwar keine Gewalttat gegen fie vor, deren 
Vergeltung Ehrenpflicht wäre; vielmehr hat die Frau offenkundig mit 
ihrer Familie gebrochen. Sie kann daher weder materielle noch ideelle 
Unterſtützung von dorther erwarten gegen etwaige Übergriffe ihres 
Gatten. Ihre Stellung hängt deutlich von der Großmut des Mannes 
und von dem Verſöhnungswillen der Sippe ab. Im Norden heißt 
fie darum treffend ein „Gnadenweib“ ). Wenn überhaupt, dann wäre 

Mag. Gul., Rap. 4; wilda, S. 840. Vgl. hierzu den anſcheinend auf altem 
weſtgotenrecht fußenden Fuero von Calatayard: Hinojoſa, 3 RG. 31, S. 229 u. 
Anm. 5; S. 305 u. Anm. I. Auch Ficker, Mitt., Erg.⸗Bd. 2, S. 518 ff. 

2) Dal. Wilsa, S. sol u. Anm. 2; desgleichen die Belege dafür, daß der 
Brautſchaͤtz, nicht aber die Verlobung das alleinige Merkmal rechter Ehe ſei: Boden, 
Mutterrecht und Ehe, S. 55, 87ff. 

3) Kon. 160/57 f.; Stad. I60/188f. Vgl. L. Vis. III, I, 2; Frost II, I. Vgl. 
maurer, Vorleſ., Bd. II, S. 509, 539. Auch Meckel, Liebe u. Ehe, S. 27. 

) Dal. aber Amira, Obl. R., Bd. 2, S. 32; Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 
115 f.; Röftler, Kirchenr. Abh. 51, 58. Ferner zu Eg. 32 vgl. Kloſe, Diſſ., S. 35, 
zu Grett. Jo, 2 Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 69 u. a. m. 

5) Meckel, Liebe u. Ehe, S. 26, Anm J. Vgl. Boden, a. a. O., S. 127; 
meper, J RG. 47, 257 ff; Weinhold, Deutſche Frauen, Bd. I, S. 269f. 

6) Vgl. Weckel, Kiebe u. Ehe, S. 25. 

SZ. o. S. 18. Die Konkubine wird bezeichnenderweiſe im Worden regelmäßig 
„magd“ oder „Sklavin“ (Kriegsgefangene) genannt, ſelbſt wenn fie vornehmer 
Herkunft ift und anders gehalten wird. 3.3. Hervar. I7, 495 u.a. Vgl. Boden, 
Mutterr. u. Ehe, S. goff; Maurer, Vorleſ. III, S. 127. 

) Gul. 125; ſ. wilda, Strafr., S. 801. Vgl. Boden, a. a. O., S. 93f. 
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in dieſem Punkte die Anwendung eines Zwanges gegen fie geboten. 
Aber nichts dergleichen geſchieht. Darin bekunden die Germanen ihre 
Freiheitsliebe und ihre Achtung vor dem zielbewußten Wollen der 
Perſönlichkeit. Als leuchtendes Beiſpiel ſteht am Beginn unſerer voll 
erkennbaren Geſchichte die berühmte Ehe des Cheruskerfürſten Armin 
mit Thusnelda, der bereits einem anderen verlobten Tochter ſeines 
Widerſachers ). 


3. Wirkungen des Verlöbniffes 


Wir haben bisher die Vorbedingungen einer Eheſchließung unter— 
ſucht und kamen zu dem Schluß: „Die durchgreifende Regel iſt .., daß 
kein Weib wider feinen Willen verheiratet werden kann“ ?). Wenn die 
Frau beim Verlöbnisabſchluß trotzdem weniger als Handelnde auftritt, 
wie durchſchnittlich noch heutigentages, dann liegt das einfach in der 
Natur der Sache. Die geſamte Sippe iſt an dem ehrenvollen Ausgang 
der angebahnten Beziehungen intereſſiert. Der Brautvater, der aus 
ſeinem Beſitztum die Ausſteuer beſchaffen muß und daher am eheſten 
Einblick verlangen kann in die feiner Tochter gebotenen Verhältniſſe, 
erſcheint folglich als ihr geeignetſter Unterhändler. Sehen wir einſt— 
weilen von den güterrechtlichen Fragen ab, dann begründet der Ver— 
lobungsvertrag ein perſönliches Pflichtverhältnis „zwiſchen denen, die 
einander verſprochen wurden, ſowie zwiſchen ihren Eltern oder ſonſtigen 
Angehörigen . .. Und keiner Partei ſoll es erlaubt fein, ihre Pläne 
irgendwie abzuändern, wenn der andere Teil ſein Einverſtändnis ver— 
ſagt“ (L. Vis. III, I, 3). Als Unterpfand der geſchuldeten Treue ver- 
langen die Weſtgoten die Hingabe eines „Anulus arrärum‘®). 

Das herangezogene Geſetz ſtammt von Chindaſwinth. Dieſer Um— 
ſtand, ſowie die Überſchrift: „Von unwiderruflichen Arrha-Gaben“ 
machen es Zeumer)) als grundlegende Neuerung verdächtig. Er er— 
blickt ſie in folgenden Punkten: J. Die mittels einer Arrha und vor 
zeugen eingegangene Verlobung erſcheint hier gleichgeſtellt einer 
zweiten durch ſchriftlichen Vertrag. 2. Da die Arrha „unwiderruflich“ 
genannt wird, muß ihr notwendig eine „widerrufliche“ vorausgegangen 
fein. Mit anderen Worten: der Bräutigam konnte vormals das „Hand— 
geld“ nach Belieben zurückfordern, gebunden war allein der Vater und 
durch ihn die Braut. 3. Urſprünglich wurde der Bräutigam zur Ehe— 
eingehung erſt durch die ſchriftliche Dotalbeſtellung verpflichtet, jetzt er- 
ſcheinen beide Parteien ſchon durch Hingabe und Empfang der Arrha 
gleichmäßig gebunden. 


) Tacitus, Hist. I, 55—57. Vgl. Helg. Hund. II, I4f.; Neckel, Liebe u. 
Ehe, S. 27. 

) Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 8. Belege, Anm. 37. 

) — Sandgeld. Dal. Seusler, Inſt. I, S. 8ͤf.; II, S. 253 ff; Sohm, 
Eheſchließung, S. 54f. 
) VNA. 24, 375 ff. 
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Mit Punkt I erkläre ich mich einverſtanden. Ohne zweifel mutet 
ein vor Zeugen geſchloſſener Vertrag altertümlicher an als ein durch 
Urkunde beglaubigter. Zu dem zweiten Punkt bemerkt Zeumer bereits 
ſelbſt, daß hochſtens finanzielle Nachteile den treubrüchigen Bräutigam 
getroffen hätten. Ich möchte hierzu die Frage ſtellen, ob dann tat— 
ſächlich noch von ſeiner „Ungebundenheit“ die Rede ſein kann oder 
welche andere Sühne zeumer hinſichtlich des ausgebildeten Buß— 
ſyſtems der Volksrechte erwartet? Umgekehrt wird ja auch die Braut: 
fippe mit einer entſprechenden Dermögensjtrafe bedroht, ſobald fie ihren 
Verpflichtungen nachzukommen verſäumt !). Der letzte Punkt ergibt ſich 
eigentlich ſchon aus dem Geſagten. Die Dosbeſtellung pflegt der ge— 
ſchäftliche Verhandlungsgegenſtand eines Verlöbniſſes zu fein. Erſt 
wenn ſich die Parteien auch über ihn geeinigt haben, kann der Vertrag 
voll in Kraft treten. Von einer „früheren oder ſpäteren Bindung“ der 
Beteiligten zu ſprechen, erſcheint mir daher verfehlt. 

Nach alledem halte ich Chindaſwinths Verordnung für keine 
Meuerung, die mit alten Volksbräuchen aufräumt, ſondern für deren 
notwendig gewordene Erhebung zum Geſetz unter Anpaſſung an die 
neuen Zeitverhältniſſe. Die Beſtätigung meiner Anſicht erblicke ich in 
dem unmittelbar anſchließenden Rechtsſatz König Rekkesſwinths. Um 
dem immer ſtärker um ſich greifenden Sittenzerfall Einhalt zu gebieten, 
verlangt er, „daß Frauen ſtets älteren Männern als ſie ſelbſt anver— 
mählt werden ſollen“. Anders eingegangene Verlöbniſſe dürfen auf 
den bloßen Widerſpruch einer Partei hin gelöft werden?). Ferner ſetzt 
Rekkesſwinth die Dauer der Vertragswirkung auf zwei Jahre feſt. Nur 
„echte Wot““) entſchuldigt ihre einſeitige Überſchreitung. Auf Grund 
e e Vereinbarung kann die Hochzeit natürlich verſchoben 
werden. Laſſen dagegen die Parteien die anberaumte Friſt widerſpruchs— 
los verſtreichen, dann gilt der Vertrag als aufgehoben. 


Zur Innehaltung des Verlöbniſſes gehört u. a. die geſchlechtliche 
Treue der Braut. Ihr Bruch fordert die Beſtrafung des buhleriſchen 
Paares heraus, ſogar in der Form, daß beide dem betrogenen Bräutigam 
überliefert werden. Gbendrein erhält er ſeinen bereits entrichteten 
Mahlſchatz zurück!). Dieſe eigentümliche Gleichſetzung von „Verlöbnis— 
bruch“ mit „Ehebruch“ erregt zweifellos Aufſehens), vor allem des— 
wegen, weil die Forderung, ein Weib, das bei feinen Blutsverwandten 
wohnt, zur Beſtrafung an eine fremde Familie auszuliefern, allen 
ſonſtigen Hoheitsrechten der Sippe widerſpricht. Wir gehen ſchwerlich 
fehl, dahinter kirchlichen Einfluß zu vermuten, der das ziel anſtrebt, 


) L. Vis. III, 3, 3; ſ. o. S. 20; Schröder, Ehel. Güterr. I., S. IS ff. 
2) L. Vis. III, I, 4. Vgl. Dahn, Stud., S. II5; Werminghoff, MA. 24, 474. 
) gl. die Arbeit von A. Schmidt, Echte Not. 
ee e 
) Colberg, S. zof.; Sabicht, Verlobung, S. 55f. 
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die Wirkungen des Verlöbniſſes vollkommen denen der Ehe anzu— 
paſſen !). 

Einen lehrreichen Beitrag liefert die L. Burg. zu unſerer Frage. 
Sie knüpft an einen Rechtsſtreit am Hofe König Sigismunds (517) an, 
verurteilt die treubrüchige Witwe Aunegild? zu einer erheblichen Ver— 
mögensſtrafe an den hintergangenen Bräutigam (L. Burg. 52, 3) und 
verlangt von ihrem Mitſchuldigen einen Reinigungseid (52, 4). Zu— 
gleich bedroht der König für alle zukünftigen Fälle das verbrecheriſche 
Paar mit der Todesſtrafe (52, 5). Das ſchroffe Vorgehen gegen den Ver— 
löbnisbruch kennzeichnet ſich ſomit einwandfrei als Neuerung. 

Sehr eingehend beſchaftigen ſich die langobardiſchen Edikte mit 
unferer Frage. Übereinſtimmend mit den weſtgoten binden fie beide 
Parteien gleichfalls an die zweijährige Derlöbnisfrift?). Verweigert der 
Bräutigam ihre Innehaltung, fo verliert er die verabredete Meta an 
die Verſchmähte und die Beziehungen gelten als gelöft!). Wenn er da— 
gegen feine Braut eines Treubruches bezichtigt [Roth. 179), kann die 
Sippe fie freiſchwören. Der Vertrag bleibt dann in Kraft, falls ſich 
die erhobene Anſchuldigung nicht als Finte herausſtellt, die an dem 
Bräutigam mit einer doppelten Mahlſchatzzahlung geahndet wird. Ge— 
lingt es umgekehrt den Verwandten der Braut nicht, ſie zu reinigen, 
„Jo empfängt der Verlobte feine bereits erfolgten Leiſtungen zurück, 
und jene muß ſich der ‚poena adulterii‘ unterziehen“. 


Wie iſt nun dieſe „poena adulterii“ beſchaffen? Soviel ich ſehe, er— 
geben ſich für ihre Deutung zwei Möglichkeiten. Faſſen wir ſie als 
„Ehebruchsſtrafe“ auf“), dann hat die unzüchtige Braut offenbar ihr 
Leben verwirkt. Dieſe Schärfe ſtände in ſeltſamem Gegenſatz zu der 
oben betrachteten nachſichtigen Behandlung einer Verlobten, die bei— 
ſpielsweiſe mit einem anderen durchgeht (Roth. loo). Aus Wahr— 
ſcheinlichkeitsgründen möchte ich daher die zweite Auslegungsmöglichkeit 
vorziehen: nämlich „adulterium“ als „Unzucht“ ſchlechthin deuten (vgl. 
Roth. 196) und der entſprechenden Strafe durch die Verwandten unter— 
worfen wilfen®). Zweifellos kann ein ſolches Sippengericht zum Tode 


Vgl. Rekk. (III, 6, 3), überträgt die Eheſcheidungsſtrafen auf die einſeitige 
Verlobungslöfung. Val. aber auch Sohm, Trauung, S. 2ff., 8 ff., I2. 

2) Dal. Brunner, DRG. II, S. 854; Colberg, S. 31; Sabicht, Ver— 
lobung, S. 55f.; Sohm, Eheſchließung, S. 76, Trauung, S. 3. 

Roth. 178; Ciut. JI9. Vgl. Schröder, Ehel. Güterr., I. S. 12 ff.; Ficker, 
Mitt., Erg.⸗Bd. 2, 533. . 

) Dal. Habicht, a. a. O., S. 63 f. Über den umgekehrten Fall val. Roth. 
190/92, Kiut. 119 (ſ. o. S. 21; vgl. Rive, Vormundſchaft, Bd. I, S. 242); die 
hier zweifache Meta ſetzt ſich vermutlich aus der vom Bräutigam ſchon entrichteten 
zuſammen nebft einem Strafgeld aus dem Vermögen der wortbrüchigen Sippe in 
gleicher Hohe. 

5) Vgl. Edit. der Ed. Lang., S. 37. Dsgl. Seusler, Inſt. II, S. 283 ff; Sohm, 
Eheſchließung, S. 76. 

6) Roth. 189. Vgl. Habicht, Verlobung, S. 52 ff. 
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der Unkeuſchen führen. Daß es ſelten genug geſchehen mochte, ſcheint 
freilich aus der Drohung mit ſtaatlichem Eingreifen hervorzugehen, 
wenn jegliche Sühne unterbleibt (Roth. 189). 

Ferner darf der Bräutigam das Verlöbnis einſeitig aufkündigen, 
ſobald beſtimmte Krankheiten die Braut befallen, z. B. Ausſatz, völlige 
Erblindung oder Webnfinn!). Desgleichen gewinnt er feinen Mahl— 
ſchatz zurück, wenn fie vor der Hochzeit ſtirbt (Roth. 215). Einen für 
beide Parteien anerkannten Grund, den Vertrag aufzuheben, bildet ſo— 
dann das Aufkommen einer Fehde (Liut. 119). Falls ein Teil trotz alle- 
dem auf die Erfüllung der übernommenen Verbindlichkeiten dringt, 
wird der andere ihm „den eingegangenen Satzungen gemäß“ ſühne— 
pflichtig. 

Typiſch für die ſpätere Geſetzgebung find noch zwei Erlaſſe, in denen 
ſich Liutbrand gegen Unſitten wendet, die im Gefolge von Entartung 
und Kaſſenmiſchung leicht einzutreten pflegen. Der erſtere (Liut. 2) 
bekämpft die Verheiratung körperlich unreifer Mädchen und bedroht 
den zuwiderhandelnden Bräutigam mit der Hochbuße (909 Sol.). Sie 
fällt halb an den König, halb an das Mädchen ſelbſt, das obendrein 
unverzüglich in das Haus des Muntwaltes zurückkehren und bis zu 
feiner Volljährigkeit dort weilen ſoll. „Später aber möge es ſelbſt einen 
Gatten wählen und nach eigenem Gefallen heiraten.“ Hatte die Tat 
des Muntwaltes Zuſtimmung gefunden, dann verliert er fein Amt und 
muß außerdem ein Sühnegeld an den König entrichten?). Das Mädchen 
kommt in dieſem Falle mitſamt ſeinem Eigentum unter königlichen 
Schutz. — Das zweite Geſetz ergänzt die getroffene Beſtimmung für das 
männliche Geſchlecht. Es wendet ſich mit ſcharfen Worten gegen die 
Unnatur der Zeit, unreife Knaben mit erwachſenen Weibern zu ver— 
Euppeln®). Die auffallende Ahnlichkeit beider Beſtimmungen zeugt für 
die perſönliche Gleichbewertung der Halberwachſenen und kennzeichnet 
die Mitwirkung der Verwandten bei der Heirat deutlich als Schutzpflicht. 

Wach fränkiſchem Recht gilt das Verlöbnis gleichfalls als 
bindender Vertrag. Sein Bruch von ſeiten des Bräutigams erfordert 
eine Sühneleiſtung im Werte der „höheren ſaliſchen Normaldos“ ). 
Über den Wortbruch der Brautſippe liegen dagegen keine näheren Be— 


Roth. 180. Vgl. Habicht, Verlobung, S. 61; Rive, Vormundſchaft, 
Bd. I, S. 241; Sohm, Trauung, S. ff. 

Nur Vater und Bruder nehmen die oben charakteriſierte Ausnahmeſtellung 
ein (ſ. S. II). Vgl. Röftler, I?RE. 29, 90. 

3) Ciut. 129. Vgl. L. Vis. III, I, 4; Röftler (Rirchenrechtl. Abh. 51, 48 ff.; 
FIRE. 129, off.) erblickt darin eher das Beſtreben der Frau, die „läſtige Ge— 
ſchlechtsmunt“ unwirkſam zu machen (S. 92, Anm. 2). Auch dieſe Deutung weiſt 
m. E. letzlich auf die Entartung der Cangobarden bin. Denn „Raſſeſchutz“ als 
Feſſel anzuſehen, verdeckt nur unvollkommen die begehrte Fügellofigfeit. 

) Geffcken, L. Sal., S. 282 zu L. Sal. Ext. A., I, 4. Vgl. Sabicht, Ver⸗ 
lobung, S. 64; Schröder, Ehel. Güterr., Bd. I, S. 16; Sohm, Trauung, S. Jo, 
Anm. 22. 
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ſtimmungen vor. Söchſtens die ſchon beſprochene Entführung einer 
Verlobten gehört hierher! ). Beachtung verdient ferner das Beſtehen 
des ſog. „Ringgeldes” (Reipus, L. Sal. 44), von dem hauptſächlich 
die Formeln zu melden wiſſen?). Seine Höhe beträgt bei einer Jung— 
frauenverlobung J Sol. und I Den., bei einer Witwenverlobung 3 Sol. 
und 1 Den. Wahrſcheinlich kommt dieſer eigenartigen Summe ſym— 
boliſcher Wert zu, etwa der gotiſchen Arrha vergleichbar“). 

Die Leges Al. und Bai. treffen hinſichtlich der Wirkung eines Ver— 
löbniſſes jo gleichartige Maßnahmen, daß ich fie gemeinſam betrachten 
möchte. Sie richten ſich wiederum gegen den Treubruch eines Bräuti— 
gams, erlegen ihm eine Geldbuße!) auf und verlangen obendrein eine 
förmliche Ehrenerklärung für die Verlaſſene, nämlich „daß er fie nicht 
aus Feindſchaft gegen ihre Angehörigen, noch irgendeines Vergehens 
halber aufgegeben hätte, ſondern aus Liebe zu einer anderen dieſe ge— 
heiratet habe“. “) Dieſer Rechtsſatz iſt deswegen beſonders aufſchlußreich, 
weil er die Meinung aller jener widerlegt, welche die altgermaniſche Ehe 
zu einer rein geſchäftlichen Angelegenheit ſtempeln wollen und ihr da— 
durch jeden ethiſch vertieften Gefühlsinhalt rauben“). Den Verlöbnis— 
bruch der Brautſippe übergehen die Geſetze der beiden verwandten 
Stämme ebenſo wie die fränkiſchen. Sie kennen gleichfalls nur Taten 
Dritter gegen den geſchloſſenen Treubund. Davon mochten Ent— 
führungen in der Regel das beſtehende Verlöbnis aufheben, während 
Kaub wenigſtens zunächſt die Auslieferung des Mädchens erforderte 
(L. Bai. 8, Jo) und folglich nicht immer Anlaß bot, die bisherigen Be— 
ziehungen abzubrechen. 

Eine ähnliche Rechtshandhabung verrät die L. Sax,, doch ſcheint 
fie die Ehe des Räubers mit der fremden Braut ſtark zu begünſtigen “). 
Die knappen anglowarniſchen und frieſiſchen Rechtsaufzeichnungen 
liefern keine Beiträge zu unſerem Thema. Dagegen läßt ſich den angel— 
ſächſiſchen Beſtimmungen manches wertvolle abgewinnen. 3. B. ver— 
wirkt eine untreue Braut die Unzuchtbuße an den Verlobungsbürgen d); 
aber erſt wenn durch ihre Schuld die Hochzeit ganz unterbleibt, gilt der 


1) L. Sal. J3, Jo. S. oben S. 23f. 

Belege bei Geffden, L. Sal. 170; Schröder, Ehel. Büterr. I, S. 55f; 
Sohm, Eheſchließung, S. 32. 

) Näheres ſ. u. S. II2f. 

) L. Al. 52 fordert 40 Sol. Das wäre die geſetzliche Dos. Vgl. 55, Codex B.; 
Schroder, Güterr. I., S. 17, 67. Codex A (55) fest hierfur wohl irrtümlich 400 Sol. 
an, die Heusler, Inſt., Bd. II, S. 280, Anm. 9, jedoch als urſprünglichen Betrag 
anſieht. Die L. Bai. 8, 15 verlangt nur 24 Sol. 

) L. Bai. 8, 15. L. Al 52 weicht etwas ab. Im übrigen vgl. Brunner, 
DRG. II, S. 515 und Sog ff.; Sabicht, Verlobung, S. 62 ff.; Sohm, Trauung, 
S. II, Anm. 23; Wilde, Strafr., S. 806. 

) Dal. hierzu Weckel, Ciebe u. Ehe, Rap. 8, S. 4öf. 

7) Pgl. L. Sax. 49, oben S. 27. 

Aelfr. I8, I. Vgl. Ine 31, hierzu Brunner, DR., Bd. II, 854; Habicht, 
Verlobung, S. 53. 
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Abb. 4. Verlobung zur Minneſängerzeit 
Weingaͤrtener-Handſchrift um 1300 
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Vertrag als gelöſt und der Bräutigam empfängt feine Leiſtungen in 
doppelter Höhe zurück. Ja ſogar nach der Hochzeit darf der junge Ehe— 
mann feine Frau heimſchicken und den Mahlſchatz zurückfordern, falls 
ſich die Verſprechungen des Verlobers als trügeriſch erweiſen!). Um— 
gekehrt verliert wiederum der Bräutigam alles Vermögen, das er für 
ſeine Verlobte aufwendete, wenn er ſie widerrechtlich im Stich läßt 
(Poen. Theod. II, J2, 34). 

Allen Volksrechten gemeinſam erſcheint auf Grund der bisherigen 
Unterſuchungen der „Vertragscharakter“ der Verlobung, der nicht ohne 
entſprechende Sühne verletzbar iſt. Gleiches läßt ſich aus den alt— 
ſchwediſchen Geſetzen herausleſen, vor allem aus ihren Beſtimmungen 
über die ſog. „Feſtiger“ ?). Das find die Bürgen oder „Speerhalter“, 
vermutlich Sippengenoſſen des Mannes und der Frau, in deren Gegen— 
wart man abgegebene Erklärungen eidlich zu erhärten pflegte durch 
das Anfaſſen eines bereit gehaltenen Speeres?). Wird ſpäterhin das 
Beſtehen des Verlöbniſſes angefochten, dann muß der Angegriffene mit 
den „festar‘‘ den Beweis für deſſen Gültigkeit erbringen, ja der Bräuti— 
gam darf ſich unter Umſtänden gewaltſam in den Beſitz der ihm wider— 
rechtlich Vorenthaltenen ſetzen “). Ferner ordnen die Geſetze an, daß 
ein treubrüchiger Bräutigam feinen Mahlſchatz verwirke und 3 M. an 
die Verlobungsbürgen. Außerdem muß er nach weſtmänniſchem 
Recht — gleich Alamannen und Bayern — mit zwölf Eideshelfern 
eine Ehrenerklärung für die Braut abgeben’). 

Bedeutend ſtrenger zeigt ſich das isländiſche Recht. Es läßt Klagen 
auf Landesverweiſung, ja ſelbſt auf Waldgang zu gegen einen be- 
trügeriſchen Verlober oder Bräutigam“). Im übrigen ſoll ein Ver— 
lobungsvertrag in Gegenwart von Zeugen durch Handſchlag geſichert 
werden, ſonſt bindet er die Beteiligten nicht geſetzlich. Inhaltlich 
gründet er ſich auf die Regelung perſönlicher (und vermögensrechtlicher 
Fragen. Sierher gehört 3. B. die Feſtlegung des Hochzeitstages, der laut 
Geſetz innerhalb von zwölf Monaten auf den Verlobungstag zu folgen 
hat“). Verſäumt der Bräutigam ohne YIot diefe Friſt innezuhalten, 

) Aethelb. 77. Hierzu Brunner, DRG. I, S. 97; Meyer, 32 RG. 47, 201; 
Schröder, Ehel. Güterr. I, S. I4f. 

Lehmann, Altſchwediſche Feſtiger, S. 99f., 168 ff. 

Pal. auch den „Schwerteid“ der Duaden; Grimm, R.-A. 166. Ferner 
Brunner, DRG. Bd. I, S. 210; Mlever, FRE. 52, 280 ff. Desgleichen die 
„festuca“ in den ſüdgerman. Quellen (L. Sal. 46). Hierzu Geffcken, L. Sal. 180; 
Heusler, Inſt., Bd. I, S. Jöff. 

Vgl. Amira, OGbl. I, S. 138 ff. nebſt Anmerkungen; Brunner, DRG. I, 
S. 95; Dargun, Gierfes Unterſ. 16, II5ff.; Röftler, Kirchenr. Abh. 51, 61; 
Rive, Vormundſchaft I, S. 120f. 

5) WML I Gb. 2; Ae. 7, J. Einer entſprechenden Sühne verfällt auch die 
treuloſe Braut. Dal. Amira, OGbl. I, S. 535. 

6) Kon. 144/34f.; Stad. I24/J6If. Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 494 ff; 
Amira, Gbl., Bd. II, S. 662 ff., 667. 

Stad. 171/204. Die Sagas bezeugen häufig die dreijährige Dauer eines 
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dann hört jede Verbindlichkeit auf und der Muntwalt darf den ver- 
abredeten Mahlſchatz eintreiben!). Umgekehrt ſteht dem Bräutigam 
bei Vorenthaltung des Mädchens das Recht zu, gegen ihren Verlober 
auf Landesverweiſung zu klagen und ein Verbot zu erlaſſen, daß jemand 
feine Braut herberge. Zuwider handelnde trifft gleichfalls die Strafe der 
Landesverweiſung, ihren Entführer ſogar Waldgang ). 

Vor allen Dingen begründet die Verlobung ein perſönliches Treue— 
verhältnis zwiſchen den Brautleuten. Unzucht des Mädchens berechtigt 
daher ihren Verlobten zu einſeitigem Rücktritt“). 

Die norwegiſchen Rechte weichen infolge ihrer größeren Milde etwas 
von den isländiſchen ab. Sie geſtatten unter Umſtänden dem Munt— 
walt oder dem Weibe ſelbſt nach einer Bußzahlung von 3 M. die über— 
nommenen Verpflichtungen einſeitig zu löſen ). Das mehr perſönliche 
Pflichtverhältnis unter den Brautleuten wirkt ſich rechtlich noch dahin 
aus, daß der Bräutigam in Kriegszeiten evtl. ſelber für die Sicherheit 
ſeiner Verlobten zu ſorgen hat. Gerät ſie in Gefangenſchaft, dann muß 
er ihre Befreiung verſuchen und bis zu 3 M. Zöfegeld für fie aufbringen. 
Den Reft ſchießt ihr geborener Erbe zu. Umgekehrt empfängt auch 
der Bräutigam bei einer geſchlechtlichen Kränkung des Mädchens 3 M. 
Buße und alles übrige gelangt an den geſetzlichen Erben s). Ein Recht 
auf Beiwohnung beſitzt er dagegen nicht, ſondern muß jede derartige 
Übertretung feiner Befugniſſe fübnen®), ohne damit feiner anderweitigen 
Verpflichtungen enthoben zu ſein. 

Faſſen wir das Ergebnis unſerer Unterſuchungen zuſammen, dann 
ſtellt ſich die germaniſche Verlobung als ein zeitlich bedingter Vertrag 
zweier Sippen — bzw. ihrer jeweiligen Unterhändler — heraus auf 
„Geben und Nehmen zur Ehe“. Er richtet ſich auf die zukünftige Ein— 
löſung eines Gelübdes“), das wohl durch friedliches Übereinkommen 


Verlöbniffes (u. a. Nj. 2, 4, d. i. wahrſcheinlich die für eine Auslandsreife not— 
wendige Jeit. Dal. Maurer, a. a. O., S. 449; Amira, a. a. O., S. 661f., 671. 

1) Kon. 134/132f.; Stad. 123/159. Vgl. Amira, a. a. O., S. 583; Maurer 
(a. a. O., S. 508) behauptet, den Bräutigam treffe keine Strafe (3 M. Buße). 
Was bedeutet dann aber der „Mundr“ Verluſt? 

2) Maurer, a. a. O.; Amira, a. a. O., S. 662. 

Kon. 145/36; Stad. 127/163. über weitere Gründe d. Verlobungslöfung 
vgl. Maurer, a. a. O. S. 514f.; Amira, a. a. O. 664. 

4) Gul. 51. Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 535f.; Amira, Obligat. II, S. 583, 
662f. Die Borg. 3, 4 dringen bei einſeitigem Verlöbnisbrub evtl. auf Mundr— 
bzw. Seimanfylgia- Auszahlung an den ſchuldloſen Teil. 

5) Gul. 51; 201; Froſt Io, 38; II, I2. Maurer, a. a. O., S. 537f.; Amira, 
a. a., O. S. 666. 

6) Gul. 51; Frost, 3, 13. Vgl. Amira, a. a. O., S. 664; Maurer, a. a. O., 
S. 539; Wilda, Strafr., S. 820. Dal. ferner für Schweden Rive, Vormund— 
ſchaft I, S. 121 u. Anm. 35. 

) Er iſt feinem Weſen nach alſo „obligatoriſch“ (val Amira, Oblig. II, 
S. 664; Colberg, S. 30; Habicht, Verlobung, S. 69f. und Anm. I; Seusler, 
Inſt. II, S. 283; Schröder, Güterr. I, S. off.); nicht „dinglich“ wie Sohm will 
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außer Kraft treten kann, niemals aber ungeſühnt einſeitig gebrochen 
werden darf, falls nicht beſondere Urſachen einen ſolchen Schritt recht— 
fertigen: z. B. Unzucht der Braut. 

Von einem entſprechenden Recht dem Verlobten gegenüber melden 
die Quellen nichts. Man könnte ſich daher verſucht fühlen von einer 
„Doppelmoral“ zu ſprechen, die beide Geſchlechter im Punkte „Sittlich— 
keit“ verſchieden verpflichtet. Doch glaube ich, dieſes auffällige Moment 
hauptſächlich auf raſſiſche Grundſätze zurückführen zu müſſen. Eine 
Frau hat es in der Hand, durch Unzucht evtl. mindertaugliches Blut in 
ihre Familie einzuſchleppen bzw. ſich ſelber für die nächſten Geburten 
zu entwerten. Ihr zukünftiger Gatte muß daher über dieſe Frage unter— 
richtet ſein und nötigenfalls ſeine Entſcheidungen danach treffen. Eine 
ähnliche Gefahr liegt beim Manne nicht vor. Zudem mochte es ſchwerer 
ſein, ihn zu überwachen, beſonders auf Wikingfahrt oder bei kriege— 
riſchen Unternehmungen überhaupt. Wenn alſo eine Sippe Verdacht 
hegt gegen den Lebenswandel oder den Charakter eines Freiers, dann 
kann fie ihre Bedingungen in den Verlobungsvertrag einflechten. 
Schlimmſtenfalls ſchreitet man ſpäter zu einer Eheſcheidung, falls ſie 
nicht erfüllt werden ). 


4. Hochzeit 


Im folgenden wollen wir uns dem zweiten Teile der Eheeingehung 
zuwenden, der Hochzeit. In rechtlicher Beziehung kommt ihr die Be— 
deutung eines „Erfüllungsgeſchäftes“ zu. Die vereinbarten Vermögens— 
leiſtungen werden vor Zeugen — in dieſem Falle vor den Augen der 
Hochzeitsgaſte — gegenſeitig ausgehändigt und zugleich erfolgt die 
feierliche Übergabe der Braut an ihren Gatten. Sie ſcheidet damit aus 
ihrem Elternhauſe und tritt, wenigſtens nach außen hin, in die Sippe 
des Mannes über. 

Dieſer Rechtsakt wird in die Form eines Familienfeſtes gekleidet ?). 
Wahrſcheinlich begleiten ihn religiöfe Bräuche, welche die jungen Ehe— 
gatten für ihre zukünftigen Aufgaben weihen follen?). Symboliſche 
Geſchenke ſpielen hierbei eine wichtige Rolle, darunter vor allem Ring 
und Schwert‘). In letzterem ſehen Zallinger und Meyer) überein— 


(Eheſchließung, S. 79f., 87f.; Trauung, S. 35). Neuerdings tritt für Sobms 
Gedanken Jallinger ein. Vgl. beſ. Wib, S. 57f. Gegen ihn Meyer, J2RG. 
47, 205 f.; 52, 371; Eckhardt, 3RG. 47, 175ff. 

Vgl. bierzu Maurer, Vorleſ. II, S. 500; auch Amira, Obligat. II, S. 664. 

Vgl. L. Vis. III, I, 3. Ahnliches laſſen Roth. 184, L. Sal. Joo erſchließen. 
Vgl. dazu Brunner, DRG. J, S. 98; Seusler, Inſt. II, S. 278; Weinhold, 
Deutſche Frauen I, S. 284. 

®) prym. 30. Dal. Amira, Obl. II, 674; Grimm, R.⸗A. 163; Maurer, 
Vorleſ. II, 474f. 

) Tacitus, Germania, Rap. 18; L. Vis. III, I, 3; Völs. 24. Vgl. Grimm, 
RA. 167 ff., 177 f.; Meyer, 32 RG. 52, 280; 47, 212. 240; Jallinger, Ring- 
gaben, S. 19; Opet, Brauttradit., S. 120f. 

5) Jallinger, Ringgaben, S. 20 ff.; Meyer, 37 RG. 52, 281 ff. 
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ſtimmend das Wahrzeichen der Racegötter im Falle eines Treubruches. 
Zunächſt könnte dieſes Sinnbild den Gedanken an eine eheherrliche 
Machtbefugnis erwecken, das viel gerühmte „Tötungsrecht“ des 
Mannes !). Aber für Tacitus und für den „Ruodlieb“ bleibt dieſe Deu— 
tung ausgeſchloſſen. Auch ſonſtige Quellen geben der Waffe das Ge— 
präge eines „Eidſchwertes“ ?), deſſen innewohnende Zauberkraft ſich 
über den Wortbrüchigen entladen ſoll. 

Wie ſich die Sochzeitsfeierlichkeiten im einzelnen abſpielen, ver— 
ſchweigen unſere Quellen. Ihre Erforſcher beurteilen daher die allen— 
falls erkennbaren Vorgänge verſchieden, je nachdem welche Wichtigkeit 
ſie ihnen in bezug auf die Eheſchließung beimeſſen. Die herrſchende 
Lehre betrachtet die „Trauung oder Traditio“ als Hauptereignis. Sie 
ſieht darin die Übertragung der Munt von dem Brautvater auf den 
Ehemann, welche die künftige Unterwerfung der jungen Frau unter 
des letzteren Willen veranſchaulichen foll?). Mit dem Begriff „Traditio“ 
ließe ſich eine ſolche Annahme ganz gut verbinden, mit dem der „Trau— 
ung“ dagegen nicht. Einem Menſchen etwas anvertrauen, heißt nie— 
mals ihm „Gewalt“ — alſo möglicherweiſe ein „Vernichtungsrecht“ — 
darüber einräumen. Vielmehr weiſt es auf ein zu „treuen Händen“ 
Übergeben hin, das folglich eine gewiſſe Rachedrohung in ſich ſchließt 
für den Fall, daß man einen „Vertrauensbruch“ erlebt. Die Bedeutung 
des Mundium als „Schutzpflicht“ rechtfertigt dieſen Gedankengang voll— 
auf, wie namentlich die langobardiſchen Geſetze klar zu erkennen geben. 
Die hier zu einer Rechtsinſtitution verdichtete Munt kann zwar dem Ehe 
begehrenden Manne übertragen werden (Roth. 187, 188, Joo, Io), darüber 
hinaus wacht aber die Sippe nach wie vor über das Ergehen ihrer fernen 
Tochter und ſchirmt fie gegen jede Unbotmäßigkeit ihres Gatten“). 

Berückſichtigen wir das eben Geſagte, dann enthüllt ſich die ger— 
maniſche Trauung als ein feierliches „Auf-Treue-Übergeben“ — wie 
ſchon ihr Name kundtut —, eben als die Einlöſung der ſeinerzeit vom 
Muntwalt in Vertretung der geſamten Sippe übernommenen VDer- 
pflichtung. Darin liegt die ohne Zweifel hohe Bedeutung der Braut— 
tradition, zugleich aber auch ihre Begrenzung. Gbwohl ſie nämlich 
die in mancher Sinſicht noch heute weitaus gebräuchlichſte Form der 
Heirat kennzeichnet, iſt ſie nicht die einzige, die eine Ehe legitimiert; denn 
gleichwertig beſteht neben ihr die ſchon mehrfach erwähnte rechtlich an— 
erkannte „freie Ehe“). 

) Vgl. Amira, Grundriß, S. 178; Grimm, R.⸗A. 167; Sohm, Ehe⸗ 
ſchließung, S. 65 ff. 

2) S. o. S. 36 u. Anm. 3. 

3) Vgl. Brunner, DRE., Bd. I, S. 98; Sabicht, Verlobung, S. 74f.; 
HZeusler, Inſt. II, S. 287. 

) Roth. 202, 203; Gr. 6, 7; Ciut. 22, 120, 130. Vgl. Roſin, Gierkes Unterſ. 


8, 45f. 
5) S. o. S. II u. 28. A. m. z. B. Zabicht, Verlobung, S. 74 ff.; Hoyer, 


32 fl., 1. 
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Der herrſchenden Meinung gegenüber bricht ſich eine neue An— 
ſchauung Bahn, die den ehebegründenden Akt in der „Vermählung“ 
ſucht, in dem ſog. „VNonſensgeſpräch“!) oder „Akt im Ring“ ?). Einen 
ſolchen Hergang ſchildert z. B. der „Ruodlieb“ ſehr eindrucksvoll. 
Ruodlieb will in feinem Haufe die Hochzeit feines Weffen ausrichten 
und ladet die übrigen Verwandten dazu ein. Sie folgen dem Ruf und 
erklären, als „Freundſchaftsrat“ wirken zu wollen?). Daraufhin ſtellt 
Ruodlieb die Eheſchließungsfragen an die Brautleute, und dieſe werden 
unter Zuftimmung der Verſammelten durch die Überreichung der er— 
wähnten Symbole ſowie anderer Gaben zuſammengeſprochen. 


Auf Grund des Doscharakters der Geſchenke hält Zallinger die 
hier geſchloſſene Verbindung für eine „Muntehe“ ), erklärt aber: die 
altgermaniſche Trauung oder Brauttradition ſei um die Wende des 
J2. und 13. Jahrhunderts als „rechtlicher Formalakt“ außer Gebrauch 
gekommen. Nur ihr Name lebe fort in unſerer heutigen Virchenfeier “). 
Der Kingakt ſelber ſei nur die Erfüllung des neben den Muntverhand— 
lungen einhergehenden Eheverſprechens der Brautleute unter ſich. Er 
begründet feine Ablehnung der Trauung für die im „Ruodlieb“ ein— 
gegangene Ehe mit den Worten: „Das Geben der Braut an den 
Bräutigam iſt ... nicht ein Übergeben in die Gewalt zur Unterordnung, 
ſondern . . . eine Vereinigung zur Genoſſenſchaft. Die Wirkung iſt nicht 
eine einſeitige bzw. ungleiche, ſondern eine gegenſeitige und gleich— 
artige, und zwar in logiſcher Verbindung mit der Nonſenserklärung“ ). 

JZallinger ſcheint alſo die altgermaniſche „Trauung“ nicht ſonder— 
lich hoch einzuſchätzen, obwohl das Zeugnis des Tacitus die Forde— 
rungen feines eigenen Zitates bei weitem an Nachdruck übertrifft: „Auf 
dieſe Gaben hin empfängt der Mann ſeine Frau, die auch ihrerſeits ihm 
einige Kriegswaffen zubringt. Dies halten ſie für das feſteſte Band, 
für eine geheimnisvolle Weihe, ja für die Hochzeitsgötter ſelbſt. Damit 
die Frau nicht wähne, ſie ſtehe außerhalb der Erlebniſſe, die männ— 
lichen Mut erfordern, außerhalb der Wechſelfälle des Rriegslebens, wird 
ſie durch die feierlichen Wahrzeichen gleich bei Beginn der Ehe gemahnt, 
ſie komme als Gefährtin der Mühſale und Gefahren; im Frieden und 
im Kampfe werde fie dasſelbe zu dulden und zu wagen haben, wie der 
Mann. Dies bedeuten die zuſammengejochten Kinder, dies das ge— 


„Gamahalen“ heißt etwa „Juſammenſprechen“. Über das Sin und Wider 
der einzelnen Meinungen vgl. Meyer, 3?RE. 47, beſ. S. 209/16 nebſt Anmerkungen. 

2) Jallinger, Wib., S. Joff. 

) Meyer, 3 RG. 52, 278 ff. 

) Ringgaben, S. 20 im Gegenſatz zu der von Meyer, a. a. O. gefolgerten 
„Friedelehe“. 

Jallinger, Ringgaben, S. 37 ff.; Yrib., S. 68. Dagegen Eckhardt, 3e RG. 
47, 198. 

) Jallinger, Ringgaben, S. 44. Vol. auch S. 46, 64 und Gpet, Braut: 
tradition, S. 72 ff. 
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ſchirrte Pferd, dies die Waffengabe. So foll fie leben, ſo in den Tod 
gehen“). 

Ferner fällt bei der Unterſuchung aller der von Zallinger be- 
ſprochenen RKingakte? auf, daß fie ſtets einen Urheber kennen: meiſt 
iſt es der Muntwalt der Braut oder der Eheſtifter. Daneben werden in 
größtmöglichem Umfange die Magen der Seiratenden herangezogen, 
die jedesmal mindeſtens durch ihr Verhalten ihre zuſtimmung zu er— 
kennen geben. Freilich hat dies mit einer „Ehegenehmigung“ einzelner 
auf Grund irgendwelcher Vorrechte nichts zu tun?). Doch reicht in 
meinen Augen die Erklärung, der Akt im King ſei lediglich ein „Heirats— 
brauch“ (Volbort) aus urgermaniſcher zeit nicht hin; denn gerade jedem 
altertümlichen Brauch liegt ein tieferer Sinn zugrunde und die Be— 
zeichnung „Volbort“!) weiſt doch wohl recht auffällig auf die hier ge— 
meinte raſſiſche und damit ſippenpolitiſche Bedeutung hin. 

Wenn nun Me yer die Ehe der „freien und edelgeborenen Germanin“ 
als „Friedelehe“ bezeichnet, und fie etwa als reine Neigungsheirat mit 
freier Willensentſchließung beider Teile kennzeichnet?) — im Gegenſatz 
zu der Ehe mit Verlobung und Trauung — dann betrachtet er m. E. 
die Gattenwahl allzu ſtark vom individuellen Standpunkt aus. Er 
verallgemeinert einen Grundſatz, der nur für Ausnahmefälle — Ent— 
führungsehen oder ſonſtige eigenmächtige Heiraten der Liebenden — 
in Frage kommt. Tatſächlich unterſcheidet ſich aber die Haltung Kriem— 
hilds bei ihrer Vermählung mit Siegfried in keiner Weiſe von derjenigen 
isländiſcher Mädchen; denn auf Gunthers Anfrage hin überläßt ſie 
ihm vollſtändig die Regelung der ganzen Angelegenheit, ſogar ohne zu 
wiſſen, welchen Gatten er ihr zugedacht hatte“). 

Weil nun ferner die ähnlich in die Wege geleiteten isländiſchen Ehen 
auf Grund der vorangegangenen Verlobung ſowie der Dotierung des 
Weibes unverkennbar zu den ſog. Muntehen gehören, erweiſt ſich der 
behauptete kraſſe Unterſchied zwiſchen der Eingehung einer Friedelehe 
und einer Muntehe doch wohl als Trugſchluß. Ja der für erſtere in An- 
ſpruch genommene „Akt im Ring“ wäre eigentlich nur eine mehr oder 
minder bedeutungsloſe Zeremonie, während er bei letzterer klar die 
Solidarität der Verwandten zum Ausdruck bringt. Das heißt aber 
nichts anderes, als daß eine ſolche Ehe im „Frieden der Sippe“ ge— 
ſchloſſen wird und folglich unter deren „Schutz“ (Munt) ſteht. Von 
einer Gewalt über die Frau kann alſo wiederum nicht die Rede ſein und 


Tacitus, Germania, Rap. 18, zit. bei Weckel, Liebe u. Ehe, S. 7. 

Vgl. insbeſ. feine Arbeit: Eheſchließung im Wibelungenlied und in der 
Gudrun. Beſprochen von Seymann, 3 RG. 44, off. 

3) Pgl. meyer, 37 RG. 47, 222 ff. Auch Ficker, Unterſ. III, S. 402; Opet, 
Mitt., Erg.⸗Bd. 5, 205. 

Vgl. das langobardiſche fulborn (Roth. 154). Dazu ſ. u. S. 152f. 

5) Meyer, I?RE. 47, 228 ff.; 52, 290 ff., 371 ff. 

) Dal. Jallinger, Wib., S. 19 mit den Ausführungen oben S. I7f. 
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daher entfällt m. E. die Notwendigkeit, zwiſchen den beiden genannten 
Eheformen und ihren charakteriſtiſchen Merkmalen: Morgengabe bzw. 
Mahlſchatz zu unterſcheiden. Es gibt bei den Germanen eben nur eine 
rechtlich anerkannte (legitime) Ehe unter freien Volksgenoſſen, und 
dieſe iſt gekennzeichnet einmal durch die „ökonomiſche Sicherſtellung der 
Frau“ !) und ferner durch die „Erbfähigkeit der ihr entſproſſenen Rinder“. 
Jede andere Geſchlechtsverbindung gilt als „Ronkubinat“. Das Weib 
beſitzt in dieſem Falle keine gleichwertigen Anſprüche dem Manne gegen— 
über und die Kinder ſind folglich unehelich und damit nicht — oder nur 
bedingt — erbfähig?). Hieraus allein erklärt ſich m. E. einleuchtend 
die Tendenz, ein ſolches Verhältnis durch nachträgliche Dotierung der 
Frau oder bloßen Zeitablauf in „rechte Ehe“ zu verwandeln?). Welchen 
Sinn hätte nämlich dies Beſtreben, wenn dadurch eine ethiſch hoch— 
ſtehende Friedelehe in die ſittlich minder wertvolle Muntehe über— 
geleitet würde, ohne daß ſich die Stellung der Frau „nach innen“ 
änderte?“ 

Den Akt im Ring halte ich nach alledem für einen feierlichen ger— 
maniſchen Eheſchließungsakt im Beiſein der Sippengenoſſen, der je 
nach feinem Verlauf bloße Verlobung) oder bereits Hochzeit‘) bedeuten 
kann; in der Regel wahrſcheinlich letzteres, weil eine Werbung nicht 
notwendig zum Ziele zu führen braucht und obendrein die unbenach— 
richtigten Verwandten in den ſeltenſten Fällen ſchnell zur Stelle ſein 
mochten. Faſſen wir demnach den Kingakt als „Hochzeitszeremoniell“ 
auf, dann glaube ich in ihm ſowohl Züge der „Trauung“ wie auch 
der „Vermählung“ wiederzufinden: nämlich ein „Geben der Braut an 
den Bräutigam zur Ehegenoſſenſchaft“ und damit verbunden ein „Zu— 
ſammenſprechen der Gatten“ (Gamahal). Ihre Krönung findet die 
Feier in der nachfolgenden Vereinigung des Paares’). Sie erſt be— 
rechtigt ſtreng genommen dazu, fortan den Gattennamen zu fuhren und 
läßt alle hiermit verknüpften Pflichten und Rechte aufleben“). 


) Dal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 64ff.; Seusler, Inſt. II, S. 494, 
aber auch S. 285ff. 
2) Mäheres ſ. unten Kap. 5, beſ. S. 179f. 
) J. B. Jyd. L. I, 27; Gul. I25 u. a. Vgl. Brunner, 3 RG. 17; beſ. S. Jof. 
Maurer, Vorleſ. II, S. 479 u. Anm. 6. 
) Meyer, J32RG. 47, 280. 
) Gudrun -Serwig (Jallinger, Wib. 33) 
Do veſtent man die ſcheenen 
Dem reden an der ſtunt. 
Vgl. Anord. „festa“ heißt „verſprechen, geloben“. Val. Amira, OGbligat. I, 
S. 534; 3. B. unterſcheidet das ſchwediſche Recht „faestninga staemnu“ (Verlobung) 
von „giptar kvaelde“ (Hochzeit). ÖGI. Gb. II, I. 
) Kriemhild Siegfried (Jallinger, Wib. 55 ff.). 
J. B. L i 50; 
8) Dal. Ficker, Unterſ. III, $ 887; Seusler, Inſt. II, S. 282; Rive, Vor- 
mundſch. I, S. 262. 
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Zur Vervollſtändigung des gewonnenen Bildes möchte ich wieder 
das nordgermaͤniſche Quellenmaterial heranziehen. Zunächſt mag die 
Bemerkung wichtig ſein, daß die Quellen ſtillſchweigend den Wohnort 


Abb. 5. Vermählungsſzene aus der Seiſterbacher Bibel, 12. Jahrh. 


der Braut zur Abhaltung der Sochzeitsfeierlichkeiten vorausſetzen, was 
natürlich gegenteilige Abmachungen keineswegs ausſchließt!). Um das 
Weſen der Hochzeit ergründen zu können, müſſen wir ferner den Namen 
ſelber betrachten. Unſere Quellen bringen dafür den Ausdruck „brül- 


) Kon. 144/31 f.; Stad. 122/158; Laxd. 7, I4; 43, I86 u. a. Vgl. Maurer, 
Vorleſ. II, S. 399. 
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laup“!). Man hat ihn z. B. als „Lauf um die Braut“ oder „Heim— 
führung“) gedeutet und darin u. a. Refte der Raubebe zu finden ge— 
glaubt“). Das an. „hlaupa“ heißt aber in erſter Linie „ſpringen“. 
Richtiger bezieht man es daher wohl auf den „Hochzeitstanz“!“) oder 
auch auf das Beilsger?). Im übrigen nennt das Geſetz dreierlei Punkte 
als Vorbedingung für eine gültige Hochzeit: die rechtmäßige Verlobung 
des Paares, die Anweſenheit von mindeſtens ſechs Gäſten und endlich 
das Beſteigen des Brautbettes “). 

Die geforderten ſechs Hochzeitsgäſte ſollen die Gffentlichkeit der Hand— 
lung ſichern. Ihre Gegenwart entſpricht etwa dem ſüdgermaniſchen 
„Akt im Ring”, dies um fo mehr, da die Sagas von ſtarken Beſuchen 
ſolcher Feſtlichkeiten erzählen“). Dem Beginn der Feier gebt wahrſchein— 
lich eine Friedenserklärung voraus, wie überhaupt der Sochzeitszug 
während der Brautfahrt unter erhöhtem Volksſchutz ſteht“). Beim Der- 
lauf des Feſtes erfolgt dann die Darbietung der Geſchenke “s), über welche 
ſich die Geber unter Umſtänden ein Heimfallsrecht nach dem kinderloſen 
Tode des Beſchenkten ausbedingen. Den Söhepunkt erreichen die 
Hochzeitsfeierlichkeiten anſcheinend mit der feſtlichen Übergabe der Braut 
an den Bräutigam und der darauf folgenden Bettbeſchreitung. Sie 
klingen dann aus mit der Fahrt der Neuvermählten ins eigene 
Heim 10). 

In den weſentlichen Punkten decken ſich alſo die nordiſchen Quellen— 
befunde mit den ſüdgermaniſchen. Es bleibt daher nur noch die Frage 
zu beantworten, ob bei der Hochzeit tatſächlich einer der beobachteten Seft- 
akte den anderen an Bedeutung überrage. Bei der gebräuchlichen Ehe— 
eingehung könnte man fie beſonders auf Grund der nordgermanifchen 
Überlieferung, die kein eigentliches „Nonſensgeſpräch“ bezeugt, allenfalls 
zugunſten der Trauung entſcheiden. Demgegenüber beruht jedoch die 


) <brüdlaup, daneben auch brüdkaup. Über letzteres ſ. u. S. 46f. 

) Dal. Grimm, RA. 434; Weinhold, Deutſche Frauen, Bd. I, S. 327. 

) Dal. Amira, Grundriß 179; Brunner, DRG. I, S. 98, beſ. Anm. 38 
u. 39; Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 131; Seusler, Inſt. II, S. 285. 

) Pgl. E. Schröder, Brautlauf und Tanz, 3. f. d. A. 61, S. 24f. 

5) Naͤheres vgl. bei Maurer, Vorleſ. II, S. 541. 

®) Kon. II8/ 222; Stad. 58/66; Gul.. 5I, I24; Borg. 2, 9 u. a. Vgl. Amira, 
Obligat. II, S. 674; Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 54f.; Maurer, Vorleſ. II, 
J. 542, Über ſchwediſche Sitten vgl. Amira, Obligat. I, S. 536f. 

*) 3. B. Nj. Jo, 17; Laxd. 68, 294 (120 Bäfte). Weitere Belege Maurer, 
Vorleſ. II, 545. 

6) Sturl. V, 255/157 ff. Vgl. Stad. 212/244 ff.; ÖGL. Gb. 9, 7; WGL. II, 
Gb. Ind. 8, evtl. L. Sal. I3, Io IV. 

®) Kon. IIS, 221f.; Stad. 57/65 f.; Nj. 6, II; Laxd. 43, 188 (vgl. Roth. 184; 
L. Sal. Joo), namentlich wird die Morgengabe überreicht in Geſtalt des „linfé“ 
für eine jungfräuliche Braut oder der „bekkargiöf“ für eine Witwe. Vgl. Amira, 
Grundriß 179, Gbligat. II, 649 ff.; Maurer, Vorleſ. II, S. 546. 

10) Nj. 65, 6; Eg. 78, 4; vgl. hierzu Amira, Obligat. II, S. 672, Anm. 3. 
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Gültigkeit einer „eigenmächtigen“ Heirat der Liebenden offenſichtlich 
nur auf ihrer beider Dermäblungswillen. Er gleicht folglich das ſonſt 
evtl. vorhandene Übergewicht der Trauung aus. Daß ich ferner dem 
Beilager auch keine beherrſchende Stellung einräume, obwohl es in 
beiden Fällen die tatſächliche Lebensgemeinſchaft der Gatten mit 
allen Folgen erſt herbeiführt, möchte ich damit rechtfertigen, daß es 
für ſich allein — ohne den Ehewillen der Sippe Trauung) oder den 
der Liebenden Permählung) — ebenſowenig rechtsbeſtändig iſt, viel 
mehr je nach feiner Art unter den Begriff: Unzucht, Raub oder YIot- 
zucht fällt. 


2. 


Eheliches Güterrecht, insbeſondere Beſtandteile 
des Frauengutes und ſeine Verwaltung 


J. Mahlſchatz und Morgengabe 


Als das einzige unentbehrliche Merkmal einer rechtsgültigen Ehe, 
welche allein die ihr entſtammenden Rinder legitimiert, bezeichnete ich 
oben „die ökonomiſche Sicherſtellung der Frau“ durch ihren Gatten. 
Daraus ergibt ſich von ſelbſt, daß wir die Behandlung der pflichtmäßigen 
Vermögensleiſtungen des Mannes den übrigen güterrechtlichen Fragen 
voranſtellen. Noch ein zweiter Grund empfiehlt dieſe Abſicht, nämlich 
die Erledigung des hiermit verknüpften „Fraukaufproblems“. Die Der- 
fechter dieſer Theorie!) betrachten den Brautſchatz (Dos) als den ur- 
ſprünglichen „Kaufpreis“ für die Perſon der Frau und in ſpäterer Zeit 
für das Mundium über ſie, der folglich an ihre Gewalthaber gelangt. 
Den Gepflogenheiten primitiver Völker entſprechend wird dieſe Seirats— 
form und die einſt mit ihr verknüpfte Behandlung des Weibes als 
„Ware“ auch für die germaniſche bzw. indogermaniſche Reife gefolgert. 
Erſt bei zunehmender Geſittung, beſonders infolge der Ausbreitung des 
Chriſtentums, ſoll dann der Gewaͤlthaber zugunſten der Braut auf feinen 
Anſpruch verzichtet haben. Zur Beweisführung ziehen die betreffenden 
Forſcher ſämtliche Ausdrücke für das Eheſchließungsgeſchäft heran, die 
etymologiſch mit unſerem Worte „Rauf“ zuſammenhängen. Vor allem 
muß die Bezeichnung „Brautkauf“ ?) herhalten, ſowie das an. „kaupa 
kona” heiraten, dem in ſüdgermaniſchen Quellen ein: puellam emere 
(L. Sax. 49) entſpricht. 

Von ſprachlichen Geſichtspunkten läßt ſich hiergegen einwenden, daß 
das Wort „kaufen“ bei den Germanen einen ſehr viel umfaſſenderen 
Sinn hatte als bei uns. Es bedeutete etwa „einen Vertrag ſchließen“ 

) Brunner, DRG. I, S. 95; Sellwald, Die menſchliche Ehe, S. 317 ff., 
323, 563; Hoyer, Ehen minderen Rechtes, S. 32f., 41; Huber, Schweizer Priv.“ 
Recht IV, S. 314 ff.; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 76; Sohm, Eheſchließung, 
Z. 22 ff.; Wackernagel, Kleine Schriften J, S. Iff.; Weinhold, Deutſche Frauen 
I, S. 291 ff. u. a. m. 

An. brüdkaup Sochzeit, z. B. Gisl. 5, 7. Vgl. Aethelb. 77: ceapi geceapod. 
Vis. L. III, 3, I: pretium filiae; Spaniſche Fueros: mercatio (Hinojoſa, J RG. 31, 
S. 292). 
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(lat. pacisci), alſo „eine gegenſeitige Verpflichtung eingehen, ohne daß ein 
greifbares Objekt, verſchieden von jedem der Vertragſchließenden dabei 
gemeint zu fein brauchte“). Damit erweiſen ſich m. E. die beiden 
äußeren Kriterien — die raſſefeindliche Gleichſetzung der Germanen und 
ihres Rechtes mit den Primitiven ſowie der Sprachgebrauch — als 
durchaus unzureichend für die Beurteilung unſerer Frage. Sie hängt 
vielmehr von den inneren Kriterien der Geſetze ab, nämlich davon, ob 
der germaniſche Brautſchatz nachweislich in den Beſitz des Verlobers 
geriet oder nicht. 

Die L. Vis. bezeugt eindeutig das letztere (III, I, 6). Die Braut 
ſelber erſcheint hier als Eigentümerin des Mahlſchatzes und ihren Ver— 
wandten kommt allein die Befugnis zu, ihn nötigenfalls mit Gewalt 
einzutreiben und bis zur Hochzeit aufzubewahren. Freilich gerät mit 
dieſer Stelle ſcheinbar eine zweite in Widerſpruch (L. Vis. III, 4,7). Aber 
einmal haben wir es in dieſem Falle mit einer Eheſchließung zu tun, 
die aus einem Unzuchtvergehen herrührt; der Preis an die Eltern könnte 
folglich ein Sühnegeld darſtellen. Andererſeits braucht hier der „Emp— 
fang“ des Geldes ebenſowenig ein dauerndes „Behalten“? in ſich zu 
ſchließen, wie das zuvor genannte Eintreibungs- und Aufbewahrungs- 
recht. Sonſt hätten wir unter Umſtänden den merkwürdigen Fall zu 
verzeichnen, daß eine Frau zwar ſelbſtändig über den Brautſchatzbetrag 
verhandelt, deſſen Auszahlung jedoch ihrem Muntwalt zugute kommt. 

Entnehmen kann der Gote die Dos nach Belieben ſeinem Erbgute, 
Rönigsſchenkungen oder ſonſtiger Habe. König Erwig (III, I, 9) ver- 
langt hierüber nur eine ſchriftliche Beglaubigung. Über die Höhe des 
Mahlſchatzes unterrichtet uns eine Verordnung Chindaſwinths. Er 
ſetzt für die „angefebenften und vornehmſten Geſchlechter im Gotenvolke“ 
1000 Sol. als Söchſtwert feſts) und geſtattet darüber hinaus als be— 
ſondere Vergünſtigung die Hingabe von „zehn Knaben, zehn Mädchen 
und zwanzig Roſſen“. Darunter verbirgt ſich offenbar die alte gotiſche 
Morgengabe, wie eine uns überkommene metriſche Formel beweiſt !“). 
Einem Erlaß Rönig Erwigs zufolge kann fie auch aus Schmuck— 
ſtücken beſtehen bis zu dem Wert von abermals looo Sol. Weitere Zu: 
wendungen an die Braut geſtattet das Gotenrecht nur, falls fie ihrem 
Verlobten entſprechend viel zubringt. 

Für die übrigen Volksſchichten ſtuft ſich der Mahlſchatzbetrag je nach 
dem vorhandenen Gut ab, und zwar darf er ein Zehntel davon nicht 


) Meckel, Altgerm. Kultur, S. 45, vgl. Kiebe u. Ehe, S. I2; ferner 
Amira, Gbligat. II, S. 283 ff.; Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 58 ff.; Kloſe, Diff., 
S. 36; Maurer, Vorleſ. II, S. 508; Rive, Vormundſch. I, S. 103. 

2 Dal. Weckel, Kiebe u. Ehe, S. off. 

3) Erwig (III, J,5) führt ſtatt deſſen die gleiche Jehntelgrenze ein wie für die 
übrigen Stände. Dal. hierzu Jeumer, NA. 24, 584 ff; HSeusler, Inſt. II, S. 295; 
Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 73 ff. 

) Dal. Edit. d. L. Vis., S. I27, Anm. I. Dazu Schröder, Ehel. Güterr. I, 
S. 107. 
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überſchreiten, von der Morgengabe ganz zu ſchweigen. Dieſe Quote 
des Mannesgutes gewinnt die Frau allein dann zu „freivererblichem 
Eigentum“, wenn fie Feine Nachkommenſchaft hinterläßt. Andernfalls 
bleiben den Rindern oder Enkeln der betreffenden Ehe drei Viertel ihres 
Mahlſchatzes verfangen (L. Vis. IV, 5, 2). 

Verwickelter liegen die Verhältniſſe im burgundiſchen Recht, da wir 
hier anſcheinend drei verſchiedenartige Dermögensleiftungen des Ehe— 
mannes auseinanderhalten müſſen. Zwei davon werden bald als Mahl— 
ſchatz (= Dos, L. Burg. 62, 2), bald als Morgengabe (L. Burg. 24, 
J, 2; 42, 2) bezeichnet. Sie laſſen folglich auf eine ähnliche Verſchmel— 
zung wie bei den Weſtgoten ſchließen!). Auch die ſonſtigen Merkmale 
ſtimmen auffallend überein. Als wichtigſtes verdient die Zuwendung 
an die Frau ſelbſt hervorgehoben zu werden, und zwar gewinnt ſie dieſe 
Hochzeitsgabe zu lebenslänglichem Nießbrauch. Abweichend bleibt hier 
jedoch die ganze Subſtanz den Rindern des Gebers verfangen). Wenn 
die Frau dagegen ohne Nachkommenſchaft ſtirbt, wird der Betrag 
zwiſchen ihren Blutsfreunden und den berechtigten Erben des Mannes 
gehälftet (L. Burg. 24, 2). Andererſeits erliſcht der Anſpruch der Witwe 
auf die „Doppelgabe“ ſelbſt dann nicht, wenn ſie innerhalb des Trauer— 
jahres eine neue Ehe eingeht (L. Burg. 42, 2; 62, 2). 

Auf Grund der bisherigen Betrachtungen erſcheint es mir unmög— 
lich, mit dieſen beiden Vermögenszuwendungen bzw. mit einer von ihnen 
den burgundiſchen „Wittimon“ gleichzuſetzen. Dieſer gelangt in die 
Hände der nächſtberechtigten Verlober eines Mädchens und zwar der— 
geſtalt, „daß jeden dritten Solidus davon die Jungfrau für ihre Aus— 
ſtattung empfängt“). Freilich erſcheint dieſe eigenartige Forderung auf 
den erſten Blick dazu angetan, den „Fraukaufgedanken“ zu ſtützen, 
namentlich durch die an anderer Stelle gewählte Bezeichnung „Preis“ 
(L. Burg. I2; I4, 3) oder „Sochzeitspreis“ ). 

Selbſt wenn wir jedoch die Teilhaberſchaft der Braut mit dem all— 
mählichen Übergang des einſtigen Preiſes in ihren Beſitz erklären 
wollten, das Drittel einer ſolchen Leiſtung in den Händen weiblicher 
Verkäufer — möglicherweiſe ſogar der Brautſchweſtern (L. Burg. 66, 
J. 3) — macht die Einſchätzung der Frau als Sandelsobjekt gewalt— 
habender Männer unwiderbringlich zunichte. Ferner würde ſchon der 
außergewöhnlich niedrige Betrag des Wittimon (15 Sol. unter freien 
Volksgenoſſen, vgl. L. Burg. Io], 2) gegen jeden tatſächlichen „Nauf“ 
zeugen. Aber auch die beſtechende Gleichſetzung: Sochzeitspreis 
— Hochzeitsgabe (Dos) verliert bei näherem Zufeben jegliche Be— 


) gl. hierzu Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 103 ff. 

2) L. Burg. 24, I; 62, 2. Vgl. aber hierzu Wolff, Mitt. 17, 382. 

L. Burg. 86, 2. Eine Sonderſtellung nimmt anſcheinend nur der Vater ein. 
Vgl. hierzu oben S. 9. 

) L. Burg. 6I. Vgl. Seusler, Inſt. II, S. 279; Rive, Vormundſch. I, 
S. 253 ff.; Schroder, Ehel. Güterr. I, S. 33f. 
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rechtigung. Wach dem kinderloſen Tode einer Frau darf nämlich ihr 
Gatte erſteren keinesfalls zurückfordern (L. Burg. I4, 3). Dagegen kehrt 
letztere (die Morgengabe oder Dos) ohne weiteres zur Hälfte an die Seite 
des Gebers heim (L. Burg. 24, 2; 62, 2). Ferner muß die wieder— 
heiratende Witwe ihren Wittimon den Verwandten des verſtorbenen 
Mannes zurücklaſſen (L. Burg. 69, J) und nur, „wenn fie eine dritte 
Ehe einzugehen beabſichtigt, möge der Wittimon, den der (frühere Gatte 
entrichtete, dem Weibe zugute kommen“ (69, 2). Völlig abweichend 
bleiben hingegen Mahlſchatz oder Morgengabe zu lebenslänglichem 
Nießbrauch im Beſitze der Dotierten (L. Burg. 24, I; 62, 2). 

Mit dieſer Gegenüberſtellung glaube ich erwieſen zu haben, daß der 
burgundiſche Wittimon weder mit dem eigentlichen Brautſchatz (Dos), 
noch mit der Morgengabe identiſch iſt. Auch mit der ſog. „Tertia“ 
(L. Burg. 62, I; 74, 2) fällt er nicht zuſammen, obwohl hier wiederum 
der Wame „Witwenverſorgung“ beſtechen könnte. Halten wir jedoch 
an der Grundbedeutung des Wortes „widmen oder wetten“ feſt, dann 
ſtellt ſich der Wittimon etwa als eine „Ehrengabe“ an die Brautſippe 
heraus, die „in der Verwandtſchaft begründet“ liegt). Daß eine ſolche 
Freundſchaftsgabe nach dem Tode der Frau nicht zurückgefordert 
werden darf, iſt wohl ſelbſtverſtändlich. Andererſeits veranſchaulicht 
ihre Rückerſtattung an die Mannesſippe anläßlich der Wiederheirat der 
Witwe ausgezeichnet, daß letztere mit dieſem Schritt das bisherige 
Treueverhältnis löſt. 

Das langobardiſche Recht unterſcheidet gleichfalls zwiſchen ver— 
ſchiedenartigen Vermögensleiſtungen eines heiratenden Mannes; und 
zwar begegnen uns die Namen: mundium, meta (metfyo) und morgin- 
gab, von denen die beiden letzten bezeichnenderweiſe häufig zuſammen— 
genannt werden. Die Meta (— Mahlſchatz oder Dos) lernten wir ſchon 
bei der Unterſuchung der Verlöbniswirkungen näher kennen als das 
Hauptmerkmal einer rechtsgültigen Verbindung. Infolgedeſſen er— 
ſcheint ſie vorzüglich geeignet, um bei einem Vertragsbruch als Sühne 
zu dienen. Liegt die Schuld bei dem Bräutigam, dann gelangt ſie — 
wie wir ſahen — in den Beſitz des verſchmähten Weibes (Roth. 178). 
Niemals trifft jedoch ein gleiches für den Mundiumbetrag zu, was 
m. E. ſehr eindringlich gegen eine Gleichſetzung beider Gaben fpricht?). 
Vielmehr gelangt letzterer ſtets an den Muntwalt der Braut und be— 
zweckt ganz offenſichtlich eine Abfindung ſeiner vermögensrechtlichen 
Anſprüche ?). Die mindeſtens doppelt jo hohe Meta beläuft ſich im Grenz— 
falle bei beſonders angeſehenen königlichen Beamten auf 400 Sol., 
beim übrigen Adel auf 300 Sol.: „und wenn irgendjemand anders 


) Dal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 46 ff.; auch Rive, Vormundſch. I, 
S. 253 ff. 

gl. Blubme, IRG. II, 383; Rive, Vormundſch. I, S. 247; aber auch 
Schröder, Ehel. Büterr. I, S. I3 ff., 35ff. 

3) Roth. 187—88, 190—91; Kiut. 9, Jo, 14. 
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weniger geben will nach Übereinkunft“ (Liut. 89). Obendrein iſt ihre 
oft beftrittene Zuwendung an die Frau m. E. abſolut ſicher. Der Unter— 
ſchied zwiſchen beiden Zahlungen könnte alſo kaum ſchärfer ſein. Daß 
er tatſächlich ſchon zur Zeit Rotharis in der angegebenen Art beſtand, 
lehrt eine Beſtimmung, die ſich offenkundig auf deſſen Regelung der 
Witwenheirat bezieht !). 

Glücklicherweiſe beſitzen wir aber noch eine andere Stelle aus 
Rotharis Geſetzgebung, welche die Meta als Fraueneigentum bezeugt. 
Der betreffende Rechtsſatz (Roth. 199) behandelt eine Erbteilung 
zwiſchen Schweſtern, deren eine als Witwe in ihr Elternhaus zurück— 
kehrte. Das Mundium über ſie hat alſo ihr Vater von der Sippe des 
verſtorbenen Mannes abgelöſt. Die Erbteilung geht nun folgender- 
maßen vor ſich: „jene Witwe ... möge morgingab und metfyo als 
Voraus an ſich nehmen“. Ihre Ausſteuer muß ſie dagegen wieder— 
einwerfen, um neben ihren Schweſtern gleichen Anteil an der elter— 
lichen Hinterlaſſenſchaft zu gewinnen, nachdem jene ſich ſoviel vorweg— 
nehmen durften, „wie Vater oder Bruder für den Mundium Rück— 
erwerb an die Angehörigen des verſtorbenen Mannes entrichtete“. 

Die Höhe der hier geforderten Ablöſungsſumme beträgt die Hälfte 
der einſt verabredeten Meta (vgl. Roth. 183), einerlei, ob eine nochmalige 
Ehe bezweckt wird, die Heimkehr ins Elternhaus oder der Eintritt in 
königlichen Schutz. Wäre nun jener Mahlſchatz tatſächlich in das väter— 
liche Vermögen übergegangen, dann ließe ſich die Art feiner Vorweg— 
nahme ſchwer begreifen; denn man ſollte glauben, daß das „Mundium 
ablöſen“ mit eben jenem Vaufgelde erfolgte, und die Witwe daher nur 
noch ihre Morgengabe und die halbe Meta vorfand. Statt deſſen lehrt 
unſer Rechtsſatz, daß ſich die Witwe zur zeit der Muntablöſung mitſamt 
ihrem Eigentum — beſtehend aus Morgengabe, Meta und Mitgift — 
bei der verſchwägerten Sippe befand. Ihr Vater war daher gar nicht 
in der Lage, das Mundium der Meta ſelbſt zu entnehmen. Es wird 
der Witwe folglich in der oben angegebenen Weiſe auf ihr Erbteil an— 
gerechnet ?). 

Auf dem gleichen Grundgedanken beruht m. E. auch ein zuvor ge— 
ſtreifter Rechtsſatz Roth. 182). Schröder?) nimmt ihn zwar für feine 
Theſe in Anſpruch, weil ſich das Frauenvermögen hier anſcheinend nur 
aus „morganegab“ und „faderfio“ zuſammenſetzt. Betrachten wir die 
Stelle darum einmal genauer. Sie regelt die perſönlichen und finan— 
ziellen Kechtsanſprüche zwiſchen einer Witwe, ihrem Verlobten und 
den Verwandten des verſtorbenen Mannes. Das Geſetz erlaubt der 
Witwe, nach eigenem Gutdünken wieder zu heiraten, nur muß ihr 
Bräutigam die üblichen Vorſchriften erfüllen, d. h. „aus ſeinem Eigen— 

) Kiut. 129. Vgl. Roth. 182, 183, wie Bluhme in feiner Edition anmerkt 
(S. 135); vgl. auch Seusler, Inſt. II, S. 300. 

Vgl. aber Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 32 ff. u. Anm. 26. 
Ma. a. G., S. Zoff. 
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tum“ den halben Wert des erſten Mahlſchatzes an die Erben des Ver— 
ſtorbenen hingeben: pro ipsa meta. Letzteres beſagt doch wohl, um 
daraufhin jene erſte Meta für die neue Ehe frei zu bekommen!). Ver— 
weigern die Empfangsberechtigten die Annahme der gebotenen Summe, 
dann verwirken ſie ihr Muntrecht wegen mißbräuchlicher Ehehinderung. 
In dieſem Falle dürfen die Verwandten der Frau ſie ihrem Bewerber 
anvermählen. Gbendrein „ſoll das betreffende Weib ſowohl Morgen— 
gabe wie Heimſteuer behalten“. Das kann m. E. nur heißen: noch 
außer jener von der Mannesſippe mit der Muntſchaft zugleich ver— 
wirkten Meta! 

An anderer Stelle (Roth. 200) erſcheint mir eine ähnliche Aus— 
legung unangebracht. Aber wir haben dafür auch mit einem ab— 
weichenden Tatbeſtand zu rechnen. Und zwar handelt es ſich um die 
ſtrafrechtlichen Folgen eines Totſchlags, den der Ehemann „mutwillig“ 
an feiner Gattin begeht. Außer der Wergeldzahlung von 1200 Sol. 
verliert er morgingab und faderfyo der Erſchlagenen. Die Wicht— 
erwähnung der Meta berührt auffällig. Vergleichen wir aber, in 
welchem Wertverhältnis zu ihr die Morgengabe ftebt?), dann ergibt 
ſich, daß letztere einen ungleich höheren Betrag ausmacht: nämlich im 
Grenzfalle „den vierten Teil von dem Beſitztum desjenigen, der dieſe 
Morgengabe beſtellen will“ (Liut. 7). Ihre Alleinnennung könnte 
daher die Meta gegebenenfalls mit umſchließen. Anhaltspunkte für 
dieſe Behauptung ſehe ich in der ſpäter tatſächlich vollzogenen Ver— 
ſchmelzung beider Gaben in der ſog. „Guarta “), alſo genau jener 
Quote, welche ſchon Liutbrand als Söchſtmaß für die Morgengabe 
allein feſtſetzte“). Dieſe Quarta darf der Frau unter keinen Umſtänden 
von der Sippe ihres verſtorbenen Gatten ſtreitig gemacht werden, ſelbſt 
wenn Urkunden über ihre Beſtellung fehlen ſollten. 

Auf ähnlichen Prinzipien ſcheinen die Vermögensregelungen der 
Franken zu beruhen. Der betreffende ribuariſche Grundſatz lautet: 
alles was der Bräutigam ſeiner zukünftigen Frau „mittels Vertrag 
oder Urkunden zu eigen überſchreibt, ſoll immerdar unangetaſtet bleiben“. 
Nur was die Frau davon für den gemeinſamen Haushalt verbrauchte, 
„darf ſie niemals zurückverlangen“ (L. Rib. 37, 3). Liegen keine derart 
geſicherten perſönlichen Abkommen vor, dann empfängt die über— 
lebende Frau von Rechts wegen: „Jo Solidos als Mahlſchatz ... und 
den dritten Teil alles gemeinſam Erarbeiteten ... und was ihr als 


Vgl. aliquid dare pro mundio liberandum (Roth. 199 ; vgl. 160, IGI); vgl. auch 
beſ. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 30, Anm. 20 mit Blubmes Edition der Ed. 
Lang., S. 37, wo das umſtrittene: pro ipsa meta in Rommata eingeſchloſſen iſt! 

2) Dal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. S+ff. 

Adelchis III. Die außerdem genannte „octava“ erklärt ſich als Zuwendung 
an eine bräutliche Witwe (gl. Kiut. 129). 

) Ciut. 7. Dal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 89; Roſin, Gierfes Unterſ. 
8, Joff. 
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Morgengabe ausgeſetzt wurde!)“. Wichtig iſt an dieſer Beſtimmung 
zunächſt die Auseinanderhaltung von Dos und Morgengabe, die beide 
als unwiderrufliche Leiſtungen des Ehemannes an ſeine Frau er— 
ſcheinen. 

Hiervon weichen die Rechtsſätze der L. Sal. erheblich ab, be- 
ſonders hinſichtlich des Mahlſchatzes?). Er kann hier unter Umſtänden 
der Witwe verlorengeben, falls fie nämlich die für eine Wiederheirat 
vorgeſchriebenen Formalitäten nicht erfüllt. Dieſe verlangen von einer 
mit Rindern geſegneten Frau, fie ſolle ſich „mit den Blutsverwandten 
ihrer Kinder friedlich auseinanderſetzen“ und ihnen von dem Mahlſchatz 
etwa ein Zehntel als „Achaſius“ zurücklaſſen?). Auf dieſe Leiſtung hin 
darf die Witwe ihren Brautſchatz aus der bisherigen Wirtſchafts— 
gemeinſchaft herausziehen und in die zweite Ehe mit hinübernehmen. 
Der Napitalwert bleibt freilich auch in Zukunft den Rindern des Gebers 
verfangen). Demnach bildet der Achaſius vermutlich eine Entſchädi— 
gung für die entzogene Mitnutzung der Dos’), welche den Rindern nur 
darum nicht zugute kommt, weil ſie noch minderjährig ſind. 

Etwas anders geſtaltet ſich das Ausſcheiden einer kinderloſen Witwe 
aus dem bisherigen Haushalt; in dieſem Falle muß ſie außer dem üb— 
lichen Achaſius noch einen Teil ihrer Mitgift zurücklaſſen, das ſog. 
„Federwat“ “). Beide Vermögensleiſtungen an die Verwandten des 
früheren Mannes ſoll die Witwe feierlich vor neun Zeugen vornehmen, 
um von weiteren Anſprüchen verſchont zu bleiben. Verſäumt fie dieſen 
Vorſchriften ordnungsgemäß nachzukommen, dann büßt ſie nicht nur 
ihren Mahlſchatz vollſtändig ein, ſondern muß obendrein ein Strafgeld 
feinem Werte gemäß an den Fiskus entrichten“). 


) L. Rib. 37, 2. Gegen Schröders Gleichſetzung der Morgengabe mit dem 
Errungenſchaftsdrittel (Ebel. Büterr. I, S. 94 u. Anm. 13) vol. Jeusler, Inſt. II, 
S. 313, Anm. 12, S. 375. 

2) L. Sal. 72. Vgl. hierzu Sandhaas, Ehel. Güterr., S. 5], zit. b. Geffcken, 
L. Sal. S. 240, aber auch Brunner, Berl. Sitz. Ber. 1894, S. 548; Seusler, 
Inſt. II, S. 306 ff.; Schröder, De dote, S. 41; Ehel. Güterr. I, S. 94. 

) Vgl. Amira, Erbenfolge, S. 30, 32; Beffden, a. a. OG.; Schröder, 
Güterr. I, S. off., aber auch Ficker, Unterſ. III, S. 526. 

gl. L. Vis. IV, , 2 E. Burg 28, I; , ann Banner, Berl. 
Sitz.⸗Ber. 1894, S. 564; Wolff, Mitt. 17, 383. 

5) Dal. Rive, Vormundſch. I, S. 279 ff.; Sohm, Eheſchließung, S. 64, 
Anm. 175 Wolff, Mitt. 17, 371; Opet, Mitt., Erg.⸗Bd. III, I2. Gegen die ftraf- 
rechtl. Ausdeutung des Achaſius Dargun, Gierfes Unterſ. I6, 143 u. Seusler, 
Inſt. II, S. 307 ff.) wendet ſich ferner Geffcken (L. Sal., S. 239). 

) Pal. hierzu Brunner, Berl. Sitz. Ber. 1894, S. 565 ff.; Geffcken, L. Sal. 
J. 241 ff.; Wolff, Mitt. 17, 385 ff. Die Abfindungsſumme einer Rinsderlofen fällt 
zweifellos deswegen höher aus, weil fie nunmehr freie Eigentümerin der Dos ge— 
worden iſt. 

SGeffckens Behauptung: „Naturlich darf fie auch das widerrechtlich vor— 
enthaltene Federwat nicht mitnehmen“ (L. Sal. S. 242) erſcheint mir hinſichtlich 
des Wortlautes unſerer Quelle unbegründet. Desgleichen feine Annahme, die Dos 
fei „bis zur neuen Sochzeit ganz in Beſitz und Nutzung dieſer Verwandten“ (des 
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Eine Ergänzung zu dem vorliegenden Rechtsſatz bildet die an— 
ſchließende Beſtimmung (L. Sal. 73, J). Sie wahrt den Anſpruch der 
erſtehelichen Kinder auf den Brautſchatz auch für den Fall, daß der 
überlebende Vater zum zweiten Male heiratet. Er gewinnt ein 
Nutzungsrecht daran überdies nur bis zur Volljährigkeit der Mündel. 
Wenn der Verbindung keine Kinder entſtammen (L. Sal. 73, 2), dann 
vererbt ſich das Eigentumsrecht der Ehefrau auf ihre Bluts verwandten. 
Nur müſſen dieſe ein Federwat in doppelter Höhe des zuvorgenannten 
herausgeben, ſonſt verringert ſich ihr Anſpruch um die Hälfte). Doch 
gelten alle dieſe Vorſchriften ausdrücklich nur: „falls nichts anderes 
zuvor durch Erbenſetzung vereinbart wurde“. 

Wenn die L. Sal. ferner der Morgengabe keinerlei Beachtung 
ſchenkt, dann iſt dies wohl einzig ein Beweis ihrer Unvollſtändigkeit. 
Daß nämlich den ſaliſchen Franken die Beſtellung einer Morgengabe 
ſehr wohl bekannt war, bezeugt der Vertrag zwiſchen den Merowingern 
Guntchramm und Childebert bei Andelaum 587 (Cap. ed. Bor. I., S. I3). 
Beide Könige einigen ſich darin über ihre WNießbrauch- und Ver— 
fangenſchaftsrechte an den Ländereien, „die Gailſwintha, der Schweſter 
der Königin Brunichildis, ſowohl als Dos wie als Morgengabe ... zu— 
geſichert wurden, als fie ins Frankenland kam ...). Auch hier deutet 
die Verkettung beider Vermögensleiſtungen bereits auf ihre ſpätere 
Verſchmelzung hin, und zwar ergreift fie die „Tertis“?) des Mannes— 
beſitzes, die uns in der L. Rib. zunächſt als bloßes „Errungenſchafts— 
drittel“ entgegentritt. 

Wertvolle Beſtimmungen enthält auch die alamanniſche Geſetz— 
gebung. Sie ſchließt jeglichen Fraukaufverdacht von vornherein aus, 
da nirgends von irgendeiner Gabe des Ehemannes an die Brautſippe die 
Rede iſt. Im übrigen kennt die Lex gleichfalls zwei Vermögens— 
leiſtungen an die Frau ſelbſt, die ihr zeit ihres Lebens zu perſönlicher 
Nutzung dienen ſollen. Wenn z. B. eine kinderloſe Frau ihren Witwen— 
ſtuhl verrücken will und „einen anderen ihr Ebenbürtigen heiraten ... 
ſo folge ihr (u. a.) die ihr rechtlich zuſtehende Dos“, ſoweit ſie weder ver⸗ 
zehrt noch auf andere Art veräußert wurde (L. Al. 54, I; vgl. auch 
P. Al. 3, J). Der Wert des geſetzlichen Mahlſchatzes beträgt wahrſchein— 
lich 40 Sol). Er kann „entweder in Gold oder in Silber oder Sklaven 


mannes. Hätte die Witwe keine Jugriffsmöglichkeit auf ihren Mahlſchatz, wie 
ſollte fie ihm dann den Achaſius entnehmen können? 

Vermutlich bezweckt das erhöhte Federwat einen Ausgleich für den hier fort— 
fallenden Achaſtus. In fpäterer Jeit vereinfacht dann Chilperich die umſtändliche 
Drittelsberechnung durch die Einführung der Halbteilung Cap. VIII, #). 

) Greg. v. Tours, Hist. Franc. IV, 28. 

) Das „Douaire” der altfranzöfifiben Coutumes; vgl. Ficker, Unterſ. III, 
S 814; Seusler, Inſt. II, S. 310; Schröder, bel. Güterr. I, S. Soff. 

) Vgl. Codex B ſowie die Sätze für Wotzucht: P. Al. 3, 23; L. Al. 56, I u. 
53, J. Cod. A bat wohl nur irrtümlich dafür 400 Sol. angeſetzt; vgl. oben S. 34, 
Anm. 4. 
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gezahlt oder irgendwelchem ſonſt vorhandenen Gut entnommen 
werden“). 

Wagt der Erbe des verſtorbenen Mannes den Anſpruch der Frau 
auf die Dos anzufechten, dann darf jene ihr Recht mittels Eid und 
Gottesurteil (Zweikampf) verteidigen. Gelingt ihre Beweisführung, 
„ſo kehre das ſtrittige Vermögen nach dem Tode des Weibes niemals 
zurück“). Nur in dieſem Falle geht alſo der Mahlſchatz in das volle 
Eigentum der Frau über, während ſonſt ſeine Subſtanz den Erben des 
Mannes verfangen blieb. Dagegen ſcheint die geringerwertige Morgen— 
gabe; von vornherein als frei verfügbares Frauengut zu gelten. Jeden— 
falls läßt hierauf der berühmte „naſthait“ des Weibes „auf die eigene 
Bruſt“ ſchließen (vgl. P. Al. 3, 4). Dieſer eigenartige Einhandseid 
legt zugleich die Vermutung nahe, daß die Alamannen die „morgina— 
ghepha“ als ein Geſchenk betrachten, das der Mann ſeiner jungen 
Frau „ſtill unter vier Augen“) zu geben pflegt. 

Wohl ähnlich liegen die Verhältniſſe in dem verwandten bayriſchen 
Recht. Bei einer zweiten Eheſchließung (L. Bai. I5, 8) darf die Frau 
gleichfalls ihr Kapital aus der gemeinſamen Wirtſchaft herausziehen. 
Ganz ſicher find hiermit Ausſteuer und Mahlſchatz gemeint?). Die 
Morgengabe bleibt unerwähnt, doch könnte ſie unter dem „perſönlichen 
Eigentum“ mit verftanden fein‘). Gewinnt die Frau mit dem zweiten 
Gatten Feine Leibeserben, dann kehrt nach ihrem Tode ihre geſamte Habe 
an die erſtehelichen Rinder zurück. Hierzu können wir ergänzen: wenn da— 
gegen die neue Verbindung fruchtbar iſt, unterliegt einzig die Dos dem 
Heimfallsrecht an die Nachkommen des jeweiligen Stifters. Alles übrige 
Vermögen der Mutter gelangt zu gleichen Teilen an ſämtliche Kinder”). 

Etwas anders ſtellt das Recht eine kinderloſe Witwe. Es ſchreibt 
Halbteilung der Fahrnis zwiſchen ihr und den Manneserben vor. Eine 
endgültige Vermögensauseinanderſetzung tritt jedoch erſt ein, „wenn die 
Frau geſtorben ift oder wiederheiratet“ (L. Bai. I5, JO). In beiden 
Fällen empfängt ihre Sippe bzw. ſie ſelber: „alles perſönliche Eigentum 
und von des Mannes Gut, was ihr von Rechts wegen gebührt“, haupt- 
ſächlich alſo wieder Mitgift und Dos). 

Der Wortlaut läßt namentlich auf eine „Mobiliardos“ ſchließen; vgl. Schrö- 
der, Ehel. Güterr. I, S. 67ff.; aber auch Seusler, Inſt. II, S. 326 ff. 

L. Al. 54, 2; vgl. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 149 ff.; Wolff, Mitt. 
17, 383. 

A. Al. 54, 3. Sie beträgt 12 Sol., welche anſcheinend nur beweglicher Habe 
entnommen werden; vgl. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 106, 157. 

4) Seusler, Inſt. II, S. 297; vgl. Kiut. 7. 

Die Söhe des letzteren richtet ſich „nach ihrem Geburtsſtande“ (L. Bai. 8, 14); 
vgl. Seusler, Inſt. II, S. 342 ff.; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. Goff. 

) Über ihre Exiſtenz vgl. Heusler, Inſt. II, S. 377; Schröder, Ehel. 
Güterr. I, S. 109. 

gl. Heusler, Inſt. II, S. 343; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. I5I ff. 

Vgl. Heusler, Inſt. II, S. 344; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 152ff.; 
Wolff, Mitt. 17, 383. 
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Die knappen Aufzeichnungen der Thüringer und Frieſen liefern 
keinen Beitrag zu unſerem Thema. Wir können uns folglich ſogleich 
der L. Sax. zuwenden. Sie kennt ebenfalls unter dem Wamen „Dos“!) 
eine zuwendung des Mannes an ſeine Gattin, die freilich bei den einzelnen 
Völkerſchaften verſchieden behandelt wird. Oſtfalen und Angrivarier 
räumen der Frau ein lebenslängliches Wießbrauchrecht daran ein, 
während die Subſtanz wiederum den Kindern der betreffenden Ehe 
verfangen bleibt. Nur wenn ſie alle vor ihr ſterben, erwirbt die Mutter 
den Mahlſchatz zu vollem Eigentum und vererbt ihn auf ihre Bluts— 
freunde. War die Ehe dagegen unfruchtbar, dann gelangt die Dos nach 
dem Tode des Weibes an die Seite des Gebers zurück. Dieſe letzte Be— 
ſtimmung kennen die weſtfäliſchen Sachſen ebenfalls. Abweichend 
ſchreiben fie jedoch für eine beerbte Ehe vor: „Wach der Geburt von 
Kindern ſoll die Frau ihre Dos einbüßen.“ Damit kann wohl nur 
gemeint ſein, alle Sonderanſprüche der Frau auf den Mahlſchatz fallen 
der Gemeinſchaft zum Gpfer, begründen aber ihr verſtärktes Beiſitzrecht 
als Witwe). 

Ahnliche Gedanken liegen dem verwandten angelſächſiſchen Recht 
zugrunde (Aethelbert 78, 81; Cnut II, 73a). Es geſtattet daher wert- 
volle Rüdfchlüffe auf die Beſtimmungen der Feſtlandſachſen; vor 
allen Dingen ſpricht es m. E. gegen jede Gleichſetzung der Dos 
mit der Morgengabe in anderer Art als die bisher bekannte Ver- 
ſchmelzung beider Leiftungen?). Daß die L. Sax. die Morgengabe 
nicht geſondert anführt — wie ſpäter der Sachſenſpiegel (I, 20, 
$ I. 8) — beruht wahrſcheinlich einmal auf ihrer Kürze und dann 
auf der eigenartigen Natur dieſer Schenkung, dem „Preis der Jung— 
fräulichkeit“ ). 


Stärker als ſelbſt bei Burgundern und Langobarden verleitet frei— 
lich das Beſtehen einer zweiten Dermögensleiftung des Mannes an die 
Eltern bzw. den Muntwalt des begehrten Weibes dazu, den ſächſiſchen 
Brautſchatz mit dem berüchtigten Kaufpreis (L. Sax. 40, 43) und 
folglich die Dos der Morgengabe gleichzuſetzen. Allerdings ſcheint die 
Höhe jenes Preiſes (300 Sol.) dem Wormalbetrag eines Brautſchatzes 
völlig zu entſprechen. Daran ändert vermutlich auch die Tatſache nichts, 
daß ſich die Lex als ein „Adelsſtatut““) zu erkennen gibt, jo daß die ge— 
nannte Summe wahrſcheinlich das „Praecium“ einer Adligen darſtellt 
(val. Liut. 89). Für eine volksfreie Frau würde fie ſich Lintzels Be— 


) L. Sax. 47; vgl. Seusler, Inſt. II, S. 345 ff., 356 ff.; Rive, Vormundſch. 
I, S. 250ff., Anm. 47; Schröder, bel. Güterr. I, S. 99ff. 

) (Vgl. Cnut II, 72); hierzu Seusler, Inſt. II, S. 356. 

) Vgl. aber Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 95 ff., 98. 

) Wifm. bew. 3, vgl. Aelf. 12 (Einleitg.). Hierzu Ficker, Unterſ. III, S. 393; 
Schröder, Ebel. Güterr. I, S. 53; Heusler, Inſt. II, S. 336. 

5) Dal. Cintzel, IZ’ARE. 47, 155 u. Anm. 5. 
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rechnung zufolge ungefähr auf ein Sechſtel ermäßigen, das wäre auf 
50 Sol.). 

So verlockend es daher zunächſt ſein mag, auf den Namen geſtützt, 
die betreffende Leiſtung als den bisher nicht nachweisbaren Kaufpreis 
aufzufaſſen, der Tatbeſtand des Geſetzes ſelber widerlegt eine derartige 
Deutung. Ein Kauf, den das Verhandlungsobjekt gegen den Willen 
feines Gewalthabers erzwingen kann, iſt kein Kauf, fo wenig wie eine 
Muntſchaft ohne rechtlich nachweisbare Zwangsmittel ein Gewaltver— 
hältnis darſtellt. Gerade zu der ausgeprägten langobardiſchen Munt, 
zeigt aber das Sachſenrecht vielfach enge Beziehungen. Ich glaube 
daher nicht fehlzugehen, wenn ich in feinem „Praecium hingeben“ deren 
„Mundium erwerben“ wiederzufinden meine. Mit anderen Worten, ich 
ſehe darin eine Abfindung der vermögensrechtlichen Anſprüche des 
Muntwaltes ſeiner Schutzbefohlenen gegenüber. Ihren tieferen Sinn 
enthüllt vielleicht am eindringlichſten die angelſächſiſche Bezeichnung: 
fosterlean „Nährlohn“ (wifm. bew. II). 

Faſſen wir das Ergebnis unſerer Unterſuchungen zuſammen, dann 
zeigt ſich, daß die Dos der Volksrechte ebenſo wie die neben ihr z. T. 
ausdrücklich genannte Morgengabe in den Beſitz der Frau gelangt, 
niemals an ihre Verlober. Außer dieſer Zuwendung, die ohne Zweifel 
im Mittelpunkt des ehelichen Güterrechtes ſteht, kennen die Süd— 
germanen häufig noch eine Gabe des Bräutigams an den Muntwalt 
feiner Verlobten. Ich erinnere an die gotiſche „Arrha“, den burgundi— 
ſchen „Wittimon“, das longobardiſche „Mundium“, den fränkiſchen 
„Reipus“, das ſächſiſche „Praecium“ und den angelſächſiſchen „foſter— 
léan“. Ein ſolches Geſchenk als tatſächlichen oder nur noch ſcheinbaren 
„Reufpreis” zu erklären, wäre zwar möglich, aber neben dem ſehr 
viel bedeutſameren Brautſchatz höchſt unwahrſcheinlich, zumal es an 
letzterem gemeſſen keine ſchlechthin unerläßliche Gabe darſtellt, wie 
3. B. die rechtlich anerkannte „Ehe ohne Mundium“ beweiſt. Viel— 
mehr enthüllt ſich dieſes Geſchenk an den Verlober bei näherem zuſehen 
als eine Erkenntlichkeit für die gut aufgenommene Werbung — etwa 
eine Treue- und Freundſchaftsunterpfand (Weſtgoten, Burgunder, 
Franken, evtl. Angelſachſen) — oder aber als eine Entſchädigung 
feiner beſtehenden Dermögensanfprüce dem Weibe gegenüber (Lango— 
barden, Sachſen). Letzteres iſt bezeichnenderweiſe gerade bei jenen 
Stämmen der Fall, welche in dem Rufe ſtehen, eine ſcharf ausgeprägte 
Munt zu beſitzen. 

Im folgenden wollen wir uns noch kurz den nordgermaniſchen 
Quellen zuwenden. Die Schweden bezeichnen die Dermögensleiftungen 
des heiratenden Mannes an ſeine Frau in der Regel als „Gabe zum Tag 


) Kingel, a. a. OG., S. I5s ff., 162; vgl. hierzu die Dosbeträge der: Angel— 
ſachſen = 60 Sol.; Ribuarier — 50 Sol.; Salier = 62% Sol. und Alamannen 
40 Sol. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 49, 63 ff., 67. 
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Abb. 6. Darſtellung von „Morgengabe“ und „Gerade“ 
aus der Dresdener Bilderhandſchrift des Sachſenſpiegels, 14. Jahrh. 


58 Eheliches Güterrecht 


nach der Brautnacht“ (WGL II, Gb. 3; ÖLG. Gb. Jo). Damit meinen 
fie jedoch nicht nur die Morgengabe, ſondern: „alles, was beim Zu- 
ſtandekommen des Verlöbniſſes als Ehegabe verabredet und am Soch— 
zeitsabend öffentlich bekannt gemacht wurde“). Das wäre in erſter 
Linie der bei der Verlobung vereinbarte Mahlſchatz, zu dem anſcheinend 
wieder eine Morgengabe als Sondergeſchenk hinzukam?). Der eigen— 
artige Wame wurde wahrſcheinlich deswegen gewählt, weil die Frau 
ihren Anſpruch darauf erſt durch das Beilager verdient?). 


Neben dieſer Vermögensleiſtung an die Frau kennen die Schweden 
ferner gleichfalls eine Gabe des Bräutigams an den Verlober, die 
ſog. „vingiaef (Freundesgabe) ). Zwar legt ihre Zuwendung an den 
nächſten Erben der Braut die Vermutung nahe, daß es ſich wieder 
um eine Art Abfindungsgeld handelte. Aber unerläßlich ſcheint es 
ebenſowenig wie das langobardiſche zu ſein. 


Das weſtnordiſche Recht kennt demgegenüber keinerlei Zuwendungen 
an den Muntwalt. Alle güterrechtlichen Abmachungen betreffen die 
Stellung der Ehefraus). Die weſentlichſte Leiſtung an fie, ohne welche 
keine vollgültige Ehe zuſtande kommt, iſt wiederum der Brautſchatz. 
Im isländiſchen Recht führt er faſt durchweg den Wamen: „mundr““ 
oder „kvänarmundr‘‘®) und beträgt als Mindeſtſatz eine Mark). Im 
Gegenſatz zu der Morgengabe — linfe oder bekkargiöf — die wie geſagt 
während der Sochzeitsfeierlichkeiten der Braut überreicht wird, gelangt 
er in den Beſitz des Weibes erſt, „wenn das Paar in ein Bett gekommen 


) WGL. II, Gb. 2; vgl. Amira, Obligat. I, S. 518; Rive, Vormundſch. I, 
S. I2I. 

Vgl. WGL. II, Gb. I nennt dafür des Königs „mund“ (mund-gipt) an feine 
Braut; f. die Erl. S. 464; Amira, Obligat. I, S. 522, ſetzt dieſen „munder“ der 
„vingiaef“ gleich. 

3) S. oben S. 42 u. 44; vgl. auch die Erl. zur Edition der WGL., S. 422 
(hind. ). 

) 3. B. WGL. I, Gb. 2; II, Gb. 2; ÖLG. Gb. Io, $2 u. a.; vgl. Amira, 
Obligat. I, S. 522 ff.; Rive, S. Ilo ff.; Amira (a. a. O., S. 533 ff.; vgl. Grundriß, 
S. 179) ftebt darin ein Erwiderungsgeſchenk des jungen Ehemannes an den Munt— 
walt für die Erfüllung des Verlöbnisverfprebens und baut auf dieſem Gedanken 
feine Lehre von der germaniſchen Eheſchließung als einer „Schenkung“ auf. 

Nach Maurers Anſicht (Vorl. II, S. 504) liegen keinerlei Anzeichen dafür 
vor, daß dieſe Sitte jemals anders gehandhabt wurde (vgl. Boden, Mutterrecht 
und Ehe, 5. 59). Wenn aͤndererſeits Amira (Öbligat. II, S. 646) den Mundr als 
„urſprüngliche Gegenleiſtung“ für den Empfang der Braut an deren Vater be— 
trachtet, befindet er ſich m. E. im Irrtum. Er ſtützt ſich u. a. auf ein Beiſpiel aus 
der Joms. Wik. (c. 51 ff.). Hier verzichtet Konig Sweinn nach feiner Verlobung mit 
der Tochter des Wendenksnigs auf weitere Schätzungen aus deſſen Cand. Darin 
offenbaren ſich meiner Meinung nach die politiſchen Hintergründe der Seirat, die 
jedoch trotz aller „Gegenſeitigkeit“ mit dem eigentlichen Brautſchatz nichts zu ſchaffen 
haben. 

6 Kon. II8/ 220 ff.; Stad. 57/64 ff.; vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. Soo ff., über 
den Namen S. 503 ff. 

) Kon. 153/45; Stad. 142/174; die Gul. fegen 1½% Mark feſt (51, 124). 
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iſt“ (Stad. 167/199; vgl. Gul. 51). Der Gatte darf ſich aber ein Heim— 
fallsrecht vorbehalten für den Fall, daß die Ehe unbeerbt bleiben ſollte. 

Etwas verwickelter zeigen ſich die norwegiſchen Beſtimmungen, vor 
allem wegen ihrer verſchiedenartigen Bezeichnungen. Die Gul. (51; 124) 
nennen „giöf af morgun‘‘ und „mundr“ als Mannesgaben. Erſtere wird 
volles Eigentum des Weibes (Gul. 54), wie die Ehe auch verlaufen 
mag. Sie kommt alſo einer unwiderruflichen Schenkung gleich und er— 
füllt dadurch wohl am beſten die Funktion einer einmaligen „Liebes- 
gabe“ !). Für den Mundr begegnet uns u. a. auch die Bezeichnung 
„Gegengeld“. Sie charakteriſiert ihn folglich als eine Leiſtung, die in 
beſtimmten Beziehungen zu der Ausſteuer ſteht)?. Weiterhin gibt der 
Rechtsſatz zwei Urſachen an, die den Mundr heimfallen laſſen nämlich: 
die Unfruchtbarkeit der Frau und ihre ungerechtfertigte Eheauflöſung “). 

Wenn Maurer ferner den Ausdruck „tilgiöf“ (Gul. IO4) auf den 
Mundr beziehen will“), genauer auf eine Leiſtung, die ſowohl ihn als 
auch die Morgengabe umfaßt, dann glaube ich dem widerſprechen zu 
dürfen. Abgeſehen davon, daß ſchon der Wame „Zugabe“ auf letztere 
allein hinweiſt, geht dies m. E. aus dem Inhalt der betreffenden Stelle 
hervor. Sie behandelt das ſog. „Ungeborenenerbe“, d. h. einen Rechts— 
fall, der eine Mittelſtellung zwiſchen fruchtbarer und unfruchtbarer 
Ehe einnimmt. Ihm zufolge gelangt die tilgiöf der verſtorbenen Frau 
auf dem Umwege über das ungeborene Bind an deſſen Vater, den 
überlebenden Ehegatten. Wäre die Frau ohne Leibesfrucht aus dem 
Leben gegangen, dann hätte die tilgiöf mitſamt der Ausſteuer an ihre 
Sippe fallen und nur das „Gegengeld“ dem Manne verbleiben müſſen. 
Wenn umgekehrt eine Mutter vor ihrem lebenden Rinde ſterben würde, 
ſo käme ihr Gatte nach deſſen Tode als Alleinerbe in den Beſitz des ge— 
ſamten Frauengutes. Der Unterſchied zwiſchen beiden Grenzfällen liegt 
deutlich in der Behandlung eines Vermögensbeſtandteiles, der weder 
mit dem „Gegengeld“, noch mit der Mitgift gleichzuſetzen iſt und den 
ich aus dieſem Grunde mit der Morgengabe allein in Zuſammenhang 
bringen möchte. 

Dieſer kurze Einblick in die nordiſchen Quellen beſtätigt und vertieft 
das aus den Volksrechten gewonnene Ergebnis. Abſchließend läßt ſich 
hierzu bemerken, daß ſowohl Nord- wie Südgermanen den Mahlſchatz 
grundſätzlich zu lebenslänglicher Nutzung der Frau überantworten. 
Seine Bedeutung gipfelt demnach in der ökonomiſchen Sicherſtellung 


Wie bei Alamannen und Angelſachſen); vgl. hierzu Maurer, Vorleſ. II, 
S. 520; Amira, ®bl. II, S. 649 ff. 

Gul. 54; vgl. Frost. 3, 13; II, 4. 16: pridiungsauki Drittelsvermehrer, 
auch Ciutb. 129. Dazu Ni. 2, 3 u. 8, 15. Näheres bei Maurer, Vorleſ. II, 
S. 527ff.; Boden, Mutterrecht u. Ehe, S. 58; Weckel, Liebe u. Ehe, S. 10; 
Amira, Öbligat. II, S. 656. 

3) Dal. Frost. 9, 195 3, 22. Dazu Maurer, Vorleſ. II, S. 520; aber auch 
Amiras Deutung, OGbligat. II, S. 653. 

) maurer, Vorleſ. II, S. 521 ff.; vgl. Amira, Obligat. II, S. 655. 
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des Weibes während und nach der Ehe. Die ungeheure Wichtigkeit 
dieſer Frage kann uns nicht eindringlicher vor Augen geführt werden 
als durch die ſtändig wiederholte Forderung ſeiner ordnungsgemäßen 
Beſtellung als ſchlechthin unerläßliches Kennzeichen echter Ehe. Gb 
der Brautſchatz jemals einem urſprünglich anderen, gleich naheliegenden 
Ziele diente, iſt hiernach mit Fug und Recht zu bezweifeln !). 


Mit ihm verglichen tritt die Morgengabe an rechtlicher und meiſt 
auch materieller Bedeutung entſchieden zurück, obwohl ihre Darbietung 
gleichfalls eine gemeingermaniſche Hochzeitsſitte zu fein ſcheint. Schon 
der Name gibt zu erkennen, daß ihre Überreichung urſprünglich nach 
der Brautnacht erfolgte. Ich glaube daher, die pſychologiſch tiefe 
Deutung der Morgengabe als Erkenntlichkeit für die geopferte Jung— 
fräulichkeit kommt ihrem Weſen am nächſten ?). 


Das ſagt ſelbſtverſtändlich nichts über eine allmähliche Veränderung 
des Wertmaßes von Mahlſchatz und Morgengabe im Verhältnis zu— 
einander aus bzw. zu dem übrigen Frauengut. Wohl aber erhält der 
problemstifche Verlobungsvertrag durch die Dotierung der Frau feine 
oft fälſchlich gegen die weibliche Perſönlichkeit gemünzte Unerbittlichkeit. 
Da ſie nämlich in mehr oder weniger klar ausgeprägter Beziehung zu 
der teilweiſe erbabfindenden Mitgift ſteht, hängt von der rechtlich ein— 
wandfreien Beſtellung des Brautſchatzes die wirtſchaftliche zukunft der 
Frau ab und damit 3. T. auch die ihrer Sippe; denn letztere wird auf 
Grund ihrer Unterhaltspflichten in einen etwaigen zZuſammenbruch mit 
hineingeriſſen. Es leuchtet daher ohne weiteres ein, daß der Germane 
zu dem Abſchluß eines Vertrages von ſolcher Tragweite die einſichtigſten 
und rechtskundigſten Verwandten des Mannes wie auch der Frau 
heranzuziehen pflegt, um beide Sippen gegen moraliſche und materielle 
Übervorteilung zu ſchützen. 


Wie notwendig dies gerade Frauen gegenüber ſein mochte, läßt ſich 
vielleicht am beſten aus dem „Dos eintreiben“ der Weſtgoten und der 
Eheſcheidungspraxis der Isländerſagas erſchließen?). Um fo weniger 
kann es uns erſtaunen, daß viele Stämme den tatkräftigen Beiſtand 
des Verlobers einer beſonderen Erkenntlichkeit würdigen, deren 
charakteriſtiſche Merkmale weder mit dem Brautſchatz noch mit den An— 
forderungen, die man an einen Kaufpreis ſtellen ſollte, etwas zu 
ſchaffen haben. Demnach beſtätigt das einheimiſche Quellenmaterial 


) Dal. Boden, Mutterrecht u. Ehe, S. Goff. 

Val. Heusler, Inſt. II, S. 297ff.; A. M. Zuber, Schweiz. PrivR. IV, 
S. 354ff.; Meyer, J RG. 47, 230; auch Schröder, Ehel. Büterr. I, S. 110. 
Deſſen Einwand gegen die geäußerte Deutung in bezug auf Witwen iſt m. E. nicht 
ganz ſtichhaltig; denn es kommt weniger auf die einmalige „Opferung der Jung— 
fräulichkeit“ an, als auf die in der Brautnacht bekundete Bereitwilligkeit des Weibes 
zur „dauernden Singabe“ an den Mann; vgl. Ficker, Unterſ. III, S. 394. 

) L. Vis. III, I, 6. Näheres über die Sagas ſ. unten S. I24f. 


Heimſteuer 61 


die taciteiſche Schilderung der germaniſchen Eheſchließung!) in kaum 
zu überbietender Weiſe und gewinnt durch ſie zugleich eine weit nach 
unten vorgeſchobene ſichere Grenze ſeiner Gültigkeit. 


2. Heimſteuer 


Der dritte weſentliche Beſtandteil des Frauengutes umfaßt die ſchon 
mehrfach erwähnte Ausſteuer eines heiratenden Weibes, die es aus dem 
Familienbeſitz empfängt. Das weſtgotiſche Geſetz widmet ihrer Rege- 
lung vorwiegend zwei Erlaſſe. Einer davon bringt die Höhe der Mit— 
gift in Beziehung zu dem Brautſchatz). Obwohl Chindaſwinth dieſer 
Beſtimmung ausdrücklich einen Hinweis auf römiſche Rechtsgepflogen- 
heiten beifügt?), kann über die germaniſche Herkunft der Forderung 
ſelbſt wohl kein zweifel aufkommen wegen ihrer Weſensverwandtſchaft 
mit dem nordiſchen „Gegengeld“. 

Ahnliche Anklänge an das nordgermaniſche Recht weiſt auch die 
zweite Verordnung auf!). Sie verbietet den Eltern, ihren heiratenden 
Kindern überreiche Ausſtattungen zu geben, um ihnen eine gute Partie 
zuzuſchanzen, das Geſchenkte aber hinterher zurückzufordern. In Zu— 
kunft ſollen alle Vergabungen anläßlich einer Hochzeit für unwiderruf— 
lich gelten, einerlei, ob ſie aus liegender oder fahrender Habe beſtehen. 
Ausgenommen bleiben allein diejenigen Schenkungen, welche unter 
Umſtänden mit geliehenem Gute vorgenommen wurden (vgl. Frost. II, 
J. 16). Um im übrigen alle Rinder einander gleichzuſtellen, ordnet der 
König an, daß die ausgeſteuerten Söhne und Töchter bei der Teilung 
der elterlichen Hinterlaſſenſchaft ihre Mitgift zwar behalten dürfen, aber 
auf das ſpätere Erbteil anrechnen follen®). 

Vielleicht weniger durchſichtig liegen die Verhältniſſe im burgundi— 
ſchen Recht. Hier trägt die Mitgift offenbar den Charakter einer „Ge— 
rade“). Umſtritten iſt jedoch ihr Schickſal. Huber!) betrachtet fie gleich- 
ſam als Zuwendung an den Mann, die im Hausvermögen aufgeht und 
ſelbſt nach Löſung einer unbeerbten Ehe nicht heimfällt. Er knüpft 
feine Folgerungen u. a. an die Stelle L. Burg. I4, 4. Gegen feine Über— 
ſetzung wandte ſich aber bereits Schröder und bemerkte: „Erogare 


) Germania, c. IS; vgl. hierzu Seusler, Inſt. II, S. 296 gegen Schröder, 
Ehel. Güterr. I, S. 82 ff. 

) L. Vis. III, I, 5. S. oben S. 7. 

) Vgl. die Edition der L. Vis., S. 128, Anm. I. Sierzu Seusler, Inſt. II, 
S. 2094 ff. 

1) L. Vis. IV, 5, 3; vgl. aber Dahn, Stus.I24; Schröder, Ehel. Güterr. I, 
S. 124; Jeumer, WA. 26, 146. 

5) Vgl. Gul. I28; Frost. II, 3; Kon. IIS / 221; Stad. 57/65. 

6) L. Burg. I4, 6; 5, 3; 86, I. 2. Vgl. Sradil, JR G. 31, 67 ff., beſ. S. 75 ff.; 
Opet, Gierkes Unterſ. 25, S. 55; Weinhold, Deutſche Frauen, I’, S. 192. 

) Schweiz. PrivR. IV., S. 3 off.; vgl. auch Seusler, Inſt. II, S. 295 ff. 
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heißt nicht einbringen, ſondern ausgeben, verſchenken, vermachen“ ). 
Das bedeutet: nur für die während der Ehe verbrauchten Beſtand— 
teile der Mitgift dürfen weder die Witwe noch ihre Erben Erſatz 
fordern. Die noch vorhandenen Werte ſtehen ihnen jedoch kraft 
ihres Eigentumsrechtes unbeſtreitbar zu (vgl. L. Rib. 37, 3; L. Al. 
. 

Von einer „Abſorption“ des Frauengutes kann ſchon deswegen 
keine Rede fein, weil die Lex ſehr genau zwiſchen „väterlichem und 
mütterlichem Beſitztum“ (L. Burg. I4, 6) unterſcheidet und beides ge— 
trennt forterben läßt? ). Hieran vermag auch das Verwaltungsrecht des 
Vaters über die Gerade ſeiner verſtorbenen Frau nichts zu ändern, denn 
die mit ihm verbundene Dispoſitionsbefugnis darf nur zugunſten der 
Töchter in Kraft treten?), hauptſächlich alſo bei deren Ausſteuerung. 
Wahrſcheinlich hängt die anſchließende Beſtimmung eng damit zu— 
ſammen (L. Burg. 86, 2; vgl. 66). Wie zuvor erwähnt fordert ſie, ent— 
ferntere Verlober eines Mädchens follen ihm den dritten Teil des 
Wittimon in die Ehe mitgeben. Unter normalen Verhältniſſen macht 
es natürlich keineswegs den geſamten Betrag der Ausſteuer aus!). Das 
Maß wäre zu gering, um darunter neben dem Schmuck auch noch die 
Frauenkleider mit zu verſtehen “). Ferner bleibt zu bedenken, daß ein 
elternloſes Mädchen, zu deſſen Vorteil die Beſtimmung dient, bereits 
über genügend Erbgut verfügt“). Weitere Zuwendungen für eine Mit— 
gift erübrigen ſich damit von ſelbſt. 

Die langobardiſchen Edikte weichen von den Regelungen der Weſt— 
goten und Burgunder erheblich ab. Die Frau muß ſich hier ein für 
allemal mit dem begnügen, „was ihr Vater oder Bruder am Sochzeits— 
tage zuwenden: auf mehr bat fie keinen Anſpruch“ ?). Die Ausſteuer 
beſitzt demnach erbabfindende Kraft. Der Vater darf ſchon allein des— 
wegen ihre Höhe nicht willkürlich beſtimmen, ſondern bleibt mit Rück— 
ſicht auf das Erbrecht der Söhne gebunden (vgl. Roth. 168, 171; 
Ziut. JO2). Das weitere Schickſal der Mitgift erſcheint folgendermaßen 
geregelt. Überlebt die Frau ihren Gatten, dann ſteht die Ausſteuer 
nebſt allen ſonſtigen Beſitztümern wie bisher ihren Bedürfniſſen zur 
Verfügung (Roth. 182). Einzig in Ermangelung von Brüdern rechnet 
man ihr das Seiratsgut gegebenenfalls auf das ihr gebührende Erb— 
teil and). 


) Jit. in der Edition der L. Burg., S. 53, Anm. I. 

Näheres ſ. unten S. 148f. 

®) L Burg. 86, I; vgl. Schröder, Ehel. Güterr., I. S. I2Iff. 

4) A. M. Schröder, a. a. O. 

über die Ausſteuerungsbeſtandteile vgl. Sradil, J RG. 31, bei. S. 75; 
Amira, Obligat. II, S. 65]. 

6) Näheres f. unten S. 148f. 

Roth. 181; vgl. Schröder, Ehel. Güterr. I. S. IIöff. 

8) Roth. Joo; ſ. oben S. 50, vgl. auch Roth. 169, 181; Ciut. I—4. 
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Soweit laſſen ſich die langobardiſchen Regelungen zur Not mit 
den weſtgotiſchen und burgundiſchen in Einklang bringen. Vollſtändig 
weicht dagegen der Grundſatz von jenen ab, daß die Habe eines 
Weibes, alſo auch die Mitgift einer verſtorbenen Ehefrau, nicht ihren 
geborenen Erben zufallen ſoll, ſondern dem Muntinhaber, ſpeziell ihrem 
Gatten, fofern er feinen RKechtsanſpruch nicht durch unlautere Hand- 
lungen verwirkt“). Wie erkünſtelt ſich dieſe Satzung neben der ſonſt 
gebräuchlichen natürlichen Bindung des Gutes an das Blut ausnimmt, 
bedarf keiner weiteren Worte. Ihre Urſprünglichkeit muß daher von 
vornherein angezweifelt werden. 

Von den Frankenrechten befaßt ſich einzig die L. Sal. näher mit 
der Ausſteuer; die anderen begreifen fie wahrſcheinlich in dem mütter— 
lichen Nachlaß mit ein?). Als Hauptmerkmal der Salier gibt ſich ihre 
Sitte zu erkennen, das Heiratsgut der Tochter gänzlich von der künftigen 
Erbſchaft abzufondern®). Über feine Zöhe erfahren wir nichts Näheres. 
Dagegen unterrichten uns die Geſetze über feine Beſchaffenheit. 3. B. 
läßt ſich die Überſchrift: de chane creudo — „Handkleinod“ ) der ein- 
gehenden Aufzählung des weiblichen Schmuckes im Thüringerrecht ver— 
gleichen). Auch im übrigen kommt der ſaliſchen Ausſteuer vermutlich 
der Charakter einer Gerade zu. Hierauf verweiſen einige Angaben, die 
uns ſchon bei der Unterſuchung des Achaſius beſchäftigten. Ich er— 
innere an die eigenartige Entrichtung des „Federwates“ durch die Witwe 
oder ihre Erben aus derjenigen Habe, „die fie aus dem Vaterhaus mit— 
brachte“). Die dort aufgezählten Stücke gehören dem weniger koſt— 
baren Hausrat an. 

Ausgezeichnet fügen ſich auch die alamanniſchen Rechtsſätze hier ein. 
Beiſpielsweiſe ſpricht der Pactus (3, 2) einer „ohne Nachkommen— 
ſchaft“ überlebenden Frau die „ganze Bettausrüſtung“ zu. Darin gleich— 
ſam eine Abfindung für die im Ehevermögen aufgegangene Mitgift 
zu ſehen “), ſtimmt m. E. nicht mit den ſonſtigen Anordnungen der Ge— 
ſetze überein; denn ſie halten den Witwer gerade dazu an, ſämtliches 
Eigentum feiner verſtorbenen Frau herauszugeben (P. Al. 3, J). Das 
hier verkündete Heimfallsrecht ergreift aber in erſter Linie alles Gut, 
„das fie von dem väterlichen Wohnſitz mit ſich führte“ (L. Al. 54, 1). Was 
nun ſpeziell die Bettausrüſtung betrifft, ſo glaube ich, ſie auf Grund 
der ſaliſchen Parallelen gleichfalls für einen Beſtandteil der Mitgift 

) Roth. 188, 200; Ciut. 14; vgl. Schröder, Ehel. Büterr. I. S. 5ff. 

) Pal. beſ. Ewa Cham. 42. Näheres ſ. unten S. IĩSöôf. 

) L. Sal. loo; einen Ausgleich für den Sohn bedeuten die gleichfalls dort ge— 
nannten Geſchenke anläßlich feiner „Haarſchur“; vgl. Schröder, Ehel. Güterr. I. 
J. I22 ff. 

) Vgl. Geffcken, L. Sal. S. 253; Grimm, Vorrede z. Merkels Edit. d. L. Sal., 
J. 9; Jungbohn Clement, Forſch., S. 293. 

5) Yräberes ſ. S. 64, bei. Anm. 2. 

6) L. Sal., 72; vgl. 73; dazu ſ. oben S. 52f. 

) uber, Schweiz. PrivR. IV, S. 361. 
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halten zu dürfen, wenn auch vielleicht nicht ihrer Geſamtheit nach, da 
3. B. ein alleinſtehender Mann ihrer in geringerem Umfange zweifellos 
auch bedarf. Dem trägt offenbar die Beſtimmung Rechnung, daß Ehe— 
leute, die ſich ſcheiden wollen: „die Bettausrüſtung gleichmäßig teilen 
ſollen“ (P. Al. 3, 2). 

Auf ähnliche Einzelheiten geht die L. Bai. nicht ein. Sie be— 
gnügt ſich damit, auf Vermögensauseinanderſetzungen zwiſchen Ehe— 
getten bzw. zwiſchen ihren Erben ganz allgemein den Grundſatz des 
Heimfallsrechtes anzuwenden, ſo daß u. a. jedesmal dasjenige Frauen— 
gut, „das ſie aus dem Familienbeſitz mitbekam, ſämtlich zurückgegeben 
werden muß“ ). 

Das anglowarniſche Recht erwähnt die Ausſteuerung einer hei— 
ratenden Tochter wieder nur mittelbar, indem es ihre eigenmächtige 
Eheſchließung mit dem Verluſt alles deſſen bedroht, „was ſie beſitzt oder 
noch zu erwarten hat“. Wie ſich die Mitgift im einzelnen zuſammen— 
ſetzen mag, geht jedoch aus einer Aufzählung der verſchiedenen Beſtand— 
teile des Fraueneigentums hervor (L. Thur. 28). Ihr zufolge gebührt 
der Tochter allein die mütterliche Gersde?), während die Söhne alles 
übrige Gut erben. 

Eine Schwierigkeit iſt freilich hierbei zu berückſichtigen, nämlich auf 
welche Art und Weiſe die Frau auch in den Beſitz der genannten „Liegen— 
ſchaften, Sklaven und Geldmittel“ geraten mochte. Das Erbrecht 
beſchneidet ihre Anſprüche darauf ſtark zugunſten der männlichen 
Sippengenoſſens). Mindeſtens hinſichtlich des Grund und Bodens muß 
folglich Gleiches für die Ausſtattung der Braut gegolten haben, da ſeine 
Forderungen ſonſt praͤktiſch hintertrieben würden. Beide Erwerbs— 
arten können daher nur ausnahmsweiſe zur Anwendung kommen (Erb— 
tochter). 

In der Regel müßte alſo die Dotierung der Ehefrau — die letzte 
geſetzliche Möglichkeit, umfangreiche Vermögensanſprüche zu erwerben 
— ihre Beſitzerrechte begründen. Mir leuchtet darum Heuslers Aus— 
legung!) ungemein ein, daß nämlich in dieſem Falle das „dimittere“ 
(= Zurücklaſſen) der ſterbenden Mutter weniger ein „Vererben perſön— 
lichen Eigentums“ bedeute als vielmehr ein „Freiwerden des väterlichen 
Hofes und des zu feiner Bewirtſchaftung nötigen Zubehörs“ von ihren 
Nutzungsrechten (Beiſitz der Witwe). Gerade dieſe Auslegung iſt nun 
aber m. E. von dem Begriff Leibzucht einfach nicht zu trennen und 
ſetzt folglich wie bei allen Verfügungen zu geſamter Hand die Ein— 
ſpruchsmöglichkeit der Witwe z. B. gegen einen geplanten Verkauf des 


) L. Bai. 8, I4; vgl. 15, 8. Jo; dazu ſ. oben S. 54. 

Vgl. L. Thur. 35. Sierzu Ficker, Unterſ. IV, S. 29 ff.; Seusler, Inſt. II, 
J. 550 ff., 578 ff.; Soops, Reallex. IV, 1916 (ſ. Schmuck; Rauffmann, Dt. 
Altertumskd. I, S. 484 ff.; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. Ioff. 

) Pgl. L. Thur. 26 ff. Näheres ſ. unten S. 162 f. 

) Inſt. II., S. 299. 


Zeimſteuer 65 


Hofes voraus. Heusler leugnet dieſe Rechtsftellung der Frau, welche 
ſie überhaupt erſt zur „Genoſſin des Mannes“ erheben würde, mit dem 
Hinweis auf die abſolute „Unfähigkeit des Frauenſtammes zu Grund— 
eigentumserwerb durch Erbgang“ ). Tatſächlich zeigt er ſich mit dieſer 
Behauptung jedoch ſtrenger als das Anglowarnenrecht felber?). 

Rehren wir nach dieſer notwendigen Abſchweifung zu unſerem 
Thema zurück, dann können wir als Ergebnis feſtſtellen, daß — von 
der Erbtochter zu ſchweigen — die Mitgift eines thüringiſchen Weibes 
aus Fahrhabe beſteht und zwar vorzugsweiſe aus Gegenſtänden, die 
der Gerade angehören. 

Die leges Fris. und Sax. liefern keinerlei Beiträge für unfere 
Unterſuchungen. Dagegen beſtätigt ein altes angelſächſiſches Geſetz recht 
eindrucksvoll die anglowarniſchen Gebäuche: „die Vaterſippen ſollen 
‚fioh‘ und ‚morgengyfe‘, zu eigen bekommen“). Unter dem Ausdruck 
fioh verbirgt ſich allem Anſchein nach neben ſonſtigem Vermögen 
auch das Heiratsgut der kinderlos verſtorbenen Frau. Er würde alſo 
wiederum deſſen Beſtellung aus Fahrnis bezeugen. Gerade die Rechte 
der beiden zuletzt genannten Völkerſchaften geſtatten auf Grund ihrer 
Stammesverwandtſchaft mit den gleichfalls ingwäoniſchen Sriefen‘) 
und Sachſen Kückſchlüſſe darauf, daß jene den Brauch, eine heiratende 
Tochter gebührend auszuſteuern, in ähnlicher Weiſe üben mochten, wie 
wir ihn bisher beobachten konnten. 

Ehe wir jedoch daran gehen, aus dem zuſammengetragenen Material 
ein geſamtgermaniſches Bild zu entwerfen, müſſen wir die nordiſchen 
Quellen überprüfen. Die ſchwediſchen Geſetze beſtätigen die Belege der 
Volksrechte durchaus. ÖGL. (Gb. II, I) zufolge wird die „Heimſteuer 
beim Zuſtandekommen des Verlöbniſſes verſprochen und am Sochzeits— 
abend ausgezahlt“. Beſtellen kann der Geber ſie in beweglicher Habe 
oder in Liegenſchaften (WGL. I, Ib. I). Ferner darf er ihre Söhe nach 
Gefallen feſtſetzen, doch iſt die einmal verſprochene Leiſtung unwider— 
ruflich !). 

Sehr klar liegen auch die Verhältniſſe im weſtnordiſchen Recht. Die 
Höhe der Mitgift (heimanfylgia) wird hier ausdrücklich in ähnlicher 
weiſe durch das Erbrecht der Brüder beſchränkt wie bei den Lango— 
barden. Bei einer ſpäteren Teilung der elterlichen Sinterlaſſenſchaft 
muß die ausgeſteuerte Frau folglich ihnen ſowie den noch unverſorgten 
Schweſtern den Betrag ihres Seiratsgutes vorauslaſſen bzw. die ge— 
ringer Ausgeſtatteten dürfen ihre Heimanfylais auf das Söchſtmaß er- 


) Heusler, Inſt. II, S. 298. 

2) Dal. L. Thur. 30. Näheres ſ. unten S. 162f. 

) Aethelb. 81, vgl. Sſp. I., 24, 3, hierzu Schröder, Ehel. Güterr. I, 
S. Iloff.; Weinhold, Deutſche Frauen 18, S. 192. 

) Dal. Bremer, Ethnograph. d. germ. Stämme, S. IIo. 

5) ÖGL. Gb. II, weitere Belege bei Amira, Obligat. I, S. 527 ff. nebſt An- 
merkungen. Dal. auch Runze, Diff. 1934, S. 39. 


66 Eheliches Güterrecht 


gänzen!). Die Norweger erlauben einem elternloſen erwachfenen Mäd— 
chen ſogar, ſich aus dem Vermögen ihres unmündigen Bruders ſelb— 
ſtändig eine Ausſteuer zu beſchaffen; nur ſoll ſie die nächſten Sippen— 
genoſſen darüber unterrichten und zur Begutachtung heranziehen ). 
Andererſeits beſitzt der zukünftige Ehemann gleichfalls gewiſſe An— 
ſprüche auf die Mitgift. 3. B. darf er fie bei böswilliger Vorenthaltung 
gerichtlich eintreiben). In dieſem Falle, ſowie bei betrügeriſcher Aus— 
ſteuerung der Braut mit fremder Habe), geſtatten ihm die Frost., feine 
„Widerlage“ unter Umſtänden entſprechend herabzumindern oder auch 
gänzlich einzubehalten. Rechtmäßige Eigentümerin der Mitgift bleibt 
jedoch die Frau. Infolgedeſſen kann ſie bei Mißwirtſchaft des Mannes 
oder ſonſtigen güterrechtlichen Auseinanderſetzungen ſtets ihre Heiman— 
fylgia heraus verlangen“). 

Die angeſtellten Betrachtungen erweiſen, welch wichtige Rolle die 
Mitgift im ehelichen Güterrecht der Germanen ſpielt. Es iſt daher nur 
folgerichtig, daß dieſe bedeutſame, dem Familienbeſitz entnommene Zu— 
wendung an die Frau in Beziehung zum Erbrecht ſteht. Im un— 
günſtigſten Falle gewinnt ſie den Charakter einer Abfindung. Das 
trifft vor allem auf die ſtrengen Langobardenedikte zu bzw. auf die— 
jenigen Rechte, welche die Tochter durch den Sohn vom Nachlaß der 
Eltern ausſchließen “). Die übrigen Stammesgeſetze ſchreiben einzig vor, 
das Heiratsgut des Weibes ſolle ihr bei der künftigen Erbteilung an— 
gerechnet werden. Eine Ausnahme macht allerdings die L. Sal., jedoch 
nicht ohne dem Hausſohn einen entſprechenden Vorteil einzuräumen. 

Mit Sicherheit können Weſtgoten, Schweden und nach Ausſage der 
Isländer-Erzählungen vermutlich auch die übrigen YIordländer”?) die 
Mitgift ſowohl Liegenſchaften als auch loſer Sabe entnehmen. Im 
allgemeinen bevorzugen die verſchiedenen Völker jedoch zweifellos eine 
Fahrnisausſtattung — wie ſchon Tacitus berichtet) —, ſpeziell die 
Gerade, alſo eine dem weiblichen Wirkungsgebiet angepaßte Ausrüſtung. 


) Gul. I28; Frost. II, 2. 3; Kon. 118/22]; Stad. 57/65; vgl. Roth. 199: 
Kiut. J02; L. Vis. IV, 5, 3; hierzu Maurer, Vorleſ. II, S. 607 ff., 639 ff. 

) Frost. II, 9; vgl. Amira, Öbligat. II, S. 652, 879. 

) Frost. II, 4. 16; Kon. 144/33; Stad. 124/160; vgl. Maurer, Vorleſ., II. 
S. 528 ff. 

Vgl. L. Vis. IV, 5, 3; ſ. oben S. 61. Den umgekehrten Fall bezeugen Gul. 
115: „Wiemand darf ſich mit eines anderen Gut ein Weib anverloben.“ 

) Frost. II, 5. 6. 8; Kon. 62/114; Stad. 137/171; vgl. Maurer, Vorleſ. II, 
S. 608, 641 ff.; Amiras Bezeichnung „Alleineigentum des Mannes an der Mitgift“ 
(Obligat. II, 655) halte ich hiernach für irreführend, da es ſich lediglich um Fruchtgenuß 
handelt. Sein Hinweis auf die Einklagung der Mitgift, falls die Seirat durch Schuld 
des Verlobers nicht zuſtande kommt, gehort unter die Beſtrafung des Vertrags- 
bruches; vgl. den umgekehrten Fall oben S. 37. 

) Mäheres darüber ſ. unten c. 5, bei. S. I8If. 
Pal. Amira, Öbliget. II, S. 651; Maurer, Vorleſ. II, S. 611. 

°) Germania, c. IS; vgl. hierzu die Burgunder, Franken, Alamannen, Tbü- 
ringer u. Angelſachſen. Hierzu Seusler, Inſt. II, S. 368. 
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Das hat ſeine guten Gründe; denn abgeſehen davon, daß die Eltern in 
erſter Linie dazu berufen erſcheinen, ihrer bisherigen Unterhaltspflicht 
entſprechend für die mehr perſönlichen Bedürfniſſe der ſcheidenden 
Tochter vorzuſorgen, mochte dieſe oftmals in einen entlegenen Gau 
heiraten, ſo daß die Übertragung von Ländereien den Grundbeſitz der 
Familie nutzlos zerſtückeln würde. Außerdem greift hier das Dotalrecht 
ergänzend ein. Die Beiſitzanſprüche der Ehefrau und Witwe machen 
den Immobiliarcharakter ihrer Ausſteuer überflüſſig. Andererſeits er— 
klärt wiederum die 3. T. offen ausgeſprochene Abhängigkeit der Mitgift 
von der Dotierung einleuchtend das Recht des Ehemannes auf die 
evtl. gewaltſame Eintreibung des vereinbarten Seiratsgutes. 


3. Schenkungen und Errungenſchaft 


Im folgenden Kapitel möchte ich die Frage behandeln, ob ſich einer 
Frau außer den beſprochenen Hauptbeſtandteilen ihres Beſitzes noch 
andere Möglichkeiten boten, Eigentum zu erwerben. Sehen wir einſt— 
weilen von erbrechtlichen Beſtimmungen ab, dann würden ſie etwa 
unter die Begriffe „eheliche Errungenſchaft“ und „Schenkungen“ fallen. 

Über das ſelbſterworbene Vermögen belehren uns zwei aufſchluß— 
reiche Stellen der L. Vis.: „Wenn der Mann mit den Knechten feiner 
Gattin (irgendetwas erarbeitet oder) aus dem Kriege irgendeine Beute 
heimbringt, wage die Frau nichts davon für ſich zu verlangen, weder 
zu feinen Lebzeiten noch nach feinem Tode“ ). Unwillkürlich drängt ſich 
dem Leſer der Gedanke auf, alles, was der Ehemann mit den Sklaven 
ſeines Weibes erwirbt, gehe ausnahmslos in ſein Eigentum über. Be— 
zeichnenderweiſe fehlen jedoch die oben eingeklammerten Worte des Textes 
in feiner Vorlage, dem Codex Euricianus (323). Das urſprüngliche 
Geſetz erkennt alfo dem Manne nur das auf SHeerzügen erbeutete Gut zu, 
gerechterweiſe darum, weil er ſein Leben daran wagte. 

Die anſchließende Verordnung Rekkesſwinths (IV, 2, 16) baut 
den Errungenſchaftsgedanken weiter aus. Sie erklärt die Erzeugniſſe 
gemeinſamer Arbeit für gemeinſames Ehegut. Erſt nach dem Tode 
eines der Gatten ſoll es zwiſchen dem Überlebenden und den Erben des 
Verſtorbenen geteilt werden und zwar nicht nach feſten Quoten, ſondern 
dem Verhältnis des beiderſeitigen Beſitztumes entſprechend. Dieſer 
Teilungsmaßſtab ſteht unverkennbar in Beziehung zu dem altgermani- 
ſchen Widerlegungsgrundſatz (iafnmaeli) 2). 

Von zuwendungen an beide Ehegatten entfällt ſelbſtverſtändlich 
auf jeden der ihm perſönlich zugedachte Anteil. Dagegen erſcheint der 
Mann wiederum als Alleinerwerber derjenigen Dinge, die er „auf 

) L. Vis. IV, 2, 15; vgl. Jeumer, MA. 26, 122 ff.; aber auch Schroder, 
Ebel. Güterr. I, S. 136. 

2) Vgl. hierzu Jeumer, NA. 26, 122 ff.; aber auch Schröder, Ehel. Güterr. 
1, S. 13 
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Handelsreiſen oder Feldzügen gewinnt“. Desgleichen gelangen ſämtliche 
Schenkungen ſeiner Vorgeſetzten, Schutzherren oder Freunde ausſchließ— 
lich an ihn und bleiben den Söhnen verfangen, ſoweit ſich nicht etwa 
die Dos des Weibes aus ihnen zuſammenſetzt (L. Vis. V, 2, 3). Um— 
gekehrt gehen irgendwelche Sondervergabungen an die Ehefrau gleich— 
falls in deren Eigentum über. Weitere Beſtimmungen erfahren wir 
aus dem fünften Buche 
der Lex. In der Haupt- 
ſache ordnen ſie an, 
Vergabungen mittels 
Urkunden oder zeugen 
gegen ſpätere Anfech— 
tungen zu ſichern (L. 
Mis. V, , J] und er⸗ 
klären alle „durch Ge— 
walt oder Einſchüchte— 
rung erpreßten“ für 
ungültig (V, 2, J). 
Ferner verkünden ſie 
die grundſätzliche Ver— 
fangenſchaft aller frei— 
willigen Zuwendungen 
des Mannes an ſeine 
Gattin). Nur falls 
die Ehe unbeerbt bleibt, 
darf die Frau über 
ſolche Geſchenke belie— 
big verfügen. Macht 
Abb. 7. „Suldigende Länder“ vor Otte III. ſie von dieſem Rechte 
Evangeliarium Raifer Ottos III. Jo. Jahrh. keinen Gebrauch, dann 
kehrt nach ihrem Tode 

die betreffende Gabe 

an die Seite des Stifters heim. Gleiches gilt natürlich auch für 
Schenkungen, die den Männern von ihren Frauen gemacht werden. 
Hieran anknüpfend erlaubt der nächſte Kechtsſatz (V, 2, 5) einer 
überlebenden Frau, alle Zuwendungen ihres verſtorbenen Gatten in 
eine zweite Ehe hinüberzunehmen. Nur wenn fie eine unehrenhafte 
Verbindung eingeht oder auf andere Weiſe gegen die Sittlichkeit ver— 
ſtößt, büßt fie ihre Anſprüche auf ſämtliche Leiſtungen des erſten Mannes 
an deſſen Erben ein. Schon Eurichs Koder (319) muß eine ähnliche 
Beſtimmung gekannt haben. Leider iſt der Wortlaut unvollſtändig. 


L. Vis. V, 2, 4; ſ. Jeumers Edition, S. 215, Anm. I; vgl. auch Brunner, 
Dernburg-Feſtg., S. 45 (Berlin I900); Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 139 u. 
Anm. 16, I7. 
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Vier unleſerliche Zeilen follen ihm vorausgehen. Dieſe will JZeumer!) 
für Kichtlinien einer kinderloſen Witwe gegenüber beanſpruchen. Die 
ganze Verordnung könnte dann freilich niemals neben der ſchon ge— 
nannten Ant. V, 2,4 beſtanden haben, wegen des dort ausgeſprochenen 
Verfangenſchaftsgrundſatzes. Hieraus glaubt Zeumer auf deſſen 
ſpätere Einführung in das Weſtgotenrecht unter Leowigild ſchließen 
zu dürfen. Der Sinn der Antiqua widerſtreitet dem von Gurich be— 
abſichtigten aber nur dann, wenn man für fein Geſetz das Vorhanden— 
fein von Kindern behauptet. Tatſächlich werden fie jedoch nirgends 
genannt. Das leſerliche Bruchſtück könnte daher gleich gut ihr Fehlen 
vorausſetzen. 


Mir erſcheint dieſe Annahme nebſt ihren Kückſchlüſſen inſofern ein— 
leuchtender, weil ſie eine organiſche Weiterbildung der Eurichſchen Ge— 
ſetzgebung durch ſeine Nachfolger bedeutet, wie wir ſie in vielen Fällen 
einwandfrei beobachten können?). Gbendrein zeigt die angebliche Weue— 
rung ein weitaus altertümlicheres Gepräge als die von ihr verdrängte 
Satzung“). 

Weniger überſichtlich erſcheinen mir die burgundiſchen Beſtim— 
mungen. Gleich eingangs ſetzen fie feſt, der Vater dürfe noch vor der 
Abſchichtung über die Fahrhabe und alle mit eigener Hand erarbeiteten 
Güter verfügen, während Liegenſchaften und Rönigsſchenkungen den 
Nachkommen verfangen bleiben!). Schwierigkeiten bereitet jedoch die 
Deutung des Ausdruckes „aus dem gemeinſamen Vermögen“. Soviel 
ich ſehe, bezieht ſich die Gütergemeinſchaft und ihre Auflöſung mittels 
Abſchichtung ſtets nur auf das Verhältnis zwiſchen Vater und Kindern?) 
oder Mutter und Kindern‘), niemals auf das Verhältnis zwiſchen Ehe— 


NA. 26, I40ff.; vgl. ferner Brunner, Dernburg-feſtg., S. 45. 

2) Vgl. die Edition Jeumers, S. 174 ff., 3. B. Eur. 336 = L. Vis. IV, 2, 2. 3; 
329 = IV, 2, 7; 334 IV, 2, II; 335 = IV, 2, 125 321 IV, 2, I3; 322 IV, 
2, 13; 323 [IV, 2, IS. 

Desgleichen halte ich die ausdrücklich verordnete Verfangenſchaft des Mannes- 
gutes wie auch der Dos (L. Vis. IV, 5, I. 2; vgl. hierzu Ficker, Unterſ. IV, S. 104 ff. ; 
Wolff, Mitt. 17, 382 ff.; Jeumer, NA. 26, 138-46 für keinen Neuerlaß, der altes 
Gewohnheitsrecht beſeitigt. Vielmehr ſpiegelt ihre Begründung offenſichtlich den 
Wiedergang des raͤſſiſchen Empfindens bei den Weſtgoten wider und Chindaſwinths 
Kampf gegen dieſe Jerſetzungserſcheinung des aufſtrebenden Individualismus (vgl. 
Zuber, Schweiz. Priv. R. IV, S. 281). Seine Verfügung enthüllt ſich m. E. 
dadurch als ein Verſuch, die entarteten „guten Sitten“ durch entſprechende „gute 
Rechtsnormen“ (vgl. Tacitus, Germ. c. Jo) zu erſetzen; denn „je verdorbener 
der Staat, deſto mehr Geſetze“ (vgl. Jungbohn Clement, Forſch., S. 446; evtl. 
auch Schultze, Auguſt. u. d. Seelteil, S. 9— 13.) 

) L. Burg. I, I. 3. Der Ausdruck „de labore suo“ umfaßt eindeutig die Mannes 
errungenſchaͤft allein. Aus: 5], 3 u. 14, 6 läßt ſich aber die Moglichkeit erſchließen, 
daß auch die Frau auf Grund ihrer Tätigkeit zu Erſparniſſen gelangen kann. Val. 
Zuber, Schweiz. PrivR. IV, S. 357ff.; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 127. 

6) Vgl. L. Burg. I, I—3; 14, 7; 27, 5; JI, I. 2 78 

J Do. L. Burg., 2, I; 655 1, 2. 
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leuten ſelbſt!). Mit dem veräußerungsfreien „gemeinſamen Vermögen“ 
können daher allein die Mobilien des Mannes gemeint ſein; denn ſelbſt 
nach dem Tode des Weibes iſt die Dispoſitionsbefugnis des Witwers 
über ihre Habe eng begrenzt). „Gemeinſam“ aber heißt feine Fahrnis 
deswegen, weil die Ehe beerbt und der Pater infolgedeſſen ſtärker ge— 
bunden iſt. Mit dem Weſtgotenrecht ſcheint alſo die burgundiſche Rege- 
lung der ehelichen Errungenſchaft inſofern übereinzuſtimmen, daß ſie 
gleichfalls dem Weibe Anteil gewährt und zwar vermutlich wiederum 
nach Maßgabe ihres Kapitals, denn auf dieſes muß ſich notgedrungen 
jede erfolgreiche Tätigkeit der Frau ſtützen. 

Was nun die Schenkungen anbelangt, ſo fordert die Lex als Vor— 
bedingung ihrer Gültigkeit zunächſt die Heranziehung von Zeugen oder 
mit Siegel oder beglaubigten Unterſchriften verſehene Urkunden (L. 
Burg. 43, J). Im einzelnen unterſcheidet der Geſetzgeber dann noch 
zwiſchen umfangreicheren und geringeren Vergabungen und ſtuft dem— 
entſprechend die Zahl der verlangten Bürgen ab (L. Burg. 43, I—3; 
60, 2). Derartige Zuwendungen unter Eheleuten erwähnt er zwar nicht 
beſonders. Sie können jedoch ohne weiteres erſchloſſen werdens). Mög— 
licherweiſe unterlagen fie ähnlichen Verfangenſchaftsvorſchriften wie 
etwa die „Hochzeitsgabe“, wenigſtens den Rindern gegenüber (vgl. 
LI 

Die Langobarden kennen gleichfalls Derasbungen unter Lebenden 
und verlangen für ihre Gültigkeit öffentliche Vornahme. Aber die bloße 
Heranziehung von Zeugen genügt ihnen nicht, vielmehr fordern ſie, der 
Schenker folle feinem Willen auf dem Garethinx Ausdruck verleihen 
(Roth. 172). Ferner bedarf es zur Feſtigung einer ordnungsgemäßen, 
d. h. unanfechtbaren Vermögensübertragung der Entrichtung des 
„Launigild“) an den Stifter. 

Mit dieſen Vorſchriften hängt eine Beſtimmung zuſammen, welche 
die Dispoſitionsbefugnis über etwaige Hochzeitsgeſchenke für die Braut 
regelt [Roth. 184). Das Amt des Muntwaltes ſchließt bei den Lango— 
barden derart ſtarke vermögensrechtliche Anſprüche auf das Beſitztum 
des Schützlings in ſich, daß in dieſem Sonderfalle der junge Ehemann 
das Launigild entrichten muß und damit ein Einſpruchsrecht gewinnt 
gegen etwaige Veräußerungsgelüſte feiner Frau. Das beſagt freilich 
nicht, er dürfe ſeinerſeits über die Hochzeitsgeſchenke?) oder anderes 
Eigentum des Weibes verfügen. Vielmehr muß die Frau bei irgend— 
welchen Dispoſitionen — folglich auch bei ſolchen zugunſten ihres 


1) L. Burg. , 3. 

2) Dal. L. Burg. 86, I; dazu ſ. oben S. 62. 

) Dal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 140. 

) Roth. 175; Kiut. 43, 73; vgl. hierzu Pappenheim, Launigild et garethinx 
(Gierkes Unterſ. I) u. 32 RG. 53, 35ff. 

) Dal. aber Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 138 ff. 
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Mannes — ihre Blutsverwandten zu Rate ziehen!). Mur gegen er— 
zwungene Schenkungen oder Veräußerungen ſoll fie geſchützt, nicht 
aber an freiwilligen gehindert werden. 

Eigenartig berührt demgegenüber das ausdrückliche Verbot Liut- 
brands (103): „der Frau von feinen Beſitztümern mehr zu eigen zu geben, 
als man ihr am Hochzeitstage in Form von Meta und Morgengabe über— 
trug“. Dieſes einſeitige Schenkungsverbot findet in keinem anderen Ger— 
manenrecht eine Entſprechung. Wahrſcheinlich haben wir alſo mit römi— 
ſcher Beeinfluſſung zu rechnen?). Bei den Langobarden mochte ſie ſich ge— 
rade deswegen leicht durchſetzen, weil deren gefährdete politiſche Lage 
eine zuſammenballung ſämtlicher Machtmittel in der Hand der Staats- 
verteidiger begünſtigte. Erſt unter Aiſthulf (14) ſcheint eine allmähliche 
Lockerung in dieſer Sinſicht einzutreten. Er geſtattet dem Ehemann, 
ſeiner Frau — allerdings für den Fall ihres Überlebens — außer den 
vertragsmäßig ausbedungenen Leiſtungen noch Wießbrauchrechte an 
ſeinem Vermögen einzuräumen. Wach alledem kann es wohl kaum 
zweifelhaft bleiben, daß mindeſtens in der Zeit vor Aiſthulfs Regierung 
die eheliche Errungenſchaft vollſtändig in den Beſitz des Mannes über- 
ging). ˖ 
Das fränkiſche Recht ſchließt ſich wieder ſtärker an die weſtgoti ſchen 
und burgundiſchen Satzungen an, Die L. Rib. ſpricht der Frau von 
vornherein „ein Drittel alles gemeinſam Erarbeiteten“ zu!). Ab— 
weichend von den oben genannten Stammesrechten ſetzt fie jedoch einen 
beſtimmten Teilungsmaßſtab feſt, der wie geſagt die Grundlage abgibt 
für die ſpätere Quotenberechnung des geſamtes Ehegutes. Auf die 
Vergabungsmöglichkeit im Frankenrecht möchte ich nur kurz binweifen?). 
Sie iſt unter Einhaltung gewiſſer Formvorſchriften Männern wie 
Frauen erlaubt und kann daher ohne weiteres auch für Schenkungen 
unter Ehegatten gefolgert werden. 

Die alamanniſchen Geſetze enthalten eine wertvolle Beſtimmung 
über Geſchenke an eine Frau von ſeiten ihrer Anverwandten (L. Al. 
54, I; vgl. evtl. P. Al. 3, J). Sie gehören ähnlich wie Ausſteuer 
und Morgengabe ihrem vererblichen Eigentum an, unterſcheiden ſich 
alſo erheblich von der Dos“). Gleichen Bedingungen unterſtehen ſicher— 
lich auch Sondervergabungen an den Ehemann. Wichts verlautet da— 
gegen über die Behandlung ſelbſterworbener Güter. Das mag binficht- 
lich des Beiſitzrechtes der Witwe (L. Al. 54, J) überflüſſig fein, zum 


) Ciut. 22, vgl. 29; hierzu Roſin, Gierkes Unterſ. 8, beſ. S. 40 ff., 87 ff., 
beſprochen von Dargun, 3. f. priv. u. öff. R., 10, 438—43; ferner Rive, Vor— 
mundſch. I, S. 268 u. Anm. 4; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. I32ff. 

gl. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 139. 

Pal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 138. 

) L. Rib. 37, 2; ſ. oben S. If. 

5) Dal. L. Sal. Joo, 46; L. Rib. 48, 49, 59, J. 2. 7; näheres ſ. unten S. 179f. 

6) Vgl. L. Al. 54, I. 2; ſ. oben S. 53f. 
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mindeſten in bezug auf die verwandte L. Bai. Sie ſpricht nämlich 
einer kinderlos Überlebenden die Hälfte der geſamten Fahrnis zu, „fo 
lange fie ihr Witwentum bewahrt“ !). Dieſe Quote ſchließt folglich die 
eheliche Errungenſchaft mit ein, ſoweit ſie Mobiliarcharakter trägt. 
Unklar bleibt höchſtens ihr Schickſal nach dem Tode der Witwe. Doch 
könnten ſowohl unter ihrem „perſönlichen Eigentum“ wie auch unter 
denjenigen Mannesleiſtungen, „die ihr von Rechts wegen gebühren“, 
Anteile an den Erſparniſſen mitverſtanden fein. 


Die leges Thur, und Fris. ſchweigen über alle Einzelheiten des ehe— 
lichen Güterrechtes. Dagegen treffen die Sachſen eine wichtige Be— 
ſtimmung über errungenes Vermögen, das in eigenartiger Beziehung 
zur Dotierung ſteht. Die Weſtfalen gewähren dem Weibe nach der Ge— 
burt von Rindern „die Hälfte von dem, was Mann und Frau gemeinſam 
erwerben“, vermutlich als Entſchädigung für ihre mit der Dos zugleich 
verlorene finanzielle Bewegungsfreiheit?). Dem entgegen räumen Gſt— 
falen und Angriwarier der Ehefrau keinerlei Anſpruch auf die Er— 
zeugniſſe gemeinſamen Schaffens ein. Eigentliche Schenkungen er— 
wähnt das Sachſenrecht nicht. Dem 62. Kapitel zufolge find fie jedoch 
zuläſſig, ſoweit nicht der Grundbeſitz in Mitleidenſchaft gezogen wirds). 


Als Maßſtäbe für die Errungenſchaftsteilung lernten wir aus den 
Volksrechten Hälftung, Drittelung und Teilung der Arbeitserträge dem 
beiderſeitigen Kapital entſprechend kennen. Dieſelben Berechnungen 
finden wir im Norden wieder. Die ſchwediſche Geſetzgebung erwähnt 
hauptſächlich Vermögensauseinanderſetzungen nach Drittelsrecht, die 
gegebenenfalls in Hälftung übergehen). Ahnlich liegen die Verhält— 
niſſe bei beſtehender Gütergemeinſchaft im isländiſchen Recht’). In der 
Regel nimmt hier jedoch jeder Ehepartner an den gemeinſamen Bezügen 
oder Auslagen nach Maßgabe feines Eingebrachten teil“). Hiervon 
ſcheinen die norwegiſchen Vorſchriften (vgl. Gul. 52; Frost. II, 5) wieder 
mehr zugunſten der langobardiſchen abzuweichen. 


Erwähnenswert iſt ferner die auffallend gleichartige Beurteilung 
der Schenkung im Norden und im Langobardenreich. Beide huldigen 
dem Grundſatz: „auf Vergeltung die Gabe ſchaut“') und empfinden 
dementſprechend ihre Wichterwiderung unter Umſtänden als Beein— 
trächtigung der ſittlichen Handlungsfreiheit des Säumigen “). 


1) L. Bai. I5, Jo; vgl. oben S. 54. 

L. Sax. 48. Dal. auch Aethelb. 78, hierzu Schröder, Ebel. Güterr. I, 
S. 137; Seusler, Inſt. II, S. 346 ff. 

Näheres ſ. unten Rap. 5, S. 163 f. 

) WGL. I, Gb. 4, II, Gb. 3. 

5) Kon. 223/150; Stad. 185/227. Vgl. auch Frost. II, 7; Ni. 2, 3. Näheres 
im folgenden Kapitel, S. Sof. 

6) Kon. 128/5, Stad. 83/106 und Jos. Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 602. 

) Hav. Str. 145. Dal. Genzmer, Thule 2, S. 135, Str. I4, 3. 

8) Näheres bei Maurer, Islands Entſteh., S. 73 ff. 
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Überblicken wir noch einmal die charakteriſtiſchen Merkmale der 
unterſuchten Rechte, dann können wir hinſichtlich der Schenkung unter 
Eheleuten feſtſtellen, ſie ſei unter Einhaltung beſtimmter Formvor— 
ſchriften — mit einer gewiſſen Einſchränkung bei den Langobarden — 
wohl allgemein üblich. Selbſtdie Formalitäten laſſen auf eine innere Über⸗ 
einſtimmung ſchließen, nämlich in dem Grundſatz, Schenkungen öffent— 
lich vorzunehmen und möglichſt durch eine Erwiderungsgabe zu feſtigen. 

Ungleich ſchwieriger geſtaltet ſich das Errungenſchaftsproblem, denn 
hier vertreten die Stammesrechte alle charakteriſtiſchen Stufen vom 
Alleinerwerb der Erſparniſſe durch den Mann angefangen über Dritte— 
lung und Hälftung bis hin zur Teilung den beiden Vermögensſubſtanzen 
entſprechend. Die Frage nach der Urſprünglichkeit der genannten 
Syſteme iſt nicht leicht zu beantworten. Sie ſpielt bereits derart ſtark 
in die Verwaltungsfragen hinein, daß ich ihre Löſung für das folgende 
Rapitel aufſparen möchte. 


4. Verwaltung und Nutzung 


Bei der Betrachtung der Vermögens verwaltung handelt es ſich im 
weſentlichen um das Herauserkennen zweier Formen: der ſog. Güter— 
gemeinſchaft oder einheit, die ſich vielleicht am beſten durch das nordiſche 
„die beiderſeitige Habe zuſammenlegen“ ) charakteriſieren läßt, und der 
bloß äußeren Güterverbindung oder Verwaltungsgemeinſchaft, die 
grundſätzlich beide Napitalien voneinander ſcheidet. Die Schwierig— 
keiten der Frageſtellung liegen hauptſächlich in der Knappheit der ſüd— 
germaniſchen Quellen. Sie geſtatten kaum Einblicke in die Verhält— 
niſſe während der Ehe, ſondern verweiſen überwiegend auf die Ver— 
mögensauseinanderſetzung nach ihrer Löſung. 

Die bisher unterſuchten weſtgotiſchen Geſetze bezogen ihre Vor— 
ſchriften ſtets auf Dispoſitionen des Weibes ſelbſt (3. B. L. Vis. IV, 5,2; 
V, 2, 4. 5). Sie laſſen folglich auf Sonderung der Napitalien ſchließen 
und auf weitgehende Selbſtändigkeit der Ehegatten. Daneben be— 
gegnete uns jedoch ein Anſatz zur Gütereinheit in Form der „Errungen— 
ſchaftsgemeinſchaft“ ). Ferner gehören zwei aufſchlußreiche Rechtsſätze 
hierher. Der erſte beſtimmt, daß die Rinder nach dem Tode ihrer Mutter 
bis zu ihrer Volljährigkeit oder Verheiratung „unter der Obhut des 
Vaters bleiben ſollen“. Während dieſer Zeit beſitzt der Vater ein 
Nutzungsrecht an dem Gute der Verſtorbenen, ohne aber deſſen Sub— 
ſtanz angreifen zu dürfen. Andernfalls wird er erſatzpflichtig. Mit 
feinem Ableben oder einer zweiten Eheſchließung erliſcht dieſer Wieß— 
brauchanſpruch. Im letztgenannten Fall muß der Vater das mütterliche 
Beſitztum in voller Höhe herausgeben. Außerdem kommen die Kinder 

1) Frost. II, 8; Kon. 223/150; Stad. 185/227. 

2) Vgl. IL. Vis. IV, 2, IS. 185 ſ. oben S. 67f. 
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in ein fremdes Haus, „damit ſie ... keinerlei Unbill von ſeiten ihrer 
Stiefmutter erleiden“ !). Blieb der Vater dagegen Witwer dann 
braucht er Söhnen wie Töchtern bei der Verheiratung nur zwei Drittel 
des mütterlichen Erbes auszuhändigen, bei erreichter Großjährigkeit die 
Hälfte. Alles übrige ſteht ihm auch fernerhin für feinen Lebensunter— 
halt zur Verfügung, aber wiederum derart, „daß er den Rapitalwert 
vollkommen unverſehrt und unangetaſtet läßt“. 

Das anſchließende Gefer?) bildet die Ergänzung zu der beſprochenen 
Verordnung und gibt der überlebenden Mutter Richtlinien für ihr Ver— 
halten. Sie darf die Vormundſchaft über die Binder auch bis zu ihrer 
Wiederheirat fortführen (vgl. L. Vis. IV, 3, 3) und gewinnt während 
dieſer zeit ein ähnliches Nutzungsrecht an dem Beſitz des Verſtorbenen. 
Der einzige Unterſchied ihrer Stellung zu der des Vaters beruht auf der 
geringeren Leibzuchtquote: nämlich „gleich einem ihrer Rinder“. Mög— 
licherweiſe hängt ſie mit der zuvor erfolgten Dotierung zuſammen. Zur 
Sicherung des väterlichen Rapitalwertes können die Rinder nötigen— 
falls die Obrigkeit gegen ihre Mutter aufbieten. 

Ein jüngerer Erlaß Chindaſwinths“) regelt ferner die Streitfrage, 
was geſchehen ſolle, wenn ein nicht abgeſchichteter Sohn ſtirbt und Weib 
und Kinder hinterläßt. Der Witwe gebührt in dieſem Falle ein Leib— 
zuchtrecht an allem Gute, „das der Vater dem Gatten bereits verab— 
folgte“. Hatte dieſer noch nichts bekommen, ſo bleibt die Witwe auf 
ihre Dos und ihr Eingebrachtes beſchränkt. Bei unbeerbter Ehe darf 
der Mann höchſtens über das von ſeinem Vater noch nicht heraus— 
gegebene mütterliche Vermögen zugunſten ſeiner Frau verfügen. 

Aus alledem geht hervor, daß dem überlebenden Gatten nach ge— 
brochener beerbter Ehe eine gewiſſe Teilhaberſchaft an dem Eigentum 
des Partners zukommt, ſolange er ſeinen Witwenſtand bewahrt. Man 
könnte ſie als „Mitgenuß“ bezeichnen, der jedoch keine Gütereinheit im 
ſtrengen Sinne bewirkt. Vielmehr bleibt jeder Gatte Alleineigentümer 
feiner Habe und beſitzt im Rahmen des Verfangenſchaftsrechtes die 
letzte Entſcheidung darüber. War die Ehe unfruchtbar, dann fällt das 
Vermögen des Verſtorbenen unverzüglich ſeiner Herkunft gemäß heim. 
Der Anſpruch des Überlebenden gründet ſich alſo einzig auf ſeine Eigen— 
ſchaft als Glied der fortbeſtehenden Hausgemeinſchaft. Weil ſich nun 
dieſe Hausgemeinſchaft zu Lebzeiten beider Eltern noch inniger geſtaltet, 
darf ein ähnliches Mitnutzungsrecht bereits für die Dauer der Ehe ſelbſt 


1) L. Vis. IV, 2, I3 (vgl. Eur. 321). Sierzu Jeumer, MA. 26, IIof. Erſt 
in ſpäterer Jeit darf der Vater die Vormundſchaft fortführen, haftet aber der Frauen— 
ſippe gegenüber für das Muttergut. Köft er dagegen das bisherige Verhältnis zu 
den Kindern, dann übernimmt einer ihrer Mluttermagen den Schutz (vgl. Jeumers 
Edition, S. 179), erſt in noch ſpäterer Jeit tritt dafür „der naͤchſte Verwandte väter— 
licherſeits“ ein (vgl. Jeumers Ed., S. 181). 

2) L. Vis. IV 2, 14 (vgl. Eur. 322). Sierzu Jeumer, WA. 26, 119. 

3) L. Vis. IV 2, Is vgl. Jeumer, MA. 26, I2öf. 
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erſchloſſen werden. Ein Zeugnis hierfür bildet ohne Zweifel die be— 

ſprochene Errungenſchaftsgemeinſchaft. Höchſtens nach außenhin gibt 

ſich folglich im Weſtgotenrecht eine Verbindung des Ehegutes zu er— 

kennen, nach innen beſteht die Sonderung des beiderſeits Kinge- 
brachten fort. 

Grundſätzlich gleichartig zeigen ſich die burgundiſchen Beſtimmungen. 
Nach dem Verſterben eines Elternteiles ſcheinen ſie dem anderen die 
nominelle Verwaltung des geſamten Ehegutes vorzubehalten, ge— 
ſtatten aber „Einhandsveräußerungen“ nur in bezug auf das unver— 
fangene perfönliche Eigentum !). Die Unterſcheidung zwiſchen „väter— 
lichem und mütterlichem Repitsl” bleibt demnach gewahrt. Wicht ein— 
mal eine Errungenſchaftsgemeinſchaft hat ſich herausgebildet. Dennoch 
laſſen ſich m. E. gegenſeitige Nutzungsanſprüche der Gatten ſchon 
während der Ehe folgern. Wenigſtens zugunſten der Witwe bezeugen 
die Geſetze fie, einerlei ob fie Rinder hatte oder nicht?), ſogar im Falle 
ihrer Wiederheirat. Erſt ein ſpäteres Geſetz knüpft daran die Forderung 
ihrer eigenen Armut?). 

Ferner treffen die Burgunder eine Beſtimmung über die Wieder— 
heirat des Vaters. Falls feine Genoſſenſchaft mit den erſtehelichen 
Kindern fortbeſteht (L. Burg. 74, 3), gelten deren Erbanſprüche für 
gleich unantaſtbar wie bei erfolgter Abſchichtung (L. Burg. I, 2), jo daß 
wiederum allein der Anteil des Vaters den Gliedern der neugegründeten 
Gemeinſchaft verfangen bleibt. 

Von Weftgoten und Burgundern unterſcheiden ſich die Langobarden 
durch das ſtraffe zuſammenhalten des Ehegutes in der Hand des Mannes. 
Zu einer Verſchmelzung der beiderſeitigen Napitalien iſt es freilich auch 
hier nicht gekommen. Die Edikte erwähnen wiederholt das „perſön— 
liche Eigentum“ einer verheirateten Frau (Roth. 188, 199, 182 u. a.). 
Ein Zuſammenlegen des beiderſeitigen Vermögens tritt alſo höchſtens 
nach dem vorzeitigen Tode des Weibes ein, weil der Mann kraft ſeines 
Mundiums ihr berufener Erbe ift?). 

Grundſäͤtzlich haben wir folglich wieder mit einer bloßen Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft während der Ehe zu rechnen. Ausgeübt wird ſie hier 
jedoch anſcheinend nach dem Prinzip: Frauengut darf weder wachſen noch 


) S. oben S. 69f. nebſt Anmerkungen. 

2) L. Burg. 62, I; 74, 2; vgl. 42, J. Schröders Feſtſtellung (Ebel. Güterr. I, 
S. 164): Junächſt babe man nur der Rinderlofen ein derartiges Ceibzuchtrecht ge— 
währt, leuchtet mir infofern nicht ein, weil es jeglichen Beiſitzanſpruch der be— 
kindeten Witwe außer acht läßt. Daß der Tod des Mannes automatiſch die Ge— 
meinſchaft zwiſchen Mutter und Rindern aufheben ſollte, wäre aber ſchlecht denkbar. 
Vermutlich berückſichtigen die Geſetzgeber dieſe naturgegebenen Verhältniſſe nicht 
beſonders wegen ihrer Selbſtverſtändlichkeit. 

) L. Burg. 74, I. Vgl. aber Suber, Schweiz. Priv R. IV, S. 357f.; Seusler, 
Inſt. II, S. 301 ff. 

) Roth. 200; Kiut. 14, 57, 130. S. oben S. 21, 49 f. Vgl. Schröder, Ehel. 
Güterr. I, S. 167ff. 
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ſchwinden. Das heißt, die Gattin nimmt weder an den gemeinſamen 
Einkünften noch an den Auslagen teil. Wieweit ſie innerhalb der 
Haushaltsführung ſelbſtändig ſchalten darf, muß dahingeſtellt 
bleiben. Auf jeden Fall erſcheint die Langobardin beengter als die Weſt— 
gotin oder Burgunderin; denn mindeſtens bei umfangreicheren Ver— 
äußerungen bedarf ſie der ausdrücklichen Einwilligung des Gatten und 
ſoll obendrein — wenn auch zu eigenem Schutz — ihre Sippengenoſſen 
heranziehen“). Auffällig berührt jedenfalls das einſeitige Mitnutzungs— 
recht des Frauengutes durch den Mann, demgegenüber ſelbſt der Witwe 
kein Ausgleich gebührt und der Ehefrau nur, ſofern ſie Anſpruch auf 
ſtandesgemäßen Unterhalt beſitzt (Liut. I20). Erſt in ſpäterer Zeit darf 
der Ehemann ihr Leibzuchtrechte an feinem Vermögen übertragen?). 

Die Eigenart der langobardiſchen Beſtimmungen tritt um ſo deut— 
licher hervor, je ſtärker wir auch die übrigen Volksrechte heranziehen. 
Die Kibuarier ſichern der Frau zwar ebenfalls die Unantaſtbarkeit ihres 
Beſitztums zu (L. Rib. 37, J), ſtellen aber beide Gatten in den Mitgenuß 
des jeweiligen Sondergutes nach Art einer „Haushaltungsgemeinſchaft“. 
Sie erſtreckt ſich auf gemeinſam Erarbeitetes (37, 2) und gemeinſam 
Verbrauchtes (37, 3). Das gleiche Mitnutzungsrecht begegnet uns in 
den ſaliſchen Beſtimmungen als Anſpruch der Hausgenoſſen bzw. ihrer 
Stellvertreter auf die Achaſius-Entrichtung der wiederheiratenden 
Witwe, die ſich durch einen ſolchen Schritt freiwillig ihrer Beiſitzrechte 
entäufiert?). Desgleichen gehören die Anſprüche des überlebenden 
Mannes auf etwaige weitere Verwaltung und Nutzung des Frauen— 
gutes hierher (L. Sal. 73, I). Auf Grund beſonderer Abmachungen 
erlaubt das Geſetz allerdings einem kinderloſen Gatten, der im Witwen— 
ſtande verharrt, das geſamte Ebevermögen in feiner Hand zu vereinigen 
(L. Sal. 46; Rib. 49). Nach dem Tode des Betreffenden fallen jedoch 
die Erbſchaftsbeſtandteile ihrer Herkunft gemäß an die beiden Sippen 
heim. 

Speziell mit der ribugriſchen Regelung ſtimmen die gleichfalls ober— 
deutſchen alamanniſchen überein. Sie trennen ganz ähnlich die beider— 
ſeitigen Vermögen voneinander und räumen dem Weibe innerhalb der 
Verfangenſchaftsgrenzen Veräußerungsbefugniſſe über ihren Beſitz 
ein (L. Al. 54, J). Wahrſcheinlich haben wir auch hier mit einer ge— 
willen Haushaltungsgemeinſchaft zu rechnen, wie der Eigentums— 
anſpruch der Frau auf alles, „was nicht verzehrt wurde“, erſchließen 
läßt). Ferner äußern ſich die Wirkungen der Ehegemeinſchaft in dem 


Liut. 22. Dal. oben S. 7of. Dennoch unterſcheiden ſich ihre Befugniſſe 
weſentlich von der „prinzipiellen Handlungsunfähigkeit“ Minderjähriger (Kiut. 99). 
Vgl. Rive, Vormundſch. I, S. 233. 

2) Aiſth. 14. S. oben S. TI. 

) L. Sal. 72; Chilp., Kap. 4. Vgl. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 63. 
S. auch oben S. 52f. 

) Bgl. I. Rib. 37, 2. 3. 
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Leibzuchtrecht der Witwe. Selbſt wenn fie nicht mit Kindern ge— 
ſegnet iſt, darf ſie auf dem Hofe ihres Gatten bleiben und ſein Vermögen 
weiternutzen. Wach älterem Alamannenrecht entſpricht dieſem Brauch 
die Inbeſitznahme der „geſamten Bettausrüſtung“ (P. Al. 3, 2). Nur 
Tod oder Wiederheirat erfordern eine endgültige Auseinanderſetzung 
der Parteien. Sie ſteht im Zeichen des Seimfallsrechtes. 

Auf ähnliche Verhältniſſe deuten die bayriſchen Rechtsſätze bin. 
Nach dem Tode des Mannes darf die Frau wiederum mit den Rindern 
in ungeteiltem Gute ſitzen bleiben). Bei ihrer Wiederheirat büßt fie 
dieſen Anſpruch ein und erhält nur ihr eigenes Vermögen aus der Ge— 
meinſchaft heraus (L. Bai. I5, 8). Demgegenüber unterſteht das 
Muttergut ſelbſt nach einer zweiten oder dritten Eheſchließung des über— 
lebenden Vaters vollſtändig feiner Verwaltung und Nutzung, falls er 
es nicht vorzieht, feine Söhne abzuſchichten (L. Bai. I, I). Erſt nach 
ſeinem Tode „ſoll jeder einzelne das Erbe ſeiner Mutter antreten, aber 
die väterliche Sinterlaſſenſchaft teilen (alle gleichmäßig“ . 

Gewährleiſtet dieſer Unterſchied in der Stellung der Eltern dem 
Vater tatſächlich bedeutende Vorzüge vor der Mutter? M. E. nicht. 
Auch ihr ſteht nämlich das Recht zu, die Gemeinderſchaft mittels 
Abteilung der Kinder sufzulöfen (L. Bai. I, I). Daß ſie es bei ihrer 
Wieder heirat tun muß, beruht jedoch auf überperſönlichen Erwägungen. 
Gerade wo wir bodenſtändiges Bauerntum antreffen, pflegt die Frau 
nach der Hochzeit auf den Hof des Gatten zu ziehen, d. h. ſie gibt ihren 
früheren Wohnſitz auf, um ihrem Ernährer an ſeine Arbeitsſtätte 
folgen zu können. Der wieder heiratende Mann holt ſich dagegen feine 
Frau in der Regel auf den von ihm bewirtſchafteten Hof. Die eheliche 
Güterordnung der Bayern ſpiegelt dieſe natürlichen bäuerlichen Ver— 
hältniſſe klar wieder?). Im erſtgenannten Falle wird die Hausgemein— 
ſchaft und damit die einheitliche Dermögensverweltung durch die neue 
Ehe der Mutter zerriſſen, während im zweiten Falle beides erhalten 
bleiben kann und dann gewiſſermaßen nur ein fremdes Element in ſich 
aufnimmt. Anſcheinend kennen alſo die Bayern wiederum nur eine 
Haushaltungsgemeinſchaft der Ehegatten. Doch ergreift fie unter Um— 
ſtänden ihre geſamte Fahrnis, wie deren etwaige Salbteilung lehrt 
(L. Bai. I5, Io). 

Den anglowarniſchen Geſetzen iſt gleichfalls die klare Scheidung 
zwiſchen Vater- und Muttergut geläufig (L. Thur. 27 ff.). Ob da⸗ 
neben eine mehr oder minder weitreichende Eigentumsgemeinſchaft der 


1) L. Bai. J5, 7. Vgl. Seusler, Inſt. II, S. 342 ff. 

2) L. Bai. I5, 9. Dal. Seusler, Inſt. II, S. 344 ff. 

3) Dal. hierzu Kon. 81/139; Stad. 243/275: auf Island teilt die Frau in der 
Regel Wohnung und Thingzuſtändigkeit mit dem Manne. Heiratet jedoch ein fon. 
„gridmadr“ eine anſäſſige Bäuerin, dann weicht das „bodenſtändige“ Recht des 
Weibes niemals dem „abgeleiteten“ ihres Gatten. Dal. Maurer, Vorleſungen II., 
S. Go ff. 
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Ehegatten beſtehen mochte, läßt ſich nicht erkennen. Söchſtens die 
Nachwirkungen der Ehe können in Form des üblichen Beiſitzrechtes der 
Witwe mit ihren Rindern erſchloſſen werden !). 

Um ſo eigenartiger zeigt ſich dafür — an den übrigen Volksrechten 
gemeſſen — die L. Sax. D. h. die Beſtimmungen der Gſtfalen und 
Angriwarier huldigen offenſichtlich dem gleichen Grundſatz wie die 
langobardiſchen. Sie verweigern der Frau jede Teilhaberſchaft an den 
Arbeitserträgen und beſchränken ihre Anſprüche gegen den Gemahl auf 
die Dos (L. Sax. 48). Die gleiche Art der Gütertrennung erhalten die 
Weſtfalen dagegen nur aufrecht, ſolange die Ehe unfruchtbar bleibt 
(vgl. Aethelb. 81). Mit der Geburt eines Kindes tritt bei ihnen die voll— 
kommene Gütergemeinſchaft ein. Die Frau verliert ihr Sonderver— 
mögen zugunſten der erweiterten Sausgenoſſenſchaft, nicht ohne dafür 
deren Vorteile einzutauſchen nebſt einem bevorzugten Anſpruch auf die 
halbe Errungenſchaft, die ihre Stellung auch in Zukunft über diejenige 
der Rinder erhebt e). 

Allen Volksrechten gemeinſam iſt unſeren Betrachtungen zufolge die 
anfängliche zweiung des Ehegutes in Mannes- und Frauenvermögen. 
Nur ſeine Verwaltung konzentriert ſich mehr oder minder ſtark in der 
Hand des Mannes. Dem ſtrengeren Grundſatz huldigen bezeichnenderweiſe 
die ſchon mehrfach in dieſer Sinficht auffälligen Beſtimmungen der 
Langobarden und Sachſen. Gerade ſie laſſen jedoch keinerlei Spuren 
erkennen, die auf eine urſprüngliche „Abſorption“ des Fraueneigentums 
durch das Vermögen des Mannes hindeuten und damit auf deſſen einſt 
alleinige Verfügungsgewalt. Die Mehrzahl der Volksrechte — darunter 
bemerkenswerterweiſe die älteren — kennt demgegenüber im Rahmen 
der Verfangenſchaft eine offenbar weiterreichende Veräußerungs— 
möglichkeit der Frau über ihren Beſitz. Auf fie würde etwa Subers Be— 
zeichnung „Doppelregiment“ beider Ehegatten zutreffen). Erſt in 
ſpäterer Zeit ſcheint ſich auf Roſten des Heimfallsrechtes allmählich die 
vollkommene Gütergemeinſchaft herauszubilden ). 

Bedeutend eingehender beſchäftigen ſich die nordgermaniſchen Rechte 
mit der Verwaltungsfrage. Sie erlauben daher mancherlei wert— 
volle Rückſchlüſſe auf die deutſchen Stammesgeſetze. Die Schweden be— 
halten in der Kegel die Verwaltung des geſamten Vermögens dem Ehe— 
manne vor, doch muß er der Frau oder ihren Erben alles erſetzen, was 
er für eigene zwecke verwandtes). Andererſeits gewährt man dem Weibe 
gleichfalls ſelbſtändige Dispoſitionsbefugniſſe in beſtimmten Grenzen. 


S. oben S. 64f. 

2) L. Sax. 47, 48. Vgl. oben S. 55, 72. 

3) Zuber, Schweiz. PrivR., IV. S. 124. 

) Dal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 142; aber auch Seusler, Inſt. II, 
S. 364ff., 370 ff. 

5) WGL. I, Ib. 4, I; ÖGL. Gb. I4, I; Gutal. I, 20, 5. Näheres bei 
Amira, Obligat. I, S. 74of.; Runze, Diſſ., S. 38, 43. 
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Uta im Dom zu Naumburg 
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Ihre Söhe läßt ſich etwa aus dem Recht der Mutter ermeſſen, ihre 
Töchter unter Umſtänden aus eigenen Mitteln auszuſteuern!). Un— 
geſetzliche Veräußerungen darf der Mann dagegen widerrufen ?). Wichtig 
erſcheint ferner die Übertragung der geſamten Vermoͤgensverwaltung 
auf die Ehefrau, ſobald ihr Mann an der Ausübung verhindert iſt. Sie 
beſitzt dann Vollmacht, unter den gleichen Bedingungen wie er Napital 
zu veräußern). 

Demnach kennen die Schweden ebenfalls eine Art bloßer Saus— 
haltungsgemeinſchaft der Ehegatten, welche die beiderſeitigen Eigen— 
tumsſubſtanzen nicht erfaßt, wenn auch die Gütergemeinſchaft im all— 
gemeinen überwiegen mochte). Nach dem Tode eines Elternteiles bleibt 
die Gemeinderſchaft des Überlebenden mit den Kindern beſtehen. Der 
Vater kann nach götiſchem Recht zu ihrer Ausſcheidung nur bei 
ſchlechter Wirtſchaft oder Verwaltungsunfähigkeit gezwungen werden, 
die Mutter ſchon bei ihrer Wiederbeirst?). Allerdings räumt WGL. ihr 
noch fernerhin eine Gberaufſicht über die Kinder ein. Hiervon weichen 
die oberſchwediſchen Geſetze ab und ordnen die grundſätzliche Verwal— 
tung des Muttergutes durch mütterliche Verwandte und des Vater— 
gutes durch väterliche an unter bloßer Mitwirkung des überlebenden 
Gatten). 

Sehr klar ſprechen ſich ferner die isländiſchen Geſetzbücher über das 
eheliche Güterrecht aus. Sie unterſcheiden zwiſchen ſtrenger Eigentums— 
trennung, bloßer Haushaltungsgemeinſchaft und vollſtändiger Güter— 
einheit). Ihre Wahl bleibt den vertragſchließenden Parteien über— 
laſſen, d. h. volle Gütergemeinſchaft dürfen die Ehegatten nur ein— 
gehen, wenn die Übereinkunft für ſie und ihre Sippen gleich ehrenvoll 
erſcheint (Jafnmaeli). Man trägt dabei dem vorhandenen Beſitz Kech— 
nung, ſowie ſonſtigen Erbausſichten und dem für die Erhaltung und 
Mehrung des Vermögens günſtigen oder ungünſtigen Charaktereigen— 
ſchaften der Brautleute). 

Im allgemeinen hängt es vom Willen des Weibes ab, ob fie mit 
dem Manne „eine Haushaltungsgemeinſchaft eingehen“ wolle oder 
nicht. Im erſten Falle ſteht ihr der Anſpruch auf das Hausregiment 


) 3. B. ÖGL. Gb. 12. Vgl. Amira, Obligat. I, S. 527. weitere Belege 
ebendort Anm. 3. 

2) Dgl. Amira, Obligat. I, S. 742. 

U. a. 66L. Gb. I4, I; Upl. Ib. 4, 6. Vgl. Amira, Obligat. I, S. 742, Grund— 
riß, S. 178. 

9 Dal. Rive, Vormundſch. I, S. 142; Runze, Diſſ., S. 8. 

5) WGL. I, Ab. 4, 2. 5; ÖGL. Gb. I8, 19. Val. Amira, Obligat. I, S. 753 f.; 
Rive, Vormundſch. I, S. If. 

) U. a. Upl. Ae. 7, I. Dal. Amira, Öbligat. I, S. 735; Rive, Vormundſch. I, 
S. 59. Die auffallende Ahnlichkeit dieſer Regelung mit der weſtgotiſchen ſpricht 
m. E. ſtark für ihre Altertümlichkeit. A. M. Rive, S. öff. 

7) Mäheres vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 60], 604 f., H08f. 

s) Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 602. 
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„innerhalb der Gebäude“ zu, „wenn fie will, und die Milchwirtſchaft“!). 
Bei verabredeter Gütertrennung bleibt natürlich jeder Gatte Allein— 
eigentümer feiner Habe. Der Mann trägt einzig die Derweltungsforgen 
für das Frauenkapital mit. Erſt wegen beharrlicher Vernachläſſigung 
der hiermit verbundenen Pflichten darf die Frau auf Herausgabe ihres 
Gutes dringen ?). Desgleichen kann fie Anträge ſtellen auf Feſtlegung 
der beiderſeitigen Vermögen, um 3. B. die drohende legale Eigentums— 
gemeinſchaft zu verhindern (Kon. 154/46, Stad. 143/175). Auch falls 
der Mann mit ihrer Habe außer Landes gehen will, erlaubt das Geſetz 
dem Weibe, mit Silfe eines Bevollmächtigten gegen ihn zu klagen 
(Kon. I5I 44, Stad. 138 172). Innerhalb ihres Bereiches handelt die 
Ehefrau alſo ſelbſtändig. YTur darf fie während eines Jahres höchſtens 
bis zu einer halben Unze Schulden machen. Darüber hinaus beſitzt ihr 
Gatte ein Anfechtungsrecht). Aber die Befugniſſe der Frau erweitern 
ſich, ſobald der Mann abweſend iſt, beiſpielsweiſe zum Thing reitet oder 
fie ausdrücklich zu irgendwelchen Geſchäften ermächtigt !). 

In manchen Zügen weichen die norwegiſchen Beſtimmungen hier— 
von ab. Bei ausbedungener Güterſonderung kennen ſie gleichfalls die 
Verwaltung des Ehemannes über das beiderſeitige Beſitztum. Ausge— 
nommen bleibt nur etwa vorbehaltenes Einbandsaut.’) Auffälliger- 
weiſe bezieht der Mann die Erträge aus beiden Vermögen für gewöhn— 
lich allein, ſogar aus den Erbgütern der Frau. Davon hat er jedoch alle 
gemeinſamen Unkoſten zu beſtreiten. Gbendrein haftet er derart unbe— 
dingt für die Subſtanz des Frauenkapitals, daß er ſelbſt eine überſchuldete 
Erbſchaft mit ſeinem Eigentum decken muß, ohne den nötigen Aufwand 
auf die Sinterlaſſenſchaft anrechnen zu dürfen“). Die Ehefrau beſitzt 
dementſprechend nur beſchränkte Veräußerungsbefugniſſe. Sie ſtaffeln 
ſich ihrem Stande gemäß (Gul. 56; Frost. II, 22 ff.), können aber wieder— 
um jederzeit durch Vollmachten des Mannes erweitert werden, desgleichen 
vermutlich durch ſeine bloße Abweſenheit. 

Neben dem Gütertrennungsſyſtem herrſcht bei den Norwegern auch 
die Eigentumsgemeinſchaft unter Ehegatten. Merkwürdigerweiſe darf 
die Frau ſie nach Gulathings-Recht dem Verlangen des Gatten nicht 
abſchlagen, braucht aber für ihr Zuſtandekommen die Gutheißung der 
Sippe’). Rennzeichnend iſt für eine ſolche Gütereinheit die ſpätere 
Teilung nach Quoten, nicht nach der Herkunft, wobei jedoch die Frau 
unter Umſtänden den Mahlſchatz als Voraus gewinnt (Borg. 2, Jo). 

1) Kon. 152/44; Stad. 181/173. Vgl. Ni. J$, 3 u. a. Maurer, Vorleſ. II, 
S. 604 ff. 

2) Kon. 158/55; Stad. 136/170. u. a. Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 607. 

Kon. 152/44 ff.; Stad. 141/173 ff. Vgl. Amira, Obligat. II, S. 583. 

) Dal. maurer, Vorleſ. II, S. 616 ff.; Rive, Vormundſch. I, S. 133. 

5) Gul. 52; Frost II, 5.6. 8 u. a. Näheres bei Maurer, Vorleſ. II, S. 641; 
Rive, Vormundſch. I, S. I3Iff. 

6) Frost. 9, 19. Dal. Maurer, Vorleſ. II, S. 643. 

7) Gul. 53 (vgl. evtl. Ciut. 22). Sierzu Maurer, a. a. O., 646. 
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Hiermit verglichen verdient eine Beſtimmung der Frost. beſondere Be— 
achtung. Sie erklärt ſelbſt die vertragsmäßig vereinbarte Gütergemein— 
ſchaft innerhalb der erſten zwölf Monate einer Ehe für wirkungslos !). 
Erſt nach Ablauf dieſer Friſt tritt fie von Rechts wegen in Kraft. 


Überſchauen wir die bisherigen Unterſuchungen, dann fällt ſofort 
die ungleich ſtärkere Betonung der Eigentumstrennung gegenüber der 
vollen Gütergemeinſchaft auf. Erſtere iſt ſämtlichen nord- wie ſüd— 
germaniſchen Rechten vertraut und gipfelt in dem Seimfall des Ver— 
mögens nach feiner Herkunft. Die urgermaniſche Wurzel dieſer Er— 
ſcheinung ſteht demnach wohl außer Zweifel. 

Gleiches läßt ſich von der Gütereinheit unter Ehegenoſſen nicht be— 
haupten. Vorzugsweiſe die älteren Volksrechte bekunden zwar die 
weithin verbreitete Gemeinderſchaft zwiſchen Eltern und Kindern oder 
Kindern allein, aber die von beiden Ehepartnern herrührenden Beſitz— 
tümer verſchmelzen in den ſeltenſten Fällen miteinander. Selbſtver— 
ſtändlich brachte jedoch die innige Lebensgemeinſchaft der Gatten eine 
gewiſſe Vereinheitlichung ihrer Wirtſchaftsführung mit ſich, eben jene 
Errungenſchafts- oder beſſer Haushaltungsgemeinſchaft. Wach außen— 
hin zeigt ſie ſich in der Zuſammenfaſſung des beiderſeitigen Eigentums 
unter die Verwaltung des Ehemannes. Dadurch ermöglicht ſie ein 
vorteilhaftes Ineinanderarbeiten der RNapitalien, die ja der Ehe und 
ihren zwecken dienen follen?). Die Wirkungen eines ſolchen Genoſſen— 
ſchaftsverhältniſſes äußern ſich meiſt noch über den Tod eines Partners 
hinaus in dem Nießbrauchrecht des Überlebenden an des anderen Gut, 
dem in der Regel erſt die Eingehung einer neuen Bindung ein Ende 
bereitet. 

An der Urſprünglichkeit des Gütertrennungsſyſtems der vollen 
Eigentumsgemeinſchaft gegenüber kann nach alledem nicht gut ge— 
zweifelt werden. Es fragt ſich nur, welcher Grundſatz hierbei maß— 
gebend fein mochte: die eben beſprochene Haushaltungsgemeinſchaft oder 
das hauptſächlich von Langobarden, Sachſen und Worwegern ver— 
tretene Prinzip „Frauengut darf weder wachſen noch ſchwinden“. Auf 
Grund der überwältigenden Mehrheit der Stammesrechte — die ſich 
klar für erſtere entſcheiden, und denen aus den Reihen der Sachſen und 
Worweger ſelber Bundesgenoſſen erwachſen hinſichtlich einer milderen 
Handhabung der Geſetze, ſo daß bemerkenswerterweiſe gerade die Lango— 
barden in einer gewiſſen Vereinzelung verharren — möchte ich mein 
Urteil zugunſten der Haushaltungsgemeinſchaft fällen. Dieſe eigen— 
artige „gewillkürte Form der Güterordnung der Ehegatten“ mit ihren 
charakteriſtiſchen zügen: Geſamthandveräußerungen von Liegen— 


Frost. II, 6—8. Dieſer Jeitraum läßt auf eine Erſtarrung des ehemaligen 
Brauches ſchließen, die Geburt lebender Kinder zu fordern. (Val. L. Sax. 47; 
Aethelb. 78; ſ. oben S. 55.) 

Pal. Amira, Öbligat. I, S. 740; Rive, Vormundſch. I, S. 266. 
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ſchaften, ſowie Heimfall bei Kinderloſigkeit erſcheinen derart typiſch für 
das germaniſche Recht, daß die auf weſtgotiſchen Volksbräuchen fußen— 
den frühſpaniſchen Fueros fie geradezu als „germanitas, hermandad, 
hermanamiento oder agermanament“ bezeichnen). 

Die mit der Haushaltungsgemeinſchaft gegebene äußere Verwal— 
tungseinheit der Reapitslien beweiſt, wie ſtark die germaniſche Wirt— 
ſchaft durch ihre zwecke gebunden war. Für die bäuerliche Lebensweiſe 
unſerer Vorfahren ergibt ſich daraus von ſelber eine Arbeitsteilung in 
die „Außenwirtſchaft des Mannes“ und die „Innenwirtſchaft der Frau“, 
ihre ſog. „Schlüſſelgewalt“ ?). Beider Tätigkeit ergänzt ſich und iſt für 
das Gedeihen des Hofes gleich notwendig. Allerdings mögen infolge 
dieſer Arbeitsteilung die Bargeſchäfte des Weibes für gewöhnlich ge— 
ringeren Umfanges ſein, woraus ſich zur Genüge ihre oft enger be— 
grenzte Veräußerungsbefugnis erklärt“). 

Mit einem größeren oder geringeren Maß geiſtiger Zurechnungs— 
fähigkeit hat dies nichts zu ſchaffen, ſonſt wäre die dem Weibe anver— 
traute alleinige Stellvertretung des Mannes unmoglich, desgleichen die 
ſelbſtändige Fortführung der Wirtſchaft durch die Witwe, der freilich 
im Notfalle Verwandte oder Schwäger zur Seite ſtehen mochten, bis 
die herangewachſenen Söhne fie entlaſten konnten. 


) Hinojoſa, FRE. 31, 292, 294, nebſt Anm. 3 u. 4. 
) Cnut II, 76, I. Vgl. Borg. 2, 8. Jo; Kon. 152/44. Hierzu Amira, Obligat. I, 
S. 538, 742; Grundriß, S. 178; Maurer, Vorleſ. II, S. 638; Schröder, Ehel. 
Güterr. I, S. 127. 
3) Dal. Z. müller, Mann und Weib, S. 357. 
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J. Hand- und Salsrecht des Mannes 


Einer Beſtätigung bedarf das aus dem ehelichen Güterrecht ge— 
wonnene Ergebnis hinſichtlich der rein perſönlichen Stellung der Gatten 
zueinander. Die herrſchende Lehrmeinung ſtützt ſich wie geſagt auf den 
„Fraukaufgedanken“ und nimmt wenigſtens für die Urzeit den Über— 
gang des Weibes in das volle Eigentum des Mannes an. Im würde 
folglich die unbeſchränkte deſpotiſche Gewalt eines pater familias zu- 
kommen!). Überprüfen wir jedoch vorerſt unſer Quellenmaterial. 

Von den weſtgotiſchen Beſtimmungen gehört z. B. eine hierher, die 
Totſchlag unter Verwandten oder Verſchwägerten ſowie unter Ehe— 
astten am Leben des Schuldigen geſtraft wiſſen will?). Ein Tötungs— 
recht des Mannes über die Gattin kommt demnach nicht in Frage. Aber 
auch Verkaufs- oder Verſchenkungsbefugniſſe erübrigen ſich von ſelber; 
denn ohne beſonderen Auftrag des Weibes darf ſich der Mann nicht ein— 
mal ihre Vertretung vor Gericht anmafien?). 

Weniger eindeutig zeigen ſich die burgundiſchen Rechtsſätze. Einer 
davon ſcheint ſogar auf den erſten Blick gegen die Gleichbewertung der 
Ehegatten zu ſprechen. Er betrifft die eigenmächtige Heirat eines Weibes 
und verordnet: „der Mann ſoll das Vermögen jenes Weibes ganz ebenſo 
in feine Obhut (potestas) nehmen wie fie felbit“*). Zweifellos kann man 
dieſe potestas des Mannes für „willkürliche Gewalt“ ausgeben. Dem 
beabſichtigten Sinne käme dieſe Deutung aber ſchwerlich nahe; denn 
fo wenig der Hausherr über fein eigenes Vermögen ſchrankenlos ver— 
fügen darf, ſo wenig iſt ihm dies hinſichtlich der Frauenhabe vergönnt, 
die obendrein weitgehend der weiblichen Dispoſition unterftebt?). Von 
Gewalthandlungen wie Verkauf u. dgl. kann auch inſofern nicht die 
Rede fein, weil das Geſetz ſchon das unbegründete Verlaſſen der Ehe— 
frau ahndet (L. Burg. 34, 2). 

Vgl. hierzu Cauffer, Wiedererſtehung, S. 95 ff.; Huber, Schweiz. Priv. 
IV, S. 245; auch Rive, Vormundſch. I, S. 273; Amira, Grundriß, S. 177ff.; 
Obligationenrecht I, S. 732. Im übrigen ſ. oben S. 46. 
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L Vis. II, 3, 6. Vgl. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. I4of. 

L. Burg. loo. Dal. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 126. 

S. oben S. 69f., 75. Vgl. Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 127, 146. 
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Im öffentlichen Leben kommt allerdings dem Manne die ſeiner 
Naturanlage entſprechende Herausſtellung zugute, während die Frau 
in der Kegel innerhalb der Familie wirkt. Für untauglich zu Geſchäften, 
Grundherrſchaften oder Gerichtszeugniſſen!) gilt fie deshalb nach Aus— 
ſage der Quellen keineswegs (L. Burg. I4, 4, 6; 65, J). Nur die 
typiſche Mannestätigkeit iſt ihr weniger zugänglich, ebenſo wie ſich auch 
der Mann nicht in die ureigenſten Aufgaben des Weibes einmiſcht. 

Beſonders wichtige Beiträge liefern zu unſerem Thema die lango— 
bardiſchen Edikte. 3. B. verurteilt Rotbari einen Ehemann, der „feine 
Gattin mutwillig tötet“ zu der vorgeſchriebenen Wergeldbuße 
(1200 Sol.) an die Verwandten der Erſchlagenen bzw. an den König!). 
Außerdem verwirkt er jeglichen Anſpruch auf ihr Vermögen an die 
nächſten Erben. Selbſt von dem bloßen Verdacht eines Gattenmordes 
muß ſich der Mann mit zwölf Eideshelfern reinigen (Roth. 166). 

Härter ſtraft das Geſetz allerdings die Tötung eines Mannes durch 
ſeine Ehefrau (Roth. 203). Sie verfällt ſelber der Todesſtrafe, „und 
über ihre Habe ſollen die Angehörigen des Gatten ſchalten, wenn Vinder 
fehlen“. Bleibt es dagegen bei verſuchter Lebensnachſtellung (Roth. 
202, Gr. 7), dann gerät die Schuldige in völlige Abhängigkeit von ihrem 
Mann. Er kann nach Gutdünken mit ihr und ihrem Eigentum ver- 
fahrens). Sobald fie aber den ihr zur Laſt gelegten Anſchlag leugnet, 
geſtatten die Langobarden ihrer Sippe, ſie mittels Eidhilfe oder Zwei— 
kampf zu löſen. Gelingt die Reinigung, dann muß auf Grimoalds Ge— 
heiß ſogar noch der klagende Ehemann durch einen Zwölfereid den Wach— 
weis erbringen, „daß er ihr das Verbrechen nicht aus betrügeriſcher oder 
ränkevoller Geſinnung heraus in die Schuhe ſchob, um ſich ihrer zu 
entledigen“. 

Von irgendeiner Gewaltunterworfenheit des Weibes kann daher 
nicht die Rede fein, um fo weniger, da ihrem Muntwalt bereits wegen 
ſchlechter Behandlung der Verluſt ſeines Amtes droht. Die meiſten 
Einzelheiten hierüber treffen auch auf den Ehemann zu, beiſpielsweiſe: 
Verſagung des ſtandesgemäßen Lebensunterhaltes, Mißhandlung, Er— 
zwingung ſchimpflicher Arbeiten, Duldung von Unzucht und böswillige 
Verleumdung, befonders wegen Hexerei und Hurerei (Roth. 182, 195/98, 
Liut. 120). Die genannten Gründe könnten gar nicht beſſer gegen die 
Möglichkeit zeugen, die Ehefrau beliebig an Dritte zu verkaufen oder 
zu verſchenken. 


Vgl. hierzu Zuber, Schweiz. Priv. IV, S. 291 ff. 

Roth. 200. Dal. Brunner, DRG. I, S. 99; Rive, Vormundſch. I, 
74 u. Anm. Io. 

Vermutlich beruht die ungleiche Behandlung der Geſchlechter auf der bei den 
Langobarden auffällig geſteigerten Machtitellung des Mannes ſowie auf der Un— 
natur oder Heimlichkeit einer ſolchen Weibestat; denn in einem bloßen Jornanfall 
dürfte es der Frau ſchwerlich gelingen, den ihr körperlich überlegenen Gatten zu er— 
ſchlagen. Vgl. aber Brunner, DRG. I, S. 99ff. 


S. 


“N u. 


Z 


—. 
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Die fränkiſchen Rechte ſprechen ſich im allgemeinen weniger klar 
über das perfönliche Verhältnis der Ehegatten aus. Ihre große Milde ſetzt 
jedoch eine mindeſtens annähernde Gleichbewertung beider Geſchlechter 
voraus. Für dieſe Behauptung zeugt unter anderem die Sorgſamkeit, 
mit der das Geſetz über der Frauenwürde wacht. Wer z. B. den Vor— 
wurf der Zauberei gegen ein Weib erhebt „und (ibn) nicht beweiſen 
kann“, verfällt einer dreifach höheren Bußzahlung, als hätte er einen 
Mann deſſen beſchuldigt (L. Sal. 64). Ahnliches gilt für ſonſtige ebren- 
rührige Schelte), Wegſperre?), wie auch beſtimmte unkeuſche Be— 
rührungen (L. Sal. 20, 3,1; vgl. 25,2). Minder grobe Ehrenkränkungen 
unterliegen je nach dem Grade der bewieſenen Zudringlichkeit geringerer 
Sühne). Mittelbar läßt ſich hieraus auf ähnliche Verpflichtungen des 
Ehemannes ſchließen, wie das Langobardenrecht ſie vorſchreibt. 


Derartige Forderungen kennzeichnen m. E. das in der Regel vor— 
handene tatſächliche Übergewicht des Mannes, das die Geſetze durch 
einen Appell an ſeine Ritterlichkeit bzw. durch erhöhten öffentlichen Schutz 
des Weibes auszugleichen ſuchen. Eine von Rechts wegen beſchränkte 
Handlungsfähigkeit der Frau iſt damit keineswegs verbunden, wie ihr 
unter Umſtänden ſelbſtändiges Auftreten vor Gericht beweiſt )). Eben 
dadurch unterſcheidet ſich aber ihre Stellung von derjenigen verant— 
wortungsfreier Minderjähriger. Die Frauenmunt kann alſo keine „Be— 
vormundung“ im gebräuchlichen Sinne ſein. Vielmehr ſcheint ſie aus 
dem natürlichen Bedürfnis zu erwachſen, die weibliche Ehre vor den Ge— 
fahren des öffentlichen Lebens weitgehend zu ſchützen. Vater oder 
Bruder und Ehemann ſind dementſprechend ihre berufenſten Ver— 
teidiger. 

Derſelben Einſchätzung des Weibes begegnen wir bei den Alamannen. 
Abgeſehen von der würdigen Stellung der Ehefrau im Güterrecht, die 
ihr Verkaufen oder Verſchenken von vornherein ausſchließt, äußert fie 
ſich gleichfalls in der Sorgfalt, mit der man ihre Geſchlechtsehre zu 
ſchirmen ſucht. Zu dieſem zwecke zählt das Geſetz eine ähnliche Reihe 
von Miſſetaten auf. Sie beginnen mit der gewaltſamen Entblößung 
ihres Hauptes, enden mit dem gegen ihren Willen vollzogenen Stuprum 
und müſſen wiederum der Schwere der Tat entſprechend geſühnt 
werden“). Auffällig berührt hieran die Verdoppelung des Strafgeldes, 
ſobald ſich das Vergehen gegen eine verheiratete oder verwitwete Frau 


) L. Sal. 30, 3; vgl. mit 30, 7. Sierzu Geffden, L. Sal., S. 185. 

L. Sal. 31. „wegſperre“. Vgl. Brunner, DRG. II, S. 738. 

®) L. Sal. 20, I. 2; 76, I. 2. Vgl. L. Burg. 33, I; 92, I. Sierzu Geffcken, 
L. Sal., S. I3I u. 246. 

*) L. Rib. 81, 83, 2. Dal. auch die Begünſtigung der „Schwachen oder Ge— 
ſchaftsunkundigen“ bei Gerichtsverhandlungen: Cap. Miss. gen. 803, c. 9, Bor. I, 
S. 93; Cap. Leg. add. 819, c. 3 (Bor. I, 82). Vgl. Cap. Sax. I. Sierzu aber Hubner, 
Reit. Viertelj., N. F. 16, 55. 

) L. Al. 56, I. Vgl. P. A 3, 23, , Desgl. P. Al. 2, 31 ff. 
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richtet im Unterſchied zu einer Jungfrau (L. Al. 56, 2). Sie läßt fola- 
lich auf die beſonders achtunggebietende Stellung des Weibes als Gattin 
und Mutter ſchließen !). 

Eine ähnliche Skala ehrenrühriger Handlungen gegen Frauen 
kennen die Bayern?). Im Einklang mit der genoſſenſchaftlichen Ehe— 
güterordnung legen ſie ebenfalls zeugnis ab für die angeſehene Stellung 
der Frau, ſo daß von irgendeiner Verfügungsgewalt des Mannes über 
ihre Perſon ſchlecht die Rede fein kann. Nur eine ſcheinbare Ausnahme 
bildet das über einen Biſchofsmörder verhängte Strafmaß (L. Bai. 
J, Jo). Der Schuldige muß ſich dem König, dem Volk oder auch den 
Verwandten des Erſchlagenen gegenüber mit dem vorgeſchriebenen Wer— 
geld löſen. Wenn aber feine geſamte Habe an Liegenſchaften oder Fahr— 
nis nicht dazu ausreicht, „ſoll er ſich ſelbſt nebſt Frau und Rind jener 
Kirche in Nnechtſchaft geben, ſolange bis er ſich loszukaufen vermag“. 
Hier handelt es ſich alſo um einen Spezialfall der Schuldknechtſchaft, 
der unter Umſtänden die am Morde unbeteiligten Glieder der Haus- 
gemeinſchaft in Mitleidenſchaft zieht. Darin Nachklänge einer ehemals 
unbegrenzten Hausherrngewalt zu vermuten, erſcheint mir gänzlich ab— 
wegig. Dann hätte das Geſetz Weib und Rinder beſſer unter dem 
Eigentum mitaufgezählts). Richtiger müßte man den Vorgang als 
„Mithaftung“ bezeichnen, wie fie gerade bei Wergeldſchulden in dieſer 
oder jener Form nahezu allgemein üblich waren!). 

Das anglowarniſche Recht beſitzt nur eine einzige zu unſerem Thema 
gehörige Stelle. Sie betrifft die Reinigung der Ehefrau vom Verdacht 
des Gattenmordes ?). Ahnlich den Langobarden ſoll ihr nächſter Bluts— 
freund durch Zweikampf ihre Unſchuld erweiſen. Wenn ſich jedoch kein 
Verteidiger ihrer Ehre findet, läßt man die Beſcholtene zum Gottes— 
urteil ſchreiten („über glühende Pflugſcharen“). Willkürhandlungen 
gegen das Weib erſcheinen ſomit auch bei den Thüringern nach Recht 
und Geſetz ausgeſchloſſen. 

Die gleiche Wachſamkeit wie Franken und Gberdeutſche üben auch 
die Frieſen hinſichtlich der weiblichen Geſchlechtsehre. Sie ſtellen die 
Frauen unter Volksſchutz und erheben infolgedeſſen außer dem gebräuch— 
lichen Sühnegeld für unzüchtige Handlungen gegen ſie eine Friedens— 
buße “). Die Tauglichkeit der Frieſin zu Gerichtsverhandlungen geht 
ferner aus der Beſtimmung hervor, ſie dürfe ein ihr vorgeworfenes 
todeswürdiges Verbrechen ableugnen und ſich mit fünf Eideshelfern 
freiſchwören (L. Fris. 5, 2). Auf das perſönliche Verhältnis der Ehe— 

) Vgl. Rive, Vormundſch. I, S. 235 u. Anm. II. 

2) L. Bai. 8, 3/5. 17. Vgl. Brunner, DRG. II, S. 737 u. Anm. 28. 

) Wie z. B. ein ſpäteres niederfränkiſches Geſetz. Dal. Brunner, DRG. J, 
S. 100, Anm. 45 u. 47; aber auch Weckel, Kiebe u. Ehe, S. 28 ff. u. L. Bai. 
7, ſelber. 

) Über ähnl. Satzungen im ſchwed. Recht vgl. Amira, Gbligat. I, S. I28 ff. 

5) L. Thur. 52. Del. Rive, Vormundſch. I, S. 271 u. Anm. Jo. 

6) L. Fris. 22, 88. 89. Vgl. auch Aelf. II u. II, I. 
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gatten wirft beides inſofern Licht, weil wir daraus auf die Unverletzbar— 
keit der Frau ſchließen können, ſolange fie ihrer Würde nichts vergibt). 

Bei den Sachſen ſcheint die Frau eine ähnliche Stellung innezuhaben. 
Irgendwelche Übeltaten gegen fie werden in derfelben Weife gerächt 
wie ſolche an Männern (L. Sax. 15). Das heißt, eine „virgo“ ſchützt 
das Recht mittels einer doppelten Buße jenen, ſowie der „enixa“ gegen- 
über. Wahrſcheinlich bedeutet der Ausdruck virgo hier nicht „Jung— 
frau“, ſondern ſoll die „Gebärfähige“ überhaupt kennzeichnen im Unter— 
ſchied zu einer Frau, die bereits zu gebären aufgehört hat?). Dieſer be— 
dingten Bevorzugung der Frau läuft andererſeits die völlige Gleich— 
ſtellung mit dem Manne parallel. 3. B. ſtraft die Cap. de Part. Sax. (6) 
die wegen angeblicher Zauberei verübte Menſchentötung am Leben 
des Täters, einerlei ob ſich deſſen Eifer gegen Mann oder Frau richtete. 
Desgleichen verfällt der Todesſtrafe, „wer feinen Herrn oder feine 
Herrin erſchlug“ (12). 

Dieſe Achtung der weiblichen Perſönlichkeit im öffentlichen Leben 
macht ihre Unterworfenheit unter den Willen des Ehegatten höchſt un— 
wahrſcheinlich. So wenig der „Brautkauf“ einem Eigentumserwerb 
des Mannes gleichkommt, ſo wenig läßt ſich m. E. das Verbot: „Einem 
Freigelaſſenen des Königs ſoll es erlaubt fein, ſich eine Gattin zu kaufen, 
wo immer er wolle; aber unerlaubt irgendein Weib zu verkaufen“) 
mittelbar für „Ehefrauenverkauf“ in Anſpruch nehmen. Der hier 
unterſagte Menſchenhandel bezieht ſich doch wohl auf Sklavinnen und 
der Zufammenbang mit dem verfänglichen „eine Gattin kaufen“ er— 
klärt ſich leicht aus dem wortverwandten Sprachgebrauch). 

Unabhängig von jeglichen Gewaltanſprüchen des Mannes über 
Weib und Rinder erſcheint ferner die mögliche Umſiedlung einer ganzen 
Familie. Sie kann erfolgen, wenn ein Sachſe zum König flüchtet, 
um der verdienten Todesſtrafe zu entrinnen und dieſer im Einverſtändnis 
mit den Volksgenoſſen des Miſſetäters „jenem ... nebſt Gattin und 
Familie und all feiner Habe außerhalb feines Heimatbezirkes irgendwo 
ſonſt im Reiche oder in der Mark eine neue Wohnſtätte anweiſt“ ). Auch 
hier müſſen die Angehörigen des Schuldigen unter ſeiner Tat mitleiden. 


über den Verkauf frieſiſcher Frauen an die Römer (Tacitus, Ann. 4, 72 
vgl. Brunner, DRG. I, 99 u. Anm. 45. Aber auch Weckel, Liebe u. Ehe, 
J. I4. — Vielleicht ließe ſich auch der für Verwandtentötung angedrohte Ver— 
mögensverluft als Strafmaß für Gattenmord in Anſpruch nehmen. Val. L. Fris. 
19, I. 2 mit L. Vis. VI, 5, I8; Roth. 163, 200, 203. 

Vgl. Schwerin Edit. der L. Sax., 5.21, Anm. F. Ferner Brunner, DRG. 
II, S. 798 u. Anm. 16; Grimm, RA., S. 404 ff.; Wilda, Strafr., 648 ff. 

L. Sax. 65. Dal. hierzu Brunner, DRG. I, S. 146; Richthofen, Fur 
L. Sax., S. 295 nebſt Anm.; Schröder, RG., S. 233, Anm. 45. 

Vgl. L. Sax. 62 zählt bei Veräußerungen von Erbſchaften infolge echter 
Not keineswegs die Gattin oder Rinder mit auf. 

5) Cap. Sax. Io. Vgl. Brunner, DRG. II, S. 57. Auch. L. Bai. I, Io. 
Dazu oben S. 87. 
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Aber wiederum geſchieht dies nicht auf Grund einer Willensäußerung 
des Familienoberhauptes, ſondern wegen der beſtehenden Schickſals— 
gemeinſchaft, deren hier ermöglichte Fortſetzung obendrein einen be— 
ſonderen Gnadenakt darſtellt. 

Verſuchen wir kurz, die für unſere Frage charakteriſtiſchen Merkmale 
der Volksrechte wiederzugeben, dann verdient an erſter Stelle die allent— 
halben anerkannte Hochachtung der weiblichen Perſönlichkeit betont zu 
werden. Sie äußert ſich namentlich in dem erhöhten Schutz, den man 
der Frauenehre angedeihen läßt. Im übrigen gilt das Weib für durch— 
aus befähigt, öffentliche Rechtshandlungen vorzunehmen, wenn auch 
in der Regel die männlichen Anverwandten dank ihrer noch beſſeren 
Eignung hierfür ſie vertreten mochten. 

Auch die berüchtigte „Unmündigkeit“ des ſchwediſchen Weibes zeigt 
ſich bei näherem Zuſehen weniger ſtreng als ihr Name. Zwar kann 
die Frau hier keinen „Rönigseidbruch“ begehen und infolgedeſſen nie— 
mals der Friedloſigkeit verfallen. Für ihren Totſchlag haften daher 
letztlich der Muntwalt bzw. die Sippengenoſſen !). Zur Verantwortung 
werden fie jedoch erſt herangezogen, wenn ihre Schutzbefohlene die er— 
forderliche Buße nicht aufzubringen vermag. 

Während der Ehe ſteht die Frau naturgemäß im Schutze ihres 
Mannes. Wie wenig es ſich dabei um eine Verdrängung ihres Rechtes 
durch eheherrliche Befugniſſe handelt, geht aus der Beſtimmung hervor, 
daß jeder Gatte für Deliktſchulden entweder allein aufkommen ſolle oder 
nach Maßgabe der beſtehenden Gütergemeinſchaft?). Gegen Übergriffe 
des Mannes, z. B. Mißhandlung, erſcheint die Ehefrau geſichert durch 
die Gberaufſicht ihrer Sippe“). 

Selbſt die hier herauslesbaren Schranken weiblicher Bewegungs— 
freiheit fallen in den weſtnordiſchen Quellen großenteils fort. Zwar 
ſpielt die Frau im öffentlichen Leben für gewöhnlich wieder eine ge— 
ringere Rolle als der Mann)). Aber die Vorſchriften des Froſtathing— 
Rechtes (Jo, 37; II, 7): das Weib möge ſich bei Prozeſſen ſachgemäß 
vertreten laſſen, beſitzt keine Allgemeingültigkeit. Bereits die Gul. er— 
klären ausdrücklich: „Prozeſſieren ſoll die Frau wie der Mann, wenn 
fie alleinſteht“?). Für die volle Anerkennung der weiblichen Perſönlich— 
keit ſpricht ferner ihre urſprüngliche zulaſſung zur Blutklage auf Island 


1) WGL. II, Db. II; ÖGL. Db. 9, I. Vgl. Rive, Vormundſch. I, S. II4. 
Anders das weſtnordiſche Recht, demzufolge auch Frauen dem Waldgang verfallen 
können. Dal. Rive, a. a. O., S. 88; Wilda, Strafr., S. 648 ff. Wir haben 
bier gleichſam ein Gegenſtück zu dem oben behandelten Biſchofsmord. Daß beide 
Fälle von der Forſchung für die „rechtliche Tieferſtellung“ des Weibes in Anſpruch 
genommen werden, beweiſt zur Genüge ihre Abhängigkeit von bereits beſtehenden 
Vorurteilen. Vgl. hierzu Weckel, Liebe u. Ehe, S. 40ff. 

Pal. Amira, Obligat. I, S. 182 ff. 

gl. Upl. Manh. I3, Jyd. L. II, 82. Sierzu Rive, Vormundſch. I, S. 149. 

) Kon. 84/142. Vgl. hierzu Maurer, Vorleſ. III, S. 78 ff., 97f. 

) Gul. 47. Vgl. auch Kon. 94/179. Sierzu Maurer, Vorleſ. III, beſ. S. Jos ff. 
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trotz ihrer Unwehrhaftigkeit. Erſt ein eigens hierfür neuerlaſſenes 
Geſetz vom Jahre 994 entzieht den Frauen dieſen Anſpruch, weil fie ihn 
anſcheinend mit zu wenig Wachdruck verfolgt hatten!). Sogar das 
Schiedsrichteramt wird angeſehenen Frauen gern übertragen?). 

Für Ehefrauen klagen und 
antworten vor Gericht wie— 
derum ihre Männer. Jedoch 
verwirkt grundſätzlich keiner 
der Gatten des anderen Gut?). 
Außerdem muß der Mann 
ſeiner eigenen Frau Buße 
zahlen, wenn er ſich in irgend— 
einer Form an ihr vergeht). 
Das isländiſche Recht ſchenkt 
ferner dem gegenſeitigen An— 
ſpruch der Gatten auf volle 
eheliche Gemeinſchaft Auf— 
merkſamkeit und wertet bei— 
ſpielsweiſe die dreijährige 
Vernachläſſigung des Wei- 
bes gleich böswilligem Ver— 
laſſen s). 

Mit einem urſprünglich 
„nahezu unbeſchränkten Ge— 
waltrecht“ des Ehemannes 
Abb. 9. Bathild und ihre Dienerin vor Wie— läßt ſich dies alles nicht in 
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land dem Schmied Einklang bringen. Maurer 
Angelſächſiſche Runenkäſtchen von Auzon glaubt allerdings, derartige 
8. Jahrh. Folgerungen aus einigen Sa— 


gen-Beiſpielen ableiten zu 
dürfen“). Unter anderem weiß ein Seldenlied davon zu berichten 
daß der todwunde Selgi feine Braut Spava dem eigenen Bruder 
„vermacht“. Das heißt, er bittet Svava, deſſen Frau zu werden, und 


) Eyrb., cap. 38 vgl. Kon. 95/171; Stad. 324/354. Hierzu Maurer, Vorleſ. 
III, S. 85. 100; Rive, Vormundſch. I, S. 40 ff.; Ficker, Mitt., Erg.⸗Bd. 2, 517. 

2) 3. B. Vatnd. 44, 73 ff. Vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 79; Kloſe, Diſſ., 
S. 66ff. 

) Kon. 154/46; Stad, 143/175; Gul. 52; Frost Io, 37. 38. Vgl. Maurer, 
Vorleſ. III, S. 84, Jog ff.; Rive, Vormundſch. I, S. I37ff. 

4) Gul. 54; Frost. II, I3; Borg. 2, 8. Jo; vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 638; 
auch Boden, Mutterr. u. Ehe, S. IIs ff. 

5) Kon. 158/45; Stad. 172/208 u. a. Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 626. — 
Härter ftraft das Geſetz im Widerſpruch zu den Geſchichtsquellen allerdings den 
Bruch der Ehegemeinſchaft von ſeiten des Weibes. Näheres darüber f. unten S. I24f. 

„) maurer, Vorleſ. II, S. 637 ff. Vgl. Dargun, Sierkes Unterſ. 16, 47 u. 
Anm. I. 
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nach anfänglichen Einwendungen gibt ſie nach. Die Beweggründe des 
Helden bekunden klar feine Sorge um die Zukunft der Braut und feine 
Bruderliebe. Von einem gewaltſamen Verfügen über die Hand des 
weibes kann folglich nicht die Rede fein, wie Maurer ſelbſt bemerkt). 
Im Gegenſatz hierzu berichtet die Landn., die beiden Isländer Illugi 
und Holm⸗Starri wollen ihren geſamten Beſitz an Liegenſchaften und 
Fahr habe, ſowie ihre Frauen tauſchen ?). Diefer Plan findet jedoch nicht 
die Zuftimmung von Illugis Weib Sigrid, und fie entzieht ſich der 
drohenden Gewalt durch freigewählten Tod. Gerade dieſes Beiſpiel 
veranſchaulicht nicht das Herrenrecht des Mannes, fondern feine An— 
maßung auf die beabſichtigte Tat. 

Als Ergebnis können wir feſtſtellen: in allen germaniſchen Rechten 
begegnet uns die Anerkennung und Achtung der weiblichen Perſönlich— 
keit. Sie ſteht dem Manne gleichberechtigt zur Seite. Wo ſie etwa ihm 
gegenüber zurückgeſetzt erſcheint, iſt es regelmäßig in ſolchen Dingen der 
Fall, die mehr dem männlichen Wirkungskreiſe angehören. Das Fern— 
bleiben des Weibes hauptſächlich vom öffentlichen Leben gründet ſich 
auf ihre naturgemäß beſſere Eignung für die häuslichen Aufgaben, 
ohne ihre grundſätzliche Untauglichkeit für jene anderen zu beweiſen. 
Sie bewirkt ganz von ſelber eine Pflichtenteilung zwiſchen den Ge— 
ſchlechtern und damit die in der Regel für zweckmäßig erkannte gericht— 
liche Vertretung der Frau durch ihren Gatten, ohne daß er dazu be— 
ſonderer Vollmachten bedarf?). 

Der perſönlichen Stellung der Ehegatten zueinander liegt demnach 
kein Gewaltverhältnis zugrunde. Willkürhandlungen des Mannes 
dulden weder das Recht, noch die Sippe des Weibes bzw. die in ihrer 
Ehre gekränkte Frau ſelber. Damit weiſt ſich die germaniſche Ehe auch 
in dieſer Hinſicht als reine Genoſſenſchaft aus, die ſelbſtverſtändlich auch 
zu den hiermit verbundenen nachteiligen Folgen verpflichtet. Wenn 
trotz alledem häufig einer der Gatten ein ſpürbares Übergewicht beſitzt, 
dann entſpricht dies nur den tatſächlichen Lebensverhältniſſen. Es 
braucht keineswegs immer auf ſeiten des Mannes zu liegen, wie der 
altnordiſche Begriff ‚„‚kvänriki‘‘ (= Frauenherrſchaft)! zu erkennen gibt. 


2. Ehebruch und Unzucht 


Die bisherigen Unterſuchungen lehren, wie wenig berechtigt es iſt, 
die Willkürherrſchaft des Germanen über das ihm angetraute Weib an— 
zunehmen. Im folgenden ſoll uns die Frage beſchäftigen, welche Wir— 


Vgl. auch Floam. 17 I36 ff. Dazu Maurer, Vorleſ. II, S. 637 ff.; Weckel, 
Ciebe u. Ehe, S. 32 ff.; Kloſe, Diſſ., S. 74. 

2) Dal. Rlofe, Diſſ., S. 75. 

gl. hierzu die Ausnahmeſtellung der L. Vis., ſ. Edition von Jeumer, 
S. 92, Anm. I. 

) Vgl. hierzu Krauſe, S. 227 ff.; Weckel, Kiebe u. Ehe, S. 38. 
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kungen die Verletzung des Ehebundes suslöft, ſowie die ihr verwandten 
Unzuchtvergehen überhaupt. Der herrſchenden Meinung zufolge kann 
natürlich nur die gewaltunterworfene Frau die Ehe brechen, während 
der Mann feiner Gattin keine Treue ſchuldet!). Prüfen wir darum nach, 
wie ſich unſere Quellen hiermit vertragen. 


Die weſtgotiſchen Geſetze enthalten auffallend viele Beſtimmungen 
über Unzucht aus älterer zeit und gewährleiſten daher leidlich ihre Volks— 
tümlichkeit. Gleich anfangs unterſcheiden ſie zwiſchen der Vergewalti— 
gung einer verheirateten Frau und ihrer Treuloſigkeit. Im erſten Falle 
gerät nur der ſchuldige Mann — ſobald ſeine Tat ruchbar wird in 
die Hände des beleidigten Gatten; im zweiten ſteht ihm dagegen auch 
über das bublerifche Weib ein beliebiges Strafrecht zu?). Ertappt er 
das Paar auf friſcher Tat, „dann gilt es nicht als Totſchlag, wenn der 
Mann den Ehebrecher mitſamt der Sure erſchlägt“ s). Das nämliche 
Racherecht gegen ein Mädchen gebührt auch dem Vater, Bruder oder 
Vaterbruder!). Unterbleibt die Tötung der Unkeuſchen oder beging fie 
ihren Fehltritt außerhalb des Elternhauſes, ſo verwirkt ſie unter Um— 
ſtänden ihr Erbrecht (L. Vis. III, 4, 7). Doch ſteht einer nachträglichen 
Heirat des Paares nichts im Wege. Nur beſitzt die Frau gegen den 
Willen ihres Mitſchuldigen kein Recht darauf (III, 4, 8). 

Die anſchließende Beſtimmung bringt wieder die den Weſtgoten ge— 
läufige Gleichſtellung der Geſchlechter. Auch die Frau beſitzt demnach 
Anſpruch auf eheliche Treue und darf ſich für ihre Verletzung auf dem 
Klagewege Genugtuung verſchaffen?). Wenn das Geſetz ihr jedoch 
keine Tötungsbefugnis bei handhafter Tat einräumt, dann trägt es 
damit nur der weiblichen Natur Rechnung; denn für gewöhnlich wider— 
ſpricht es dem inneren Weſen einer Frau, ſich mit dem Schwerte in der 
Hand für erlittene Unbill zu rächen“). 

Von dieſen altgotiſchen Beſtimmungen heben ſich deutlich zwei Er— 
laſſe Chindaſwinths ab. Der erſte ſpricht dem hintergangenen Mann 
das Vermögen des ehebrecheriſchen Paares zu, falls dieſes keine legi— 
timen Kinder hinterläßt. Den Anſpruch auf das Eigentum der Gattin 
büßt er jedoch ein, wenn er es wagen ſollte, mit der Strafwürdigen die 


) Dal. u. a. Amira, Grundriß, 178; Brunner, DRG. II, S. 854; Geffcken, 
L. Sal. S. 126; Hellwald, Die menſchliche Ehe, S. 323; Maurer, Vorleſ. II, 
S. 633; Rive, Vormundſch., I., S. 272 ff.; Wilda, Strafr., S. 821. 

2) L. Vis. III, 4, I (vgl. 4, 3 u. 2, 6). Sierzu Brunner, DRG. II, S. 855; 
Dahn, Studien, S. 230 ff.; Roſenthal, S. 65 ff.; Wilda, Strafr., S. Sog ff.; 
Jeumer, NA. 24, Fo ff., 605 ff. Über Verlöbnisbruch — Ehebruch (III, 4, 2 
ſ. oben S. 31f. 

) L. Vis. III., 4, 4. Vgl. Brunner, ga. a. OG.; Grimm, RA., S. 743f.; 
Wilda, Strafr., S. 823 ff.; Jeumer, WA. 24, Soòôòff. Vgl. auch die fpanifcben 
Fueros, Sin ojoſa, 3e RG. 31, 317; 322 nebſt Anm. J, S. 326 u. Anm. I. 

4) L. Vis. III, 4, 5. Vgl. Brunner, DRG. II, S. 851 u. Anm. 6. 

5) L. Vis. III, 4, 9. Vgl. hierzu Grimm, RA., S. 734 (für Schweden). 

6) Dal. Meckel, Kiebe u. Ehe, S. I8 ff. 
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Ehe fortzuſetzen. Ähnlicher Art iſt die zweite Verordnung des Königs. 
Sie regelt die Anklage gegen die Bublerin und will — der römiſchen 
Auffaſſung entgegen — ihre Tat um jeden Preis evtl. von Staats 
wegen geſühnt wiſſen!). Durch dieſe gewaltſame Verſchmelzung perſön— 
lich oder ſippenpolitiſch wichtiger Befugniſſe mit öffentlicher Strafver— 
folgung laſſen beide Geſetze nur zu gut erkennen, wie neuartig fie im 
Gotenvolke fein mochten). 


Die Burgunder treffen nur eine einzige Verordnung über Ehebruch 
und zwar bezieht fie ſich auf deſſen bußloſe Vergeltung durch den be— 
trogenen Gatten. Seltſam erſcheint hieran freilich die zumutung, „daß 
er entweder beide töten oder, falls er nur einen Teil erſchlägt, deſſen 
Wergeld entrichten ſolle“ ?). Sie ſteht unter den germaniſchen Satzungen 
völlig vereinzelt und muß folglich auf römiſchen Einfluß zurückgeführt 
werden (vgl. L. Rom. Burg. 25). 

Dennoch zwingt das Fehlen anderweitiger Sühnevorſchriften m. E. 
nicht zu dem Schluß, die oben betonte Einſeitigkeit des Ehebruches für 
die Burgunder anzunehmen. Wie nämlich die L. Vis. beweiſt, bildet 
die Ergreifung des buhleriſchen Paares zweifellos einen Ausnahmefall, 
dem die überwiegende Mehrheit der mindeſtens anfänglichen Verheim— 
lichung des Geſchehenen gegenüberſteht. Sollte der Ehemann wirklich 
nur gegen die Ertappte einſchreiten dürfen, während die vorſichtiger 
zu Werke gehende Frau keinerlei Buße zu gewärtigen hatte? Das 
leuchtet mir ebenſowenig ein wie die gleichfalls auf das Schweigen der 
Geſetze gegründete Behauptung: der Mann könne überhaupt nicht die 
Ehe brechen. Freilich handelt es ſich beide Male um völlig interne 
Familienangelegenheiten, ſo daß wir vermutlich weniger an eine regel— 
rechte Beſtrafung des ſchuldigen Teiles zu denken haben als an das durch 
den Treubruch ermöglichte Verhalten des Hintergangenen. Eben 
weil die Volksrechte keine „erſchöpfenden“ Rechtskodifikationen dar— 
ſtellen, finden wir nur die auffälligſten Streitpunkte verzeichnet, nicht 
die mehr oder weniger alltäglichen. 


Ausführlicher behandeln die Burgunder ſonſtige fleiſchliche Ver: 
gehen. Eine Jungfrau, die ſich preisgibt, beraubt ſich in ihren Augen 
ſelber ihrer Ehre, während den Mitſchuldigen außer der Unzuchtbuße 
an die gekränkte Sippe „kein ſittlicher Vorwurf“ trifft‘). Strenger be— 
urteilt das Geſetz die Unkeuſchheit einer Witwe (L. Burg. 44, 2). Sie 
verwirkt ihren Bußanſpruch gleich einem Weibe, das ſich aus eigenem 
Antriebe einem Liten hingibt (CL. Burg. 33, 5). Doch ſteht einer nach— 


) L. Vis. III, 4, 13. gl. Jeumer, MWA. 24, 6IIff. 

Die noch folgenden Beſtimmungen befaſſen ſich mit fleiſchlichen Vergehen im 
allgemeinen, intereffieren aber in unſerem Juſammenhange weniger. 

3) L. Burg. 68, 2; vgl. Ficker, Unterſ. I, S. 44; Brunner, DRG. I, S. 99, 
Anm. 2; II, S. 855; Roſenthal, S. 40 ff.; Wilda, Strafr., S. 823. 

) L. Burg. 6J. Vgl. 44, J. Sierzu Sohm, Trauung, S. 3. 
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träglichen Heirat trotz ihrer „Unerzwingbarkeit“ wiederum nichts im 
Wege. 

Die Langobarden erkennen dem Ehemanne gleichfalls ein blutiges 
Racherecht zu: „wenn er einen Surer bei feiner Gattin findet, fei es 
ein Freier oder ein Sklave“ !). Aber auch ſonſt verhängen fie ohne Nach— 
ſicht die Todesſtrafe über das buhleriſche Paar (Roth. 213; Gr. 7). 
Desgleichen verwirken Freigeborene wie Rnechte ihr Leben, wenn fie 
eine bereits verheiratete Frau zur Ehe nehmen. In dieſem Falle teilt 
natürlich nur das willige Weib ihr Schickſal (Roth. 211). Schon den 
Verſuch, eine ſolche Verbindung einzugehen, bedroht Liutbrand mit 
der Wergeldentrichtung des Schuldigen an den Gatten bzw. mit ſeiner 
Auslieferung an ihn bei zahlungsunfähigkeit. Seiner ungetreuen Frau 
gegenüber beſitzt er ohnehin eine Strafbefugnis wie bei anderen un— 
keuſchen Handlungen ). 

Hiermit hängt eine zweite aufſchlußreiche Verordnung zuſammen. 
Ihr zufolge braucht eine Frau das ehrenrührige Anſinnen ihres Gatten, 
ſich einem Dritten hinzugeben, ebenſowenig auf ſich beruhen zu laſſen 
wie einen Ehebruch ihres Mannes). Mit anderen Worten, ſie beſitzt 
gleichfalls Anſpruch auf eheliche Treue! 

Fleiſchliche Vergehen eines ledigen Weibes unterſtehen ſelbſtver— 
ſtändlich in erſter Linie der Ahndung durch die Sippe (Roth. 189). 
Wenn fie jedoch die anſcheinend damit verbundene Pflicht vernachläſſigt, 
greifen des Königs Beamte ein und ſitzen über die Unzüchtige zu Ge— 
richt. Im übrigen begünſtigen die Geſetze jedoch ſtark die ſpätere Heirat 
des Schänders mit der Entehrten und verringern bei ihrem Zuſtande— 
kommen die ſonſt übliche Hundertſchilling-Buße auf 20 Sol. Läßt ſich 
aber eine freie Frau mit einem Saldius ein, dann beläuft ſich deſſen 
Sühnegeld an den Muntwalt überhaupt nur auf Jo Sol. „Jene aber 
büße ihren Fehltritt deswegen beſonders, weil fie einem Haldius zu 
Willen war“ (Liut. 60; vgl. auch 30, 76). 

Das fränkiſche Recht ſchließt ſich den bisher betrachteten an, inſofern 
es dem Ehemann bzw. dem Vater unter Umſtänden gleichfalls blutige 
Rache dem ergriffenen Schänder ihres Hauſes gegenüber erlaubt!). 
Andererſeits ſcheinen aber beide der unkeuſchen Gattin bzw. Tochter 
gegenüber kein geſetzlich geregeltes Strafrecht zu beſitzen. Wie weit 
ſie perſönlich gegen die Unzüchtige einſchreiten wollten, ſtand ver— 
mutlich in ihrem Belieben, ſofern ſie es nicht auf Tötung abgeſehen 
hatten. 


N) Roth. 212. Dal. Brunner, DRG. II, S. 855; Roſenthal, S. sl ff. 
2) Kiut. 121, I22; vgl. auch 139. Hierzu Brunner, DRG. I, S. 99; Rofen: 
tbal, S. 64; Wilda, Strafr., S. 827. (Für Vergehen von Saldien oder Sklaven 
haften ſtets deren Herren mit. Doch ſchüͤtzt andererſeits das Recht ſelbſt ihre Ehen 
gegen etwaige Übergriffe ihrer Gewalthaber; vgl. Ciut. 40, auch L. Bai. 8, Io IZ. 
3) Kiut. 1395 vgl. Roſenthal, S. 62. 


4) L. Rib. 77. gl. Roſenthal, S. 46; Wilde, Strafr., S. 159, 824. 
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Hervorheben möchte ich jedenfalls, daß die Geſetze nur den ſchuldigen 
Mann zu einer Bußzahlung verurteilen. Sie beträgt bei Jungfrauen— 
ſchändung 30 oder 40 Schillinge (L. Rib. 35, 2; L. Sal. 25, 2) und er- 
höht ſich bei Ehebruch vermutlich auf das volle Wergeld des Täters. 
Dieſe Summe würde dem Sühnegeld eines Mannes entſprechen, der 
eine bereits verheiratete Frau entführt und ebelicht!). Durch die vor— 
behaltloſe Anerkennung einer derart zuſtande gekommenen Ehe zeigen 
ſich die Franken unvergleichlich milder als die zuvor herangezogenen 
Stämme, namentlich die Langobarden. Erſt in karolingiſcher Zeit 
wandelt ſich dieſe Einſtellung auffällig zuungunſten der Frau. Jetzt 
darf der Ehemann außer der üblichen Buße die Entlaufene ſelber zurück— 
fordern (Cap. 89, IX, 4). Ohne Zweifel beruht dieſer Anſpruch auf dem 
kanoniſchen Grundſatz von der Unauflöslichkeit beſtehender Ehen und 
ſteht im Gegenſatz zu der urſprünglich germaniſchen Sittlichkeits— 
auffaſſung. 

Derſelben kirchenrechtlichen Tendenz begegneten wir in der L. Al. 
Ich erinnere kurz an die hier aufgeſtellte Vorſchrift: der geſetzlich an— 
erkannte Ehemann habe allein über die Gültigkeit einer evtl. Heirat 
ſeiner untreuen Gattin mit dem Entführer zu entſcheiden und damit 
über die Legitimität ihrer noch zu erwartenden Rinder ). 

Dagegen tragen die bayriſchen Beſtimmungen wieder unverkenn— 
bar germaniſchen Charakter. Ruchbar gewordenen Ehebruch ſtrafen 
fie an dem Schuldigen mit Wergeldzahlung?). Wahrſcheinlich ſtellt 
ſie eine „Halslöſung“ dar, denn: „wurde er mit ihr zuſammen im Bett 
erſchlagen, fo liege er in feiner Schande ungeſühnt“ ). Wohl als einziges 
Recht erwähnt das bayriſche daneben den bloß verſuchten Beiſchlaf, 
dem ſich die Frau erfolgreich widerſetzt. Der anſchließende Paragraph 
betrifft Sklaven, die ſich desſelben Vergehens ſchuldig machen. Selbſt— 
verſtändlich beſitzt der Gatte ihnen gegenüber das gleiche Racherecht. 
Außerdem muß ihr Herr das begangene Verbrechen mitverantworten 
und einen etwa entronnenen Knecht dem Beleidigten ausliefern“). 

Grundſätzlich ſtimmt die Regelung der Unzuchtſtrafen Lediger hier— 
mit überein. Den mit Willen des Weibes vollzogenen Beiſchlaf ahndet 
die Lex auffallend gering mittels einer 12-Schilling-Buße (L. Bai. 8, 8). 
Auch dieſe iſt anſcheinend nur fällig, wenn der Verführer eine nachträg— 
liche Heirat mit der Entehrten verſchmäht und dadurch fie ſelbſt und ihre 
Sippe bloßſtellt. Von einer Beſtrafung des Mädchens ift nirgends die 


I. Rib. 35, J; L. Sal. 15; 95; vgl. Brunner, DRG. II, S. 856 u. Anm. 45. 

IL. A. 50, I, ſ. oben S. 13. Bezeichnenderweiſe iſt dies die einzige Stelle, die 
ſich auf Ehebruch bezieht. 

) L. Bai. 8, J. Gb es ſich um das eigene Wergeld oder dasjenige der Ehefrau 
handelt iſt m. E. den verſchiedenen Geſetzesfaſſungen nach zu urteilen unſicher. Vgl. 
jedoch Brunner, DRG. II, S. 856 u. Anm. 46; Rofentbal, S. 60. 

) Dal. Roſenthal, S. 45. 

5) L. Bai 8, 2; vgl. auch 8, 9. Dazu Brunner, DRG. II, S. 853 u. Anm. 23. 
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Rede. Es unterſtand vermutlich dem Sippengericht wie vielleicht auch 
die Ehebrecherin. Letzterer gegenüber meldet die Lex nur von dem 
Tötungsrecht des ſie überraſchenden Gatten. Um ſo begreiflicher er— 
ſcheint das gänzliche Verſchweigen irgendwelcher Maßnahmen einer be- 
trogenen Frau, wie ſchon bei den Franken. 


Das kurze Thüringerrecht liefert keinen Beitrag zu unſerem Thema. 
Dagegen ſchließt ſich die L. Fris. den bisherigen Ergebniſſen vollauf 
an. Sie zählt den „Hurer“, d. h. ſowohl den Ehebrecher wie auch den 
Jungfrauenſchänder unter denjenigen Männern auf, die bußlos er— 
ſchlagen liegen ſollen!). Einer Beſtrafung der treuloſen Ehefrau ge— 
denken fie aber fo wenig wie die Franken. Offenbar erſt einem karo— 
lingiſchen Machtſpruch entſtammt wiederum das Recht des Mannes, das 
entlaufene Weib dem Entführer abfordern zu dürfen. Gbendrein ver— 
fällt dieſer einer Geldbuße ). 

Bei Unzuchtvergehen Lediger verurteilen die Frieſen ſeltſamerweiſe 
nach Bekanntwerden der Tat nur die ehrvergeſſene Frau zur Entrichtung 
ihres Wergeldes (L. Fris. 9, I. 2), während der mitſchuldige Mann ohne 
Strafe davonkommt. Gb ſich daneben die gekränkte Sippe auf eigene 
Fauſt Genugtuung verſchaffen konnte, bleibt ungewiß, läßt ſich jedoch 
germaniſcher Anſchauung gemäß annehmen. 

Die L. Sax. enthält nur eine einzige hierher gehörige Beſtimmung. 
Sie bezieht ſich auf Unzucht oder Ehebruch Untergebener mit höher— 
geſtellten Frauen und unterwirft Leib und Leben des Schuldigen der 
Strafgewalt des betroffenen Herrn (L. Sax. 26). Ergänzen läßt ſich 
dieſe Anordnung hinſichtlich freier Volksgenoſſen durch das bei den 
Angelſachſen dem Manne zugebilligte Fehderecht, ſobald er jemanden bei 
ſeiner Ehefrau, Tochter, Schweſter oder Mutter hinter verſchloſſenen 
Türen antrifft?). Ferner vervollſtändigt ein Bericht des Winfried— 
Bonifazius über die Zuftände im alten Sachſenlande in wünſchenswerter 
Weiſe das gewonnene Bild: „Hat eine Jungfrau das Elternhaus durch 
Unzucht befleckt oder eine verheiratete Frau die Ehe gebrochen, ſo 
zwingen ſie ſie zuweilen, ſich mit eigener Hand zu erhängen, worauf ſie 
verbrannt und der Ehebrecher über ihrer Aſche aufgeknüpft wird; in 
anderen Fällen verſammelt ſich die Frauenſchar, ſchneidet der Sünderin 
die Kleider unter dem Gürtel ab und treibt ſie unter Geißelhieben durch 
die Gaſſe, mit Meſſern ihren Leib ſchneidend und ſtechend, fo daß fie blut— 
überſtrömt liegen bleibt .. .“). 


) L. Fris. 5, I; vgl. Roſenthal, S. 35. 

2) L. Fris. Add.’ Sap. 3, 76; vgl. Seck, Entſt. d. L. Fris. S. I4. 

3) Aelf. 42, 7; vgl. Brunner, DRG. II, S. 845; Roſenthal, S. 45, öff. 
(Auf die ſonſtigen, vom Virchenrecht beeinflußten Ehebruchſtrafen für Männer und 
Frauen möchte ich nur kurz hinweiſen: Cnut II, 50, I; 53, 53, I; 5#). 

) Zit. bei Weckel, Kiebe u. Ehe, S. 18; vgl. Tacitus, Germania, c. Io. 
Hierzu ferner Rofentbal, S. 59, 70; Wilda, Strafr., S. 819. 
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Abb. 10. Das Gottesurteil: Raiferin Kunigunde ſchreitet von 2 Bifböfen geleitet 
vor den Augen ihres Gemahls Heinrichs II. über den glühenden Roſt, um ihre 
eheliche Treue zu beweiſen 
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Die erbarmungsloſe Härte der geſchilderten Strafhandlung ſpricht 
eindringlich für die Keuſchheit und Sittenſtrenge des edlen Sachſen— 
ſtammes. Sehr mit Unrecht wirft Meyer ihm Roheit und ethiſche Tief— 
ſtellung vor im Gegenſatz zu den rheiniſchen Germanen und den „ſee— 
fahrenden Nordgermanen“). Seine Überzeugung gründet ſich ins— 
beſondere auf die angelſächſiſche (alſo den Feſtlandſachſen verwandte 
Vorſchrift: „Wenn ein Freier bei eines freien Mannes Weibe liegt, 
zahle er (ibm) mit feinem Wergelde und beſchaffe ein anderes Weib für 
fein eigenes Geld und führe es jenem anderen heim“ (Aethelb. 3 ]). 

Bei der Bewertung dieſer Stelle ſchließt ſich Meyer eng an die herr— 
ſchende Meinung „von der Geringſchätzung der Ehe und noch mehr von 
der rechtlichen Geringſchätzung des Weibes“ an. „Die eine Frau iſt der 
anderen gleich. Die Ehe wird nicht durch individuelle Motive, ſondern 
lediglich durch den allgemeinen Gattungstrieb veranlaßt... Darum 
iſt die Entführung Zerſtörung der Ehe, wie fie Zerſtörung des Verlöb— 
niſſes war. Die entführte Frau kann nicht mehr intakt zurückerſtattet 
werden. Das alte Recht hält deshalb nur darauf, daß dem Manne voller 
Schadenerſatz werde“ ). 

Ein ſolches Urteil mißverſteht m. E. die germaniſchen Begriffe 
„Ehe“ und „Sittlichkeit“ gründlich. Das entſcheidende Merkmal einer 
Entführung wie auch des Ehebruchs liegt nämlich in dem Willen der 
Frau, ſich des einen oder anderen Vergehens ſchuldig zu machen. Ge— 
rade dieſer Wille zerſtört jedoch eine beſtehende Ehe bereits moraliſch. 
Sie kann infolgedeſſen unmöglich wiederhergeſtellt werden durch bloße 
Rückgabe der Perſon ohne deren ſittlichen Willen, die eheliche Gemein— 
ſchaft fortzuführen. Dieſe Erkenntnis und ihre Berückſichtigung im 
germaniſchen Recht gereicht unſeren Vorfahren nur zur Ehre. Darin 
zeigt ſich keine Geringſchätzung der weiblichen Perſönlichkeit und ihrer 
Willensfreiheit, ſondern im Gegenteil deren rückhaltloſe Anerkennung. 
Daß man ferner den betrogenen Gatten einer Sühne würdigt, iſt ſelbſt— 
verſtändlich. Ich halte fie freilich keineswegs für einen „Schaden— 
erſatz“, ſondern für eine Ehrenbuße „zur Genugtuung“. Auch die Be— 
ſchaffung eines anderen Weibes durch den Ehebrecher erſcheint mir nicht 
anſtößig. Um die ſittlichen und anderen Aufgaben der Ehe überhaupt 
erfüllen zu können, braucht der Mann eine Lebensgefährtin, die ihm 
den aufrichtigen Willen entgegenbringt: „Teilhaberin auch der Mühen 
und Gefahren“ zu fein (Tacitus Germ., c. 18). Die treuloſe oder gar 
entlaufene Gattin taugt dazu wahrhaftig nicht. Es iſt darum nur 
billig, daß ſich ihr Mann nach einer geeigneteren umſieht, für deren 
vermögensrechtliche Anſprüche natürlich der Ehebrecher aufkommen 
muß, weil dieſe Maßnahme erſt durch feine Schuld notwendig wurde. 


) Meyer, 3 R., 47, 201 ff. 

Sohm, Trauung, S. Zoff. gl. auch Rofentbal, S. 55. 

gl. Brunner, DRG. II, S. 856; Wedel, Kiebe u. Ehe, S. 13; Wilda, 
Strafr., S. 827. 
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Die bisherigen Unterſuchungen geben zu erkennen, daß die germa— 
niſche Frau tatſächlich ſehr viel mehr Bewegungsfreiheit beſaß, als die 
meiſt überſteigert hingeſtellten Hoheitsrechte des Mannes erwarten 
laſſen. Doch ergänzen wir die Befunde zunächſt einmal aus den nord— 
germaniſchen Guellen. Die ſchwediſchen Geſetze erlauben einem be— 
trogenen Gatten wiederum, den ertappten Ehebrecher zu erſchlagen ). 
Das ſchuldige Weib darf er mit Schimpf und Schande aus dem Haufe 
jagen?). Ferner büßt die Ungetreue ihr Vermögen ganz oder teilweiſe 
ein. Ausgenommen bleibt davon ſtets alles Grundeigentum, weil es 
zum Familienbeſitz gehörts). Wird das buhleriſche Paar nicht ergriffen, 
ſo kann der Ehemann gegen ſeinen Widerſacher auf „Friedloſigkeit“ 
klagen, weil die Miſſetat zu den „unſühnbaren Rönigseidbrüchen“ 
gehört). 

In dieſen zuſammenhang gehört ein eigenartiger Rechtsſatz aus den 
WML. Er betrifft den Ehebruch eines Mannes und gewährt feiner 
Gattin das gleiche Kacherecht gegen die NWebenbuhlerins). Die innere 
Verwandtſchaft dieſer Stelle mit dem entſprechenden weſtgotiſchen Ge— 
ſetz läßt ſich um ſo weniger verkennen, weil ſie in anderen Schweden— 
rechten Parallelen findet“). Höchſtens wenn es ſich um ein vereinzeltes 
Einſprengſel handeln würde, könnte man den germanifchen Urſprung 
allenfalls zugunſten kirchlicher Einflüſſe bezweifeln. Die Fülle der Be— 
lege und ihr hier ausgeſprochen waffenfreudiger Charakter bringen 
jedoch den Verdacht chriſtlicher Herkunft zum Schweigen“). 

Außereheliches Beilager Unverheirateter erfordert in Schweden eine 
„Ehrenkränkungsbuße“ ). Sie wird derſelben Frau im ganzen dreimal 
bewilligt, von dem gleichen Mann aber nur einmal. Im übrigen 
ſchreiben die Geſetze ihre Auszahlung allein dann vor, wenn das Un— 
zuchtvergehen durch Ergreifung der Schuldigen oder Kindeszeugung 
offenkundig geworden iſt. Die Höhe der Sühne richtet ſich nach dem 
Stande der Entehrten. Unter Umſtänden tritt aber auch völlige Buß— 
befreiung des Verführers ein, falls er nämlich die Geſchändete recht— 
zeitig zur Ehe begehrt (WGL. I, Gb. 6; Gutal. 23, 3). 

) U. a. WGL. I Md II; ÖGL., Ez. 26; vgl. Rive, Vormundſch. I, S. 146 ff. 

W CI. II, Gb. 5; weitere Belege bei Weckel, a. a. O., S. 17 nebſt Anm. 2 
u. 3; vgl. auch Roſenthal, S. FIff.; Wilda, Strafr., S. 824 ff. 

) 3. B. ÖGL. Ebz. 46, Gb. 3, 5. 

J. B. ÖGL. Ehz. 26. Stirbt der Angeklagte vor erfolgter Überführung, 
dann wird feine loſe Habe aufgeteilt als Folge der verdienten ſchweren Acht. Vgl. 
Wilda, Strafr., S. 820. 

5) WML. AE. 12. Überſetz. bei Weckel, Kiebe u. Ehe, S. 18. 

®) Upl. AE. 6, 2; Hels. AE. 6, I; SML. Gb. 4; vgl. L. Vis. III, 4, 9. 

Pgl. Jeumer, MA. 33, 454 gegen Dahn, Studien, S. 231; Wilda, 
Strafr., S. 828. 

) 3. B. Upl. Ac. 22 pr. I; Gutal. 23, 3—7; letztere geſtatten bei bandbafter 
Tat auch die ſtrafrechtliche Verfolgung des Schänders — wohl in Erinnerung an 
das alte Tötungsrecht — jedoch nur, wenn die Unkeuſche gotländiſcher Herkunft iſt 
(Gutal. 23, J); vol. Wilda, Strafr., S. 35Iff. 
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Die weſtnordiſchen Geſetze erkennen gleichfalls die ſtrafloſe Tötung 
des ergriffenen Frauenſchänders, ſpeziell des Ehebrechers an, ja die 
Isländer ſetzen ihn bis zum nächſten Allthing dem Fehderecht der ge— 
kränkten Sippe aus!). Auch der gegen ihn angeſtrengte Prozeß lautet 
für gewöhnlich auf „Waldgang“ ). Gleichzeitig ermächtigt das Geſetz 
den klagenden Muntwalt dazu, der unzüchtigen Frau eine Geldſühne 
abzufordern oder fie dafür nötigenfalls in Schuldhaft zu nehmen?). Die 
Worweger bedrohen eine Ehebrecherin mit dem Verluft ihres Mahl— 
ſchatzes, falls ſich die Gatten nicht gütlich über die Fortſetzung der Ehe 
einigen“). Dieſer Vermögensſtrafe entſpricht umgekehrt aber auch ein 
Sühneanſpruch der Frau gegen ihren Gemahl, ſobald er ſich an ihr ver— 
gehts). Hier kann alſo wieder von keiner einſeitigen Verpflichtung des 
Weibes zu ehelicher Treue die Rede fein). 

Aber ſelbſt dieſe gerechtfertigten Bußen ſuchen wir in den Sagas 
vergeblich. Sie melden nichts von irgendwelchen Strafhandlungen gegen 
unkeuſche Frauen und Mädchen!). Der ganze Zorn der Rächer entlädt 
ſich vielmehr gegen den mitſchuldigen Mann, der in den Sippefrieden 
einzubrechen wagte. Von ihm bemüht man ſich, Genugtuung für die 
verletzte Frauenehre zu erlangen und den Wamen des Geſchlechtes 
wieder reinzuwaſchen. Auf dieſe Sühne zu verzichten, wäre nur das 
Eingeſtändnis eigener Schwäche, der der Befehdete Hohn ſtatt eines 
Dankes wüßte. Aus dieſer Haltung heraus erklärt ſich einleuchtend, 
warum beiſpielsweiſe ſchon ein Ruß oder das Dichten von Liebes— 
liedern®) ſtrenger Ahndung unterliegt. Aus den Sagas gehören hierher 
ferner die oft erzählten Verſuche junger Männer, ſich einem Mädchen 
zu nähern, die in vielen Fällen ein blutiges Ende finden!). 

Auf Grund der angeftellten Betrachtungen ſchält ſich als Rernſtück 
unſerer Frage das allen Germanenſtämmen bekannte ſtrafloſe Fehde— 
recht des berufenen Mannes gegen den Ehebrecher oder Frauenſchänder 


Kon. 90/164; Stad. 293/331; Frost. 4, 39; vgl. hierzu Brunner, DRG. 
II, S. 852; Maurer, Vorl. III, S. 112; Rofentbal, S. 44; Wilda, Strafr., 
S. 823 ff. 

2) Kon. 155/47; Stad. 143/177; Gul. 180; vgl. Maurer, Vorleſ. III, 
S. 93, II2. 

Kon. 158/53; Stad. 156/185; in früherer Jeit büßte die Unkeuſche evtl. ihr 
Erbrecht ein. Pal. Maurer, a. a. O., S. 94; Rive, Vormundſch. I, S. 90; Ver: 
knechtung tritt nach Gul. 198 und Borg. 2, J$ nur bei Unzucht mit Knechten ein; 
vgl. Amira, Obl. II, S. 168 u. Anm. 3; Brunner, DRG. II, S. 851, Anm. I2. 

) Frost. II, I4; näheres vgl. b. Maurer, Vorleſ. II, S. 531. 

5) Frost. II, I3; vgl. Roſenthal, S. 55; Wilda, Strafr., S. 828. 

) Pgl. hierzu auch Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 122 ff. 

Vgl. Heusler, Wiedererſtehung, S. 163 ff.; Boden, Mutterr. u. Ehe, 
S. Joff. 

Kon. 155/47; Stad. 144 76 ff. u. ö. Vgl. hierzu Kummer, Midg. Unter: 
gang, S. 242 ff.; Maurer, Vorleſ. II, S. 632; III, S. 82 ff. 

J. B. Vatnd., c. 37; Hallf., c. 3 ff. Weitere Belege bei Boden, Mutterr. 
u. Ehe, S. off., 73 ff.; Weckel, Ciebe u. Ehe, S. 35ff. 
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heraus. Wird ein derartiges Sittlichkeitsvergehen erſt ſpäter ruchbar, 
fo verfällt erſterer — im Gegenſatz zu dem ſpeziell bei nachfolgender 
Heirat oft milde behandelten Verführer — beſonders ſtrenger Strafe. 
Sie äußert ſich bei den einzelnen Stämmen verſchieden; 3. B. als Ver— 
knechtung, Todesſtrafe oder notwendige Lebenslöfung mittels einer 
Wergeldzaͤhlung, die ihrerſeits wahrſcheinlich der urſprünglichen Fried— 
loslegung des Miſſetäters entſtammen !)). 

Dieſe auffällige Tatſache widerſpricht meiner Meinung nach viel— 
leicht am beſten der Behauptung: die nordiſche Raſſe habe Treue oder 
Untreue der Ehegatten immer nur auf die Erbmaſſe bezogen und einzig 
den heimlichen Umgang des Weibes mit anderen Männern als Ehe— 
bruch gewertet, weil hier die Gefahr nahelag, mindertaugliches Blut 
in die} Familie einzufchleppen?). 

Der Begriff „Sittlichkeit“ ſcheint mir hierbei jedoch zu eng gefaßt. 
Er bezieht ſich allein auf Reife und Blut, nicht aber auf den hinter 
beidem wirkſamen geiſtigen Willen. Auch für die Germanen war jedoch 
ſchon in gewiſſer Hinſicht das Chriſtuswort bedeutſam: „Wer ein Weib 
anſiehet, ihrer zu begehren, der hat bereits mit ihr die Ehe gebrochen 
in feinem Herzen“ (Matth. 5, 31 ff.). Ob ſich ein verheirateter Mann 
oder eine Frau mit irgendwelchen Fremden näher abgibt, iſt gleichgültig 
vor der Tatſache, daß es aus Neigung geſchieht?). Hätten die Germanen 
wirklich nur die raſſiſche Untreue als Ehebruch bzw. Unzucht gebrand- 
markt, dann wäre das blutige Racherecht des gekränkten Gatten oder 
Vaters unverſtändlich; denn es läßt die Herkunft des Friedensſtörers 
völlig unberückſichtigt. Freilich könnte man dieſe Tötungsbefugnis 
gegen den Ertappten zur Wot mit der Gemütswallung des Sinter— 
gangenen entſchuldigen. Unmöglich iſt das jedoch bei öffentlicher Fried— 
loslegung des Hurers “), d. h. feiner Ausſtoßung aus der menſchlichen 
Gemeinſchaft, die ihn damit für die Dauer der Achtung dem Tode weiht. 
Mit rein „erzieheriſchen Maßnahmen“ läßt ſich dieſe Härte nicht erklären. 
Nein, hier handelt es ſich um bedrohte geiſtige Werte, um die Ver— 
letzung der Ehetreue im höchſten ſittlichen Sinne oder um die Beſudelung 
der Frauenwürde und damit zugleich der Sippenebre?). 

Wie wenig dieſe Dinge mit engſtirnigen Moralbegriffen zuſammen— 
fallen, lehrt ja gerade die Behandlung des unzüchtigen Weibes. Sie 
bewegt ſich auf keiner goldenen Mittellinie der Spießbürgerlichkeit, 
ſondern ſtrebt zu den beiden möglichen Polen: unerbittliche Sühne 


Val. Brunner, DRG. II, S. 768 ff.; JR G. II, o2 ff.; Amira, Grundriß, 
S. 237 ff.; Obl. I, S. 141; II, S. 115; Sinojofa, 3G. 31, 330 ff.; Maurer 
Vorleſ. V. S. I36ff.; Wilda, Strafr., S. 484 ff. 
2) Dal. Darré, Bauerntum, S. 387 ff. u. Amira, Grundriß, S. 178. 

) Dal. Rlofe, Diſſ., S. T7Iff. 

mund den aus ihr hervorgegangenen Strafarten, beſonders Tod oder Ver— 
knechtung. 

gl. Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 68. 
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durch öffentliche Entehrung bzw. Tötung der Unkeuſchen gleichſam als 
Göttergericht — oder großherzige, vorbebaltlofe Verzeihung. Wehe 
dagegen dem Weibe, das mit dem Sittengeſetz zugleich die raſſiſche Treue 
bricht und feinen Schoß der Reinzucht entweiht. Sierfür gibt es ſchwer— 
lich ein Verzeihen, auch wenn ſich die Sühne nicht immer in Todesſtrafe 
wandelt, ſondern das Weib vielleicht zu der für freie Menſchen noch 
ſchlimmeren Rnechtſchaft zwingt. 

Solch einen raͤſſiſchen Treubruch kann der Mann allerdings nicht 
begehen. Selbſtverſtändlich tragen die germaniſchen Geſetze dem Rech— 
nung und ſtellen der höheren Verantwortung der Frau in dieſer Frage 
auch die ſchärfere Ahndung ihrer Mißachtung gegenüber. Um ſo klarer 
hebt ſich aber hiervon die geiſtig-ſittliche Gleichbewertung des Weibes 
mit dem Manne ab. Ihren eindrucksvollſten Beweis findet fie in der 
rechtlich anerkannten Ehebruchsſchuld des Mannes, die ſeiner be— 
trogenen Gemahlin geſühnt werden muß. 


3. Stellung der Eltern zu den Rindern 


Großes Gewicht pflegen die Kechtsforſcher bei der Beurteilung der 
Stellung des Weibes ferner auf die „Vatergewalt“ zu legen. Weben ihr 
ſollen keine entſprechenden Befugniſſe der Mutter beſtanden haben, die 
das Rechtsverhältnis der Ehegatten zu ihren Kindern als „Eltern— 
gewalt“ kennzeichnen würden ). 

Das erſte Recht des Vaters dieſer Art äußert ſich in der Entſcheidung, 
ob er das neugeborene Kind anerkennen und aufziehen oder ausſetzen 
wolle. Dieſer Brauch iſt vielfach eine „Robeit des Heidentums“ ge— 
ſcholten worden?). Zweifellos beruht eine ſolche Bewertung auf libera— 
liſtiſchem Denken. Sie verkündet die Heiligkeit und Unantaſtbarkeit des 
einmaligen individuellen Lebens ohne Kückſicht auf das Gemeinwohl 
und wird daher der Geſinnung unſerer Vorfahren in keiner Weiſe ge— 
recht. Jene ließen ſich von raſſiſchen und ſozialen Geſichtspunkten leiten 
und hielten es darum für ein Verbrechen, „mißgeſtalte, krüppelhafte, 
ſchwächliche Kinder oder ſolche aufzuziehen, die kein vorwurfloſes, freies 
Leben führen durften . .. Ferner, wenn das Kind an einem unglück— 
lichen Tag zu Welt kam oder Unheil von feiner Geburt geweisſagt 
worden war“). Perſönliche Gefühle der Eltern hatten zu ſchweigen 
vor der ungleich höheren Verantwortung des einzelnen der Volks— 
gemeinſchaft gegenüber. Reine Liebloſigkeit bildet den tieferen Grund, 
ſondern eine notwendige Härte, die das Zuchtgeſetz fordert. Deſſen ſitt— 
liche Kraft liegt in der Überwindung weicher Seelenregungen, die vor 
dem geſchauten ziele ſelbſt der eigenen Rinder nicht ſchont. 


gl. z. B. Brunner, DRG. I, S. lolff.; Seusler, Inſt. II, S. 431. 

Grimm, RA., S. 456. 

Grimm, a. a. G.; vgl. Weinhold, Deutſche Frauen I’, S. 79 ff.; Wilda, 
Strafr., S. 725. 
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Freilich gibt es daneben auch Beweggründe, die uns weniger ein— 
leuchten, z. B. Armut oder Rinderreichtum überhaupt. Heutigentags 
hilft man ſich beidem gegenüber durch künſtliche Geburtenverhütung. 
Gerade dieſe galt aber unſeren Vorvätern wegen ihrer Unnatur als 
unſittlich!). 

Aus praktiſchen Gründen fallen einer geplanten Ausſetzung wohl 
durchweg mehr Mädchen als Knaben zum Gpfer?). Die wehrhafte 
Lebensführung der Germanen bedrohte den Mann ungleich ſtärker als 
die unter erhöhtem Frieden ſtehende Frau. Daher bahnte man an— 
ſcheinend von vornherein einen gewiſſen Ausgleich der Lücken an, die 
der Rampf unvermeidlich reißen mußte. Mit einer Geringſchätzung des 
weiblichen Geſchlechtes hat auch dieſe Maßnahme nichts zu ſchaffen!). 
Im übrigen erfährt der Ausſetzungsbrauch eine ſtarke Begrenzung 
durch die Vorſchrift, ihn nur zu üben, ſolange das Kind die „Waſſer— 
weihe“ nicht empfangen bzw. noch keine Wahrung zu ſich genommen 
habe. Sobald eines von beidem geſchehen iſt, beſitzt es ein unverlier— 
bares Lebensrecht, und jeder Verſtoß hiergegen erfordert eine Mord— 
ſühne )). 

Ein Beiſpiel erzählt uns der heilige Liudger aus Friesland von der 
Geburt feiner eigenen Mutter Liafburhs). Weil deren Mutter nur 
Töchter zur Welt brachte und keine Söhne, wollte ihre Schwiegermutter 
das neugeborene Mädchen umbringen laſſen. Aber den Tötungsbefehl 
vereitelt eine hinzukommende Nachbarsfrau. Sie entreißt den Knechten 
das todgeweihte Rind, flüchtet ins Haus und flöft ihm etwas Honig ein. — 
Dieſer Bericht iſt beſonders lehrreich, weil er von dem Tötungsauftrag 
eines Weibes ſpricht. Darin ſtimmt er in gewiſſer Sinſicht mit der L. Fris. 
überein, daß nämlich ein von der Mutter unmittelbar nach der Geburt 
getötetes Rind bußlos erſchlagen liegen foll®). Tatſächlich erſcheint bier- 
nach die Gewalt des Vaters, allein über die Ausſetzung zu beſtimmen, 
ſtark beſchnitten durch die Mitwirkung der Mutter. Freilich mag gerade 
fie in den meiſten Fällen danach getrachtet haben, ihrem Rinde das 
Leben zu erhalten, das ſie ihm ſchenkte. 


) Abtreibung ſtrafen 3. B. L. Vis. VI, 3, I; L. Sal. I9, 2 II; L. Bai. 8, 
18. 20; vgl. Tacitus Germ., c. 19. 

2) 3. B. Gunnl. 36; vgl. Grimm, RA. 403, Anm. tr). 

J. B. widerlegt L. Al. 88 durch die Bußverdoppelung, ſobaͤld es ſich um Ver— 
nichtung eines weiblichen Embryo handelt, dieſe Behauptung; vgl. auch Rloſe, 
Diſſ., S. 8o ff.; Kummer, Midg. Unterg., S. Iso ff. 

1) Dal. z. B. Amira, Grundriß, S. 183; Brunner, DRG. I, S. 102 u. 
Anm. 53, 54; Grimm, RA. 455 ff.; Cauffer, Wiedererſtehung, S. Iod; Maurer, 
Waſſerweihe, Abh. d. bayr. Akad. d. Wiſſ., Bd. 15, 1880; Schrader, Reallex., 
S. 577 fl. 

5) Actis c. IVff., vgl. Grimm, RA. 459; auch Weinhold, Deutſche Frauen J, 
J. 8 ff. 

6) L. Fris. 5, I ; vgl. hierzu Brunners Bemerkung DRG. II, S. 816, Anm. 2): 
daß Mutter evtl. in Vater zu beſſern fei; a. M. Wilda, Strafr., S. 725 u. Anm. 6. 
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Von der Sitte, Rinder auszuſetzen, meldet auch das Weſtgotenrecht. 
Allerdings bekämpft es nach bereits erfolgter Chriſtianiſierung den 
alten Heidenbrauch, deſſen tieferer Gehalt ſchon verblaßt fein mochte. 
Beiſpielsweiſe gebietet man den Eltern, ihr gerettetes Rind gegen eine 
angemeſſene Entſchädigung an den Pfleger zu ſich zurückzunehmen, ſo— 
bald fie es wiedererkennen. Weigerung zieht Landesverweiſung nach 
ſich, während der Gaurichter das Kind mit der elterlichen Sabe frei— 
kauft (L. Vis. IV, 4, I). Iſt kein Vermögen vorhanden, fo gerät der— 
jenige für das Rind in Schuldhaft, der feine Ausſetzung bewirkte. Wenn 
andererſeits Unfreie verbrecheriſch die Ausſetzung eines Herrenkindes 
betreiben, gebührt dem Erretter nur ein Drittel der üblichen Koften. 
Der Pater muß jedoch eidlich nachweiſen, daß die Schandtat ohne fein 
Willen geſchah, ſonſt bleibt das Rind in der Hand feines bisherigen Er— 
nährers (L. Vis. IV, 4, 2). 

Die übrigen deutſchen Volksrechte kennen mit Ausnahme der Angel— 
ſachſen!) keine hierauf anfpielenden Beſtimmungen. Dagegen bezeugen 
die Sagas die ehemalige Gültigkeit dieſes Brauches und berichten zu— 
gleich von feiner Abſchaffung auf dem isländiſchen Allting im Jahre Jooo 
anläßlich der Einführung des Chriftentums (Ni. 105, II). Freilich er— 
zählen ſie mit Vorliebe außergewöhnliche, d. h. eben „ſagawürdige“ 
Fälle, beiſpielsweiſe das wenig begründete ſelbſtherrliche Vorgehen eines 
Bauern ?). Ferner ſpielt bei ſolchen Ausſetzungen häufig eine Frau die 
entſcheidende Rolle, fei es als Antreiberin zu der Tat?) oder umgekehrt 
als heimliche und erfolgreiche Gegenſpielerin ihres Mannes). Auch 
hier zeigt ſich folglich der Einfluß des Weibes bedeutend ſtärker, als die 
Verfechter der abſoluten Vatergewalt wahrhaben wollen. 

Das ſpätere Verhältnis zwiſchen Eltern und Rindern charakteriſiert 
Rive ausgezeichnet durch einen Vergleich der germaniſchen Familie mit 
der römiſchen. Er kommt zu dem Schluß: „Das deutſche Recht kennt 
keine väterliche Gewalt, das in dieſem Rechte hierfür exiſtierende 
Inſtitut iſt eine Dormundſchaft“ ?). Deren Aufgaben erſtrecken ſich vor- 
nehmlich auf körperliche Pflege und Erziehung der Kinder, ſowie auf 
Wahrung ihrer ſelbſtändigen Vermögensanſprüche. Eine Willkür— 
herrſchaft des Familienoberhauptes machen alle dieſe Anſprüche der 
Kinder zunichte, der zuletzt genannte insbeſondere auch die behauptete 
Verkaufsbefugnis. 

Einen Nachklang ihres ehemaligen Beſtehens ſucht Zeumer u. a. 
in einer weſtgotiſchen Anordnung, die das Pflegſchaftsverhältnis 

Ine 26 ſpricht von dem Erziehungsgeld eines Findlings. 

) 3. B. Finnb. c. 2; vgl. Rlofe, Diſſ., S. 80 ff.; auch Boden, Mutterr. u. 
Ehe, S. 81. 

) J. B. Vatnd. c. 37; vgl. Weinhold, Deutſche Frauen I’, S. 8]. 

) 3. B. Gunnl. c. 3; vgl. Rlofe, Diſſ., S. 80 ff.; Weckel, Liebe u. Ehe, 
J. 38 ff. 

Rive, Vormundſch. II, S. I7ff gegen Stobbe, Beitr. z. Geſch. d. dt. 
Rechts, S. I— 24. 
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zwiſchen Eltern, Rindern und Erziehern regelt!). Verweigern erſtere die 
bis zum zehnten Lebensjahr des fortgegebenen Rindes vorgeſchriebene 
Roſtgeldzahlung, fo gerät es als Sklave in die Gewalt feines Aufziehers. 
Den feſten Geldbetrag nimmt Zeumer wohl mit Recht für das häufige 
Vorkommen folder Verhältniſſe in Anſpruch. Dagegen erſcheint mir 
fein abſchätziger Hinweis auf deren ſittliche Hintergründe verfehlt. Ihre 
Verwandtſchaft mit den 3. T. berühmten Pflegſchaften der weſtnordi— 
ſchen Stämme läßt ſich m. E. nicht verkennen. Deren Beſtehen hat 
ähnlich ſchöne Früchte gezeitigt wie Schwurbrüderſchaften oder andere 
Treubündniſſe unter Kriegern, nur daß ihnen ein mehr familiärer 
Charakter eignet, fo daß fie auch Frauen mitumfaſſen ?). Bei den Weſt— 
goten erſcheint ihre tiefere Bedeutung allerdings ſchon verblaßt. Die 
hier unter Umſtänden angedrohte Verknechtung des Kindes würdigt 
das ſittliche Verhältnis zwiſchen ihm und ſeinen Pflegeeltern bereits 
zu einer rein geſchäftlichen Angelegenheit herab. 


Sonſtige Angaben über etwaige Verkäufe von Rindern hängen 
ſtets irgendwie mit „echter Wot“ zuſammen, falls kein wohlverdienter 
Strafakt vorliegt“), fo daß ſich hierauf eher das Sprichwort anwenden 
ließe: „Mot bricht jeglich Gebot.“ Dies beſtätigt vollauf die berüchtigte 
Verzweiflungstat der Frieſen, die unter römiſchem Druck ſchließlich ihre 
weiber und Kinder den Siegern als Tribut hingaben, weil die Erträge 
des kärglichen Bodens nicht ausreichten. 


Selbſtverſtändlich mögen zuweilen auch Übergriffe gewiſſenloſer 
oder gewalttätiger Väter vorgekommen ſein, wie ſchon die Ausſetzungs— 
beiſpiele lehrten. Eben darum müſſen wir aber ſolche „Gewalthand— 
lungen“ ſcharf von „Recht und Sitte“ unterſcheiden. Es iſt auffällig, 
daß gerade die Sagas, die für germaniſches Familienleben unſtreitig 
beſten Quellen, derartige Übergriffe gegen anerkannte Rinder nirgends 
erwähnen. Schon leibliche Züchtigungen find verpönt, denn Schläge 
ſchwächen das Ehrgefühl und die „Erziehung ſtrebt hin auf die Tu— 
genden der Selbſthilfe, weit weniger auf zähmung und Maßhaltung“ ). 
Das gilt für die Behandlung der Knaben wie der Mädchen!), auch wenn 
letztere minder an die Gffentlichkeit dringen und daher weniger er— 
zählenswert erſcheinen mochte. Wiemals hätte jedoch ein grundſätzlich 
abweichendes Erziehungsprinzip ihnen gegenüber ſolch ein hartes, ſelbſt— 
ſicheres und opfermutiges Geſchlecht beranbilden können, wie die 


1) L. Vis. IV, 4, 3; vgl. hierzu Jeumer, MWA. 26, I37ff. 

2) Dal. Rlofe, Diſſ., S. 85 ff., 114 ff.; Maurer, Vorleſ. III, S. Iooff. 

3) Roth. 221; Kiut. 121; vgl. Brunner, DRG. I, S. 102; Grimm, RA. 
461 ff. (über L. Bai. I, Io u. Cap. Sax. Io ſ. oben S. 87, 88f.). 

4) S. oben S. 88, Anm. I. 

Zeusler, Wiedererftebung, S. 167; vgl. Rlofe, Diſſ., S. 88 ff. 

6) Vgl. Tacitus, Germania, c. 20; ferner Rlofe, Diſſ., S. 94 ff.; M. Jo- 
achimi-Dege, Charakter d. Germanen, S. 8. 
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Isländerinnen der Sagas oder ihre weit berühmteren Vorgängerinnen, 
die Frauen und Mädchen der Rimbern und Teutonen !)). 

Die elterliche Vormundſchaft iſt ihrem ethiſchen Gehalt nach ganz 
ebenſo ein Schutzverhältnis wie Sippenmunt oder Ehemunt über die 
Frau. Das geht u. a. aus der ritterlichen Schonung von Frauen und 
Rindern in ſämtlichen Blutrachefehden hervor. Ihre Tötung gilt als 
Neidingswerk, obwohl der Gegner in einem verſchonten Rnaben den 
zukünftigen Rächer ahnt ?). Dieſer ſittlichen Gleichartigkeit von Alters— 
vormundſchaft und Frauenmunt ſteht freilich ein tiefer rechtlicher Unter— 
ſchied gegenüber. Er äußert ſich in der mangelnden Handlungsfähigkeit 
und Verantwortungsloſigkeit Minderjähriger infolge ihrer geiſtigen Un— 
reife. Beides erfordert von vornherein die Wahrung ihrer Intereſſen 
durch irgendwelche Vertreter. 

Solange die Eltern leben, übernehmen ſie natürlich dieſe Pflicht. 
Es entſpricht dabei ganz dem Weſen der germaniſchen Gemeinſchaft, 
wenn fie während dieſer Zeit das Rindesgut mitnutzen, wie es in weit 
reicherem Maße umgekehrt geſchieht, bis die Ausſonderung beidem ein 
Ende bereitet“). An einen beſtimmten Zeitpunkt iſt fie nicht gebunden, 
doch pflegt man beſonders nach dem Tode eines Elternteiles den 
Mündigkeitstermin zu berückſichtigen, weil er die volle Handlungs— 
fähigkeit der Rinder begründet, einerlei, welchen Geſchlechtes fie find. 
Fiele alſo die mitunter noch ſpäterhin ſpürbare Munt über die Frau be— 
grifflich mit der Altersvormundſchaft zuſammen, dann könnte ſich die 
Volljährigkeitsgrenze nur auf Knaben beziehen, was den vorliegenden 
Quellen offenkundig widerſpricht. 

Den Mündigkeitstermin geben die einzelnen Geſetzbücher verſchieden 
an. Sogar innerhalb eines Rechtes kommen zuweilen Schwankungen 
vor. Den früheſten Zeitpunkt nimmt das vollendete zehnte Lebensjahr 
(Hloth. Eadr. 6, Ine 7, 2) für ſich in Anſpruch. Bei den Weſtgoten ſpielt 
es die ſchon erwähnte Rolle als Grenze für zahlbare Ernährungskoſten. 
Ferner darf ein zehnjähriges Rind über fein Eigentum verfügen, falls 
es lebensgefährlich erkrankt (L. Vis. II, 5, II; IV, 3, J). Daneben er- 
wähnt die Lex das Alter von zwölf Jahren in einem ſehr aufſchluß— 


) Vgl. Weckel, Liebe u. Ehe, S. 3]. 

?) Dal. Heusler, Wiedererſtehung, S. 166 ff. — Erhöhtes Wergeld ſetzen 3. B. 
für Frauen an, mindeſtens ſolange ſie gebärfähig ſind und den erhöhten Frieden 
nicht durch Teilnahme am Männerſtreit verwirken: Roth. 186, 187, 200; L. Sal. 
24, 6; L. Rib. I2, I; 13; I4; P. Al. 39, 40, 47, 48; L. Al. 46—48; 59; L. Bai. 
4,30; L. Thur. 46; L. Sax. 15; WGL. Orb. 6; Upl. Manh. II, 6; vgl. Brunner, 
DRG. II, S. 797.5; wilda, Strafr., S. 57 ff. — Ahnlichen Schutz läßt das 
Recht Unmündigen angedeihen (vgl. Wilda, Strafr., S. 574 ff.). Sieraus ſpricht 
folglich keine Geringſchätzung des Cebens kleiner Kinder, wie Grimm (RA. 461, 
Anm. 7) fie aus dem mittelalterliben Kudrunlied berauslefen will. Vgl. hierzu 
Rlofe, Diſſ., S. So ff. 

) Pgl. aber Amira, OGbl. I, S. 185; Brunner, DRG. I, S. 102; Seusler, 
Inſt. II, S. 435. 
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reichen Satz, der die Erziehungsarbeit einer unfreien Mutter kenn— 
zeichnet (L. Vis. X, I, 17). Den eigentlichen Volljährigkeitstermin bildete 
jedoch urſprünglich wohl erſt das erreichte fünfzehnte Lebensjahr!) 
Er mag allerdings frühzeitig auf das zwanzigſte Jahr verſchoben 
worden ſein, und zwar dürfen dann Söhne wie Töchter einen Teil 


Abb. II. Germaniſche Familie des 2. Jahrhunderts 
Lebensbild der Candesanſtalt für Volkheitskunde in Salle 


ihres Vermögens herausverlangen (L. Vis. IV, 2, I3; 3, 3). Dieſe 
Altersgrenze kommt alſo einer gewiſſen Verſelbſtändigung des Haus— 
kindes gleich, ähnlich ſeiner vielleicht ſchon vorher erfolgten Heirat. 

Die Burgunder kennen anſcheinend nur einen Mündigkeitstermin 
und beſtimmen, „daß es ihnen (den Jugendlichen) nicht erlaubt ſein 
ſoll, vor dem fünfzehnten Lebensjahr Freilaſſungen, Verkäufe oder 
Schenkungen vorzunehmen“ ?). Alle zuvor geſchehenen Dispoſitionen 
ſind innerhalb weiterer fünfzehn Jahre anfechtbar, falls ſie nicht „ver— 
ſchwiegen“ werden (L. Burg. 87, J. 2). 

) L. Vis. IV, 3, I. 2. 4; II, 5, II; vgl. Grimm, RA., S. 415. Aber vgl. 
hiermit auch die Satzungen der übrigen Stämme, namentlich der Nordgermanen! 

2) L. Burg. 87, I; vgl. Seusler, Inſt. II, S. 445 ff. u. Anm. 6; Rive, 
Vormundſch. I S. 199 u. Anm. IS. 


Mannus-Bücherei 57: Merſchberger 8 
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Dagegen erwähnen die Langobarden wieder zwei Altersgrenzen. Die 
urſprüngliche lautet auf das vollendete zwölfte Lebensjahr (Roth. 155, 
evtl. Liut. I2, 129). Liutbrand ſetzt fie ſpäter aus vermögensrechtlichen 
Gründen auf das achtzehnte herauf (Liut. Jo, II7). Allerdings ge— 
ſtattet er einem todkranken jungen Menſchen, ſchon vor dieſem Zeitpunkt 
über fein Hab und Gut rechtsgültig zu verfügen ). 

Die fränkiſchen Stämme beſitzen gleichfalls voneinander abweichende 
Termine für die Großjährigkeit. Die Selier nähern ſich mehr den 
Langobarden und erheben beifpielsweife von einem Rnaben kein Friedens 
geld, ſolange er „unter zwölf Jahren irgendeine Freveltat begeht“? 
Die gleiche Altersgrenze kennen anſcheinend auch Alamannen?) Frieſen 
(Add. Sap. 3, 70), Sachſen!) und wenigſtens teilweiſe die Angelſachſen “). 
Dagegen ſchließen ſich die Kibuarier wieder den Burgundern an. Sie 
verlangen das Alter von fünfzehn Jahren als Mindeſtgrenze vollgültiger 
Handlungsfähigkeit 3. B. vor Gericht (L. Rib. 81). Ihren Grundſatz 
befolgen auch die ſpäteren angelſächſiſchen Leg. Hen. (I, 70, S 18). 

Ahnliche Schwankungen zeigen die nordgermaniſchen Rechte. In 
älterer Zeit bevorzugt man Altersgrenzen von zwölf oder fünfzehn 
Jahren; ſpäter werden ſie wieder hinausgeſchoben auf achtzehn Jahre 
und von König Chriſtian IV. (1619) ſogar auf das erreichte fünf— 
undzwanzigſte Jahr“). Die urſprünglichen Mündigkeitstermine gelten 
ohne Unterſchied des Geſchlechtes'). Erſt in ſpäterer Zeit darf dann 
eine Jungfrau früheſtens vom zwanzigſten Lebensjahre an ſelbſtändige 
Vermögensverwaltung beanſpruchen, während einer Verheirateten das 
Erbe bereits eher zufällt. Dieſe Beſtimmung gibt uns einen Fingerzeig 
für dieſelbe, ſchon vordem durchgeführte Regelung im altisländiſchen 
Recht. Nur ſetzt es ſtatt des fünfzehnten Jahres unerheblich abweichend 
das ſechzehnte feft‘). Die herangezogenen Stellen beweiſen alſo, daß 


gl. L. Vis. II, 5, II; IV, 3, 4. — Die völlig zweifelsfreie Nennung dieſes 
„geſetzlichen Alters“ ſchon unter Rotbari (155) macht m. E. Röftlers Ceugnung 
ihres Beſtehens (3?RE. 29, 79) hinfällig (vgl. hierzu Heusler, Inſt. I, S. IIS; 
II, S. 187ff.), behauptet er doch ſelbſt: die Unreife habe des Minderjährigen Sand— 
lungsfähigkeit beſchränkt (a. a. O., S. 81) beſonders hinſichtl. d. Eheſchließung 
(S. 92 ff.; vgl. Kirchenrechtl. Abh. 51, 48 ff.); vgl. auch Pappenheim, 3e RG. 
22, 387 

L.. Sal. 24, 5; Cap. IX, 5; für Mädchen beſteht der gleiche Termin (Ext. A 
5, 2ff.); vgl. Ficker, Unterſ. I, S. 45; Grimm, R. A. 413 ff.; Zeusler, Inſt. II, 
S. 489 ff.; Schröder, Die Franken u. ihr Recht, S. 4]. 

) Vgl. Geffcken, L. Sal., S. 134. 

) Dal. Grimm, RA. 414. 

) Aethelſt. II, I; Cnut II, 20; hier ließen ſich unter Umſtänden die gleichfalls 
ingwäoniſchen Anglowarnen eingliedern. 

) Dal. Rive, Vormundſch. I, S. 73 nebſt den Anmerkungen 42—46. Einzel 
heiten ſ. Frost. 9, 27; 29; Gul. 190, 115, IIo. 

) Frost. 9, 18. 23; vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 77; Rive, a. a. O., S. 44, fIff. 

) Kon. IIS ff. 225 ff.; Stad. 232/265; weitere Belege Maurer, Vorleſ. II, 
S. 77 ff.; vgl. auch Amira, Obl. II, S. 877. 
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mindeſtens im Worden keine allmähliche Erweiterung des Frauen— 
rechtes ſtattgefunden hat, ſondern umgekehrt eine Einengung )). 


In einem letzten Abſchnitt will ich noch auf das Verhältnis zwiſchen 
Eltern und Kindern nach dem Ableben eines der Gatten zu ſprechen 
kommen?). Erſt in dieſem Falle zeigen ſich die für eine Vormundſchaft 
charakteriſtiſchen züge, während bisher mehr von einer elterlichen 
Autorität die Rede war. Dem Grundſatz getreu, das Erbe um jeden 
Preis den Blutsverwandten des Verſtorbenen zu erhalten, treten nur 
die Kinder, nicht auch der überlebende Gatte in das volle Recht des 
Toten ein; doch verhindert ihre Minderjährigkeit einſtweilen deſſen 
ſelbſtändige Ausübung. Stirbt die Mutter, dann machen ſich keine be— 
ſonderen Schwierigkeiten bemerkbar. Der Vater beſaß als Familien— 
oberhaupt von jeher die Vertretung feiner Sausgenoſſen nach außen— 
hin. Daran ändert der Todesfall nichts. 


Verwickelter geſtaltet ſich die Sachlage erſt, wenn er zum zweitenmal 
heiratet. In dieſem Falle entzogen ihm die Weſtgoten urſprünglich jede 
weitere Vormundſchaft zugunſten der mütterlichen Verwandten. Erſt 
ſpäter geſtatten fie ihm die Fortführung der Hausgemeinſchaft gegen 
eine entſprechende Sicherung der Rindegrechte (L. Vis. IV, 2, I3 und 
Novelle). Damit folgen ſie m. E. dem natürlichen Bedürfnis, die Rinder 
weiterhin an ihrer Geburtsſtätte aufwachſen zu laſſen, die dereinſt ihr 
Wirkungsfeld werden ſoll. Sie nähern ſich mit dieſer Maßnahme un— 
verkennbar den Beſtimmungen der übrigen Volksrechte ſowie denen der 
weſtnordiſchen Geſetzbücher?), wahrend die altſchwediſchen mehr zu der 
erſtgenannten Regelung neigen und die Überwachung des Vaters durch 
mütterliche Blutsfreunde anordnen). Der Mann beſitzt folglich als 
Ehemann wie als Vater und Vormund nur Anſpruch auf Verwaltung 
und Nutzung des Geſamtvermögens. Er erliſcht ſamt den hieran ge— 
bundenen Verpflichtungen durchſchnittlich erſt mit der Abſchichtung 
der Kinder. 


Schwieriger geſtalten ſich die Verhältniſſe, wenn der Mann ſtirbt 
und feine Frau mit unmündigen Rindern zurückläßt. Zunächſt kommt 
der Witwe unbeſtreitbar ein Beiſitzrecht mit den Rindern zu, d. h. eben— 
falls die Aufrechterhaltung der beſtehenden Gemeinſchafts). Dieſelbe 


Vgl. auch die Entziehung der Blutklage oben S. 89f. 

2) Dal. hierzu oben Rap. 2, 4 S. 73f. 

) Pgl. L. Burg. I, I; 74, 3; Roth. 167, vgl. Ciut. 70; L. Sal. 73, I; L. Al. 85; 
L. Bai. I5, 9 (zu den Frieſen vgl. Rive, Vormundſch. II, S. 178 ff., bei. Anm. 2—4); 
L. Sax. 47 (vgl. Sſp. I, II); Gul. 115; Frost. 122; Kon. 95/170; Stad. 83/ Io u. 
108 u. ö. 

1) J. B. WGL. I, Ab. 4, 2.5; ÖGL. Gb. IS, 19; vgl. Amira, Obl. I, S. 676, 
733 ff.; Rive, Vormundſch. I, S. Fo ff. Dazu ſ. oben S. 80. 

5) L. Vis. IV, 3, 3; vgl. 2, 14; ferner vgl. L. Burg. 59, 74, 2, 85, I. Sierzu 
aber Zeusler, Inſt. II, S. 443, 453; Weinhold, Deutſche Frauen II’, S. 35; 
A. m. Amira, Grundriß, S. 185. 
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Regelung begegnet uns in den ſchwediſchen Rechten wieder!). Die weſt— 
nordiſchen Geſetze berufen die Frau ſogar wie zur Erbſchaft ſo auch zur 
Altersvormundſchaft überhaupt ). 

Die eigentlich „deutſchen“ Volksrechte endlich treffen gleichfalls Be— 
ſtimmungen, die auf ähnliche Verhältniſſe ſchließen laſſen“). Zum min— 
deſten handelt es ſich hier jedesmal um die perſönliche Pflege und Er— 
ziehung der Kinder, während bei der Durchfechtung ihrer Intereſſen 
vor Gericht weitgehend männliche Anverwandte einſpringen mochten 
(vgl. L. Sax. 42). Vergegenwärtigen wir uns aber, daß umgekehrt der 
überlebende Vater wohl ihre öffentliche Vertretung übernahm, zur 
körperlichen Betreuung der Rinder aber ſeinerſeits unzweifelhaft einer 
weiblichen Hilfe bedurfte, die zugleich den Haushalt leitete, dann erſcheint 
dieſer Unterſchied in der Ausübung der Altersvormundſchaft wiederum 
nur an die beſonderen Eignungen der Geſchlechter gebunden. 

Selbſtverſtändlich wandelt ſich das Verhältnis zwiſchen Mutter und 
Rindern grundlegend, ſobald fie eine neue Ehe ſchließt. Ihre Vormund— 
ſchaft wird dann in der Regel für erledigt betrachtet und geht auf den 
„nächſten Blutsverwandten“ über!). Auch dieſe Beſtimmung bedeutet 
jedoch keine Zurückſetzung des Weibes, ſondern iſt durch die germaniſche 
Wirtſchaftsform bedingt’). 

Die angeſtellten Betrachtungen beſtätigen eindringlich das oben 
zitierte Wort Rives über das germanifche Autoritätsverhältnis zwiſchen 
Eltern und Rindern. Den Befugniſſen des Vaters entſprechen dabei 
Zug um zug ſolche der Mutter, die höchſtens ihrer Naturveranlagung 
gemäß etwas abgewandelt erſcheinen. Von einer „Vatergewalt“, die 
irgendwelche mütterlichen Rechte verdrängt, kann demnach nicht die 
Rede fein. Vielmehr teilen ſich die Eltern wie in die Hofbewirtſchaftung 
ſo auch in die mehr äußere und andererſeits perſönliche Betreuung der 
Kinder. Nur im Wotfalle wachſen dem einen Gatten die Aufgaben des 
anderen ganz oder teilweiſe zu. 


) Dal. oben S. 8d u. Anm. 

2) J. B. Kon. 144/29; Stad. 340/360; Gul. 115; Frost. II, 22; vgl. Maurer, 
Vorleſ. III, S. 96, loo; auch Amira, OGbl. II, S. 874 ff.; Rive, Vormundſch. I, 
S. 57. 

) Dal. L. Sal. 72; L. Al. 54, I (beſ. mit L. Bai. 8, 7; 15, 7 verglichen); evtl. 
L. Thur. 28 (f. oben, S. 64 f.). Ju den Frieſen vgl. Rive, Vormundſch. II, S. 178 ff., 
beſ. Anm. 2—4; L. Sax. 47 vgl. Sſp. I, II. Sehr klar äußern ſich ferner die 
Angelſachſen, Ine 38, vgl. Sloth. Eadr. 6, auch Cnut II, 72; vgl. Rive, Vor— 
mundſch. I, S. 19%, Anm. 6: „Nur die abnorme Stellung der Frau im lango— 
bardiſchen Recht ſcheint auch die Vormundſchaft der Mutter auszuſchließen.“ 

) Dal L. Vis, IV, 2, 145 3, 3; L. Burg. 85, 23 ent, L. Sal 2 e . ,I; 
L. Bai. 15, 8; L. Sax. 45. Abweichend beſtimmen z. B. Sloth. Eadr. (6): „Die 
Rinder ſollen der Mutter folgen“ und die Vatermagen nur bis zu ihrer Großjährig— 
keit den Hof halten. Vgl. hierzu Ficker, Unterſ. I, S. I54ff., 166; Mitt. Erg.-Bd. 
II, S. 503; Wolff, Mitt. 17, S. 381 u. Anm. 2. 

5) S. oben S. 77 u. Anm. 3. 


4. 
Eheauflöſung 


I. Wiederheirat und Witwenfolge 


Bei den bisherigen Betrachtungen ſind wir verſchiedentlich auf die 
Stellung der Witwe zu ſprechen gekommen, auf ihre vermögensrecht— 
lichen Verhältniſſe ſowie auf ihre Beziehungen zu den Rindern. Der 
vorliegende Abſchnitt will nun die Frage behandeln, wieweit das perſön— 
liche Leben der Frau nach dem Tode ihres Mannes durch Sitten oder 
Rechtsbräuche feſtgelegt erſcheint. In dieſen Rahmen gehört nament— 
lich die Unterſuchung zweier Probleme: die vielfach behauptete Ab— 
neigung der Germanen gegen die Witwenehe und ihre ethiſche Begrün— 
dung mit der urgermanifchen bzw. indogermaͤniſchen Sitte, daß die über— 
lebende Frau als edelſtes Dermögensftüc des Mannes das Totenopfer 
für ihn evtl. zwangsweiſe — durch ihr Nachſterben gekrönt habe!). 

Die Lehre von der germaniſchen Abneigung gegen die Wiederheirat 
einer Frau ſtützt ſich auf den Satz des Tacitus (Germania, c. Io), daß 
bei einigen Völkerſchaften „nur Jungfrauen heiraten“. Zweifellos 
müßte ein ſolcher Brauch in den Volksrechten Wachklänge zurück— 
gelaſſen haben, wie wir ſie hinſichtlich anderer Einrichtungen bereits 
mehrfach kennenlernten. In der L. Vis, iſt davon nichts zu ſpüren. 
Die Forderung: das Trauerjahr innezuhalten?), beruht auf anderen 
Gründen, nämlich: „damit nicht etwa diejenige, die von ihrem Gatten 
ſchwanger zurückgelaſſen wird ... die Leibesfrucht vor der Geburt ver- 
nichte.“ Im übrigen gewährt man einer heiratsluſtigen Frau die gleiche 
Freiheit wie dem Mannes). Jungfrauen gegenüber beſitzt die Witwe 
größere Unabhängigkeit, weil ſie für gewöhnlich „nach freiem Ermeſſen 


Vgl. z. B. Dargun, Gierfes Unter. 16, S. 47, Anm. I; Grimm, RA. 451; 
Heusler, Inſt. II, S. 292; Kohler, 3. f. vergl. Rechtswiſſ. III, S. 375 ff.; 
maurer, Vorleſ. II, S. 637; Bekehrung II, S. I8Iff.; Schreuer, 3. f. vergl. 
Rechtswiſſ. 34, S. ff.; Schwerin, Wiedererſtehung, S. 214; Weinhold, Deutſche 
Frauen IP, S. 36. 

L. Vis. III, 2, 1; vgl. hierzu Jeumer, NA. 24, 588 ff.; Weinhold, Deutſche 
Frauen II®, S. 36. 


n, I, 3498 III, 2, 180. I 
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handelt“). Andererſeits ſtellt man dementſprechend auch höhere An— 
forderungen an ihren Lebenswandels). 

Auf ähnlichen Grundſätzen bauen die burgundiſchen Beſtimmungen 
auf. Sie erlauben Männern und Frauen ohne weiteres, ſich nach dem 
Tode des Gatten wieder zu verbeirsten?). Wicht einmal das Trauer— 
jahr braucht die Frau hier einzuhalten. Ihrer ſelbſtändigen Haushalt- 
führung entſprechend darf ſich die Witwe nach eigener Wahl einem eben— 
bürtigen Gatten vermählen (L. Burg. 59), während ein Mädchen in 
der Regel im Einvernehmen mit Eltern oder naheſtehenden Verwandten 
handelt bzw. von ihnen verſorgt wird. Die Vorbedingungen einer Ehe— 
ſchließung vereinfachen ſich ſogar mit jeder nachfolgenden Seirat !)). 
Doch erfordert dieſe geſteigerte Freiheit der Witwe umgekehrt wiederum 
ein erhöhtes Maß von Verantwortung“). 

Bei den Langobarden macht ſich der Unterſchied zwiſchen Witwen 
und Jungfrauen im allgemeinen zwar weniger bemerkbar wegen ihrer 
ausgeprägten Munt. Doch bekundet ſich die größere Willensfreiheit 
der erſteren wieder in ihrer durchſchnittlich ſtärkeren Selbſtändigkeit bei 
der Eheſchließung. Mindeſtens ſolange ſie unter der Gbhut ihrer 
Schwäger ſteht, darf ſie ſich nach eigenem Gutdünken „mit einem freien 
Volksgenoſſen“ vermäblen®). 

Ein lehrreiches Verbot, den Selbſtbeſtimmungswillen der Witwe 
zu beeinträchtigen, erließ ferner König Liutbrand. Er ſchreitet energiſch 
gegen jeglichen Verſuch ein, die überlebende Frau innerhalb des Trauer- 
jahres zum Eintritt in ein Kloſter zu bewegen: „weil man fie nach ihres 
Mannes Tode, ſolange der Schmerz noch friſch iſt, allzu leicht beein— 
fluſſen kann““). 

Schwieriger geſtaltet ſich die Unterſuchung der fränkiſchen Rechte, 
ſpeziell der L. Sal. Die verwickelten Formvorſchriften bei der Eheein— 
gehung einer Witwe erſcheinen auf den erſten Blick ganz dazu angetan, 
das von Tacitus entworfene Bild zu beſtätigen ). Die Streitfrage hängt 
im weſentlichen von der Deutung des berühmten Reipus-Titels ab“). 


) L. Vis. III, 4, 2; vgl. III, I, 5; 3, 7; 4, 7. Sierzu Sabicht, Verlobung, 
S. 26 ff.; Rive, Vormundſch. I, S. 284; Wolff, Mitt. 17, S. 379. 

2) Dgl. L. Vis. V, 2, 5; dazu ſ. oben S. 68f. 

) L. Burg. I, 2, 24, 62. Vgl. auch 32, I. 2, 74, I—3. Sierzu Wolff, Mitt. 
. 

Siehe oben S. 48f. die Beſtimmungen über den Wittimon- Verbleib. Val. 
ferner Rive, Vormundſchaft I, S. 284 u. S. 278 Anm. 5. 

5) 3. B. L. Burg. 44, 2. Dazu ſ. oben S. 93 f. 

6) Roth. 182; f. oben S. 50f. Vgl. Rive, Vormundſchaft I, S. 275 ff.; Roſin, 
Gierkes Unterſ. 8, 595 Wolff, Mitt. 17, 275 ff. 

?) Kiut. loo; vgl. auch 18. Sierzu Rofin, Gierkes Unterſ. 8, 114. 

Vgl. Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 142 ff.; Geffcken, L. Sal. 171; Seusler, 
Inſt. II, S. 307; Sohm, Eheſchließung, S. 63 ff.; Weinhold, Deutſche Frauen IIꝭ, 
S. 36. A. M. Brunner, Berl. Sitz. Ber. 1894, S. 1292 ff.; Opet, Mitt. Erg. Bd. V, 
S. 211; wolff, Mitt. 17, 371ff. 

Über die Achaſius Entrichtung ſ. oben S. 52. 
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Er verlangt, die mit einer Witwe beabſichtigte Eheſchließung vor dem 
gebotenen Thing vorzunehmen (L. Sal. 44, J. 3). Im Mittelpunkt 
ſteht dabei die Keifgeldzahlung des Bräutigams in Höhe von 3 Solidos 
und ] Denar an den Empfangsberechtigten. Verweigert der Bräutigam 
fie, dann verfällt er einer Vermögensſtrafe im Werte der üblichen Dos 
an den Geſchädigten ). 

welches find nun die ſolchermaßen rechtlich geſchützten Reipus- 
empfänger? Die Lex zählt folgende Perſonen auf: den älteſten 
Schweſterſohn (L. Sal. 44, 4), den älteren Sohn der Wichte (44, 5), den 
Tochterſohn der Mutterſchweſter (44, 6), den Mutterbruder (44, 7) und 
endlich den Bruder des verſtorbenen Mannes, falls er nicht deſſen Erbe 
wird (44, 8). Fehlen die Genannten ſämtlich, dann tritt der jeweils 
nächſte Blutsverwandte ein, aber wiederum nur: „wenn die Sinter— 
laſſenſchaft des verſtorbenen Ehemannes nicht an ihn gelangt“ (44, 9) 
oder im Wotfalle der Fiskus (44, Jo). Sicher iſt demnach nur die Ver— 
wandtſchaftszugehörigkeit des „Bruder(s) von demjenigen, der fie zuvor 
zur Frau hatte“ (44, 8) und evtl. der auf ihn folgenden Perſonen, wäh— 
rend die vor ihm angeführten ſowohl Blutsfreunde des Verſtorbenen ), 
wie auch Angehörige feiner Witwe?) fein können. 


Der erſten Meinung möchte ich mich anſchließen, weil es mir gleich— 
falls unwahrſcheinlich vorkommt, daß die Empfangsberechtigung von 
den entfernten mütterlichen Verwandten der Braut auf einen der nächſt— 
ſte henden Schwertmagen des verſtorbenen Mannes überſpringen ſollte. 
Außerdem fügt ſich die Beſtimmung, daß deſſen Familie die nächſte An- 
wartſchaft darauf beſitzt, ihre Schutzpflicht über die angeheiratete Frau 
geltend zu machen, vollkommen der Regelung anderer Volksrechte an). 


Ficker ſucht in dieſer Bevorzugung der entfernten Spindelmagen 
Nachklänge des Mutterrechtes. Bei der Löſung diefer Frage möchte ich 
jedoch Brunners Meinung folgen, der hierin eher einen Beweis da— 
gegen erblickt. Das Verlobungsrecht und die entſprechende Gebühr ge— 
ſtehen die Salier ſ. E. den mütterlichen Verwandten deswegen zu, da— 
mit nicht eigenſüchtige Intereſſen der Erbnehmer die von der Witwe 


) L. Sal. 44, 2: Alſo 621% Sol. wie die Raubbuße (13, ). Folglich kann 
m. E. nicht ſchon das Reifgeld ſelbſt eine ſolche Raubſühne darſtellen, wie Dargun 
vermutet (Gierkes Unterſ. 16, II ff... Gegen ihn Geffcken, L. Sal. S. I7I. 

2) Dal. Brunner, Berl. Sitz- Ber. 1894, S. 1292; Ficker, Unterſ. I, S. 5IIff.; 
Geffcken, L. Sal., S. 171; Jungbohn-Clement, Forſchungen, S. 200 ff. (Des- 
gleichen die franzoſiſche Schule. Vgl. Brunner, a. a. O., S. 129]; Geffcken, 
S. 171). 

3) Dal. Amira, Erbenfolge, S. 32 ff.; Dargun, Sierkes Unterſ. 16, 141; 
Grimm, RA. 424; Habicht, Verlobung, S. 16; Seusler, Inſt. II, S. 307; 
Rive, Vormundſch. I, S. 280 f.; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 56; Sohm, 
Eheſchließung, S. 63; Waitz, Das Recht der ſaliſchen Franken, S. III, ISöff.; 
Weinhold, 3. f. d. A. 7, 539. 

1) Vgl. beſ. Roth. 182; L. Sax. 42. Vgl. Rive, Vormundſch. I, S. 275 ff. 
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begehrte Wiederheirat gefäbrden!). Dieſe Auslegung erklärt zugleich 
befriedigend die wiederholte Forderung des Geſetzes: kein erbberechtigter 
Schwertmage des Verſtorbenen dürfe ſich das Reifgeld anmaßen. Sie 
erleichtert folglich zweite oder dritte Heiraren von Frauen, ftstt die be— 
hauptete Abneigung der Franken gegen Witwenehen zu bezeugen. 

Aus dieſem Grunde trifft m. E. auch der mehrfach geäußerte Ge— 
danke ſchwerlich zu, daß der Reipus vorausſichtlich eine Strafzahlung 
für die ehemals unterſagte Verbindung darſtelle?). Eine ſolche Be— 
hauptung wird ſchon deswegen hinfällig, weil die Salier eine ähnliche 
Verlobungsgebühr auch für Jungfrauen verlangen. Ich halte darum 
an der oben geäußerten Anſicht feſt, in dem Reifgeld eine arrhaähnliche 
Freundſchafts- und Friedensgabe zu erblicken). Ihre Entſprechungen 
in den anderen nord- wie ſüdgermaniſchen Rechten legt ferner den Schluß 
nahe, daß der Reipustitel ſich inhaltlich nicht etwa auf den römiſchen 
Codex Theodoſianus ſtützt!). Selbſt die verdächtige gerichtliche Ver— 
handlung findet in einem jütiſchen Geſetz ihr Gegenſtück, ſo daß die 
germanifche Herkunft des Brauches nicht gut bezweifelt werden kann“). 

In den oberdeutſchen Leges zeigen ſich die Verhältniſſe von vorn- 
herein einfacher. Die Alamannen kennen eine Erſchwerung der Witwen— 
ehe gleichfalls nur von ſeiten des „nächſten Schwertmagen des Ver— 
ſtorbenen“. Bezeichnenderweiſe dreht ſie ſich wieder um vermögens— 
rechtliche Fragen. Bei ihrer Regelung ergreift das Geſetz ohne Schonung 
die Partei der Frau“). Es ſchützt alſo ihren Selbſtbeſtimmungswillen 
nach dem Heimgange des Gatten und unterſcheidet ſich dadurch weſent— 
lich von der Behandlung einer Jungfrauenverlobung “. 

Auch die Bayern bereiten weder Männern (L. Bai. I5, 9) noch 
Frauen irgendwelche Schwierigkeiten bei einer neuen Eheſchließung. 
Vielmehr ſprechen ſie mit der gleichen Selbſtverſtändlichkeit von Witwen, 
„die nach dem Ableben ihres Mannes unverheiratet bleiben“ (L. Bai. 
15, 7), wie von einer Frau, die etwa „einen neuen Ehebund ſchließt“ 
(L. Bei. I5, 8. Io). Nur das güterrechtliche Problem findet natur— 
gemäß eine verſchiedenartige Löſung “). 


Späterhin entziehen die Salier der Mlannesfippe dieſes Eheberatungsrecht 
vollſtändig und legen es in die Hände der Blutsverwandten des Weibes Leg. Sal. 
add. cap. 8; Bor. I, S. 293). Vgl. die langobardiſchen Parallelen Roth. 182, 
dazu f. oben S. 51. 

Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 143; Ficker, Unterſ. I, S. 512; III, S. 531; 
Zeusler, Inſt. II, S. 280, 307 ff.; Sohm, Eheſchließung, S. 63. 

S. oben S. 34. Dal. Rive, Vormundſch. I, S. 280. Die Reipusdeutung 
Schröders Ehel. Güterr. I, S. 55ff. und Sabichts Verlobung, S. Is ff. als 
„ſymboliſcher Mundſchatz“ erübrigen ſich wegen meiner Ablehnung des Fraukauf 
gedankens von ſelber ſ. oben S. 46f., 59 f.. 

Pal. Brunner, Berl. Sitz. Ber. 1894, S. 1297. 

5) Jvd. L. I, 8. Vgl. hierzu Meyer, Z?RE., 47, 216, Anm. 3. 

6) L. Al. 54, 2. Vgl. oben S. 54. 

5) L. Al. 53, I; ſ. oben S. J2f. Vgl. Wolff, Mitt. 17, 379. 380 u. Anm. I. 

8) S. oben S. 54, 72. 
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Abb. I2. Die Winsbekin 


maneſſeſche Liederhandſchrift, Heidelberg, 14. Jahrh. 
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Dem anglowarniſchen Recht mangelt ein direktes Zeugnis ähnlicher 
Art. Doch läßt ſich aus dem geſteigerten Schutz, den eine Witwe gegen 
„Raub oder Tötung“ (L. Thur. 47) genießt, gleichfalls auf ihre bevor— 
zugte Stellung der Ledigen gegenüber ſchließen. 

Möglicherweiſe beſtätigt bereits die L. Sax. dieſe Vermutung, ob— 
wohl gerade fie ſich in mancher Sinſicht enger an das ſtrenge Lango— 
bardenrecht anlehnt. Letzterem gleich unterſtellt ſie z. B. die Witwe 
ausdrücklich der Obhut ihrer angebeirsteten Verwandten! ). Nicht etwa 
ihrem leiblichen Sohn gebührt dieſes Vorrecht, ſondern demjenigen, 
den der Mann „von einer anderen Frau hatte“. Fehlt ein ſolcher Sohn, 
dann tritt der Bruder des Toten für ihn ein und in deſſen Ermangelung 
„ſein nächſter Blutsfreund väterlicherſeits“. Wie wenig die Munt im 
übrigen die Wiederheirat der Überlebenden gefährdet, geht aus dem an— 
ſchlie ßenden Rechtsſatz hervor. Offiziell gilt der Muntwalt der Witwe 
als ihr Verlober: unter bloßer „Zuſtimmung ihrer Sippengenoſſen“ ). 
Er beſitzt jedoch lediglich einen unverlierbaren Anſpruch auf die mit 
feinem Amte verbundene Vergütung). Das Zuſtandekommen der Ehe 
vermag er in keiner Weiſe zu hindern. Verſucht er es, ſo kann ſich der 
Freier über feinen Kopf hinweg ſogleich an die Blutsfreunde der Witwe 
wenden und mit ihrer Zuſtimmung die Begehrte heimführen (vgl. 
Roth. 182). 

Ungleich eigenwilliger vermag allerdings die angelſächſiſche Witwe 
über ſich zu verfügen“). Das Recht erlegt ihr nur die Innehaltung 
des Trauerjahres auf. Bemerkenswert erſcheint an dieſer Regelung 
— wie auch an der ſchwediſchen — das gänzliche Übergehen der 
Familie des verſtorbenen Mannes zugunſten der eigenen Sippe’). 
Aber wiederum erlaubt das jütiſche Recht innerhalb der Blutsverwandt- 
ſchaft entfernteren Sippengliedern, den Muntwalt einer Witwe oder 
auch eines bereits achtzehnjährigen Mädchens beim Rönige zu verklagen, 
falls er aus eigenſüchtigen wirtſchaftlichen Gründen deren paſſende Ver— 
heiratung zu hintertreiben ſucht (Jyd. L. I, 8). Auch hier beſteht folg— 
lich keinerlei Abneigung gegen Witwenehen. 

In reichem Maße beſtätigt das weſtnordiſche Recht dieſe Einſtellung. 
Vor allem in Vorwegen geſtattet man der Witwe ohne weiteres, ſich 

) L. Sax. 42. Dal. hierzu Amira, Erbenfolge, S. 119; Ficker, Unterſ. I, 
S 165, Grimm, RA. 452; Rive, Vormundſch. I, S. 275 ff.; Schröder, RG. 
S. 333 ff.; Wolff, Mitt. 17, S. 37ö0ff. 

L.. Sax. 43. Das find vermutlich die Verwandten der Frau. Vgl. Amira, 
Erbenfolge, S. 119; Brunner, Berl. Sitz. Ber. 1894, S. 1293. A. m. Richt⸗ 
bofen, zur L. Sax., S. 7J, Anm. 12. 

) S. oben S. 55f.; vgl. Wolff, Mitt. 17, S. 376ff. 

4) Aethelr. 5, 21, I. Vgl. L. Vis. III, 2, I. Sierzu Rive, Vormundſch. I, 
S. 278. Bei. Anm. 5. Sieraus ſowie aus den feſtlandſächſiſchen Beſtimmungen 
läßt ſich evtl. auf das anglowarniſche und frieſiſche Recht zurückſchließen. 

Vgl. Wolff, Mitt. 17, 378. über die ſelbſtändigere Stellung der Witwe 
vgl. auch Amira, OGbligat. I, S. 538; Rive, Vormundſch. I, S. 156; Weinhold, 
Deutſche Frauen IP’, S. 35. 
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nach Gefallen zu vermählen (Gul. 51; Frost. II, #). Das isländiſche 
Geſetz zeigt ſich darin weniger freiheitlich. Es verbietet nur, ſie ohne 
ihre ausdrückliche Einwilligung zu verloben: „falls nicht etwa der Vater 
zu dieſem Amte berufen iſt“ !). Wie wenig dieſer einengende Paragraph 
den tatſächlichen Lebensgewohnheiten entſpricht, lehren jedoch die Sagas 
auf Schritt und Tritt. Obwohl fie den Tod des Mannes häufig als 
Schaden hinſtellen?), erſcheint die Wiederheirat der Frau durchaus 
landesüblich“). Bei ihrer Eingehung pflegt man die perſönlichen Wei— 
gungen der Witwe ſorgfältig zu berückſichtigen, auch wenn fie ins Eltern— 
haus zurückkehrte und ſich Bewerbungen um ihre Hand naturgemäß 
zuerſt an den Vater richten). Wirgends aber gewahren wir irgend— 
welche Beeinfluſſungsverſuche der verſchwägerten Sippe“). 

Wolff hält dieſe Eigenart der Nordgermanen und Angelſachſen 
für ein jüngeres Entwicklungsſtadium mit den deutſchen Volksrechten 
verglichen. Seine Entſtehung leitet er aus dem Rückkehranſpruch der 
Witwe in die eigene Familie ab, beſonders falls die Verwandten des 
Mannes ihre Stellung mißbrauchen. Ich ſelber möchte mich gegen 
dieſe Meinung ausſprechen. Der Grundgedanke der Volksrechte weiſt 
bereits auf eine gewiſſe Lockerung des Sippenbandes hin und bewirkt 
daher erſt die Einrechnung einer Angeheirateten in die blutsfremde 
Gruppe. 

Der Unterſchied zwiſchen nord- und ſüdgermaniſcher Einſtellung tritt 
vielleicht am klarſten in der Ausgeſtaltung der Heldenſage zutage. Erſt 
infolge der engeren Bindung des Weibes an den Mann und ſeine Familie 
konnte die Kriemhild des Wibelungenliedes ihre leiblichen Brüder der 
Rache für den erſchlagenen Gatten opfern“). Nirgends begegnen wir 
in den älteften nordiſchen Quellen einer ähnlichen Haltung. Daß 3. B 
Sagafrauen auf den Tod ihrer Männer hinarbeiten, um ſich für eine 
erlittene Schmach Genugtuung zu verſchaffen, gilt nicht für verwerf— 
lich“). Als Hauptkennzeichen der Götterdämmerung verkündet die Völva 
nur das Wüten gegen das eigene Blut“): 


Brüder kämpfen und bringen ſich Tod, 
Bruderſöhne brechen die Sippe. 


) Kon. 144/29; Stad. 119/156. Dal. Maurer, Island, S. 344; Vorleſ. II, 
S. 486. 

2) J. B. Eg. 9, 16; 56, 2. Vgl. Aloſe, Diſſ., S. 63 ff. 

3) Dal. Rlofe, Diſſ., S. 53 ff.; Kummer, Midg. Unterg., S. 247. 

4) Vgl. z. B. Laxd. 43/186 u. a. Weitere Belege Maurer, Vorleſ. II, S. 488 ff.; 
III, S. sôff. Übergriffe mochten freilich auch hier gelegentlich vorkommen, 3. B. 
Eyrb. 29/50. Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 487 88; Neckel, Liebe u. Ehe, D. 24. 

5) Dal. Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 64; Brunner, Berl. Sitz. Ber. 1893, 
S. 1293 ff.; wolff, Mitt. 17, 378. 

6) Dal. Cauffer, Wiedererſtehung, S. 102. 

Val. Seusler, Wiedererſtehung, S. 169 ff.; Rlofe, Diſſ., S. 55 ff.; Maurer, 
Vorleſ. II, S. 638. 


) Thule II, S. 40, Str. 32. Vgl. Rlofe, Diſſ., S. 20 ff. 
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Überſchauen wir die angeftellten Unterſuchungen im Zufammenbana, 
dann geraten fie offenbar in Widerſpruch zu der Ausſage des Tacitus. 
Überall treffen wir auf Maßnahmen, verwitwete Frauen bei der Ehe— 
ſchließung ihren ledigen Geſchlechtsgenoſſinnen gegenüber zu begünſtigen. 
Wo uns ſcheinbar Erſchwerungen begegnen, führen ſie ausnahms— 
los auf wirtſchaftliche Eigenintereſſen der Verlober zurück, die das Recht 
in Schranken zu halten ſucht. Der Einheitlichkeit ſämtlicher germani— 
ſchen Quellen hat daher die Beweiskraft des Tacitus-Berichtes zu wei— 
chen. Ja, vielleicht ſchwebte dem Römer überhaupt nur die bei einigen 
Stämmen auffällig weitverbreitete freiwillige Witwenſchaft des Weibes 
vor im Gegenſatz zu den Gepflogenheiten feiner Landsleute). 

Möchte ich nach alledem die Abneigung unſerer Vorfahren gegen 
Wiederheiraten von Frauen ablehnen, ſo entfällt damit zugleich ihre 
ſittliche Begründung: die behauptete Totenfolge des Weibes. Die hier— 
her gehörigen Beiſpiele der Heldenſage betrachtet u. a. Maurer als Be— 
weis für das ehemalige Gewaltrecht des Mannes über die Frau?). 
Ahnlich erklärt Schreuer ihr Nachſterben lediglich für die Fortdauer der 
ehelichen Gemeinſchaft: „Das Motiv für die Witwenfolge iſt nicht ein— 
fache Aufwallung des Gefühls, ſondern der Rechtsgrund des Ehever— 
trages). Auch der ungeliebte Mann beſitzt daher Anſpruch auf feine 
Erfüllung.“ Damit entwirft er zweifellos ein zu düſteres Bild von den 
lebensfrohen Germanen. Seine Lehre und die aller Gleichgeſinnten 
hat daher mancherlei Widerſpruch erfahren, wohl am eindrucksvollſten 
in den Worten Heuslers“): „Mißbrauch der Götter- und Seldenſage 
iſt es, wenn man aus den heroiſchen Selbſtgerichten untröſtlicher oder 
fluchbeladener Frauen die Witwentötung als vorgeſchichtliche Sitte 
folgerte, zumal zwei der vornehmſten Fälle, Brynhild und die Dänin 
Signy gar keine Witwen ſind.“ 


2. Eheſcheidung 


Ein viel umkämpftes Problem innerhalb des germaniſchen Ehe— 
rechtes bildet ferner die Scheidungsfrage. Die Anhänger der „Fraukauf— 
idee“ verfechten ſelbſtverſtändlich die Meinung, nur der Mann als 
„Rechtsſubjekt“ könne diesbezügliche Schritte unternehmen, nicht aber 
das ihm unterworfene Weib. Von dieſem, für vorgeſchichtliche Zeiten 
behaupteten Entwicklungsſtadium weichen die Volksrechte anerkannter— 
maßen erheblich ab. Sie ſpiegeln die natürlichen Lebensverhältniſſe 


Val. auch Wolff, Mitt. 17, S. 373 ff., 384 ff. 

Maurer, Vorleſ. II, S. 637. 

Schreuer, 3. f. vergl. Rechtswiſſ., Bd. 34, S. 40. Val. auch feine ähnliche 
Auffaſſung über die Gefolgſchaft, S. 37, TI. 

Wiedererſtehung, S. 164. Val. auch Cauffer, daſelbſt, S. 99; Wedel, 
Liebe u. Ehe, Anhang, S. 64; Rive, Vormundſch. I., S. 155; Wolff, Mitt. 17, 
S. 373. 
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ihrer Jahrhunderte wider. Vielfach erſcheint dabei die Frau als Ge— 
walt Erleidende, der das Recht Schutz zu gewähren ſucht. 

Nach altgotiſchem Brauch pflegte eine Ehetrennung durch Zeugen— 
anrufung oder Ausfertigung ſchriftlichen Beweismaterials vor ſich zu 
gehen!). Einer neuen Eheſchließung ſteht in dieſem Falle nichts im 
Wege. Dagegen werden Zuwiderhandlungen ſeitens der Frau wie Ehe— 
bruch geahndet (vgl. L. Vis. III, 4, 3). Sinſichtlich einer vorzeitigen 
Heirat erſcheint demnach der Mann freier geſtellt. Hatte er ſeine Frau 
grundlos verlaſſen, dann büßt er feine Anſprüche auf die ſonſt evtl. beim- 
fallende Dos ein. Obendrein muß er ſelbſtverſtändlich alles übrige Sab 
und Gut des Weibes unverſehrt herausgeben und betrügeriſch Ent— 
wandtes erſetzen. 

Die folgende Beſtimmung gehört der Geſetzgebung Chindaſwinths 
an?). Sie ſucht die Eheſcheidungen einzudämmen. Als einzigen Rechts— 
grund für den Mann läßt ſie fortan den Ehebruch des Weibes gelten 
(vgl. L. Vis. III, 4, 12). Aber nicht ausſchließlich dem unverkennbar 
ſtarken Vircheneinfluß verdankt dieſer Weuerlaß feine Entſtehung. 
Sehr angelegentlich müht fi der König vielmehr auch darum, der 
infolge des raſſiſchen Wiederganges zerrütteten Sittlichkeit entgegen— 
zuwirken ?) f 

Aus ähnlichen Gründen ſpricht Chindaſwinth einer dem Weibe ab— 
gezwungenen Scheidungszuſtimmung jegliche Gültigkeit ab. Vielmehr 
empfängt die Frau auf einen ſolchen Verſuch hin ihr Vermögen ein— 
ſchließlich der Dos heraus und alles übrige gelangt an die Rinder. 
Fehlen ſie, dann gerät das geſamte Mannesvermögen in die Hände der 
Verſtoßenen. Dieſer „einklagbare“ Anſpruch der Frau vererbt ſich nach 
ihrem vorzeitigen Tode auf ihre Verwandten. Wagt der Ehemann 
dennoch ſich ein anderes Weib anzuvermählen, fo verfällt er der Knecht— 
ſchaft oder lebenslänglicher Verbannung. Die Mitſchuldige aber gerät 
in die Gewalt der Verſchmähten oder wiederum ihrer Erben“). Um— 
gekehrt bedroht das Geſetz auch Frauen, die grundlos ihre Männer ver— 
laſſen, mit entſprechenden Strafen. Nur widernstürliche Unzucht“), 
ſowie Preisgabe zum Ehebruch berechtigen ſie zu einſeitiger Scheidung. 
Außerdem darf eine Frau die Ehegemeinſchaft aufheben, ſobald ihr 
Gatte verknechtet wird. Doch erlaubt man ihr in dieſem Falle nicht ohne 
weiteres ſich wiederzuverheiraten. 

Am burgundiſchen Recht fällt auf, daß es mit keinem Worte einer 
Eheauflöſung gedenkt, der beide Gatten zuſtimmen. Als einſeitige 


IL. Vis. III, 6, I. Vgl. hierzu Dahn, Studien, S. IZ ff.; Jeumer, MA. 24, 
Sloff. 

2) L. Vis. III, 6, 2. Vgl. Jeumer, WA. 24, Glo ff. 

) Pgl. L. Vis. III, I, 4. Dazu oben S. 3]. 

) Dal. L. Vis. III, 4, 9. Dazu oben S. 92. 

5) Vgl. L. Vis. III, 5, 4. 7. Sierzu Sabicht, Verlobung, S. 60; Sohm, 
Trauung, S. 6 u. Anm. II. 
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Scheidungsgründe für den Mann nennt die Lex neben dem ſchon von 
den Weſtgoten anerkannten „Ehebruch“ der Frau noch „Zauberei“ und 
„Gräberſchändung“!). Sie aus römiſcher Rechtsanſchauung herzu— 
leiten?) erſcheint mir nicht notwendig; denn die gleichen Vergehen finden 
auch in anderen germaniſchen Geſetzen ſchärfſte Ahndung). Vermag 
der Ehemann ſeiner Gattin keine der drei Miſſetaten nachzuweiſen, ſteht 
es unter finanziellen Opfern dennoch in ſeiner Macht, ſich von ihr zu 
trennen. Zwei Verordnungen kommen hierfür in Betracht. Entweder 
„biete er ihr zum zweiten Male fo viel, wie er als Hochzeitspreis für fie 
hingab“ nebſt einer Buße von 12 Schillingen (L. Burg. 34, 2) — oder 
„er verlaſſe das Haus, feiner geſamten Habe beraubt; und jene nutze fie 
zuſammen mit feinen Söhnen“ (34, 4). Der Unterſchied zwiſchen beiden 
Forderungen trägt vermutlich dem Beſtehen einer unfruchtbaren bzw. 
fruchtbaren Ehe — gegebenenfalls auch Vorehe des Mannes — 
Rechnung. 

Die für den zweiten Fall angedrohte harte Strafe erinnert ſtark an 
die ſpätere weſtgotiſche. Vermutlich ſtellt ſie gleichfalls eine jüngere 
Verſchärfung dar. Übertroffen wird fie bei weitem durch die Folgen, 
welche die Lex über eine Frau verhängt, die ihrem Gatten davonläuft. 
Sie verfällt der ſchon Tacitus bekannten Todesſtrafe: ins Moor ver— 
ſenkt zu werden ). Mit der bisher beobachteten Freiheit der Burgunderin 
läßt ſich dieſe Strenge um ſo weniger in Einklang bringen, weil das Ge— 
fen dem Weibe überhaupt kein einſeitiges Scheidungsrecht einräumt. 
Ich möchte daher annehmen, daß ſie ſich wohl erſt unter kirchenrecht— 
lichem Einfluß und ferner als Abwehrmittel gegen die um ſich greifende 
Entſittlichung herausgebildet hat, wie dies nachweislich einer treu— 
brüchigen Braut gegenüber geſchah s). 

Milder erweiſen ſich jedenfalls die ſonſt für ihre Schärfe bekannten 
Langobarden. Bei ihnen kommt bereits die Einbuße der Munt durch 
den Ehemann der einſeitigen Scheidungsberechtigung des Weibes 
gleich“), z. B. wegen ſchlechter Behandlung), Lebensnachſtellung oder 
Preisgabe zum Ehebruch, ſowie dem bloßen Rat hierzu (Roth. 195/96; 
Liut. 130), ferner wegen falſcher Anſchuldigung peinlicher Verbrechen“) 

) L. Burg. 34, 3. Vgl. Habicht, a. a. O.; Sohm, a. a. OG.; Weinhold, 
Deutſche Frauen IIS, S. 38, 40 u. Anm. I. 

) O®gl. L. Rom. Burg. 2], 2. 3. Sierzu Jeumer, MA. 24, 626 ff. 

) 3. B. L. Sal. 55, 2. 14; V, 19, 2. 74; L. Rib. 85; L. Al. 48, 49; P. Al. 2, 
35. Angelſ. „Walraub“ ſ. Ciebermann, S. 392. 

) L. Burg. 34, J. Vgl. Tacitus, Germania, Rap. I2. Sierzu Brunner, 
DRG. II, S. 287; Amira, Todesſtrafen, Abh. d. Bapr. Akad. d. Wiſſ. 31, S. 147ff.; 
Grimm, RA. 695; Pappenheim, 3Z?RE. 22, 354. 

5) Vgl. L. Burg. 52. Sierzu ſ. oben S. 32. 

) Z. B. Roth. 195. Dal. hierzu Freiſen, Kanon. Eherecht, S. log; Habicht, 
Verlobung, S. 60; Sohm, Trauung, S. 6 u. Anm. II. 

7) Kiut. 120, ſ. oben S. 85. 

Roth. 197/98, Gr. 7: beſonders wegen Surerei und Sexerei. Val. L. Burg. 
34, 3. Sierzu Roſenthal, S. 62ff. 
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und eigenen Ehebruchs!). Vermag der Mann aber gar feine Anklagen 
gegen die Gattin zu beweiſen, dann berechtigt ihre Tat den Gekränkten 
zur Aufhebung der bisherigen Gemeinſchaft und die Frau unterliegt 
obendrein der gebührenden Strafe?). Weben dieſen einſeitigen Schei— 
dungsgründen dürfte wiederum die Löſung der Verbindung durch Über— 
einkunft üblich geweſen ſein. 

Den fränkiſchen Geſetzen mangeln auffälligerweiſe beſtimmte Ehe— 
trennungsvorſchriften. Wie über Erwarten leicht eine Scheidung hier 
jedoch fein mochte“), geht aus der rückhaltloſen Anerkennung der Ver— 
bindung zwiſchen einer verheirateten Frau und ihrem Entführer her— 
vor). Ihr erſter Gemahl beſitzt nur Anſpruch auf des letzteren Wergeld, 
wohl zur Genugtuung. Erſt die unter den Rarolingern mächtig auf: 
ſtrebende Kirche ermöglicht ihm ein Rückforderungsrecht gegen die 
Perſon des Weibes felber?) und ſteuert dadurch ihrer bisherigen Freiheit, 
die eingegangene Verbindung aus bloßem Widerwillen zu löſen. Da— 
gegen beſtand die Vernachläſſigung der Gattin ſicherlich als geſetzlicher 
Scheidungsgrund für fie fort“). Umgekehrt erlangt der Mann dieſelbe 
Trennungsbefugnis, falls feine Gattin ihm nach dem Leben trachtet“). 

Im älteren P. Al. begegnet uns endlich die bisher mehr voraus— 
geſetzte Scheidungsmöglichkeit durch den beiderſeitigen Willen der Ehe— 
gatten ohne nähere Begründung). Über einfeitige Trennungsgründe 
ſchweigt das Recht. Statt deſſen bedroht es böswilliges Verlaſſen der 
Ehefrau mit einem Sühnegeld in Söhe der geſetzlichen Dos“). Selbſt— 
verſtändlich büßt der Gatte obendrein fein Amt als Muntwalt ein und 
muß der Verſchmähten alles Eigentum herausgeben. Wagt er etwas 
davon für ſich zurückzubehalten, dann wird er ihr außerdem noch ſühne— 
pflichtig. 

Die bayriſchen Verordnungen enthalten nur einen einzigen Rechts- 
ſatz (L. Bai. 8, J$), der in unſerem Zuſammenhange wichtig iſt. Er 
ſchreibt dem Ehemann für die grundloſe Verſtoßung feiner Frau eine 
Ehrenbuße an deren Sippe vor. Außerdem muß er das geſamte Be— 
ſitztum des Weibes herausgeben. Nur eine „Freveltat“ der Frau be— 
rechtigt ihn zu einfeitiger Scheidung. Unter dieſem Wamen verbergen 


) Kiut. J30, Gr. 6. Vgl. Weinhold, Deutſche Frauen II®, S. 40 u. Anm. I. 

2) Dpl. Roth. 189, 202/3, 211 /I3; Kiut. 121/22, 130. 

’), Dal. Walter, Deutſche Rechtsgeſch., S 486. Gegen ihn Sohm, Trauung, 
J. 7, Anm. 13. Ferner Grimm, RA. 454. 

1) S. oben S. 95. 

5) Cap. 819, IX, 4. Vgl. L. Fris. add. Sap. 3, 76. Dazu ſ. oben S. 95f.; ferner 
Weinhold, Deutſche Frauen IT, S. Zoff. 

6) Pip. Cap. cap. I7, Bor. I, S. 4]. 

7) Pip. Cap. cap. 5, Bor. I, S. 30. 

P. Al. 3, 2. Vgl. oben S. 64. Ferner Habicht, Verlobung, S. 57; Sohm, 
Trauung, S. §ff. Über den kirchenrechtlichen Einfluß in der jüngeren Cex ſ. oben 
S. I3 f., 24f. 

) P. Al. 3, 3. Vgl. Sabicht, Verlobung, S. 61; Sohm, a. a. G. 
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ſich wahrſcheinlich Sittlichkeitsverbrechen, welche die Frauenehre be— 
flecken, etwa „Ehebruch und was dem Ehebruch gleichſteht“!), ver— 
mutlich Zauberei und Gräberſchändung (vgl. L. Burg. 34, 3). Dem— 
gegenüber billigt das Geſetz dem Weibe keine ähnlichen Rechte zu. Doch 
erinnert die vorhandene Beſtimmung ſo auffällig an den alamanniſchen 
Pactus (3, 3), daß wohl auch deſſen anderweitige Regelung in vielleicht 
etwas abgewandelter Form bei den ſtammverwandten Bayern gegolten 
haben mochte. 

Abgeſehen von einer frieſiſchen Verfügung, welche die eigenwillige 
Eheaufhebung von ſeiten einer Frau verbietet und durch die ganze Art 
und Weiſe, in der es geſchieht, ihren karolingiſchen Einfluß verrät), 
beſitzen die drei niederdeutſchen Stammesrechte der Anglowarnen, 
Frieſen und Sachſen keine weiteren Scheidungsvorſchriften. Um fo 
wertvoller find die älteſten Satzungen der verwandten Angelſachſen. 
3.3. ordnet König Aethelbert an: „Wenn fie mit den Rindern aus— 
ſcheiden will, gebührt ihr das halbe Vermögen“ (79). „Wenn der Ehe— 
mann (fie, die Rinder) behalten will, ein Kindesteil” (80). Beide Be— 
ſtimmungen zeichnen ſich gleich der altalamanniſchen allen ſonſtigen 
gegenüber durch ihre Schlichtheit aus. Der bloße Wille eines Gatten 
genügt, um die Trennung der Verbindung nach Fug und Recht zu be— 
wirken. Im Zuſammenhang mit der vermögensrechtlichen Ausein— 
anderſetzung berührt Aethelbert auch zum erſten Male die Frage nach 
dem Verbleib der Rinder. Ihre endgültige Regelung liegt natürlich 
bei den Eheleuten ſelber. Das königliche Geſetz gibt nur die not— 
wendigſten allgemeinen Richtlinien. 

Es iſt nicht ganz einfach, aus dem mehr oder minder dürftigen 
Quellenmaterial ein leidlich geſichertes Bild der ſüdgermaniſchen Ver— 
hältniſſe zu entwickeln. Nur zu leicht wird hierbei eine ſubjektiv ge— 
färbte Betrachtungsweiſe die Oberhand gewinnen. Mir perſönlich er— 
ſcheint es gerade auf Grund aller bisherigen Unterſuchungen durch— 
aus einleuchtend, daß ſich die Eheſcheidung auch von ſeiten der Frau 
ehemals ſehr viel leichter bewerkſtelligen ließ, als gemeinhin ange— 
nommen wirds). Das völlig eindeutige angelſächſiſche zeugnis glaube 
ich — wie oben betont — um fo eher auf die ſtammverwandten Wieder— 
deutſchen übertragen zu dürfen, weil ihnen gegenteilige Vorſchriften 
fehlen und die älteren Frankengeſetze gleichfalls für die geäußerte Mei— 
nung ſprechen, fo daß offenkundig erſt der wachſende Nircheneinfluß 
hier Wandel ſchuf. Ganz ähnlich liegen die Verhältniſſe bei den Weſt— 
goten. 

Eine eigenartige Miſchung zwiſchen Härte und Milde zeigen hiermit 
verglichen die langobardiſchen Edikte. Bereits unwürdige Behandlung 


Sohm, Trauung, S. 6 (vgl. L. Bai. 8, I. 2). Ferner Habicht, Verlobung, 
S. 61; Weinhold, Deutſche Frauen II?, S. 40 u. Anm. I. 

2) L. Fris. add. Sap. 3, 76 (vgl. auch 3, 77. 78), ſ. oben S. 96. 

) Dal. z. B. Sohm, Trauung, S. öff. 
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oder böſe Katſchläge geben dem Weibe ein geſetzliches Scheidungsrecht 
(Roth. 195 ; Liut. I20), während andererſeits unbegründetes Entlaufen 
einem fremden Manne zuliebe Todesſtrafe bewirken kann (Liut. 121], 
122). Die immerhin allen ſüdgermaniſchen Rechten eigene milde Be— 
urteilung der Frau — wenigſtens ſobald es ſich um Wahrung ihrer Ehre 
handelt — läßt die burgundiſche Schroffheit um ſo lebendiger hervor— 
treten. Da ſich überdies aus der L. Burg. ſelber Argumente für deren 
ſpäteres Entſtehen ergeben, glaube ich, ſie etwa mit den karolingiſch— 
kirchlichen Forderungen auf gleiche Stufe ſtellen zu dürfen. 

Echt germaniſche Haltung zeigen wieder die Schweden. Bei ihnen 
reicht bloßer Widerwille der Gatten zur Ehetrennung aus!). Dieſer 
freigewählten Scheidung ſtellen fie die Verjagung der Frau durch ihren 
Mann um einer anderen willen gegenüber und erheben dafür die hohe 
Buße von 40 Mark). Daneben dürfen wir vorausſichtlich auf Heraus- 
gabe des geſamten Frauengutes ſchließen. 

Sehr eindrucksvoll beſtätigen die weſtnordiſchen Quellen — voran 
die Sagas — die eben gekennzeichneten Grundſätze. Scheidungen geben 
„auffallend gleitig vor ſich, und zwar auch von ſeiten der Frau ...“, 
allerdings „häufig ſind die Fälle nicht; ſchon wirtſchaftliche Erwägungen 
mußten ihnen entgegenſtehen“?). Wiemals vollziehen hier Dritte eine 
Ehetrennung, beſonders nie das Gericht“). Vielmehr pflegt der Schei— 
dungswillige in der Regel unter Zuziebung von Zeugen eine förmliche 
Erklärung über ſeine Abſicht abzugeben in Gegenwart des Gatten oder 
während feiner Abwefenbeit?). Jedesmal fügt ſich der Betroffene ſtill— 
ſchweigend in das Unvermeidliche und ehrt dadurch die Willenskund— 
gebung des anderen. 

Die Urſachen, welche eine Scheidung bewirken, entſprechen im 
großen und ganzen denen der Südgermanen. Für die Frau kommen 
in Betracht: Mißhandlung, meiſt in Form einer Ohrfeige“), Lebens— 
nachſtellung, die ſich auch gegen Sippengenoſſen richten kann!), Impo— 
tenz des Mannes oder bloße Vernachläſſigungd) und ſchließlich irgend— 


1) Grimm, RA. 454, Anm. 1 (zu WGL. Gb. 5, I). 

2) 3. B. Upl. Erf. 6, 3; näheres ſ. Wilda, Strafr., S. 809 u. Anm. 2. 

) Seusler, Wiedererſtehung, S. 164; vgl. auch Rlofe, Diſſ., S. Jöff., 
Maurer, Vorleſ. II, S. 638. Etwas anders Boden, Mutterr. u. Ehe, S. IIo ff., 121. 

) Dal. Schwerin, Islandforſch. 1930, S. 283 u. Anm. Aff. 

5) J. B. Eyrb. I4, 8; Ni. 7, 8 ff.; vgl. L. Vis. III, 6, I. Daneben kommt auch 
formloſes Davongeben vor. Dal. Boden, a. a. G., S. 110; Rraufe, S. 2loff. 

) 3. B. Eyrb. I4, 8; Lax d. 34, 8; vgl. Ciut. 120. Weitere Beifpiele bei Kloſe, 
Diſſ., S. 68, 76 ff.; Schwerin, a. a. O., S. 284. 

7) J. B. Hkr. I, 387; Laxd. Is, 6; vgl. etwa Roth. 195. 

8) J. B. Ni. 8, 4ff. (vgl. aber Boden, Mutterr. u. Ehe, S. II2, Anm. I); 
Gisl. 16; beſonders erſteres ſpricht gegen ein Recht des Mannes, fein Weib gegebenen— 
falls an einen „Jeugungshelfer“ zu verleihen. Vgl. aber Fehr, Rechtsſtellung 
d. Frau, S. 2ff.; Grimm, Weistümer III, S. 42, 48, 70, 311; weinhold, Deutſche 
Frauen II®, S. 41; Schrader, Reallex., S. 691 (Belege für die Germanen fehlen!). 
— Die angeführten Stellen aus den Weistümern gehören bezeichnenderweiſe einer 
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welche anderen Gründe, die den Wert des Gatten in ihren Augen herab— 
ſetzen!). Umgekehrt trennen ſich Männer von ihren Frauen 3. B. wegen 
abſichtlicher Ehrenkränkung oder auch, weil ihnen deren Verwandte 
charakterlich nicht zuſagen?). Für grundloſes Verſtoßen des Weibes 
liegen gleichfalls vereinzelte Beiſpiele vor. Freilich ſetzt ſich der Mann 
hierbei prinzipiell der Rache aus?). Eine wichtige Rolle ſpielt ferner 
Ehezerrüttung überhaupt (Gluma. 16, 2). Dagegen läßt ſich „Wald— 
gang“ als Scheidungsurſache nirgends nachweifen?). 

Wieweit die genannten Gründe geſetzlich anerkannt oder als un— 
zureichend empfunden wurden, läßt ſich meiſt an der nachfolgenden Ver— 
mögensauseinanderſetzung ermeſſen. Saft in jedem Falle verlangt man 
eine Teilung des ehelichen Beſitzes der eingegangenen Güterordnung 
entſprechend, nach der ſich auch die Unterhaltspflichten den Kindern 
gegenüber richten mochten’). Verweigert wird fie im allgemeinen immer 
dort, wo allzu „ſubjektive Bewertung“ den Tatbeſtand entfcbied®). Nur 
ausnahmsweiſe gibt Willkür den Ausſchlag'). Von feiten der Frau 
regelt die Sippe alle vermögensrechtlichen Angelegenheiten, aber meiner 
Meinung nach nicht etwa als Folge der „Bevormundung, der die Frau 
mit dem Ende ihrer Ehe wieder unterworfen iſt“ ), ſondern offenſicht— 
lich um der Forderung mit den Waffen in der Hand gehörigen Nachdruck 
zu verleihen. 

Weſentlich verſchieden find von dieſen Volksbräuchen die Satzungen 
der Grägäs. Sie lehnen ſich merklich an das kanoniſche Recht an und 
entziehen die Scheidung dem Belieben der Gatten zugunſten des Biſchofs. 
Eine ohne ſeine Erlaubnis eingegangene zweite Ehe bewirkt Landesver— 
weiſung und läßt die Kinder des Erbrechtes darben?). Den karolingiſchen 
Vorſchriften reiht ſich ſodann würdig das nun auflebende Kückforde— 
rungsrecht des Mannes feiner entlaufenen Frau gegenüber an!"). 


jüngeren Jeit an; vgl. Tacitus’ Wort (Germ. c. 20) von der „unerſchöpflichen 
Jugendkraft“ der Germanen. Sierzu Seusler, Inſt. II, S. 295. 

) J. B. Racheverſäumnis (Groenl. c. 7); Feigheit (Biarn. IoI, 2); vgl. Shwe- 
rin, Islandforſch., S. 285 ff.; Weinhold, Deutſche Frauen II’, S. 39. 

2) J. B. Ni. 34, J5; Laxd. 35, J3. 

3) J. B. Laxd. 35, 29; vgl. Weinhold, Deutſche Frauen II?, S. 39. 

) Dal. Gisl. 26, 29 u. ö., dazu Seusler, Strafr. d. Isländer-Sagas, S. 175; 
Schwerin, Islandforſch., S. 296, Anm. I; a. M. Maurer, Vorleſ. V, S. 138; 
Rietſchel in Socops Reallexikon J, S. 508. 

5) J. B. Korm. c. I3; Gisl. 9; weitere Beiſpiele Maurer, Vorlef. II, S. Gos ff., 
607 ff. 

) Schwerin, Islandforſch., S. 288 (vgl. Gul. 54; Frost. 9, 19; II, I; 
Kon. 150/42 bei Ehebruch des Weibes). 

J. B. Heid. 98, &ff.; hierzu Schwerin, Islandforſch., S. 297, Anm. 54. 

Schwerin, Zslandforſch., S. 289 nebſt Anm. 65—70o; vgl. auch Boden, 
Mutterr. u. Ehe, S. 5öft., I13 ff. 1 

) Dal. Schwerin, Islandforſch., S. Zoff. Über Ausnahmen vgl. Kon. 
149/;39 ff.; Borg. I, 15. Näheres ſ. Maurer, Island, S. 326 ff.; Vorleſ. II, 
S. 552 ff.; Boden, Mutterr. u. Ehe, S. III u. Anm. I. 

10) Kon. 158/55; Stad. 156/186 ff.; vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 526 ff. 
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Kennzeichnend für die germanifche Eheſcheidung im Norden wie 
im Süden erſcheint nach alledem die Leichtigkeit ihrer Durchführung im 
Gegenſatz zu den Forderungen der Kirche. Allerdings mochte fie ver— 
hältnismäßig ſelten vorkommen). Faßt jedoch einer der Ehegatten 
den Entſchluß, das Zuſammenleben aufzuheben, dann wird er meiſt 
ſogleich in die Tat umgeſetzt. Die einfache Willenserklärung des Be— 
treffenden vor Zeugen reicht bereits dazu aus, falls der Partner nicht 
widerſpricht und die Sache damit vor Gericht gelangt (L. Vis. III, 6, I). 
Gerade dies pflegt aber nach dem Zeugnis der Isländerſaga nicht zu ge— 
ſchehen und kann aus Wahrſcheinlichkeitsgründen auch für die Süd— 
germanen gefolgert werden?). Andererſeits läßt dieſes widerſpruchs— 
loſe Anerkennen der gegenſeitigen Handlungsfreiheit erwarten, daß 
irgendwelche beſonderen Beweggründe den Ausſcheidenden beſtimmen. 
Liegt kein ſolcher Grund vor, dann empfindet der betroffene Gatte das 
Verhalten des anderen als Ehrenkränkung und läßt es — nötigenfalls 
mit Hilfe der Geſetze — nicht ungeſühnt durchgehen. Der Mann ſetzt 
ſich in dieſem Falle der Rache aus oder muß ſich rein vermögensrecht— 
lichen Strafen unterziehen. 

Die Handlungsweiſe der Frau erfährt dagegen wieder jene ſchon beim 
Ehebruch beobachtete zwieſpältige Bewertung. Abgeſehen von den 
offenbar durch kanoniſche Satzungen beeinflußten Rückforderungs— 
anſprüchen des ſchuldlos verlaſſenen Ehemannes büßt die Frau bei den 
Nordgermanen ihr Tun gleichfalls nur mit Eigentumsverluſten. Dieſer 
Regelung ſcheint ſich — dem Schweigen nach zu urteilen — die Mehr— 
heit der Volksrechte anzuſchließen und zwar auffälligerweiſe gerade 
die eigentlich „deutſchen“. Unerbittlich gehen nur die auf römiſchem 
Boden (!) angeſiedelten Stämme vor. D. h. die Weſtgoten tragen 
wenigſtens in alter Zeit noch unverkennbar die nordiſche Haltung zur 
Schau. Ahnliches mag in vielleicht abgeſchwächtem Maße für die Bur- 
gunder gelten, ſo daß mit völliger Sicherheit wiederum allein das an— 
erkannt ſtrenge Langobardenrecht den Gegenpol bildet. 


3. Unebenbürtigkeit 


Als unerläßliche Vorbedingung einer rechtsgültigen Eheſchließung 
lernten wir die „Ebenbürtigkeit“ kennen. Der Name kündet bereits 
an, daß ſie auf eine blutsmäßige Wertung der Gatten hinausläuft. 
Ihre Behrſeite, die raſſiſche Ungleichheit, beherrſcht dementſprechend 
das geſetzliche Eheverbot. Der entſcheidende Gegenſatz zwiſchen beiden 
entzündet ſich an den Begriffen: frei oder unfrei, d. h. mit vollen 
Pflichten und Rechten begabter Volksgenoſſe zu ſein oder rechtloſer 


Pal. Tacitus, Germania, c. 17: „Streng find dortzulande die Ehen.“ 
2) gl. L. Sal. 15, 95; L. Rib. 35, I; P. Al. 3, 2; Aethelb. 79, 80; vgl. auch 
WGL. Gb. 5, I. 
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und damit verantwortungsloſer Sklave. Die Entſtehung dieſer beiden 
ſcharf voneinander getrennten Menſchenſchichten läßt ſich innerhalb 
einer Raſſe am beſten durch Zuchtwabl erklären. Leiſtungsunfähige ge— 
raten in immer ſtärkeren Abſtand von den Tüchtigen und ſinken all— 
mählich in Sörigkeit herab, während nach obenhin „der Adel der nor— 
diſchen Reife ... höchſt 
wahrſcheinlich nur das noch 
engere Ausleſeergebnis“ ge— 
weſen ift!). 

Daneben gibt es aller— 
dings auch Knechte aus 
freiem Geburtsſtande, die 
durch irgendwelche Schick— 
ſalsſchläge dem Sklavenlos 
verfielen ?). In diefen Rah— 
men gehört vor allem die 
Überſchichtung fremder, wo- 
möglich andersraſſiger Völ— 
ker durch landſuchende Er— 
oberer. Sie iſt meiſt darum 
ſo verhängnisvoll, weil ſie 
den Todeskeim der Ver— 
miſchung in ſich birgt. Die 
Folge pflegt für gewöhnlich 
eine Lockerung altherge— 
brachter Zucht und Sitte 
zu ſein, in deren Verlauf 
ſich die Gegenſätze zwiſchen 
Freigeborenen und Rnech— 
ten allmählich verwiſchen Abb. 14. Königin und Dienerin 
durch die ſtändig wachſende Hortus deliciarum, I2. Jahrh. 
Zwifchenftufe der Freige— 
laſſenen. Mag man ihnen 
urſprünglich nur auf Grund ihrer einwandfreien blutsmäßigen Ser- 
kunft gepaart mit perſönlicher Tüchtigkeit beſtimmte Rechte zu 
gebilligt haben, jetzt nimmt man es mit dieſen Forderungen weniger 
genau. 

Der Gang der geſchilderten Entwicklung läßt ſich beſonders deut— 
lich aus den Rechten der gen Süden verſchlagenen Stämme ableſen. 
Gleich die allererſte Beſtimmung des weſtgotiſchen Ehebuches hebt 
das urſprüngliche Heiratsverbot zwiſchen Goten und Römern auf, ſo— 
fern die erſtrebte Verbindung den Forderungen der Ebenbürtigkeit ge— 

) Darré, Bauerntum, S. 370; vgl. auch S. 372, 378 (Führerſchicht). 

J. B. Kriegsgefangene und Strafverknechtete. Dal. auch Tacitus, Ger— 
mania, c. 24. 
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nügt!). Als herkömmliches Gewohnheitsrecht geben ſich dagegen zwei 
weitere Vorſchriften zu erkennen. 3. B. droht einem freien Weibe, das 
ſich mit dem eigenen Knecht verheiratet bzw. vermifcht, der Feuertod. 
Ihr Vermögen gelangt in die Hände der nächſtberechtigten Erben ?). 
Läßt ſich eine freigeborene Frau jedoch mit einem fremden Sklaven 
ein, dann wird ſie — wieder unter Einbuße ihrer Habe — an deſſen 
Herrn verknechtet, falls die zuvor verſuchte Trennung des Paares 
nebſt der angemeſſenen öffentlichen Züchtigung erfolglos blieb und 
auch die Sippe das ehrvergeſſene Weib von ſich ſtieß. 

Der gleichen Strafe unterliegt das entſprechende Verhältnis eines 
Vollfreien zu einer Magds), ferner von Freigelaſſenen zu Sklaven ins— 
geſamt (L. Vis. III, 2,4). Die Kinder derartiger Verbindungen geraten 
ſelbſtverſtändlich auch jedesmal in Rnechtſchaft. Im Anſchluß an dieſe 
Satzungen verordnete Chindaſwinth dann neu: die freien Volks— 
genoſſen böswillig vorgetäuſchte Freiheit von Untergebenen bewirke 
außer einer Sühnung an dem betreffenden Herrn deren tatſächliches 
Freiwerden). Gbendrein dürfen fie alles Vermögen behalten, das 
ihnen anläßlich ihrer Hochzeit geſchenkt oder verſprochen wurde. Vor— 
bedingung bleibt einzig der ordnungsgemäße Nachweis des verübten 
Betruges. 

Weniger klar zeigen ſich die burgundiſchen Beſtimmungen. Auf: 
fällig berührt hier vor allem die ſchon zuvor beobachtete größere 
Strenge gegen Frauen. Verbindet ſich ein Mädchen aus eigenem An— 
triebe mit einem Sklaven, dann „befehlen wir beide zu töten“ (L. Burg. 
35, 2). Zum mindeſten gerät das ſchuldige Weib in die Rnechtſchaft des 
Rönigs, falls die Verwandten feine Beſtrafung verweigern?). „Wenn 
ſich eine Frau jedoch aus freien Stücken .. . einem Liten hingibt, darf 
um dieſe Schmach nicht Klage erhoben werden“ ). Durch diefen Schritt 
begibt fie ſich ſelber ihrer Ehre und darf keine Genugtuung erwarten. 
Der Unterſchied gegenüber ihrer Verbindung mit Sklaven könnte kaum 
ſchärfer fein. Nur letztere gilt offenbar als todeswürdige Ungenoſſen— 
ehe, während Heiraten zwiſchen Volksfreien und Halbfreien anſcheinend 
dem Gutdünken der Partner und ihrer Sippen anheimgeſtellt blieben. 
In weit reicherem Maße trifft dies natürlich für die einzelnen Gruppen 
innerhalb der Freien zu. Wahrſcheinlich in enger Beziehung zu der 
Bodenverfaſſung und damit dem Wergelde gliedern ſie ſich in niedere 


1) L. Vis. III. I, I; vgl. Jeumer, MA. 23, 477 ff., 24, 573 ff. Ferner Röftler, 
Kirchenrechtl. Abh. 51, +4 ff. 
) L. Vis. III, 2, 2; vgl. Brunner, DRG. II, S. 851; Jeumer, WA. 24, 


580 ff. 
3) L. Vis. III. 2, 3; vgl. Jeumer, MA. 23, 455 ff., 24, 592 ff. 
) L. Vis. III, 2, 7; vgl. Jeumer, MA. 23, 596. 
5) L. Burg. 35, 3; vgl. Brunner, DRG. II, S. 851; 3 RG. II, 73. 
6) L. Burg. 33, 5; vgl. oben S. 93. 
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Gemeinfreie (wohl Kleinbauern), höhere Gemeinfreie (wohl Groß— 
bauern) und Adels- oder Führergeſchlechter (Großgrundbeſitzer ?)). 

Freien Männern gegenüber mangeln entſprechende Eheverbote völlig. 
Das Geſetz ahndet nur Gewalthandlungen gegen Mägde (L. Burg. 
33, 3), namentlich Wotzucht (30, I). Der Übeltäter darf ſich mit einer 
Geldbuße löſen, wohl weil ſein Verhalten keine unmittelbare Gefahr 
für die Raſſe heraufbeſchwört. Dies wäre erſt der Fall, wenn man ihm 
erlaubte, mit einer Sklavin rechtlich anerkannte, d. h. eheliche und folg- 
lich erbfähige Kinder zu erzeugen. Sierüber hüllt ſich die Lex jedoch 
in Schweigen, ſo daß wir auf Analogieſchlüſſe angewieſen ſind. 

Ungemein lehrreich find für unſere Frage die langobardiſchen Edikte. 
Sie laſſen mit erſchütternder Deutlichkeit den Rampf des Germanen— 
tums gegen die ſüdländiſche Welt vor unſeren Augen erſtehen. Unter 
König Rotberi bleibt die ungleiche Bewertung zwiſchen langobar— 
diſchem und römiſchem Blut ſtreng gewahrt (vgl. Roth. 194). Sie 
läßt auf das mehr ausnahmsweiſe Vorkommen etwaiger Miſchheiraten 
ſchließen. zwei Generationen ſpäter behandelt fein Wachfolger Liut— 
brand fie aber ſchon als Selbſtverſtändlichkeit (Liut. 127). In dem 
Ringen beider Volkstümer gegeneinander erſcheint ferner die ſoziale 
Frage von außerordentlicher Tragweite. Die Vermiſchung eines freien 
Weibes mit einem Rnecht findet erwartungsgemäß dieſelbe Ahndung 
wie bei Weſtgoten und Burgundern. Der Sklave verwirkt ſein Leben 
und über die ſchamloſe Frau ſitzen ihre Verwandten zu Gericht“). 
Wenn ſich dagegen eine Volksfreie mit einem Haldius verheiratet (Roth. 
216; vgl. Liut. 60), ſinkt fie nur für die Dauer der Ehe in feinen Stand 
herab, desgleichen ihre Rinder, „falls fie nicht in des Vaters Saus 
bleiben mögen“. 

Soweit decken ſich die langobardiſchen Maßnahmen leidlich mit 
den weſtgotiſchen und burgundiſchen. Unerheblich weicht der Rechtsſatz 
ab, daß allein die Kinder aus der Ehe eines Haldius mit einer Magd 
die Rnechtſchaft ihrer Mutter teilen ſollen, während der Vater feine 
perſönliche Freiheit behält). Deſto gefahrbringender erſcheint eine 
andere Verordnung Rotberis (222): „Wenn jemand feine eigene Magd 
heiraten will, ſoll ihm das erlaubt ſein; doch muß er fie zu einer Voll— 
freien, d. h. wurdibora, freilaſſen und zwar in aller Form durch das 
Garethinx.“ Dann erachtet man fie als „rechte Ehefrau“ und die 
gemeinſamen Rinder als „Erben ihres Vaters“ ). 


1) L. Burg. 2, 2; vgl. auch 26, I—5; Jol, I. 2. Sierzu Brunner, DRG. I, 
S. 345 ff.; Ganahl, 32G. 53, 208 ff.; beſ. S. 227 ff.; Seusler, Inſt. I, S. 162; 
Wilda, Strafr., S. 424. 

) Roth. 221, vgl. 193; Kiut. 24; Adelchis I. Hierzu Brunner, DRG. II, 
S. 85 J u. Anm. 9; Beyerle, 35G. 44, 251; eine Kitin büßt die Schande in der 
Regel mit dem Verluſt ihrer Freiheit. 

3) Roth. 219. Vgl. Darré, Bauerntum, S. 372. 

) Roth. 222; Kiut. 66; vgl. Io; hierzu Beyerle, IZ?RE. 44, 252. 


in 
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Blutsmäßig müßte man eine derart getarnte Mißheirat ebenſo 
ſtreng verwerfen wie zwiſchen freigeborenen Frauen und Rnechten. 
Unleugbar haben wir es alſo mit einer aufſehenerregenden Macht— 
erweiterung des Mannes zu tun. Doch halte ich ſie für keine höhere 
Einſchätzung der männlichen Individualität auf Grund einer gereif— 
teren Geiſtigkeit, ſondern für eine Notwehr der bedrängten Lango— 
barden. Ich ſehe darin den Verſuch Rotharis, mittels einer möglichſt 
geringfügigen Aufopferung der blutsmäßig bedingten Standesſchranken 
feine Wation vor dem Untergange zu bewahren. Ihre Selbſtbehaup— 
tung hing allein von ihrer Webrbeftigfeit ab. In die Hände der ver— 
antwortlichen Staatsverteidiger legt der König daher dieſe zwei— 
ſchneidige Waffe. Sie ſollte vermutlich in erſter Linie dem Ausbau des 
Heeres zugutekommen. Dagegen bleibt die Frau als Trägerin der 
raſſiſchen zukunft ihres Stammes nach wie vor gegen minderwertiges 
Blut abgeſchloſſen. Freilich brachten dieſe Maßnahmen den Lango— 
barden keine dauernde Rettung. Wie geſagt betrachtet ſchon Liutbrand 
Miſchehen zwiſchen Langobarden und Römern als etwas ganz Watür— 
liches. In ihrem Gefolge blühen Zuchtloſigkeit und Sittenloſigkeit 
auf und treiben das heimatferne Volk unaufhaltſam in die Verwel— 
ſchung. 

Die politiſch bedingte Ausnahmeſtellung der Langobarden tritt 
um ſo eindrucksvoller zutage, wenn wir die fränkiſchen Regelungen mit 
ihr vergleichen. Selbſtverſtändlich ändern ſie an dem Verfahren gegen 
eine raſſiſch untreue Frau nicht das mindeſte. Sie verfällt wiederum 
der Rnechtſchaft!). Beſonders verdammenswert erſcheint — wie bei 
den Weſtgoten — ihre Ehe mit dem leibeigenen Sklaven. Die Salier 
ſtrafen fie mit Waldgang, einer für die ſüdgermaniſchen Verhältniſſe 
gänzlich ausgefallenen Sühne ?). Die Parallele zwiſchen weſtgotiſchem 
und ſaliſchem Recht zeigt ſich ferner in der gleichartigen Beurteilung 
des Mannes, der eine Magd zur Ehe begehrt. Er gerät ebenfalls in 
Sklaverei“). 

Etwas milder geht die L. Rib. vor. An dem Grundſatz: „die 
Nachkommenſchaft folge ſtets der ärgeren Sand“ (58, II) hält fie wohl 
aus züchteriſchen Prinzipien unverbrüchlich feſt. Doch beläßt ſie min— 
deſtens dem Manne ſeine perſönliche Freiheit, wenn er eine Magd 
höheren Ranges zur Frau nimmt‘). 

Beyerle hat hinſichtlich dieſer Frage die Behauptung aufgeſtellt, 
daß in der älteren Germanenzeit ein freier Mann niemals durch eine 


) L. Sal. I3, 8; 25, 6; c. IX, 3; L. Rib. 58, II, 16; vgl. auch 58, 18. Dazu ſ. 
oben S. I2. 

2) L. Sal. 70 (vgl. L. Vis. III, 2, 2); hierzu Geffcken, L. Sal. S. 235 ff. mit 
weiteren Schrifttums- Angaben. 

) L. Sal. I3, 9; 25, 5, cap. IX, 3; cap. Pic. c. I3; Boretius I, S. 41 (vgl. 
L. Vis. III, 2, 3); hierzu Röftler, 3Z?RE. 29, 105. 

) L. Rib. 58, I4, II; vgl. 15 (vgl. auch Roth. 219). 
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unebenbürtige Heirat der Rnechtſchaft verfallen konnte!). Er ſucht 
in dieſer abſoluten Gleichſtellung der Geſchlechter eine kirchliche, ſpeziell 
karolingiſche Machenſchaft mit der Tendenz, bereits geſchloſſene Ehen 
ſelbſt um den Preis der Freiheit eines Teiles aufrecht zu erhalten. Das 
ſcheint mir jedoch ſchwerlich zuzutreffen. Abgeſehen davon, daß ſich die 
angeführten ſaliſchen und ribuariſchen Beſtimmungen keineswegs als 
Neuerung im kanoniſchen Sinne nachweiſen laſſen, ſpricht ein Kapi— 
tular freilich ſchon Pippins offen dagegen?). Von einer Tendenz, die 
Unauflöslichkeit der eingegangenen Verbindung zu propagieren, kann 
ihm zufolge nicht die Rede ſein. Außerdem bezweckt nicht erſt die chriſt— 
liche Ehe, ſondern längſt ſchon die bäuerlich-germaniſche einen Dauer— 
zuſtand. 

Ferner bewegt mich vor allem die überraſchende Gleichartigkeit der 
L. Sal. mit der L. Vis. dazu, Beyerles Behauptung abzulehnen. Sie 
iſt um fo eigenartiger, weil ſich hier das älteſte oft- und weſtgermaniſche 
Volksrecht zu einer gemeinſamen Grundhaltung bekennen, die doch 
wohl nur aus dem Urgermanentum ſelber herrühren kann!). Die un— 
zweifelhaft jüngere L. Rib. ſucht bereits deren Härten abzuſchwächen 
und trachtet danach, dem reinblütigeren Gatten die perſönliche Freiheit 
zu erhalten. 

Woch eine Frage müſſen wir hier berühren, welche die Franken 
in engere Beziehung zu Weſtgoten, Burgundern und Langobarden 
bringt: ihre Einſtellung zu den Römern. Während ſich jene Stämme 
— gänzlich losgelöft vom Seimatboden — immer ſpürbarer den fremden 
Einflüſſen öffnen, ſcheint dies bei den Franken zunächſt weniger der 
Fall zu ſein. Ihre ſozialen Schranken verhindern eine tiefergreifende 
Vermiſchung; denn daß man die Römer dem Litenſtande eingliederte 
läßt ſich auf Grund der Bußtaxen kaum ernſtlich bezweifeln“). 

Das ältere Alamannenrecht weiſt bei feiner ſozialen Einteilung der Be- 
völkerung bemerkenswerte Ahnlichkeit mit derjenigen der burgundiſchen 
Wachbarn auf“). Die etwa hundert Jahre jüngere L. Al. kennt da— 
gegen die dort enthaltenen feinen Unterſchiede zwiſchen den Volksfreien 
kaum mehr (3. B. L. Al. 60, 1). Auch darin erinnert der Pactus 
an die burgundiſchen Geſetze, daß er Mißheiraten freier Männer nicht 
ausdrücklich verbietet. Vermutlich will er vor allem die gefährlicheren 
Verbindungen hochwertiger Frauen mit Wiederraſſigen anprangern. 

1) Beyerle, J RG. 44, 252 ff. 

2) Cap. Pic. c. 6; Boretius I, S. 30 (vgl. L. Vis. III; 2, 7). 

) Dal. Ficker, Unterſ. I, SS 66, 96, 98. 

4%) Vgl. beſ. L. Sal. 41, I. 6 mit 3. 5; 42, 2 Cap. 4, I; desgl. 14, 2. 3; 32, II, 
39, 3; L. Rib. 36, 3. Sierzu Geffden, L. Sal. S. 163 gegen Brunner, DRG. 
II, S. 614; vol. auch Vinogradoff, J RG. 23, 159. 

5) Dal. Brunner, DRG. I, S. 344 ff. Auch Ganahl, 35 RG. 53, beſ. S. 220; 
Vinogradoff, a. a. O., S. 177 ff. 

„ Vgl. hierzu Subers Ausführungen, Schweiz. PrivR. IV, S. 281 ff.; 
Brunner, DRG. I, S. 369 ff. 
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Ihre Eingehung ſtrafen die Alamannen freilich weitaus milder als die 
Burgunder. Sie geſtatten nämlich dem betörten Weibe, innerhalb von 
drei Jahren die Ehegemeinſchaft aufzulöfen und in die Sippe zurück— 
zukehren. Erſt wenn dieſe Friſt ungenutzt verſtreicht, können weder 
der Herzog, noch der Graf, noch die Volksverſammlung das Sklavenlos 
von der Ehrvergeſſenen wenden!). „Wenn fie dort aber Söhne oder 
Töchter gebar, ... beſitzen dieſe nicht das Recht fortzugehen.“ 


Außerordentlich wichtig find in dieſem Zuſammenhange die bay- 
riſchen Satzungen. Mißheiraten freier Frauen erſcheinen hier inſofern 
unmöglich, weil ſchon einmalige Vermiſchung mit einem Knecht die 
Auslieferung des Frevlers an die Rächer nach ſich ziebt?). Aber auch 
Ungenoſſenehen freigeborener Männer mit Mägden darben der Voll— 
gültigkeit. Die ihnen entſproſſenen Rinder „empfangen kein Erbe 
neben den Brüdern“), weil ihre Mutter niemals „echte Ehefrau“ wer— 
den kann. Im Einklang mit den bisher beobachteten Volksrechten 
glaube ich daher, dieſen Grundſatz auch für die den Bayern nabver- 
wandten Alamannen in Anſpruch nehmen zu dürfen. Sinſichtlich der 
ſozialen Schichtung der Bayern verdient die Einheitlichkeit des freien 
Bauernſtandes Beachtung. Über ihn erheben ſich nur ſechs Adelsge— 
ſchlechter, darunter das herzogliche der Agilolfinger ). 


Die gleiche Einteilung der Bevölkerung in Adel, Volksfreie, Liten 
und Sklaven herrſcht vermutlich bei den Thüringerns). Ein abſolutes 
Heiratsverbot, d. h. zum mindeſtens die Erbunfähigkeit der Kinder, 
ſcheint aber wiederum allein Unfreien gegenüber wirkſam zu fein (vgl. 
L. Thur. 56). 


Die Frieſen nennen überhaupt nur drei Volksſchichten, bezeich— 
nenderweiſe: die ethelinga, frilinga und letslachte “), während die Sklaven 
vollkommen übergangen werden. Von ihnen ſtehen ſich Adel und Voll— 


') L. Al. 60, 2. Einer Freigelaſſenen gewährt man keine ähnliche Verguͤnſti— 
gung. Sie Bat ihre frühere Stellung ein für allemal verſcherzt (60, I). 

2) L. Bai. 8, 9; vgl. oben S. 95. 

L. Bai 15, 9. Der Sinweis des Herausgebers (S. 428, Anm. 2): dieſes 
Geſetz entſtamme der Rircenlebre vgl. Brunner, 3?RE. 23, 202; Wilda, 3. f. 
dt. R. u. dt. Rechtswiſſ. 15, 288 ff.; Wolff, Mitt. 17, 382; Jeumer, NA. 26, 100) 
erſcheint mir an den weſtgotiſchen und fränkiſchen Beſtimmungen gemeſſen verfehlt. 
Ihnen ſchließen ſich die langobaͤrdiſchen an, wenn auch mit der politiſch bedingten 
Ausnahme (ſ. oben S. 129f.). 

L. Bal. 3, I; näheres vgl. u. a. bei Vinogradoff, 3 RG. 23, 177 ff. 

5) Dal. L. Thur. I, 2, 3ff.; 43. Sierzu Brunner, DRG. I, S. 147, 346; 
3G. 19, 7 ff., 23, 250 ff.; Dahn, Tbüringe, S. 87 ff.; Ga upp, Das alte Geſetz 
d. Thür., S. 31 ff.; Schröder, RG. S. 225; Vinogradoff, 3G. 23, looff. 

gl. Brunner, DRG. I, S. 36 u. Anm. 4; 3G. 19, 92 über die frieſiſchen 
Bußtaren (beſ. Tit. I—3); Derſ., DRG. I, S. 338 u. Anm. 22— 24; vgl. Vino: 
gradoff, a. a. O., S. I89; vgl. auch die Aufzählung der ſächſ. Stände bei Nithard: 
edhilingi, rilingi und lazzi; vgl. Brunner, DRG. I, S. 136, Anm. 13; 338, 346 ff. 
u. Anm. 29. 
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freie offenbar beſonders nahe; denn das Rechtsbuch befaßt ſich einzig 
mit der Mißheirat einer Freigeborenen und eines Liten. Ging jene 
die Ehe in gutem Glauben an die Ebenbürtigkeit ihres Mannes ein 
und kann ſie mit fünf Eideshelfern beſchwören, „daß ſie keinen Umgang 
mehr mit ihm hatte, feit fie erfuhr, er ſei Lite, ſo bleibe ſie frei, des— 
gleichen die Rinder, die fie gebar“ (L. Fris. 6, I). Vermag fie den Eid 
nicht zu leiſten: „trete fie ſamt ihrer NWachkommenſchaft in die Wergeld— 
ſtufe ihres Gatten ein“ (6,2; vgl. Roth. 216). Ob freien Männern 
gegenüber ähnliche Vorſchriften galten, bleibt ungewiß. 

Die Grundſätze der Sachſen fallen völlig aus dem Rahmen der bis— 
herigen Beſtimmungen. Charakteriſtiſch iſt für ſie die den Germanen 
ſonſt unbekannte kaſtenartige Abſchließung der einzelnen Schichten !). 
Beſonders der Adel hat eine Serrſchaftsſtellung inne, die ſich mit dem 
Wefen germaniſcher Volksfreiheit ſchlecht in Einklang bringen läßt. 
Das bezeugt z. B. ſein wohl ſechsfach höheres Wergeld gegenüber dem 
der Frilinge ?). Ferner betrachtet es die Lex als durchaus gebräuchlich, 
daß jene „unter dem Schutze irgendeines Vornehmen“ fteben?). Der 
freie Bauernſtand ſcheint demnach merklich den Liten angenähert, 
um fo mehr, da dieſe gleichfalls kriegsdienſtpflichtig ſind“). Voraus- 
ſichtlich findet dieſes eigenartig ſchroffe Sozialproblem feine Klärung 
in der Annahme, daß die ſächſiſche Ständebildung auf eine ethnolo— 
giſche Überlagerung der Eingeſeſſenen, durch eine Erobererſchicht zu— 
rückgehe )). 

Das große Geheimnis des ſächſiſchen Erfolges aber beruht auf der 
planmäßigen Abſchließung der neuen Herren von der Maſſe des übrigen 
Volkes. Wohl kein anderer Stamm hat ſein Blut auf die Dauer gleich 
unerbittlich vor Vermiſchung bewahrt. Todesſtrafe bedrohte nicht nur 
die Adligen ſelber und ihre Mitſchuldigen, ſondern unterſchiedslos alle 

Vgl. hierzu Brunner, Z’RE. 19, goff.; Cintzel, Die Stände d. Volks— 
rechte, S. Jo! (beſprochen von Beperle, 3 RG. 54, 292 ff.); Schröder, 35G. 24, 
347 ff.; wittich, 3?RG. 22, 264 ff. 

2) Vgl. L. Sax. I4: 1440 Sol. (Adel); L. Rib. 36, 4: 240 Sol. (advena Sax.); 
L. Sax. 16: 120 Sol. (Cite). Vgl. hierzu Cintzel, 3Z’RE. 52, 297, Die Stände d. 
Volksrechte, S. 23 ff.; aber auch Brunner, DRG. I, S. 338, 35G. 19, goff.; 
Vinogradoff, IZ’RE. 23, 184; Schröder, RG. I, S. 354, Anm. 30. 

) L. Sax. 64; vgl. Brunner, 3G. 19, 102; Cintzel, Die Stände d. Volks- 
rechte, S. SI ff. 

Vgl. den Stellinga-Aufſtand, hierzu Cintzel, Die Stände d. Volksrechte, 
J. 65 Anm. 5), 92.5; auch Brunner, DRG. I, S. 356. 

5) Für die teilweiſe Unterwerfung der Thüringer ſteht dieſer Vorgang geſchicht— 
lich feſt: Wid. Gesta Sax. I, c. 3 ff.; vgl. Bremer, Ethnographie, SS 148, 15]; 
Kingel, Die Stände d. Volksrechte, S. 63 ff. nebſt Anmerkungen u. S. os ff.; 
Stobbe, Die Stände des Sſp., S I, S. 31 ff. (3. f. dt. R., Bd. 15) Weckel, Braunes 
Beiträge 4], 390ff.; Kultur der alt. Germ., S. 36. Desgleichen ſpricht die Cand— 
nahme der vereinigten Sachſen, Angeln und Jüten in Britannien ſchwerwiegend 
dafür. Vgl. Ine 70, Aethelſt. 6; 8, 2 u. a. mit Leg. Hen. 76, 3; 69, 2; 70 u. a.; 
hierzu Brunner, DRG. I, S. 348, Anm. 36; Kingel, 35G. 52, 297 ff.; Wilda, 
Strafr., S. 355. 
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Mißächter irgendwelcher Standesgrenzen!). Erſt in der Zeit nach er— 
folgter Bekehrung ſchwächen ſich hauptſächlich unter fränkiſch-kirch⸗ 
lichem Einfluß dieſe Gegenſätze ab ). 

Überſchauen wir noch einmal die Beſtimmungen der Volksrechte. 
Weſtgoten, Langobarden (mit einer genau vorgeſchriebenen Ausnahme), 
Franken, Bayern und Sachſen verwerfen Mißheiraten zwiſchen Freien 
und Unfreien — um an dieſer grundlegenden Zweiteilung feſtzuhalten — 
und verſagen den Rindern folglich jegliche Teilhaberſchaft am Volks— 
vermögen kraft eines Erbrechtes. Im ungewiſſen laſſen uns über 
dieſen Punkt, mindeſtens falls der Vater freigeboren iſt, Burgunder, 
Alamannen, Thüringer und Frieſen. Davon ſchließen ſich die Alaman— 
nen auf Grund ihrer Stammverwandtſchaft mit den Bayern wohl enger 
an deren Haltung an. Die Frieſen bewerten ſchon die Ehe einer voll— 
freien Frau mit einem Liten als groben Mißbrauch. Wenn ſich auch 
Gleiches hinſichtlich eines freien Mannes bezweifeln ließe, ſo gibt dieſe 
Einſchätzung doch wenigſtens der Vermutung Raum, feine mit einer 
Sklavin erzeugten Rinder für erbunfähig oder minderberechtet anzu— 
ſehen. Ähnliches mag für die Thüringer gelten, die ja ethnologiſch zu 
den ingwäoniſchen Frieſen, Sachſen und Angelſachſen gehören und 
deren Recht andererſeits vielfach an das fränkiſche erinnert. Wach alle— 
dem möchte ich die prinzipiell gleichartige Einſtellung der Burgunder 
um jo weniger bezweifeln, da gerade für fie Analogieſchlüſſe von den 
ebenfalls auf römiſchem Boden angeſiedelten Stämmen — inſonderheit 
den oſtgermaniſchen — ſchwer ins Gewicht fallen. 

Die bisher mehrmals beobachtete vierfache Unterteilung der Be— 
völkerung begegnet uns bei den Schweden wieder?). Beſondere Vor— 
rechte ſcheint der Adel den Volksfreien gegenüber hier jedoch nicht be— 
ſeſſen zu haben. Dagegen zeigen namentlich die Gotländer die Tendenz, 
Ausländer nicht den Einheimiſchen gleich zu achten). Allerdings geht 
die Bewertung nicht ſo weit, um als Ehehindernis in Betracht zu 
kommen (Gutal. I5, 3. 4). Eigenartig erſcheint nach erfolgter Miſch— 
heirat jedoch das Beharren jedes Gatten in ſeinem Geburtsrecht, wäh— 
rend die Kinder ſtets „ihren Vatermagen in das Wergeld folgen”). 

Weniger einheitlich zeigen ſich die norwegiſchen Geburtsſtände. 
Die grundſätzliche Gliederung in: „Knecht, Bauer und Jarl“ (— 
Fürſt)s) hat ſich bereits mehrfach aufgeſpalten. Wicht allein zwiſchen 


Rud. Fuld. Transl. S. Alex. c. I ff. (MG. SS. II, 675); vgl. hierzu Brun- 
ner, DRG. I, S. 347 u. Anm. 30; Cintzel, 3 RG. 52, 313 ff.; Die Stände der Volks- 
rechte, S. 80 ff.; Schröder, Z’RE. 24, 349; Vinogradoff, I’RE. 23, 187. 

2) Vgl. Sſp. I, 3, II, I2, III, 30; vgl. Cintzel, Die Stände d. Volksrechte, 
S. 106. 

) Dal. Adam v. Bremen, Hist. eccl. I, 5; Tacitus, Germania, c. 44; dazu 
Grimm, R. A. 227; Wilda, Strafr., S. Zoff. 

4) Gutal. JS, I2; 16, I2 (vgl. 20, 5 u. ÖGI. Db. 17, 2). 

5) Vgl. Roth. 218. 

) Riglula, Thule II, S. I13 ff. 


Unebenbürtigkeit 135 


Unfreie und anſäſſige Bauern ſchieben ſich die Freigelaſſenen ein, ſelbſt 
dieſe ſtaffeln ſich noch in höhere und geringere). Die Zugehörigkeit zu 
beiden Gruppen vererbt ſich durch drei Generationen hindurch, ſo daß 
der Urenkelſohn eines niederen Halbfreien zum höheren aufrückt und 
deſſen Urenkelſohn zum Vollfreien. 

Unter den anſäſſigen Bauern begegnen wir einer ähnlichen Auf— 
ſpaltung in den einfachen Bauern und den „Stammgutbeſitzer oder 
Odalsmann“ 2). Zu letzteren gehören ſolche Bauern, deren Grund und 
Boden „bereits eine beſtimmte Reihe von Generationen hindurch in 
einer und derſelben Familie in gerade abſteigender Linie vererbt worden 
iſt, und . . . auch für die zukunft in gewiſſer Weiſe an eben dieſe Familie 
gebunden iſt“?). Wicht die Quantität des vorhandenen Kapitals ent- 
ſcheidet über die Zugehörigkeit zu dieſer Gruppe; desgleichen nicht „die 
Qualifikation der einzelnen Perſon, ſondern die Qualifikation der ge— 
ſamten Familie“). Doch kann ſich die Zahl der Gdalgeſchlechter unter 
gewiſſen Vorausſetzungen ähnlich ſelbſttätig ergänzen wie die Bauern— 
ſchicht durch das Nachrücken der Freigelaſſenen. 

Ahnlich unterteilen die Norweger ihren Adel, der ſich urſprünglich 
aus einer Reihe gleichwertiger Führergeſchlechter zuſammenſetzen 
mochte, die an der Spitze eines Bezirkes, Gaues oder Landes ftanden?). 

Einfacher erweiſt ſich die ſtändiſche Gliederung im isländiſchen 
Bauernfreiſtaat. Schon die Einwanderung wie auch die abweichenden 
Wirtſchaftsverhältniſſe hinderten hier das „Aufkommen eines Stamm— 
güterrechtes“ zugunſten größerer Einheitlichkeit“). 3. B. gibt es nur 
eine Klaſſe von Freigelaſſenen, die anſcheinend den Volksfreien gleich— 
ſtehen. Dieſe wiederum ſind mit mehr oder weniger Rechten ausge— 
ſtattet, je nachdem ob ſie ſelbſtändig wirtſchaften oder nicht. Trotz der 
teilweiſe berühmten Stammbäume findet ſich aber keine Spur irgend— 
welcher Adelsprivilegien!). Bei Wergeldforderungen richten ſich die 
Bußen nach dem Anſehen und der Achtung, die der Erſchlagene und 
feine Sippe beim Volk genießen“). 

Mit welcher Genauigkeit die isländiſchen Bauern nach ehrenvollen 
Heiraten trachten, lehrt im übrigen das durchgängig geforderte „iafn— 
raedi‘‘®). Wenn daher das jüngere Geſetzesrecht dem Manne erlaubt, 
ſich eine Sklavin zur Ehefrau zu kaufen (Stad. J61 Igo), während 


1) Vgl. Maurer, Vorleſ. I, S. J07—21. 

Allen Wichtanſäſſigen beider Gruppen weiſen die Frost. den geringeren Stand 
der fon. rekbegn an (4, 49. 53; 10, 35. 41. 46; 13, 5), das find wohl Gefolgen. 
3) Maurer, Vorleſ. I, S. 127; vgl. Gul. 185, 200; Frost. I4, 7. 

4) maurer, Vorleſ. I, S. 134. 
5) Näheres ſ. Maurer, Vorleſ. I, S. 135 ff. 
6) Vgl. Maurer, Vorleſ. I, S. 129; Island, S. 145 ff.; wilda, Strafr., 
342. 
7) Vgl. Maurer, Island, S. 147 ff., I52 ff. 
Vgl. Maurer, Island, S. 153; wilda, Strafr., S. 368 ff. 
9) Vgl. oben S. I7f. 
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umgekehrt Rinder aus Ungenoſſenehen freier Frauen erbunfäbig 
bleiben!), dann bedeutet dies eine ſcharfe Abkehr von den urſprüng— 
lichen Grundſätzen. Das ältere Recht geſtattet nämlich höchſtens den 
eigenmächtigen Sklavinnenkauf „zu außerehelichem Geſchlechts— 
verkehr“ (Kon. II2 lo). Um ein derartiges Ronkubinatsverhältnis 
in vollgültige Ehe zu wandeln, bedurfte der Mann der Einwilligung 
der geſetzgebenden Volksverſammlung. Sie überwachte alſo wie bei 
den Langobarden die Reinerhaltung des Blutes. 

Wie die verſuchte Quellenbehandlung ergibt, ſteht im Brennpunkt 
des germaniſchen Sippenrechtes die Frage nach dem Blut. Einander 
ebenbürtig heißen diejenigen, von denen man auf Grund ihrer ein— 
wandfreien Abſtammung ähnlich gute Leiſtungen erwarten darf. 
Wichts ſcheut der Germane ärger als die Einmiſchung untüchtiger 
Elemente in altbewährte Geſchlechter. Wer dieſes Gebot der Ehre un— 
eingedenk ſeiner Verantwortung übertritt, entwürdigt ſich ſelbſt und 
verfällt ſtrenger Strafe. Ehemals mochte ſie Männern wie Frauen 
gegenüber in der Ausſtoßung aus der Volksgemeinſchaft beſtehen, ſei 
es in Form von Friedloſigkeit, Tod oder Rnechtſchaft?). 

Wohl erſt eine ſpätere Zeit ſuchte alle irgend vermeidbaren Härten 
abzuſchleifen, vielleicht mit deswegen, weil das Übel überhandzu— 
nehmen drohte und die einſtige Strenge auf die Dauer undurchführbar 
erſchien. Jedenfalls konnte es nun nicht ausbleiben, daß die größere 
Milde vorwiegend dem Manne zugute kam. Sein Verhalten gefähr— 
dete ja nicht unmittelbar das Blut ſelber, während eine Frau ſchon bei 
einmaliger Unkeuſchheit mit Minderraſſigen wenigſtens für die nächſte 
Geburt zur Reinzucht untauglich wirds). Der aufſtrebende Indivi— 
dualismus ſtellte daher zunächſt auch nur dem Manne die Gatten— 
wahl völlig frei (Stad. IHL/I9O), bis die mehr oder minder gelun— 
gene Emanzipation des Weibes die letzten Bande planvoller Ausleſe 
ſprengte. 

Erleichtert wurde dieſe Entwicklung ohne Zweifel durch die Ein— 
ſchaltung des Freigelaſſenenſtandes zwiſchen die alteingeſeſſenen Volks— 
ſippen und ihre Hörigen !). Das heißt, eine kaſtenartige Abſperrung hat 
ihnen gegenüber ſchwerlich beſtanden. Das bezeugt vielleicht am beſten 
ihr allmähliches Aufrücken unter die Vollfreien nach norwegiſchem 
Recht. Dieſe Maßnahme bedeutet kein Abweichen von den raſſiſchen 
Forderungen; denn vermochten Freigelaſſene unter den dortigen ſchwie— 
rigen Bodenverhältniſſen die ihnen verliehene Selbſtändigkeit durch 
ſechs Generationen hindurch zu behaupten, dann bewieſen ſie damit 
offenbar ihre Tauglichkeit, in die freie Volksgenoſſenſchaft aufgenom— 
men zu werden. 


Kon. IIS 224; Stad. 59/68 ; vgl. aber auch Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 22 ff. 
Vgl. beſ. Weſtgoten, Salier und Sachſen. 

) S. oben S. 38, loof. 

gl. Brunner, DRG. I., S. I42; ſ. auch oben S. J26f. 
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Andererſeits bringen natürlich Volk und Führer den Mitgliedern 
bewährter Geſchlechter von vornherein beſonderes Vertrauen ent— 
gegen !). Aber „eine weſentliche Vorausſetzung der Rönigswürde hat 
die adelige Abſtammung, ſo ſchwer ſie dabei ins Gewicht fiel, nicht ge— 
bildet, da die Wahl des Volkes gültig war, auch wenn ſie einen Wicht— 
adeligen traf“). Wohl das berühmteſte Beiſpiel dieſer Art iſt die Er— 
hebung des Freibauern Witiges zum Könige der Gſtgoten. Sie be- 
zeugt die rückhaltloſe Wertſchätzung perſönlicher Tüchtigkeit, die dem 
Geſchlechterſtolz keinen Abbruch tut, ſolange er nicht zu Dünkel ent— 
artet und der beſſeren Fähigkeit die Anerkennung verſagt. 


4. Weitere Ehetrennungsgründe 


Weben der Unebenbürtigkeit erwähnen die germanifchen Rechts— 
quellen noch die Blutſchande als Ehehinderungsgrund. Doch laſſen ſich 
derartige Beſtimmungen wohl ausnahmslos aus kanoniſchen Sat— 
zungen herleiten. Den Weſtgoten unterſagt beiſpielsweiſe Chinda— 
ſwinth Verbindungen mit Abkömmlingen von Vater und Mutter, 
Großeltern „oder gar Verwandten der Gattin, ferner mit der Braut 
bzw. Witwe des Vaters (Stiefmutter) oder auch derjenigen anderer An— 
gehöriger ... bis zum ſechſten Verwandtſchaftsgrade“ ?). Ausnahmen 
bilden allein ſolche Heiraten, zu denen der König feine Erlaubnis gibt. 

Zuwiderhandlungen werden mit Trennung des Paares, Ver— 
mögensverluſt und Einlieferung ins Kloſter bedroht. Desgleichen ver- 
bietet Kekkesſwinth nachdrücklich Heiraten mit gottgeweihten Frauen)). 
Dennoch bricht gerade hier unverkennbar germaniſche Denkart durch. 
Entgegen der römiſch-kirchlichen Auffaſſung erklärt nämlich der Rönig 
Kinder aus ſolchen Verbindungen für frei von üblem Ruf und räumt 
ihnen ſogar volles Erbrecht ein: „wenn Wachkommenſchaft aus einer 
früheren Ehe fehlt“. 

Die L. Burg. drückt ſich unbeſtimmter aus. Sie bezeichnet den 
Geſchlechtsverkehr „mit feiner Verwandten oder der Schweſter der 
eigenen Gattin“ als blutſchänderiſche Unzucht). Möglicherweiſe reicht 
hier das Eheverbot gleich weit. Die Beſtrafung der Schuldigen weicht 
jedoch erheblich von der weſtgotiſchen ab. Der überführte Mann muß 
außer der üblichen Buße ſein Wergeld an den nächſten Erben des 
Weibes entrichten, während die unkeuſche Frau ſogar in Rnechtſchaft 
gerät (vgl. L. Burg. 35, 3). 

gl. Tacitus, Germania, c. J3. 

2) Brunner, DRG. I, S. 139 u. Anm. 28. 

L. Vis. III, 5, I (= 3. gleicher Verwandtſchaftsgrad). Vgl. hierzu Brunner, 
DRG. II, S. 858; Ficker, Unterſ. I, $ 321; Wilda, Strafr., S. 857 u. Anm. 4; 
Jeumer, WA. 23, Jo4f.; 24, 614. 

) L. Vis. III, 5, 2; vgl. Jeumer, MA. 23, IIof.; 24, 614f. 

) L. Burg. 36; vgl. Brunner, DRG. II, S. 858; Wilda, a. a. OG., S. 854 
u. Anm. 4. 
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Ungleich milder verfahren die Langobarden. YIur dreierlei Ehen 
kennzeichnet Rothari (185) als blutſchänderiſch: diejenige mit der 
Stiefmutter, Stieftochter oder Schwägerin, „welche des Bruders Frau 
war“. Liutbrand (32) fügt hinzu: „desgleichen die Schweſter der 
Gattin“. Abkömmlinge derartiger Verbindungen entkleidet er jeg— 
licher Erbberechtigung, ſelbſt nach den entfernteſten Sippengenoſſen. 
Die Schuldigen ereilt außer der Trennung voneinander jedoch nur 
eine Geldſühne (Roth. 185). 

Der wachſende Einfluß der Kirche macht ſich dann in zwei weiteren 
Neuerungen Liutbrands bemerkbar. Sie dehnen das Seiratsverbot 
auf entferntere Schwägerſchaft und wegen „geiſtlicher Verwandtſchaft“ 
ſogar auf die Patenſchaft aus!). 

Von ähnlichem Geiſte ſind die fränkiſchen Verfügungen beſeelt. 
Ein Zuſatz zur L. Sal. brandmarkt Ehen mit Geſchwiſter- und Nach⸗ 
geſchwiſtertöchtern, ſowie mit der Bruderfrau oder der Gattin des 
Gheims als blutſchänderiſch und verflucht die ihnen entſproſſenen 
Kinder?). Die Bapitularien der Merowinger und Rerolinger gebieten 
ergänzend, derartige Verbindungen bis zum dritten Verwandtſchafts— 
grade unnachſichtig zu trennen. „Im vierten dagegen ... wollen wir 
fie nicht ſcheiden, ſondern erlegen ihnen eine Buße auf“). 

Die Kibuarier (69, 2) ſtellen Blutſchande auf gleiche Stufe mit 
Verwandtenmord und ordnen an, daß der Betreffende „der Friedloſig— 
keit verfalle und ſein geſamtes Vermögen an den Fiskus verliere“. 
Wie weit das Eheverbot im einzelnen reichen mochte, läßt ſich kaum 
mit Sicherheit ſagen. Mir perſönlich erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, 
es unter Umſtänden in engeren Grenzen zu ſuchen als das ſaliſche. 

Eine derartige Beſchränkung weiſen nämlich die beiden anderen 
oberdeutſchen Stammesrechte auf. Sie unterſagen übereinſtimmend, 
die Schwiegermutter oder tochter, Stieftochter oder mutter, Wichte 
(Bruder- wie Schweſtertochter) bzw. Schwägerin (Bruderfrau wie 
Schweſter der Gattin) zu heiraten. Desgleichen „dürfen ſich Bruder— 
und Schweſterkinder untereinander keinesfalls zu Ehebündniſſen er— 
kühnen !“). Widerſätzlichkeiten werden mit Trennung und Dermögens- 
verluſt geahndet. Perſonen geringeren Standes büßen ſogar ihre 
Freiheit ein“). 

Wohl karolingiſchem Einfluß verdanken die frieſiſchen Vorſchriften 
ihre Entſtehung. Bei unerlaubten Heiraten ordnen fie Scheidung 


) Kiut. 33, 34; vgl. Wilda, Strafr., S. 556f. 

L. Sal. I3, 9 II; Schrifttum hierzu vgl. bei Geffeken, L. Sal. S. 122. 

) Decr. Pip. Cap. I, Bor. I, S. 40; vgl. Decr. Child. II, C. II (Bor., S. 15); 
Pip. C. I (S. 31); C. XXII, XVIII (S. 41); Car. Magn. C. III (S. 143); vgl. 
Brunner, DRG. II, S. 857 (Anm. 55); Wilda, Strafr., S. 855ff. 

1) L. Al. 39; L. Bai. 7, I ( 2. gl. Verw.⸗Grad); vgl. Roth. 185. 

L. Al. 39; L. Bai. 7, 2.3; vgl. hierzu Brunner, Berl. Sitz. Ber. Joo], S. 955; 
Roth, Entſtehung d. L. Bai., S. 71; Jeumer, MA. 23, lock f., IIof. 
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an. Jedoch erſt wenn die Getrennten abermals zuſammenkommen, 
fordert das Geſetz von jedem die Entrichtung feines Wergeldes !). Die 
anfängliche Strafloſigkeit ſcheint demnach auf die Beurteilung des Ge— 
ſchehenen durch die Frieſen ſelber hinzuweiſen, während der allgemein— 
gehaltene Ausdruck „unerlaubte Heirat“ vermutlich der fränkiſch-kirch— 
lichen Gradberechnung gleichkommt. 

Überraſchend milde zeigt ſich die ſonſt auffallend ſchroffe Cap. de 
Part. Sax. Sie belegt verbotene Ehen nur mit dem für die einzelnen 
Stände verſchieden hohen Rönigsbann?, ohne eine Trennung der Ver— 
heirateten anzuordnen. Damit beweiſt ſie, wie fremd der überſteigerte 
Begriff der Blutſchande den Sachſen war, und wie zermürbend das 
kanoniſche Recht auf ihr Denken eingewirkt haben mochte, bis dieſer un— 
beugſame Volksſtamm ſich dazu bequemte, deſſen Gültigkeit anzu— 
erkennen (Sſp. I, 31, 3). Germaniſche Bewertung ſpricht wohl auch 
in dem angelſächſiſchen Satz mit: „Doch gilt es keineswegs gleich, ob 
man der Schweſter beiwohne oder einer entfernteren Verwandten“ “). 

Die nordgermaniſchen — genauer weſtnordiſchen — Rechte fügen 
den bisherigen Beſtimmungen nichts Weſentliches hinzu. Sie ſtehen 
völlig unter kirchlichem Einfluß. 3. B. erlauben ſie in älterer zeit Ehen 
erſt dann abſolut, wenn die Heiratenden nicht näher miteinander ver— 
wandt find als im ſiebenten gleichen Grade). Widerſpenſtigen droht 
unter Umſtänden Landesverweiſung und Dermögensverluft. Bei außer— 
ehelicher Verletzung der Verwandtſchaftsgrade unterſcheiden die Word— 
länder, z. T. den Angelſachſen vergleichbar, zwiſchen ſchwereren und 
leichteren Vergehen je nach der Nähe des Blutes und ſtrafen die Ubeltat 
demgemäß mit „Waldgang“ oder bloßer „Landesverweiſung“ s). Da— 
neben betrachten die Geſetzbücher wiederum die geiſtliche Verwandtſchaft 
als Ehehinderungsgrund !). 

In heidniſcher zeit fiel letzteres ſelbſtverſtändlich fort, desgleichen 
das Eheverbot wegen beſtehender Schwägerſchaft'). Wur Sippen— 
genoſſen konnten ihr Blut gegenſeitig ſchänden. Dies trifft offenbar 
auf Ehen zwiſchen Eltern und Rindern zu“). zweifelhaft bleibt es da— 


1) L. Fris. add. Sap. 3, 77, 78; vgl. Brunner, DRG. II, S. 858; Wilda, 
Strafr., S. 856. 

2) Cap. de Part. Sax. 20; vgl. Brunner, DRG. II, S. 856; Wilda, Strafr. 
S. 856. 

) Enut II, 5I, I; vgl. Brunner, DRG. II, S. 858 (Anm. 59). 

4) Kon. 144/30 f.; Gul. 24; Frost 3, I; vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 552f., 
558 f., Über ſpätere Milderungen vgl. Stad 120/157; Näheres bei Maurer, Vor- 
leſ. II, S. 561f. 

5) J. B. Kon. 162/59 f.; Stad. I62/190f.; vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 562f.; 
aber auch Wilda, Strafr., S. 857f. 

Näheres vgl. bei Maurer, Vorleſ. II, S. 569f. 

Belege bei Maurer, Vorlef. II, S. 574; beſ. Anm. 5 u. 6; ferner Wolff, 
Mitt. 17, 370, Anm. 3. 

8) 3. B. Hrölfs. Kräka, 13/28 f.; vgl. hierzu Maurer, Vorleſ. II, S. 575 
u. Anm. I. 
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gegen hinſichtlich der Seitenverwandtſchaft, genauer in bezug auf ihren 
erſten Grad, die leiblichen Geſchwiſter!). Bei den Germanen erlaubten 
urſprünglich höchſtens die Anhänger des Wanenkultes — dem Beiſpiel 
ihres Hauptgottes Wiördr folgend — die Geſchwiſterheirat?). Un— 
bedingt verwarfen fie hingegen diejenigen Völkerſchaften, die den Aſen 
huldigten. Ihr Sieg über jene erſtgenannten entſchied die Frage natür— 
lich zugunſten der Wodandiener. Das rein germanifcbe Eheverbot zur 
Zeit der Volksrechte erſtreckt ſich alſo wahrſcheinlich nur auf Verbin— 
dungen zwiſchen aufſteigender und abſteigender Linie, ſowie Ge— 
ſchwiſtern. Alle weitergehenden Behinderungen ſind kirchliche Zutat. 
Teilweiſe läßt ſich dieſer Gegenſatz ganz gut aus der verſchiedenartigen 
Behandlung herauserkennen. Die ſeit alters für blutſchänderiſch ge— 
haltenen Verbrechen bleiben entweder ihrer Selbſtverſtändlichkeit halber 
ungenannt (Roth. 185, L. Al. 39, L. Bai. 7, I—3) oder werden aus— 
drücklich mit härteren Strafen bedroht). 


Nicht mit Unrecht pflegt man die ſittliche Höhe eines Volkes ſchon 
nach feiner Eheform einzuſchätzen. Sie beſitzt daher ausſchlaggebende 
Bedeutung für die Bewertung der weiblichen Perſönlichkeit. Auch 
wegen ihres inneren zuſammenhanges mit den Heiratsverboten gehört 
ſie hierher; denn bekannten ſich unſere Vorfahren zur Einehe, dann 
mußte eine bereits eingegangene Verbindung die beabſichtigte zweite 
verhindern. Da ſich nun die Entſcheidung für oder gegen dieſe Ehe— 
form unmittelbar aus den Sitten und Lebensgewohnheiten eines 
Volkes ergibt, hat ſie für deſſen Geſetzgeber wenig Fragwürdiges an ſich 
und bleibt meiſt unerwähnt. Um ſo wertvoller ſind dementſprechend 
alle tatſächlich vorhandenen Zeugniſſe. 


Unter ihnen verdient Tacitus (Germania, C. 18) an erſter Stelle 
genannt zu werden. Er bezeugt die prinzipiell monogamiſche Geſtaltung 
der germaniſchen Ehe. Söchſtens politiſcher Intereſſen wegen durch— 
brechen die verantwortlichen Stammesführer gelegentlich dieſen Grund— 
ſatz!). 3. B. berichtet Caeſar von der Doppelebe des Tribokerfürſten 
Arioviſt, der zu feiner ſuebiſchen Gemahlin noch die Schweſter des 
Worikerkönigs Voccio binzubeirstete’). Vermutlich erſtrebte dieſer 
politiſch hochbegabte Fürſt, der wie kaum ein zweiter Gegner dem 
genialen römiſchen Feldherrn zu ſchaffen machte, durch dieſe Verſchwäge— 
rung eine Verſtärkung feiner und feiner Völker Stellung. 


Vgl. Schrader, Realler., Bd. II, S. Fog f., auch Darré, Bauerntum, S. 402. 

J. B. Vngl. 4, 6; Lokas. 36; vgl. Brunner, DRG. II, S. 856f.; Soops, 
Realler., Bd. 4, S. 417f.; Maurer, Vorleſ. II, S. 575; Wilda, Strafr., S. 855f. 

2) Enut II, 51; Kon. 158/55; Stad. 151/180 f.; Borg. I, 15; 2, II; 3, 8; vgl. 
L. Rib. 69, 2; hierzu Brunner, DRG. II, S. 857. 

A. M. find ſelbſtverſtändlich die Vertreter der herrſchenden Munt-Theorie 
(ſ. oben S. 46, Anm. I). 

Caeſar, Bellum Gallicum I, 53. Vgl. aber auch Weckel, Kiebe u. Ehe 
S. I ff. 
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Wie wenig derartige Ausnahmefälle zu den Rechtsgepflogenbeiten 
der Germanen zählen, beweiſen u. a. die weſtgotiſchen Geſetze. Sie be— 
trachten den Umgang eines verheirateten Mannes mit jeder anderen 
Frau als Ehebruch und gewähren der in ihren Rechten verletzten Gattin 
eine Strafbefugnis über die YTebenbublerin!). Auch Ronkubinat neben 
vollgültiger Ehe iſt hiernach ausgeſchloſſen. 

Eine wertvolle Parallele enthält das langobardiſche Recht. Wer 
nach ihm lebt und wagt, die Anſprüche ſeiner Frau dadurch zu beein— 
trächtigen, „daß er eine andere ins Haus bringt“, verfällt einer Ver— 
mögensſtrafe. Außerdem verwirkt der betreffende Ehemann ſeine 
Gattenrechte und es ſteht ganz im Belieben ſeiner Frau, ſich von ihm 
zu trennen oder nicht?). Das mitſchuldige Weib aber, „das ſich wiſſent— 
lich mit dem Gemahl einer anderen einläßt“ verliert ſämtliches 
Eigentum (Gr. 8; vgl. Liut. Io4). Dieſe Verordnung erſcheint mir be— 
ſonders eindrucksvoll, weil die ſtark auf ihre Wehrmacht eingeſtellten 
Langobarden in anderen Fällen nicht gerade gelinde mit ihren Frauen 
umjprinaen?). 

Die im engeren Sinne „deutſchen“ Volksrechte kennen keine ähn— 
lichen Vorſchriften. Doch beſitzt das Tacitus-Wort für ſie erhöhte Be— 
deutung, da die Römer ihr Wiſſen um germaͤniſche Weſensart von ihnen 
zuerſt empfingen. Außerdem mochte für die weſtgermaniſchen Stämme 
zur zeit der Keichsgründungen ein Mehreheverbot infofern unnötig 
ſein, weil ſie nicht mehr unmittelbar den ſittenverderbenden Fremd— 
einwirkungen ausgeſetzt waren wie vor den großen Völkerverſchie— 
bungen. Mit Ausnahme der Franken konnten ſie ziemlich ungeſtört 
ihrem Brauchtum leben?). 

Gerade für die Franken bezeugen jedoch die vorhandenen Quellen 
infolge der römiſch-kirchlichen Beeinfluſſung eine Sittenverwilderung 
ſchlimmſten Ausmaßes. Bei Merowingern und Rerolingern begegnen 
wir einer Zuchtloſigkeit und Skrupelloſigkeit auf allen Lebensgebieten, 
die ſich mit germaͤniſcher Sittlichkeit und chriſtlicher Moral gleich ſchlecht 
vertragen“). Mir ſcheint daher der Verſuch wenig ausſichtsreich, bei— 
ſpielsweiſe die Ausſchweifungen Reifer Karls und feines Hauſes im 
Hinblick auf ähnliche Zügelloſigkeiten der Merowinger für „nicht un— 
nordifch” 6) zu erklären. An der Haltung einer Gyda gemeſſen, die den 
Antrag Harald Schönhaars, feine Geliebte zu werden, ſtolz verſchmäht 
(Hkr. I, 10], 126), verlieren die wilden Ehen der karolingiſchen Keifer- 
töchter ſehr an „echt nordiſchem“ Selbſtbewußtſein des Weibes. Des— 


1) L. Vis. III, 4, 9; vgl. oben S. 92. 
Gr. 6; vgl. auch Ciut. 130; hierzu Roſenthal, S. 62. 
Vgl. oben S. 85, 126. 
Vgl. Tacitus, Germania, C. 19: „in wohlumhegter Keuſchheit“. 
Vgl. Greg. Tur. 4, 3; 26, 28; ferner {Te del, Kiebe u. Ehe, S. 44; U. Garbe, 
Frauen des Merowingerhauſes. 
6 Vgl. Darré, Bauerntum, S. 35]. 


„ de 


Weitere Ehetrennungsgründe 


gleichen hat die Mätreſſenwirt— 
ſchaft mittelalterlicher und neu— 
zeitlicher Fürſten mit germani- 
ſchem Frauenſtolz und ſeiner 
Hochachtung durch den Mann 
nichts gemein. 

Auch die Ausrottungsgelüſte 
der Merowinger gegen das eigene 
Blut ſprechen nicht gerade für 
den bei ihnen noch wirkſamen 
Zuchtgedanken, „das Keimae- 
webe eines wertvollen Menſchen 
in möglichſter Vielheit und Doll- 
endung an das nächſte Geſchlecht 
weiterzureichen“!“). Weniger 
gleichzeitige Eheſchließungen 
nebſt Liebſchaften und weniger 
Verwandtenmord hätten zwei— 
fellos kein ungünſtigeres Er— 
gebnis erzielt. Ja, es iſt er— 
ſchreckend, zu beobachten, wie 
die Kraft dieſes einſt edlen Ge— 
ſchlechtes an ſeiner Maßloſigkeit 
dahinſiecht. Und noch lange 
wüten in der fränkiſchen Gber— 
ſchicht die entarteten menſchlichen 
Inſtinkte heillos gegeneinander. 
Aber „die unter fremder Leitung 
beſtellte Führerſchicht iſt kein 
Maßſtab für das verführte Volk, 
ſondern böchitens für jene fremde 
Macht“). 

Dieſes Wort trifft auch auf 
die bei den Schweden angeblich 
allgemein übliche Vielweiberei 


Darré, Bauerntum, S. 400f. 
Kummer, Midg. Untergang, 
S. 24]. 


Abb. 16. Grabplatte der Rönigin 

Fredegunde, Gemahlin des Mero— 

wingers Chilperich, zu St. Denis. 
. Jahrh. 
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zu!). Bezeichnenderweiſe ſtammt der betreffende Bericht aus der Zeit der 
Chriſtianiſierung Schwedens, d. h. der römiſchkirchlichen Überfremdung. 
Die Ahnlichkeit mit den fränkiſchen Verhältniſſen läßt ſich kaum ver- 
kennen. Anhaltspunkte für die tatſächlich entgegengeſetzte Sittenauf— 
faſſung der dortigen Bevölkerung liefern uns übrigens die ſchon früher 
herangezogenen Race: und Blagerechte betrogener Ehefrauen gegen 
ihre VTebenbublerinnen?). Selbſtverſtändlich konnten die kirchlichen Ge— 
ſetzgeber ihre eigenen Maßnahmen hierauf ausgezeichnet aufbauen. 

Daß die Regelung der Eheform — abgeſehen von der wirtſchaft— 
lichen Möglichkeit — tatſächlich nicht nur vom Manneswillen abhängt, 
lehrt ferner das berühmte Beiſpiel des ſchon genannten Harald Haar— 
ſchöͤn. Man mag ſich zu der Frage, er habe den ſtattlichen Harem von 
neun Frauen beſeſſen, ehe er die däniſche Rönigstochter Ragnhild 
heiratete, ſtellen, wie man wills). Charakteriſtiſch erſcheint es mir, daß 
er nach der Einigung Worwegens auf Verlangen der Jütin alsbald 
ſämtliche Beziehungen zu ſeinen früheren Frauen oder Geliebten ab— 
bricht. Wur um dieſen Preis ſagte Ragnhild ihm ihre Hand zu, und 
der König zaudert nicht, ihr Begehren zu erfüllen. Hätten Sitte und 
Macht auf Haralds Seite geſtanden, dann wäre dieſe Begebenheit ver— 
mutlich anders verlaufen; denn „wie käme der Mann dazu, altruiſtiſch 
auf fein Herrenrecht zu verzichten!“). 

Wo uns Mehrehen und gleichzeitige Liebſchaften begegnen, können 
wir ſicher ſein, daß es ſich um Mißbrauch der männlichen Überlegenheit 
handelt. Es hängt folglich von der Großherzigkeit der Ehefrau ab, 
wieweit ſie ſich ſolche Übergriffe gefallen laſſen will bzw. muß, wenn 
ihr keine Unterſtützung von ſeiten ihrer Sippe zuteil wird. Sehr lehr— 
reich find hierfür die Sagabeiſpiele, vor allem die isländiſchen Familien- 
geſchichten. Wicht ein Beiſpiel finden wir hier für Vielweiberei“). Die 
ſippenſtolzen Bauern hätten ſich ſchwerlich dazu herabgelaſſen, ihre 
Töchter bereits verheirateten Männern anzuverloben. Wiemals hätten 
auch die kraftvollen, ſelbſtbewußten Frauen eine zweite „Herrin“ neben 
ſich geduldet). 

Auch Liebſchaften fallen bei den Isländern faſt durchweg in die vor— 
eheliche zeit. Die abgeſetzte Geliebte wird noch vor der Hochzeit irgend— 
wie verſorgt. Ihr Daſein vermag die Eintracht der Eheleute nicht zu 


Adam v. Bremen, Gesta Hamb. Eccl. Pont. IV, 21; vgl. hierzu Yredel, 
Liebe u. Ehe, S. 3f. nebſt Anmerkungen; Kummer, a. a. G., S. 238. 

) J. B. WML. Ae. I2 u. a., ſ. oben S. 99; vgl. aber auch Amira, Obligat. I, 
J. lo. 

) Vgl. u. a. Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 123; Heusler, Wiedererſtehung, 
S. 163; Kummer, a. a. G., S. 238f.; Cauffer, Wiedererſtehung, S. 99; 
maurer, Vorleſ. II, S. 476f.; Weckel, Ciebe u. Ehe, S. 43f. 

) Meyer, 3 RG. 47, 28]. 

5) Vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 477; auch Kloſe, Diſſ., S. 69. 

) Vgl. Vapnf. C. VIII f.; hierzu Rlofe, Diſſ., S. 73; Kummer, Midg. Unterg., 
J. 241; aber auch Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 124; Wilda, Strafr., S. 853. 
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ftören!). Ausnahmen beſtätigen freilich auch hier die Regel. Das be- 
kannteſte Beiſpiel liefert die Erzählung von der iriſchen Königstochter 
Melkorka, die ſich Föskuld von einer Wikingfahrt beimbrinat?). De- 
durch ſät er Unfrieden im Hauſe und feine Frau ruht nicht eher, als bis 
er nach Jahr und Tag die Nebenbuhlerin ſamt ihrem Rinde entfernt. 

Eindrucksvoller laſſen ſich nach alledem die von Tacitus ge 
ſchilderten Lebensgewohnheiten unferer Vorväter ſchwerlich beſtätigen. 
wenig Vertrautheit mit den nordgermaniſchen Quellen verrät daher 
folgendes Urteil): „Man muß aber den Unterſchied beachten, welcher 
zwiſchen den gegen fremde Vultureinflüſſe abgeſchloſſenen YTord- 
germanen und den nach Süden und Weiten abgezogenen Stämmen be— 
ſtand. Während dieſe durch ihre Berührung mit den anderen Kultur- 
völkern bald von der heimiſchen Polygamie zur Monogamie fort— 
ſchritten, verblieben jene in ihrer ſtarren Abgeſchloſſenheit wie bei den 
heimiſchen Sitten überhaupt, auch noch lange bei der Vielweiberei.“ 
Vergegenwärtigen wir uns nach Ausſagen aus Römermunde (!) einmal 
die ſittlichen Zuftände jener geprieſenen Kulturvölfer, dann muß man 
ſich wundern, daß nicht alle unter ſüdländiſchen Einfluß geratenen Ger— 
manen gleich gründlich wie Merowinger und Rerolinger das ethiſche 
Vorbild ihrer Lehrmeiſter befolgten “). Einzig der ihnen eingeborene 
ſittlich religiöfe Sinn hat fie vor gleicher Zuchtloſigkeit bewahrt. 

Eben dieſer Innerlichkeit wegen konnte ſtets nur „eine“ Frau dem 
Germanen wirklich „Gattin“ fein. Dieſe nennt Tacitus (Germania, 
C. 18) „die Gefährtin des Mannes in Mühen und Gefahren“ und das 
eddiſche Sittengedicht Havamäl kennzeichnet fie übereinſtimmend als 
feine „einzige Vertraute“ außer der leiblichen Schweiter?). Das Gefamt- 
urteil des Römers Germania, C. 17): „Streng hält man dortzulande 
die Ehen und kaum irgendeine andere Sitte verdient höheres Lob“ — 
wird gerade durch die Lebensführung der Sagabauern in jeder Weiſe 
beſtätigt. Die Ehe iſt noch immer „der ruhende Pol und eine Quelle der 
Kraft für dieſe herumgeſchüttelten Männer“). Wur Selbjtüber- 
ſchätzung fanatiſcher Rirchendiener konnte ſich anmaßen, auf ſolche 
Sitten noch veredelnd einwirken zu müſſen. In Wahrheit lebte im 
germaniſchen Heidentum „viel mehr Geiſt vom Geiſte Chriſti“ als in 
deſſen falſchen Dienern, die beide erſt entheiligten. 


1) J. B. Vatnd. 33 f./ 54 f.; vgl. Maurer, Vorleſ. II, S. 479. 

2) Vgl. hierzu Kloſe, Diſſ., S. of.; Kummer, a. a. G., S. 238, 247; 
maurer, Vorleſ. II, S. 478; aber auch Darre, Bauerntum, S. #11. 
) Roſenthal, S. 40. 
Pal. Salvian v. Maſſilia, zit. bei Koſſinna, Germaniſche Kultur im 
Jahrtauſend n. Chr., S. 16; ferner Jungbohn-Clement, Forſchungen, 
S. 35—39; Nordgerman. Welt, S. 72. 

5) Häv. Str. 163; Thule, II, 176. 

) Seusler, Wiedererſtehung, S. 164. 

Kummer, Midg. Unterg., S. 228, vgl. Kloſe, Diſſ., S. 72. 
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J. Erbenfolge det Weſtgoten, Burgunder 
und Langobarden 


Um die Stellung der germaniſchen Frau beurteilen zu können, 
mußten wir wiederholt auf die Sippe und ihre Wirkſamkeit zurück— 
greifen. Wohl noch eindrucksvoller als im Eherecht macht ſich ihre Be— 
deutung im Erbrecht geltend, wo wir obendrein unmittelbare Einblicke 
in ihren inneren Aufbau gewinnen durch die Grundſätze der jeweiligen 
Erbfolgeordnung. Zweierlei gilt es hierbei von vornherein zu berück— 
ſichtigen: die oft verſchiedenartige Behandlung von Liegenſchaften und 
Fahrnis (bzw. Erbeigen und Errungenſchaft), ſowie die mehrfach 
wiederkehrende Unterſcheidung der Nachlaßbeſtandteile gemäß ihrer 
Herkunft von Vater- oder Mutterſeite. 

Die in Frage kommenden Paragraphen der L. Vis. gehen über— 
wiegend auf Eurichs Geſetzgebung zurück und veranſchaulichen dadurch 
ihre Gültigkeit im Gotenvolke. Rennzeichnend iſt für fie die ſofort ein- 
gangs betonte Gleichſtellung von Bruder und Schweſter bei der Folge 
in das geſamte elterliche Beſitztum !). Sie erſtreckt ſich auf das Verhältnis 
der Frau zum Manne in allen erbrechtlichen Fragen überhaupt? und 
bildet folglich keine Ausnahme, wie wir ſie gerade der Schweſter des 
Erblaſſers gegenüber zuweilen antreffen werden. 

Die eigentliche Reihenfolge der Erbnehmer (L. Vis. IV, 2, 2; vgl. 
Eur. 336) liegt dahin feſt, daß die Kinder zu der erſten Klaſſe zählen. 
In ihrer Ermangelung beruft man die Enkel und wenn auch dieſe 
fehlen, die Urenkel. Die jeweils gleichzeitig Berufenen teilen das Gut 
nach Köpfen. Erſt unter Chindaſwinth bricht ſich dann das „Eintritts- 
recht der Enkel“ neben die Kinder des Verſtorbenen Bahn“). 

Weitere Grade der Wachkommenſchaft übergeht die Lex aus prak— 
tiſchen Gründen und ſpringt ſogleich zur nächſten Erbenklaſſe über, den 


) L. Vis. IV, 2, I; vgl. Eur. 320; hierzu Ficker, Unterſ. IV, S. 43. Vgl. 
aber auch Jeumer, WU. 26, 95f.; ferner Brunner, FZ’RE. 21, 12; Gpet, 
Gierkes Unterſ., 25, S. 65, 83. 

) L. Vis. IV, 2, 9; vgl. evtl. Eur. 332; hierzu Brunner, a. a. OG.; Opet, 
a. a. O.; Jeumer, MA. 26, Ioßf. 

Vgl. hierzu Ficker, Unterſ. II, S. 129f. IV, S. 44); gegen ihn Eintritts 
recht der Neffen! Jeumer, NA. 26, 126f. 
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Eltern. Sind auch ſie bereits verſtorben, dann fällt der Nachlaß an 
die Großeltern. Ronkurrieren hierbei Perſonen verſchiedener Seiten 
miteinander, dann unterliegt nur das von dem Toten ſelbſterrungene 
Vermögen der Vopfteilung, während das eigentliche Familiengut feiner 
Herkunft gemäß „heimfällt“ ). 


Beſitzt auch die großelterliche Erbenklaſſe keinen Vertreter, dann 
gerät der Nachlaß an die Seitenverwandten?). Zu ihnen zählen die 
Weftgoten in erſter Linie die Geſchwiſter des Erblaſſers. Sie durch— 
brechen damit deren ſonſt meiſt übliche Eingliederung in den engeren 
Verwandtſchaftskreis, die Sausgemeinſchaft. Für die Beerbung der Ge— 
ſchwiſter untereinander ſchreibt Chindaſwinth — vermutlich im Ein— 
klang mit alten Rechtsgewohnheiten — vor, vollbürtige Brüder und 
Schweſtern den halbbürtigen vorzuziehen). Sonſt gilt zwiſchen ihnen 
ſelbſtverſtändlich Kopfteilung (vgl. L. Vis. IV, 2, I. 9). 


Ob derſelbe Grundſatz auch auf die nächſte Erbenklaſſe angewandt 
wurde, bleibt dagegen zweifelhaft. Sie ſetzt ſich aus dem blutsnächſten 
Verwandtſchaftsgrade zuſammen (vgl. L. Vis. IV, 2, 3. 4), das wären 
Geſchwiſterkinder und Elterngeſchwiſter. Vermutlich wurden die Ver— 
treter beider Gruppen zuſammen berufen (vgl. L. Vis. IV, 2, 9), obwohl 
ſich dies aus den gewählten Beiſpielen ſchlecht erkennen läßt. U. a. 
heißt es, Vater- und Mutterſchweſter „folgen zu gleichem Recht in die 
Hinterlaſſenſchaft des Heimgegangenen“ (L. Vis. IV, 2, 7; vgl. Eur. 329). 
Da wir es hier mit einem „Rückwärtserben“ an die vorhergehende 
Generation zu tun haben, möchte ich hinſichtlich des Familiengutes 
wiederum für die Gültigkeit des Heimfallrechtes eintreten). Stützen 
läßt ſich dieſe Anſicht J. mit dem Fehlen jeglicher ſtichhaltigen Be— 
gründung für das Gegenteil, 2. mit dem Hinweis auf das zehnte Kapitel, 
das ganz klar von Erbſchaften an die Mutterſeite ſpricht“), und 3. mit 
der hiervon offenkundig abweichenden Behandlung der Geſchwiſter— 
kinder untereinander (L. Vis. IV, 2, 8). Für ſie fordert das Geſetz nach— 
drücklich: „Sie ſollen gleichmäßig nach Köpfen teilen.“ Dies iſt inſofern 
berechtigt, weil es ſich hier um ein „Vorwärtserben“ an die jüngere 
Generation handelt, mithin um keinen „Heimfall“. 


Vertreter der folgenden Erbenklaſſe zählt die L. Vis, nicht mehr auf, 
ſondern begnügt ſich mit dem Hinweis: „Die Gradnächſten mögen des 
Nachlaſſes walten“ bis zum ſiebenten Verwandtſchaftsgrad oder 


L. Vis. IV, 2, 6; vgl. Eur. 328. Sierzu aber auch Heusler, Inſt. II, S. 607; 


Jeumer, MA. 26, Iolf. 
Die Urgroßeltern werden anſcheinend aus praͤktiſchen Gründen ebenfalls über- 
gangen, weil derartige Erbfälle in der Tat kaum jemals vorkommen mochten. 

) L. Vis. IV, 2, 5; vgl. 5, 4; hierzu Grimm, RA. 478; Heusler, Inſt. II, 
S. 586; vgl. aber auch Ficker, Unterſ. II, S 672; 3Zeumer, NA. 26, 99 ff. 

4) A. M. Jeumer, WA. 26, I02f. 

5) Dal. Jeumer ſelbſt: Edition d. L. Vis. S. 177, Anm. 3; auch NA. 26, 103. 
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„Rnie“ ). Erſt wenn dieſe ſämtlich fehlen, dürfen ſich Eheleute gegen— 
ſeitig beerben, bevor der Staat das „erledigte“ Beſitztum einziebt?). 

Hiermit wären die alten Satzungen erſchöpft. Außer einigen ſchon 
beſprochenen güterrechtlichen Anordnungen folgen noch drei jüngere 
Rönigsverfügungen. Jedoch mochte ihr Inhalt ſehr wohl altgotiſcher 
Sitte angehören. 3. B. gilt ein zehn Tage altes (getauftes Kind für 
fähig, Erbe zu nehmen und zu laſſens). Im letztgenannten Falle bleibt 
fein Anteil, der ſog. „trauererweckende Nachlaß“ den Kindern und 
Enkeln des Erwerbers in gleicher Weiſe verfangen, wie die mütterliche 
Dos oder ſonſtiges Ehegut!). Der letzte hierher gehörige Rechtsſatz 
ſpricht den wahrſcheinlich ebenfalls germaniſchen Grundſatz aus, daß 
nachgeborene Kinder gleich ihren älteren Geſchwiſtern erben ſollen bzw. 
daß ihre nicht mehr erwartete Geburt irgendwelche bereits erfolgten 
Vermögensvergabungen der Eltern mindeſtens 3. T. rückgängig mache 
(L. vis. IV, 2, 19). 

Für die Reihenfolge der weſtgotiſchen Erbnehmer ergibt ſich nach 
alledem etwa die Formel: abſteigende Linie, aufſteigende Linie, Seiten— 
verwandte. Innerhalb dieſer drei Ordnungen ſchließt der jeweils nähere 
Grad den entfernteren aus. Die Weſtgoten kennen alſo urſprünglich kein 
Eintritts- oder Repräſentationsrecht. Erſt im Laufe der Zeit führen 
ſie es ein. Im übrigen erben gemeinſam berufene Geſippen — einerlei 
welchen Geſchlechtes ſie ſind — grundſätzlich zu gleichen Teilen, ſoweit 
nicht das Fallrecht in bezug auf den Familienbeſitz eine ungleichartige 
Sonderung des Nachlaſſes erfordert. 

Die burgundiſchen Geſetze weichen hiervon weſentlich ab. Das 
Hauptkennzeichen ihrer Erbfolgeordnung beruht auf der deutlichen 
Unterſcheidung des engeren Verwandtſchaftskreiſes von dem weiteren. 
Demgemäß bevorzugt man grundſätzlich die Glieder der Sausgemein— 
ſchaft vor entfernteren Abkömmlingen, freilich nicht ohne in Einzel— 
zügen von dieſem Schema abzugehen. In erſter Linie gelangt das Erbe 
ſelbſtverſtändlich an die Kinder des Verſtorbenen (L. Burg. I4, I). Im 
Gegenſatz zu den Weſtgoten ſchließt hierbei der Sohn die Tochter aus, 
allerdings mit einer Einſchränkung: die mütterliche Gerade bleibt ihr 
vorbehalten). 

Eine weitere Einſchränkung der Söhne bedeutet ferner die relative 
Gleichſtellung der gottgeweihten Jungfrau mit ihnen. Sie empfängt 

L. Vis. IV, 2, 4; vgl. IV, I, 4—7. über die germaniſche Verwansticafts- 
berechnung nach „Knien“ vgl. Amira, Grundriß, S. 170; Brunner, DRG. I, 
SZ. II5; Grimm, RA. 467f.; Seusler, Inſt. II, S. 587. 

2) L. Vis. IV, 2, II, vol. Eur. 334; hierzu Jeumer, NA. 26, IJo7f.; ent- 
ſprechend wird der Nachlaß Geiſtlicher behandelt: L. Vis. IV, 2, 12, vgl. Eur. 335; 
hierzu Jeumer, S. 109f. 

) L. Vis. IV, 2, 17. 18; vgl. hierzu oben S. 103. 

) Vgl. L. Vis. IV, 5, I. 2; hierzu Jeumer, MA. 26, I24f., I32f.; ferner 
ſ. oben S. 48, 68f. 

5) L. Burg. 51, 3; vgl. Opet, Gierkes Unterſ. 25, 55; ſ. oben S. 02. 
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ſelbſt von dem Hufenbeſitz unter Umſtänden gleiche Anteile wie ihre 
Brüder, allerdings nur zu perſönlicher Nutzung !). Soweit es ſich hier— 
bei um urſprünglich väterlichen Beſitz handelt, kommen als Erben vor 
allem ihre Brüder oder deren Nachkommen in Betracht. Sie waren 
alſo nur für die Lebensdauer der Schweſter bzw. Tante in ihren An— 
ſprüchen beſchränkt. Die herangezogene Stelle iſt ungemein aufſchluß— 
reich. Sie beweiſt die prinzipiell gleiche „Erbfähigkeit“ beider Ge— 
ſchlechter. Jedoch iſt dieſe Erbfähigkeit hinſichtlich der Übernahme des 
Grund und Bodens offenbar kein individuelles Eigentümerrecht. Viel— 
mehr beruht fie auf einer Art Verwaltungsbefugnis (Wießbrauch) ge— 
wiſſermaßen als Treuhänder der Geſamtſippe. Auch männliche Erben 
dürfen daher das Landlos nicht veräußern, es ſei denn, daß ſie im Be— 
ſitze mehrerer find (L. Burg. 84, J). Dieſe Verordnung zeigt die Ten- 
denz, das Erbeigen nach Möglichkeit der Sippe zu erhalten. Allein aus 
dieſem Grunde ſchließt der Burgunder m. E. die Tochter von der Erb— 
folge aus; denn fie würde die Ländereien durch ihre Heirat in die Hände 
eines fremden Geſchlechtes bringen. Außerdem bedarf ſie gar keines 
Anteiles am väterlichen Hof. Als Lebensgefährtin ihres Gatten und 
Teilhaberin feines Vermögens empfängt fie aus feinen Mitteln ihren 
Unterhalt. Eine materielle Schlechterſtellung des Weibes läge folglich 
nur vor, wenn man der im Jungfrauenſtande verharrenden Wonne 
keine entſprechenden Zugeſtändniſſe einräumte. Wie wir ſahen, iſt dies 
jedoch nicht der Fall und die angeblich mehr oder minder weitreichende 
Rechtloſigkeit der Frau trifft auf die Burgunder keineswegs zu. 

Selbſtverſtändlich will ich mit dem oben betonten Charakter des 
Landloſes in keiner Weiſe das nebenher beſtehende „Privateigentum“ 
leugnen. Unter dieſen Begriff fällt meiner Meinung nach alles, was 
nicht zum Sufenbeſitz und dem zu feiner Bewirtſchaftung nötigen Zu- 
behör rechnet, alſo bewegliche Güter und Selbſterrungenes. Es iſt be— 
zeichnend, daß der Burgunder gerade dies beides ziemlich frei veräußern 
darf (L. Burg. I, I; IA, 6) und beim Erbgange ſoweit es der mütter⸗ 
lichen Gerade angehört — den Töchtern vorbehält. D. h.: abgeſehen 
vom ſippegebundenen Landlos bedenkt man die weiblichen Erben den 
Zwecken ihrer Tätigkeit entſprechend ſinnvoll mit Muttergut und die 
männlichen mit dem des Vaters. 

Erſt in Ermangelung eines Sohnes folgt die Tochter auch in das 
Vatererbe (L. Burg. I4, I). Allerdings ſchreibt die Lex weiter unten 
vor, der Sohnesſohn ſolle neben ſie eintreten, ſo daß zwiſchen beiden 
gehälftet wird?). War der verſtorbene Sohn noch nicht abgeſchichtet, 
dann empfängt der Enkel die Hälfte des Geſamtgutes, die ſeinem Vater 
gebührte, als Voraus: „Die andere Hälfte aber ſoll man zwiſchen 
Tochter und Enkel zu gleichem Rechte teilen“ (L. Burg. 75, 2). Handelt 


) L. Burg. 14, 5. 6; vgl. Opet, a. a. G., S. 56. 
L. Burg. 75, J. Vgl. hierzu Ficker, Unterſ. I, S. 271; Suber, Schweiz. 
PrivR. IV, S. 546f.; Opet, Gierkes Unterſ. 25, 57f. 
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es ſich um die Ronkurrenz mehrerer Vertreter in einer oder in beiden 
Gruppen, fo erfolgt die Teilung nach Stämmen (L. Burg. 75, 3) und 
— wie man hinzufügen muß — erſt innerhalb derſelben nach Köpfen. 

Der Sohnestochter räumen die Burgunder bezeichnenderweiſe keinen 
ähnlichen Anſpruch ein (L. Burg. 75, ). Auch darin ſehe ich einzig 
die Tendenz, den Namensträger des Geſchlechtes auf dem Haupthofe zu 
halten. Schließt nämlich die Tochter den Weffen vom Anteil ihres 
Vaters aus, dann gelangt das halbe Landlos bei ihrer Verheiratung 
in fremde Hände. Dem beugt das Repräſentationsrecht vor und weiſt 
ihr nur ein Viertel des Geſamtbeſitzes zu, um wenigſtens ihre nähere 
Verwandtſchaft zu dem Erblaſſer entſprechend zu berückſichtigen. Einer 
Nichte gegenüber fällt dieſe Regelung einfach deswegen fort, weil beide 
Frauen durch die Ehe in eine fremde Sippe übertreten würden, und 
darum gibt bei der Nachlaßteilung allein die Blutsnähe den Ausſchlag. 
Ganz ähnlich gewährt man auch Enkeln den Söhnen des Verſtorbenen 
gegenüber kein Eintrittsrecht. Höchſtens der Anteil eines kinderlos 
ſterbenden Sohnes gelangt zunächſt an ſeinen Vater und nach deſſen 
Tode gleichmäßig an Söhne und Enkel: „daß, wie viele Enkel auch 
von einem Sohne abſtammen mögen, die ihren Vater verloren, fie doch 
nur den Anteil ihres Vaters zu eigen gewinnen, ganz ſo als hätte ihn 
ihr Vater zu beanſpruchen“ (78, J. 2). 

Nicht ganz einfach zeigt ſich auch die weitere Erbfolgeordnung. Das 
demgemäß überſchriebene vierzehnte Kapitel läßt auf die Kinder ſogleich 
die „Schweſtern bzw. nächſten Angehörigen“ folgen (L. Burg. I4, 2). 
weil jedoch im vorhergehenden Abſatz von Vater- und Muttererbe die 
Rede war, hat man wahrſcheinlich beide Eltern als verſtorben zu denken. 
Beweiſen läßt ſich nämlich die den Weſtgoten entſprechende Vorfolge 
der Eltern vor den Geſchwiſtern aus mehreren anderen Geſetzesſtellen 
(L. Burg. 78, I; vgl. 51, 2; 24, 3). Doch gewinnen fie das Erbe ihrer 
Rinder nur zu perſönlicher Nutzung. Daß dieſer Gedanke der Eigen— 
tumsbindung allmählich kapitaliſtiſchen Forderungen weicht, geht aus 
einer Weuverordnung hervor. Sie wandelt z. B. die Wießbrauch— 
anſprüche der erbberechtigten Mutter in ein frei verfügbares Eigentums- 
recht um, allerdings mit der Einſchränkung, daß ſie fortan mit den 
nächſten Blutsverwandten teilen müſſe (L. Burg. 53, 2). 

Nach dieſer Einſchiebung der zweiten Erbenklaſſe können wir uns 
der dritten und zugleich letzten Erbnehmergruppe des engeren Ver— 
wandtſchaftskreiſes zuwenden, den Geſchwiſtern. Genannt werden die 
„Schweſtern (sorores) bzw. (vel) nächſten Angehörigen“). Daß unter 
den „sorores‘‘ die Brüder mitverſtanden fein ſollen, halte ich wegen des 
ſonſt abweichenden Sprachgebrauches für ausgeſchloſſen?). Um die An- 

L. Burg. I4, 2. Vgl. hierzu Dargun, Unterſ. 16, 62; Heusler, Inſt. II, 
J. 292; Opet, Gierfes Unterſ. 25, 57. 

2) Pgl. L. Burg. 51, 4. 5; hierzu Brunner, IZRE. 21, I3 u. Anm. 2; 
Geffcken, L. Sal., S. 224; beide gegen Ficker, Unterſ. III, S. 520. 
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nahme einer gleichzeitigen Berufung von Bruder und Schweſter 
kommen wir jedoch ſchlecht herum. Daher ſuche ich die Mitnennung des 
erſteren in dem verſchwommenen Ausdruck „nächſte Angehörige“ (vgl. 
L. Thur. 27). Textkritiſch betrachtet braucht er durch das „vel“ keines— 
wegs disjunktiv mit dem „sorores“ verbunden zu fein!). Bei der Teilung 
des Geſchwiſternachlaſſes ſelber ſprechen vorausſichtlich ähnlich zweck— 
mäßige Geſichtspunkte mit wie bei der Übernahme des Elternerbes. In 
der Kegel mochte alſo brüderlicher Beſitz nach Möglichkeit den über— 
lebenden Brüdern zufallen (L. Burg. I4, 6; 78) und ſchweſterliche 
Hinterlaſſenſchaft den Schweſtern (L. Burg. 5], 4. 5). 

Entferntere Erbenklaſſen führt das burgundiſche Recht nicht an. 
Es begnügt ſich mit dem bloßen Hinweis auf die „blutsnächſten Ver— 
wandten oder Angehörigen“). Der bisherigen Berufung gemäß kämen 
in erſter Linie etwa Enkelinnen in Frage (vgl. L. Burg. 75, 4), Groß— 
eltern), Abkömmlinge von Geſchwiſtern, evtl. gleichzeitig mit den 
Elterngeſchwiſtern uff. 

Für den weiteren Erbenkreis ließe ſich — abgeſehen von dem aus— 
nahmsweiſe den Enkelſöhnen neben Töchtern zugeſtandenen Re— 
präſentationsrecht — die jeweils gemeinſame Berufung graͤdgleicher 
Männer und Frauen folgern. Vermutlich galten auch für ſie die bisher 
beobachteten Regeln des Erbſchaftsanfalles: Vatergut wenn möglich 
den männlichen Sippengenoſſen zukommen zu laſſen und mütterliche 
Habe den mit ihnen konkurrierenden Frauen. Mit der weſtgotiſchen 
Ordnung verglichen würden hier alſo nur innerhalb eines jeden Ver— 
wandtſchaftsgrades, von denen die Hausgemeinſchaft den erſten bildet, 
die nach ihr genannten den zweiten uff. abſteigende, aufſteigende und 
Seitenlinie einander folgen. 

Die politiſch bedingte Ausnahmeſtellung der Langobarden offenbart 
ſich im Erbrecht natürlich in gleicher Weiſe durch die ſonſt unerreichte 
Bevorzugung aller waffentragenden Männer. Wohl ihren ſtärkſten 
Ausdruck findet dieſe Begünſtigung in der zulaſſung unehelicher Söhne 
zum Vatererbe neben den ehelichen (fulborn), während echte Töchter 
durch letztere ausgeſchloſſen bleiben (Roth. 154). Wicht einmal Teile 
der mütterlichen Gerade behält man ihnen vor. Ihre Anſpüche richten 
ſich einzig auf ſtandesgemäße Ausſteuerung“) bzw. auf ausreichenden 
Lebensunterhalt im Haufe des Muntwaltes (Liut. I20). Die zur Erb— 
nahme berufenen Söhne teilen den Nachlaß unter ſich nach Köpfen. 


gl. oben S. 51/2 u. Anm. I: Schröder ſtützt ſ. Beh. auf das auch 
überlief. „vel“. 

J. B. L. Burg. I4, 6; 53, 2; vgl. unter Vorbehalt des Geſagten auch 14, 2. 

gl. L. Burg. 59. Das heißt wahrſcheinlich gewinnen fie wieder nur Nieß— 
brauch wie die Eltern. 

gl. Roth. 181; Kiut. 3; dazu f. oben S. 62. Vgl. ferner Brunner, 32G. 
21, 3. 5; Miller, RG. J3, 38f. Aber auch Ficker, Unterſ. II, S. 243; Öpet, 
Gierkes Unterſ. 25, 43f. 
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D. h., die unehelichen erhalten zuſammen nur eine halbe Portio, nach 
welcher dann wiederum alle „mit gleicher Hand“ greifen !). 


In Ermangelung echter Söhne nimmt die Tochter den väterlichen 
Nachlaß. Selbſtverſtändlich konkurrieren Uneheliche auch mit ihr, 
doch wahren die Geſetze wiederum den Vorzug der „reinen“ Geburt. 
Einer einzelnen echten Tochter gebührt ein volles Drittel der Sinter— 
laſſenſchaft?). Sind dagegen zwei oder mehr vorhanden, dann fällt 
ihnen die Hälfte zu (Roth. 159), während uneheliche Söhne ohne Rüd- 
ſicht auf ihre Zahl nur ein Drittel des Ganzen erhalten. Der Reſt 
gelangt jedesmal an die „nächſten Blutsfreunde oder geſetzlichen Erben“ 
bzw. an den König. 


Von dieſen drei Gruppen gilt die Tochter zweifellos als Haupt— 
erbin. Dieſer Bewertung verdankt ſie die nachmals durch Liutbrand 
verfügte Neuordnung, beim Fehlen ehelicher Brüder in den geſamten 
Nachlaß von Vater und Mutter folgen zu dürfen?). Sie bedeutet un— 
verkennbar eine Steigerung des Tochterrechtes unter gleichzeitiger 
Zurückdrängung der Erbanſprüche unehelicher Söhne. Eine gewiſſe 
Einſchränkung erleidet dieſe Stellung der Tochter allerdings durch die 
mit ihr zugleich berufenen unverſorgten Schweſtern eines Erblaſſers 
(Roth. 160). Zweifellos ſtellt deren Einreihung in die Tochtergruppe 
eine ſonſt unbekannte Ausnahme dar. Aber ſie iſt gerechtfertigt, weil 
der Bruder ſie ſeinerzeit vom Elternerbe völlig ausſchloß. Wenn 
die Schweſter nach feinem Tode ihren Wichten, unehelichen Neffen 
und den gleichzeitig berufenen nächſten Verwandten ohne Entſchä— 
digung weichen müßte, dann wäre dies eine unverdiente Härte in 
bezug auf ihre nahe Verwandtſchaft zu den beiden genannten Erb— 
laſſern. 


Schon etwas früher unter König Grimoald wurde eine andere 
Neuerung wirkſam. Und zwar führte Grimoald für die Teilung groß— 
väterlicher Erbſchaften das Eintrittsrecht der Rinder vorverſtorbener 
Söhne ein, ohne Kückſicht auf deren Geſchlecht, damit der erlittene 


Roth. 155. Dal. Ficker, Mitt., Erg.⸗Bd. 2, S. 491. — Selbſt bei unechten 
Söhnen unterſcheiden die Langobarden noch zwiſchen ihrer Geburt von freier oder 
unfreier Mutter. Wur die Erſtgenannten erfreuen ſich der erwähnten bedingten 
Rechtsfähigkeit. Cetztere bedürfen dagegen einer förmlichen Freilaſſung auf dem 
Thing und einer evtl. damit verbundenen Vermögenübertragung (Roth. 156, vgl. 
L. Bai. I5, 9; ſ. oben S. 132 u. Anm. 3; vgl. ferner Gul. 58, IO4; Frost. 8, 8; 
Jo, 47; Kon. 118/224 ; Stad. 159/68 ; dazu Brunner, 35G. 17, If., beſ. S. Gf., I2f. 
Ferner gilt ſogar der ehelich geborene Sohn eines Unechten — Threus) noch nicht 
als „vollwertiger Erbe“, ſondern muß auf dem Thing regelrecht dazu eingeſetzt 
werden (Roth. 157, vgl. Frost. 8, 3). 

= Roth. 158, vgl. hierzu Ficker, Unterſ. II, S. 236f. gegen ihn Brunner, 
J 2 RG. 21, 4. Ferner Gpet, Gierkes Unterſ. 25, 44f. 

3) Kiut. I, 2; vgl. Brunner, 37G. 21, 6f.; Opet, Gierkes Unterſ. 25, off. 
Aber auch Ficker, Unterſ. II, S. 239. 
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Schickſalsſchlag ſie nicht um den ihnen ſonſt gebührenden Beſitz 
bringe !. 

Der zweiten Erbenklaſſe gehört nach urſprünglich langobardiſchem 
Recht der Vater an. So wie man ihm unterſagt, ſeine Rinder ohne 
triftigen Grund zu enterben und folglich Wachkömmlinge in gleicher 
weiſe in ihr Geburtsrecht einſetzt, nötigenfalls unter Widerruf bereits 
getätigter Vergabungen ?): „ganz ebenſo darf auch der Sohn zu Leb— 
zeiten ſeines Vaters niemandem ſein Vermögen übertragen oder es 
unter irgendeinem Vorwande fortſchenken, es ſei denn, er hinterlaſſe 
eheliche Söhne oder Töchter bzw. natürliche Söhne“ (Roth. 179). 
Dieſe Beſtimmung kennzeichnet hervorragend die Gebundenheit des 
Eigentums und damit das urſprünglich nähere Recht des Vaters vor 
den Enkeln eines Erblaſſers. Undurchſichtig bleibt leider die Stellung 
der Mutter. Daß ihre Erbanſprüche vor denen ihres Gatten weichen 
müſſen, läßt ſich aus allen bisherigen Unterſuchungen des Lango— 
bardenrechtes mit einiger Sicherheit erſchließen. Andererſeits wird 
jedoch das Schweigen der Edikte durch die ausdrückliche Nennung der 
Mutter als „Wergeldteilhaberin“ aufgewogen). Vermutlich find alſo 
ihre Erbanſprüche nicht etwa aufgehoben, ſondern nur ähnlich zurück— 
gedrängt wie z. B. bei den Norwegern )). 


Zu der dritten Erbnehmergruppe zählen den Burgundern ent— 
ſprechend die Geſchwiſter. Freilich liegen hier die Verhältniſſe weſent— 
lich anders. Die Einreihung der Schweſter unter die erbberechtigten 
Töchter erwähnte ich bereits. Folglich kommen als Nachlaßanſprecher 
tigentlich nur noch die Brüder in Betracht). Dieſen Standpunkt ver- 
ereten anſcheinend die Verfügungen König Rotharis. Er leuchtet in- 
ſofern ein, weil die Schweſter bei ihren noch lebenden Brüdern ja 
weiterhin Schutz und Unterhalt findet. Hieran gemeſſen bedeutet 
Liutbrands Einſetzung der Schweſter als Alleinerbin ihres Bruders 
wiederum einen Neuerlaß zugunſten des Weibes‘). Desgleichen ſoll 
auch eine unverheiratete Frau fortan nur noch von ihren Schweſtern 
beerbt werden, einerlei, ob dieſe vermählt oder ledig ſind. „Ihre nächſten 
Verwandten bzw. ihr Muntwalt haben einzig die Mundiumſumme zu 
beanſpruchen“ (Liutb. 14). Dieſe Beſtimmung verdrängt offenſichtlich 
das noch unter Rothari gültige volle Erbrecht des Muntwaltes feiner 


) Gr. 5; vgl. L. Burg. 75, J. Sierzu Seusler, Inſt. II, S. 581; Gpet 
Gierkes Unterſ. 25, 49. 

Roth. 168/69, 17]; CLiut. 65; vgl. L. Vis. IV, 2, Io; näheres ſ. unten S. 169f. 

Not. de Act. IV. Vgl. hierzu Brunner, 3 RG. 21, 5, Jo; Gpet, Gierfes 
Unterſ. 25, 49. ; 

) Näheres f. unten S. 165f., 168. 

5) Dal. z. B. Roth. 167, 162; im letzten Fall handelt es ſich allerdings um die 
Beerbung eines Erſchlagenen. Vgl. Kiut. 13. 

%) Kiut. 3, vgl. hierzu Opet, Gierfes Unterſ. 25, 46. 
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Pflegebefohlenen gegenüber!). Allein dem Ehemann bleibt es weiter- 
hin vorbehalten. Als Ganzes betrachtet beweiſt dieſe Neuordnung 
die allmähliche Auflockerung ſämtlicher ſtaatlichen Schutzmaßnahmen 
Rotharis durch feine Nachfolger. Wohl brachte fie der Frau im Laufe 
der Zeit die vielgerühmte Emanzipation, aber mit dem unaufhaltſamen 
Wiedergange des langobardiſchen Volkstums in Italien war dieſe Frei— 
heit zu teuer erkauft. 

Die Folgen der zuletzt beſprochenen Verfügung ſollten ſich ſehr bald 
einſtellen. Späteſtens nach zwanzig Jahren ſah ſich Liutbrand zu der 
Schlichtung von Erbſtreitigkeiten zwiſchen Brüdern und Schweſtern 
genötigt (Liut. 145), die beide als nächſtſtehende Verwandte auf den 
Nachlaß ihrer Nichten Anſpruch erhoben. Sier haben wir es alſo mit 
einer vierten Erbenklaſſe zu tun, der erſten außerhalb des engeren 
Familienkreiſes. Vertreten wird fie — möglicherweiſe unvollſtän— 
dig — durch die Vatergeſchwiſter. Erwartungsgemäß entſchied Liut— 
brand ihre Vonkurrenz untereinander zugunſten des: Vaterbruders 
(vgl. Roth. 164), in deſſen Pflegſchaft die verſtorbene Wichte ſtand. 
Aiſthulf, feinem ſpäteren Nachfolger, war es dann vorbehalten, 
auch die Vaterſchweſter ausdrücklich unter die Erbnehmer einzu— 
reihen (Aiſthulf Jo). Die Begründung feiner Maßnahme macht aller- 
dings einen recht beſchämenden Eindruck und kennzeichnet den be— 
reits fortgeſchrittenen Zerſetzungsprozeß germanifchen Sittlichkeits— 
empfindens ). 

Die weitere Erbſchaftsübernahme liegt dahin feſt: „daß ein Bluts— 
verwandter dem anderen der Grad- und Parentelnähe gemäß folgt“ 
(Roth. 153). In erſter Linie kämen demnach Geſchwiſter kinder und 
erſte Vettern (vgl. Roth. 164) in Frage. Auffällig berührt an der bis— 
her beobachteten Regelung die Zugehörigkeit der Berufenen zum 
Mannſtamme !, es ſei denn, daß ſich unter den allgemein gehaltenen 
Bezeichnungen „nächſte Blutsfreunde“, „geſetzliche Erben“ oder „nahe— 
ſtehende Anverwandte“ u. dal. (3. B. Roth. 158—160, Liut. I3) auch 
Sippengenoſſen mütterlicherſeits verbergen. Andernfalls ließe ſich die 
agnatiſche Verwandtſchaftsberechnung bei den Langobarden ſchwer in 
Abrede ſtellen. Unmoͤglich iſt fie wegen des Übergewichtes der Männer 
keineswegs). Aber ebenſowenig kann fie aus den vorliegenden Quellen 
allein einwandfrei bewieſen werden. Wir müſſen daher zunächſt die 
Ergebniſſe aus den übrigen Stammesrechten abwarten. 


) Vgl. Roth. 188, 215; dazu ſ. oben S. 49, 63; vgl. ferner Bluhme, IRG. 
II, 39 If. 

Vgl. hierzu Brunner, 32G. 21, 9; Opet, Gierkes Unterſ. 25, 52; Rofin, 
Gierkes Unterſ. 8, S. 106. Ferner für weſtnordiſches Recht Maurer, Island, 
S. 31ôff.; Vorleſ. III, S. . 314; vgl. auch Amira, Grundriß, S. 172. 

) Vgl. Bluhme, IRG. II, 42öf.; Ficker, Unterſ. I, S. 591. 

) Dal, Roſin, Gierfes u 8, S. 106f. u. Anm. 78; Miller, IRE. J3, 
38f.; aber auch Ficker, Mitt., Erg.⸗Bd. II, S. 540. 
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2. Erbfolge der deutſchen Stämme 
und der Nordgermanen 


Der wichtigſte Platz unter den im engeren Sinne deutſchen Volks— 
rechten gebührt ohne Frage der ehrwürdigen L. Sal. Sie ſowie die 
ihr verwandten ribuariſchen Satzungen unterſcheiden ſich von den zu— 
vor betrachteten auf den erſten Blick durch das Beſtehen einer regel— 
rechten Sonderfolge in den Grund und Boden. Und zwar verlangen 
die Salier den Ausſchluß der Frau von ſämtlichen Liegenſchaften !), 
während die Ribuarier nur den Väterhof ſelbſt im Mannſtamme fort— 
erben laſſen?). Die Chamaven dagegen zerlegen den elterlichen Wach— 
laß von vornherein feiner Herkunft entſprechend. Das geſamte Vater— 
erbe bleibt den Söhnen vorbehalten, und alles der Mutter gehörige 
Beſitztum „fällt in derſelben Art und Weife an die Tochter“). Obwohl 
ſich letzteres — namentlich die Ausſteuer — praktiſchen Gründen zu— 
folge überwiegend aus loſer Habe zuſammenſetzen mag, wäre es m. E. 
verfehlt, zu behaupten: der Nachlaß der Mutter umfaſſe bloß die 
Gerade“). Wegen des grundſätzlich dem Weibe gewährten Erbrechtes 
iſt ein ſolcher Schluß inſofern voreilig, weil eine Frau unter Umſtänden 
zur Alleinerbin berufen ſein kann. 

Selbſtverſtändlich iſt die ſoeben geſchilderte Sonderbehandlung der 
Liegenſchaften bzw. des Däterbofes für die fränkiſche Erbfolgeordnung 
von ausſchlaggebender Bedeutung. Im einzelnen regelt dieſe nur den 
Anfall der hinterlaſſenen Fahrnis und begnügt ſich hinſichtlich des 
Erbganges von Grundbeſitz mit den genannten allgemein gehaltenen 
Vorſchriften. Doch läßt ſich aus der Reihenfolge der Fahrniserben wohl 
ohne Schwierigkeit auf diejenige der Hoferben zurückſchließen. 

Zu der erſten Klaſſe der Nachlaßanſprecher gehören die Rinder. 
Der ſaliſche Ausdruck „filii“ (L. Sal. 59, J) begreift unmißverſtänd— 
lich die Töchter mit ein?), ja vielleicht die geſamte Nachkommenſchaft 
des Erblaſſers überhaupt!). Allerdings dürfen wir hieraus keines— 


) L. Sal. 59, 5. Dal. hierzu Amira, Erbenfolge, S. I2 ff.; Brunner, 32RG. 
2], 17; Geffcken, L. Sal., 226 ff. nebſt weiterem Schrifttum); Gierke, IRG. 
12, 441; 447; 460; Seusler, Inſt. II, S. 574; Jungbohn-Clement, Forſchg., 
S. 274; Opet, Sierkes Unterſ. 25, 21 ff.; Sohm, FZ’RE. 31, IlIo. 

L. Rib. 56, 4; vgl. hierzu Amira, Erbenfolge, S. 39 ff.; Seusler, Inſt. II, 
S. 575 ff.; Opet, Gierfes Unterſ. 25, 32. 

) Cham. 42; vgl. hierzu Amira, Erbenfolge, S. 42 ff.; Brunner, IZ’RE. 
21, Is; Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 69 u. Anm. 2; ®pet, Gierkes Unterf. 25, 42; 
Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 122, 173. 

gl. hierzu Gaupp, L. Franc. Cham., S. 82; Seusler, Inſt. II, S. 577; 
Sradil, FRE. 31, los ff.; Schröder, RG. S. 319. 

gl. L. Rib. 56, I; Beiſpiele bei Amira, Erbenfolge, S. 4; vgl. auch 
Heusler, Inſt. II, S. 573 ff.; OGpet, Sierkes Unterſ. 25, 12. 

6) Dal. hierzu Girke, IRG. 12, 440; 443 u. Anm. 32; Seusler, Inſt. II, 
S. 583; Schröder, Ehel. Güterr. I, S. 113. 
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falls auf ein von Anfang an beſtehendes Eintrittsrecht ſchließen !). 
Erſt Childebert II. führte es mit zuſtimmung der Gptimaten anläßlich 
der Märzverſammlung des Jahres 596 ein?). Beim Antritt einer Erb— 
ſchaft erhielten demnach urſprünglich Sohne die Ländereien als Voraus 
und teilten die Fahrhabe mit ihren Schweſtern nach Köpfen. 

Die zweite Erbnehmergruppe bilden erwartungsgemäß die Eltern. 
Hinſichtlich ihrer Behandlung ſcheinen die fränkiſchen Beſtimmungen 
allerdings voneinander abzuweichen. Die Ribusrier laſſen Vater und 
Mutter gemeinſam das loſe Vermögen der Binder erben. Einzig in 
den Familienbeſitz folgt erſterer allein). Die L. Sal. ſchreibt dagegen 
vor: „Wenn feine Mutter noch am Leben weilt, jo erbe fie den Wach— 
laß“ (L. Sal. 59, J). Die Nichterwähnung des Vaters überraſcht um 
ſo mehr, weil ſie ſich allem Anſchein nach ſelbſt auf die Nachfolge in den 
Landbeſitz erſtreckt!). Andererſeits haftet der Vater für Wergeld— 
ſchulden ſeines Sohnes ausdrücklich an erſter Stelle (L. Sal. 58). Seine 
Übergehung im Erbrecht läßt ſich deswegen unmoglich als „Ausſchluß“ 
deuten. Er ſtände in ſämtlichen germaniſchen Geſetzen ohne Beiſpiel 
da. Eine allſeitig befriedigende Löſung erblicke ich daher in der An— 
nahme, die ſaliſche Erbfolgeordnung ſetze den Vater als bereits ver— 
ſtorben voraus“). Sie wirft zugleich neues Licht auf die Stellung der 
Mutter als Alleinerbin der Fahrnis. Zu ihrer Klärung bedarf es keines 
Zurückgehens auf angeblich mutterrechtliche zuſtände“). Vielmehr er— 
ſcheint die Mutter hier als einzige Vertreterin der berufenen Erben— 
klaſſe und wird dementſprechend allen Fernerſtehenden vorgezogen”). 
Die Frage nach der Erbſchaftsregelung zu Lebzeiten beider Eltern läßt 
ſich vermutlich an Hand der L. Rib, beantworten unter Zuhilfenahme 
der ſaliſchen Texte der zweiten bis fünften Families). Stützen möchte 
ich mein Eintreten für dieſe Auffaſſung noch mit dem Hinweis auf die 
ähnlich durchgeführte Behandlung der dritten Erbenklaſſe. Zu ihr 
zählen Salier und Kibuarier übereinſtimmend die Geſchwiſter ?). 


N Vgl. L. Sal. 59, 5 mit L. Vis. IV, 2, 2; hierzu u. a. Ficker, Unterſ. III, S 820; 
Geffcken, L. Sal. 227; Gierke, JR. 12, 442. 

Decr. c. I, nebſt Vorwort Boretius IJ, S. 15; vgl. hierzu Gierke, IRG. 
12, S. 442; Seusler, Inſt. II, S. 581; auch Ficker, Unterſ. III, $ 920. 

) L. Rib. 56, I. 4; vgl. hierzu Brunner, 37G. 2], 17; Ficker, Unterſ. II, 
Ss. Zloff. 

9 Vgl. Ed. Chilp. c. 8, 3; hierzu u. a. Ficker, Unterſ. III, S 972; Geffcken, 
L. Sal. 223 ff.; über die einzelnen Meinungen vgl. auch Gpet, Gierfes Unterſ. 
25, 13 ff. 

5) Geffcken, L. Sal., S. 223 ff. 

„ Vgl. etwa Dargun, Sierkes Unterſ. 16, 61; 64ff.; Ficker, Mitt. Erg. Bd. 
II, S. 470 ff.; Unterſ. I, S 685; II, S. 899, 949; III, S. 419, 518; V, S. 60; 
Heusler, Inſt. II, S. 52]ff., 575, 586, 605; Gpet, Gierfes Unterſ. 25, Iöff. 

Vgl. etwa L. Vis. IV, 2, Jo; natürlich unter Berückſichtigung der ſaliſchen 
Zonderfolge in die Ciegenſchaften. 

8) Dal. Geffcken, L. Sal., S. 224. 

) L. Sal. 59, 2; L. Rib. 56, 2; vgl. hierzu aber auch Brunner, 32G. 21, 14. 
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Einen ſpürbaren Unterſchied zwiſchen beiden Stämmen glaube ich 
erſt für den weiteren Verwandtſchaftskreis annehmen zu müſſen. Als 
Fahrniserben berufen letztere die Schweſter von Mutter und Vater 
(L. Rib. 56, 3), während erſtere die Mutterſchweſter allein nennen (L. 
Sal. 59, 3). Spätere Überarbeitungen ſchieben zwar die Vaterſchweſter 
ein, aber hier vermag ich keinen triftigen Grund zu entdecken, die Ande- 
rung nicht als Teuerung aufzufaſſen. Mit dem Vater zugleich feine 
Geſchwiſter als vorverſtorben hinzuſtellen, wäre ohne ſichere Anhalts— 
punkte unglaubhaft. Entgegen den ribuariſchen Beſtimmungen ſcheint 
ſich vielmehr die altſaliſche Erbfolge außerhalb der Hausgemeinſchaft 
auf dem Grundſatze aufzubauen: dem reinen Mannſtamm die Liegen— 
ſchaften vorzubehalten und dem reinen Weibſtamm das loſe Gut!). 
Mutterrechtliche Tendenzen möchte ich hierfür um fo weniger verant— 
wortlich machen, weil gerade deren kennzeichnende Serausſtellung des 
Mutterbruders gänzlich und unbeachtet bleibt ). 

Mit der Erwähnung der Elterngeſchwiſter ſchließen die fränkiſchen 
Geſetze die nähere Bezeichnung der Folgeberechtigten ab: „darauf über— 
nehme aus allen Generationen der Gradnächſte die Sinterlaſſenſchaft“ 
(L. Sal. 59, 4; vgl. L. Rib. 57, 3). Das wären in erſter Linie die mit 
jenen zwar gradgleichen, aber anſcheinend ſpäter berufenen Geſchwiſter— 
kinder, wie ſich möglicherweiſe aus dem ſchon oben eingehender behan— 
delten Keipustitel ergibt’). Er läßt m. E. geradezu überraſchende 
Schlüſſe auf die weitere Erbfolgeordnung zu. In Frage kämen noch: 
Geſchwiſterkindeskinder (L. Sal. 44, 5 = J. und 3. ungleicher Grad); 
der zweite gleiche Grad, die Nachgeſchwiſter oder erſten Vettern, fällt ſelt⸗ 
ſamerweiſe zugunſten feiner Abkömmlinge aus (L. Sal. 44, 6 = 2. und 
3. ungleicher Grad). Wie in dieſe Ordnung die Großeltern einzureihen 
find, bleibt hinſichtlich der vorliegenden Quellen eine kaum lösbare 
Frage). 

Ehe ich mich der Betrachtung der anderen Stammesgeſetze zuwende, 
muß ich noch kurz auf das ſaliſche „Vicinenrecht“ eingehen, gerade weil 
es der oben behaupteten Schwertmagenfolge in den Grund und Boden 
3. T. Abbruch tut. Der hierauf bezügliche Erlaß entſtammt dem Edik— 
tum Chilperichs“). Inhaltlich zerfällt er in zwei deutlich getrennte Ab— 
ſchnitte. Der erſte gibt ſich mit der L. Sal. (59, 5) verglichen offen— 
kundig als Neuerung zu erkennen. Sie beruht auf der Zulaſſung von 
Töchtern und Schweſtern in die Liegenſchaftsfolge nach dem grad— 
gleichen Mann. Nach ihnen hat der Landbeſitz anſcheinend dem „Heim— 


Vgl. etwa die ſächſiſche „Wiftelgerade“ (Zradil, 3? RG. 3J, Io ff.), aber auch 
Amira, Erbenfolge, 5, Io ff.; Brunner, Z?RE. 21, 15 ff.; Gierke, IRGG. 12, 440. 

Das for. „Avunkulat“ vgl. Brunner, 3G. 21, I3; Geffcken, I. Sal., 
S. 224 ff. 

Näheres ſ. oben S. II2f. 

Vgl. hierzu aber Geffckens Bemerkung, S. 225. 

Cap. 8, 3; vgl. hierzu die Schrifttumsangabe des Herausgebers, S. 269 ff. 
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Abb. 15. Der Mierowingerfönig Chlodovech I. und ſeine Gemahlin Chlothilde. 
Skulpturen vom Portal der Kathedrale Notre Dame de Corbeil (um IIS0) 
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fallsrecht an die Vicini“ unterlegen). Das find vermutlich die „Mark— 
genoſſen, Dorf- oder Flurnachbarn“ ?) die freilich vielfach untereinander 
verwandt oder verſchwägert ſein mochten, da die Germanen bekanntlich 
mit Vorliebe ſippenweiſe ſiedelten. 


Wie nun das Ediktum Chilperichs lehrt, ſtehen ſolche Markgenoſſen 
in einer gewiſſen Agrargemeinſchaft miteinander. Sie erſtreckt ſich je— 
doch nicht unterſchiedslos auf alle Liegenſchaften, ſondern nur auf das 
in Hufen aufgeteilte Bauernlands). Bei ungeſtörter Erbfolge trägt 
ſolches Hofland ohne Frage „Stammgutcharakter“. Die beſtehende 
Verſchiedenheit zeigt ſich daher erſt, ſobald die Erbfolge unterbrochen 
wird. In jenem Falle erweiſt ſich die geſamte Sippe als Eigentümer 
des herrenlos gewordenen Beſitzes und überträgt ihn dem nächſten 
Blutsverwandten. In unſerem Falle iſt jedoch das Volk ſelbſt Eigen— 
tümer des Grund und Bodens; an feine Vertreter, die „Markgenoſſen“, 
gelangt alſo die Hufe zurück. Die Einbeziehung der Tochter und Ge— 
ſchwiſter in dieſe Folge bedeutet demnach bereits eine Auflockerung des 
Dorfverbandes. 


Solchem Lande „innerhalb der Markgenoſſenſchaft“ gegenüber er— 
weiſen ſich alſo die Anſprüche entfernterer Schwertmagen unwirkſam. 
Ihre Entſchädigung haben wir daher auf anderem Gebiete zu ſuchen, 
wahrſcheinlich den ſelbſterrungenen Liegenſchaften ). Für dieſe Art 
„Privatbeſitz“ nun beſtätigt Chilperich den alten Vererbungsbrauch, 
d. h. die Gültigkeit der L. Sal. Er allein bleibt m. E. den Schwert— 
magen und nicht den Markgenoſſen vorbehalten und erklärt einleuch— 
tend den ehemaligen Ausſchluß des Weibes: „von ſämtlichem Grund 
und Boden“ (L. Sal. 59, 5). 


Aber das „Flurnachbarn haben“ deutet darauf hin, daß es auch 
vereinzelt Männer gab, deren Liegenſchaften von vornherein in keiner 
Agrargemeinſchaft oder Markgenoſſenſchaft ſtanden ?). Vermutlich find 
das Großgrundbeſitzer oder Dienſtherren (Antruſtionen) des Königs, 
die nach den großen Eroberungen durch Chlodovechs Feudalſyſtem 
emporkamen !“). Die übliche Vererbung ihrer Ländereien“) würde alſo 
Chilperich neben derjenigen der zuvor genannten Errungenſchafts— 
liegen einfacher Dorfgenoſſen noch beſonders beſtätigen. 


Die Grundſätze der übrigen Volksrechte entſprechen durchaus den 
bisher beobachteten Richtlinien. Die Alamannen zeigen wieder die 


Vgl. Ficker, Unterſ. III, S 989; Gierke, I3RG. 12, 447; Heusler, Inſt. II, 
S. 526; Gpet, Sierkes Unterſ. 25, 24; Sohm, 3e RG. 30, 109, Anm. I. 

Vgl. beſonders Geffden, L. Sal., S. 270; Gierke, a. a. O., S. 336; 
Sohm, a. a. ©, 

Vgl. Sohm, a. a. G., S. los ff. 

) Geffcken, L. Sal., S. 270 ff.; vgl. Gierke, a. a. O., S. 330ff. 

Vgl. Gierke, a. d. O., S. 436 ff.; hierzu auch Sohm, 3 RG. 30, Jos ff. 

6) Vgl. Gierke, a. a. O., S. 456 ff.; Sohm, a. a. O., bei. S. 109, Anm. I. 

7) Vgl. Gierke, a. a. O., S. 455 ff. 
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Tendenz, den Mannſtamm beim erſten Erbgange auf dem väterlichen 
Hofe zu halten. Zu dieſem Zweck ſchließen ſie die Tochter durch den 
Sohn von der Erbſchaft aus!). Da jedoch nur von dem „Nachlaß des 
Vaters“ die Rede iſt, erſcheint es mir ratſam, die zurückſetzung der Frau 
für ihn allein anzunehmen und das Muttererbe entweder gleichmäßig 
an alle Rinder verteilt zu denken oder noch richtiger vielleicht an Töchter 
allein?). Im einzelnen beweiſt die Anordnung, daß von zwei verhei— 
rateten Schweſtern nur die ebenbürtig vermählte das Landlos be— 
kommen, den reſtlichen Nachlaß aber gleichmäßig mit ihrer unſtandes— 
gemäß verheirateten Schweſter teilen ſolle, wie ſtark der Bauernhof 
bier als Sippenbeſitz im Mittelpunkt des Erbrechtes ftebt?). 

Daß im übrigen die mütterliche Erbſchaft niemals mit der väter— 
lichen zuſammenfällt, lehrt eine andere aufſchlußreiche Stelle‘). Sie 
ſpricht den Nachlaß einer im Wochenbett ſterbenden Frau ihrem neu— 
geborenen Rinde zu, falls es „eine gewiſſe Zeit lang am Leben bleibt, 
ſei es auch nur eine Stunde, ſo daß es die Augen aufſchlagen, den Firſt 
des Hauſes und die vier Wände erblicken kann“. Stirbt darauf auch 
das Kind, dann wird es von feinem Vater beerbt, ſofern er zeugen für 
den geſchilderten Verlauf der Dinge beizubringen vermag (L. Al. 89, 2). 
Hinſichtlich der Erbfolgeordnung läßt dieſe Beſtimmung darauf 
ſchließen, daß nach den Rindern dem Vater — bzw. beiden Eltern — 
die Sinterlaſſenſchaft zufällt. 

Weitere Erbenklaſſen erwähnt die Lex nicht, ſondern nennt ſofort 
den „nächſten Blutsfreund“ (L. Al. 54, 2). Dem Rechtsſatze über Ver— 
wendtentötung (L. Al. 40) können wir freilich entnehmen, daß in 
erſter Linie der „Vaterbruder, Bruder und Mutterbruder“ bzw. Söhne 
der drei genannten gemeint ſind, ſowie die entſprechenden weiblichen 
Sippenmitglieder. Eine feſte Reibenfolge könnte hieraus allenfalls 
durch Umgruppierung des Bruders erzielt werden und würde dann ver— 
mutlich lauten: Geſchwiſter — Elterngeſchwiſter, Geſchwiſterkinder 
(evtl. gleichzeitig?) — Wachgeſchwiſter oder erſte Vettern. Auf Voll— 
ſtändigkeit darf auch dieſe Aufzählung keinesfalls Anſpruch erheben, 
da beſonders die wichtigen Gruppen der Enkel und Großeltern fehlen. 

Wicht unmöglich wäre es, daß ſich die vorhandenen bapyriſchen 
Geſetze hier einfügen laſſen. Ahnlich den weſtgoten reiben fie Enkel 
und Urenkel zwiſchen Rinder und — wie man folgern muß — Eltern 
ein (L. Bai. J5, Io), gleichfalls ohne Anhaltspunkte für ein etwa be— 
ſtehendes Repräfentstionsrecht zu bieten. Bedenken erregt dieſe Ein— 

) L. Al. 55; vgl. evtl. L. Bai. J5, 9; hierzu Grimm, RA. I, S. 472, 478; 
Heusler, Inſt. II, S. 574, 578 u. Anm. 16. 

Vgl. den Unterſchied zwiſchen L. Rib. 56, I und Ewa Cham. 42; Näheres 
hierzu vgl. bei Opet, Gierfes Unterſ. 25, 67ff., aber auch Heuslers Bemerkung 
Inſt. II, 578): Später haben die Töchter den Anſpruch der Söhne auf das ſog. 
„Anſedel“ zurückgedrängt. - 

Vgl. hierzu die Behandlung der bayrifcben Mißheirat, oben S. 132. 

4) L. Al. 89, I; vgl. hierzu Opet, a. a. O., 25, 68. 
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gliederung wohl nur hinſichtlich der Urenkel, da ſolch ein weitgehender 
Vorzug der abſteigenden Linie den germaniſchen Rechten im allge— 
meinen nicht geläufig iſt. Wahrſcheinlich beruht er auf dem unver— 
kennbar ſtarken Einfluß der Weſtgoten, der ſich wohl auch in der Ver— 
wandtſchaftsberechnung „bis zum ſiebenten Grade“ bemerkbar macht, 
ſowie in der gegenſeitigen Beerbung der Ehegatten, bevor der Fiskus 
das erledigte Gut einziebt (vgl. L. Vis. IV, 2, II). 

Enger an die fränkiſchen Erbregeln ſchließen ſich wiederum die 
thüringiſchen an. Ihr Hauptmerkmal bildet demnach die Stammgut— 
folge. Außerdem unterſcheiden die Thüringer ſcharf zwiſchen Vater— 
und Mutterhabe und laſſen beide getrennt forterben. Von der väter— 
lichen Sinterlaſſenſchaft ſchließt der Sohn die Tochter vollkommen 
aus!). Wenn er hingegen verſtorben iſt, zerfällt das Vatererbe in 
Liegenſchaften und Fahrnis. Nur das loſe Vermögen gebührt in 
dieſem Falle der Tochter: „der Grund und Boden aber komme an den 
nächſten Blutsfreund der Vaterſippe“ ?). Dieſer Anſpruch der Schwert— 
magen erſcheint derart unumſtößlich, daß man es nicht einmal der 
Mühe wert hält, auch nur einen dieſer Wächſtberechtigten mit Namen 
zu nennen. 

Fehlt auch die Tochter, dann gelangt ihr Anteil ſogleich an die 
Schweſter des Erblaſſers und eigensrtigerweife erſt nach ihr an die 
Mutter). Wir haben es folglich mit einer auffälligen Zurückſetzung 
der Mutter zu tun, die in den Volksrechten evtl. nur durch die Schärfe 
der langobardiſchen Satzungen übertroffen wird. Ihre Stellung bei 
den Thüringern erlaubt daher ſchwerlich Kückſchlüſſe auf eine ähnliche 
Hintanſetzung des Vaters den Brüdern des Toten gegenüber. Wenn 
die erwähnten weiblichen Glieder der Hausgemeinſchaft nicht mehr am 
Leben weilen, „folge der Blutsnächſte aus väterlichem Geſchlecht als 
Alleinerbe“. 

In den Sauptzügen verläuft die Teilung der mütterlichen Habe 
ähnlich. Mit Ausnahme der Gerade gerät auch ſie in die Hände der 
Söhne. In Ermangelung von Kindern folgt die Schweſter der Erb— 
laſſerin in alles bewegliche Gut, während die Ländereien wiederum 
dem nächſten Schwertmagen vorbehalten bleiben!). Weiter verfolgt 
die Lex den Erbgang nicht, ſondern gebietet, daß nach Berückſichtigung 
der Frauen des engeren Erbenkreiſes: „bis zum fünften Verwandt— 
ſchaftsgrade die Vaterſippe zur Nachfolge zu berufen ſei“ (L. Thur. 30), 
d. h. ſoweit die Blutsgrenze reicht. Erſt wenn der Mannſtamm völlig 


gl. hierzu Amira, Erbenfolge, S. 62 ff.; Dahn, Thuͤringe, S. 139 ff.; 
Ficker, Unterſ. II, S. 245 ff., 356 ff.; VI, S. 138; Gierke, IRG. 12, 33off.; 
Heusler, Inſt. II, S. 578; Gpet, Gierfes Unterſ. 25, Goff. 

) L. Thur. 27; vgl. hierzu Amira, a. a. O. und S. 68; Ficker, a. a. O. 
IV, S. 33. 

Vgl. hierzu Dargun, Gierfes Unterſ. 16, 64. 

) L. Thur. 28; vgl. L. Burg. 51, 3; dazu ſ. oben S. 64f. 
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ausgeſtorben iſt, tritt die Tochter als Alleinerbin auf: „und dann geht 
der Nachlaß von der Lanze auf die Spindel über“. Der Name des 
Geſchlechtes iſt verklungen, nur ſein Blut wirkt noch fort in ſeinen 
Töchtern und die Wähe des Blutes beſtimmt deren Berufung. 

Die bei den Anglowarnen übliche Begünſtigung der Hausgemein— 
ſchaft finden wir in der L. Fris. wieder. Allerdings bezieht fie ſich 
hier auf den Wergeldempfang und läßt höchſtens Wahrſcheinlichkeits— 
ſchlüſſe für erbrechtliche Regelungen zu. Beachtung verdient jedenfalls 
die Übereinſtimmung der frieſiſchen Reihenfolge: Rinder — Eltern — 
Geſchwiſter!) mit der ſonſt gebräuchlichen. Ob hierbei der Mann dem 
Weibe vorgezogen werden mochte, iſt dem Wortlaut nach zu urteilen 
möglich, aber keineswegs zwingend. Desgleichen läßt uns die Lex über 
die weitere Erbfolgeordnung im unklaren. 

Eingehender befaßt ſich das Sachſenrecht mit dieſer Frage. Franken 
und Thüringern entgegen kennt es keine gleich ſcharf ausgeprägte 
Schwertmagenfolge in den Grundbeſitz. Dem Sohne muß freilich die 
Tochter weichen?). Ob hier jedoch die „Erbſchaft von Vater wie 
Mutter“ ſämtliche Wachlaßbeſtandteile bezeichnet, erſcheint mir zweifel- 
haft. Ein ſpäterer Rechtsſatz ſcheidet nämlich unmißverſtändlich von 
dem prinzipiell unveräußerlichen „Erbgut“ die dem Vergabungswillen 
des Eigentümers unterſtellte „Fahrnis“ (L. Sax. 62). Die feſte Anwart⸗ 
ſchaft des Sohnes erſtreckt ſich demnach einzig auf erſteres, während die 
hinterlaſſene bewegliche Habe weitgehend feiner Schweſter zufallen 
mochte, in erſter Linie wiederum die mütterliche Gerade“). 

Erſt wenn der Verſtorbene „keine Söhne, ſondern nur Töchter 
zurückläßt, gerate die Erbſchaft insgeſamt in deren Hände“ (L. Sax. 44). 
Eine Einſchränkung erleidet ihr Anſpruch freilich durch das Miterben 
von Sohnesſobnen ). Und zwar bleibt der großväterliche Hof mit 
allem Zubehör dem Namensträger des Geſchlechtes vorbehalten, wäh— 
rend der Tochter mindeſtens das geſamte Muttergut zumwächit?). 

Beſtimmte Ausſagen über die weitere Erbenfolge fehlen. Jedoch 
liefert die bereits oben behandelte Regelung der Dos“) Anhaltspunkte 
für die Berufung der Eltern nach ihren Abkömmlingen'). Wohl ähn— 


) L. Fris. 19, 2; vol. Opet, Gierkes Unterſ. 25, 63 ff. 

L. Sax. #1 ; vgl. hierzu Amira, Erbenfolge, S. II2 ff., II ff., 121; Ficker, 
Unterſ. IV, S. 60; Gierke, I3RG. 12, 430 ff.; Seusler, Inſt. II, S. 574, 577 ff.; 
OGpet, Gierkes Unterſ. 25, 58 ff.; Schröder, RG. S. 336ff. 

3) Vgl. Seusler, a. a. O., S. 577; Öpet, a. a. O., S. 86. 

4) L. Sax. 46; vgl. hierzu Amira, a. a. OG., S. 123; Ficker, a. a. O. II, 
S. 327 ff.; Zuber, Schweiz. PrivR. IV, S. 582; Gpet, a. a. O., S. Joff.; 
Schröder, a. a. O., S. 341 u. Anm. 299. 

5) Ein Eintrittsrecht der Sohnesſöhne neben den Sohn ſcheint alſo urfprünglich 
nicht zu beſtehen. Erſt im Sſp. (I, 15, I; vgl. Seusler, a. a. G., S. 579 ff.) iſt 
es durchgefuhrt. 

6) L. Sax. 47. Näheres ſ. oben S. 55. 

7) Vgl. Sſp. I, 17; Seusler, a. a. O., S. 585. 
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lich läßt ſich dem Vaterbruder auf Grund feiner Vormundſchaftsrechte 
dann der nächſte Rang bei der Erbfolge zuweiſen (L. Sax. 45). Wie- 
weit der Sachſe neben ihm auch die übrigen gleichnahen Geſippen zu 
berufen pflegte, insbeſondere die Geſchwiſterkinder, bleibt eine Frage 
für ſich. Ein angelſächſiſches Geſetz erhärtet z. B. die Vorfolge des 
Vaterbruders in gewiſſer Sinſicht dadurch, daß es den ſog. „Halsfang“ 
bei der Wergeldentrichtung den „Rindern, Brüdern und dem Vater— 
bruder“ des Erſchlagenen zufpricht!). Das Sachſenrecht würde ſich 
demnach vortrefflich der mehrfach beobachteten Eigentümlichkeit der 
Volksrechte anpaſſen, die obere Linie der Seitenverwandtſchaft vor 
der unteren zu begünftigen?). Erklären ließe fie ſich auf Grund der 
Blutsberechnung „nach Grad und Parentel“ (vgl. Roth. 153) viel- 
leicht am beſten damit, daß die Elterngeſchwiſter dem mit dem Erblaſſer 
gemeinſamen Stammvater bereits im erſten Grade verwandt ſind, die 
Geſchwiſterkinder hingegen erſt im zweiten. Wur dem Erblaſſer per— 
ſönlich ſtehen beide gleich nah. 

Zur Vervollſtändigung unferer Unterſuchungen müſſen wir noch 
auf die nordgermaniſchen Rechtsquellen eingehen. Von ihnen laſſen 
ſich die altſchwediſchen Krbentafeln?) deutlich nach Landſchaft und 
Stämmen in die Götar- und Sweargeſetze gliedern. Erſtere zeigen 
ihre Einheitlichkeit in der faſt gleichmäßig verlaufenden Anordnung 
der Erbnehmer: Rinder — Eltern — Geſchwiſter — Rindeskinder — 
Geſchwiſterkinder — Großeltern — Elterngeſchwiſter ). ÖGL. ſtellt 
einzig die Großeltern den Geſchwiſterkindern voran und bewahrt da— 
durch die genau wiederkehrende Folge von: abſteigender, aufſteigender 
und Seitenlinie“). Dagegen bevorzugen die oberſchwediſchen Rechte 
durchweg auch entferntere Nachkommen vor den Eltern“). Am hel— 
ſingiſchen Recht verdient noch die Sonderfolge der Schwertmagen in 
das Heergewäte (vighaerfp c. J5) neben der gewöhnlichen Erbfolge 
Beachtung. Bezeichnenderweiſe berückſichtigt ſie die Mitglieder der 
Hausgemeinſchaft vor der weiteren Wachkommenſchaft und findet 
damit wieder näheren Anſchluß an die Götargeſetze“). 

Die genannten Schwedenrechte kennen ohne Ausnahme die je— 
weilige Bevorzugung des Mannes vor der graͤdgleichen Frau und teil- 
weiſe auch die gleichzeitige Zurückſetzung des Weibſtammes überhaupt. 


) Liebermann, S. 392, Ab. 5. 

) Vgl. Roth. 164 mit Kiut. 145; Aiſt. Jo; ferner L. Sal. 59, 3; L. Rib. 56, 3. 

Vgl. hierzu beſonders die Arbeit von Matthäus, Die geſetzl. Verwandten: 
folge des älteren Schwedenrechtes, IZ?RE. 36, I37ff. 

#) WGL. Ae. I; vol. Matthäus, a. a. O., S. 140 — 164 (mit Schrifttums⸗ 
angabe); beſ. S. 158. 

5) ÖGL. Ae. I—3; vgl. Matthäus, a. a. O., S. 164—180, beſ. S. 174. 

©) Upl. Ae. II (vgl. L. Vis. IV, 2, 2; L. Bai. I5, Jo). Sierzu Matthäus, 
S. 180-197, beſ. S. 193. Ferner WML. 2 Faſſungen: Gb. II, Ae. II (vgl. evtl. 
L. Thur. 27); hierzu Matthäus, S. 203-226. 

) Vgl. Matthäus, S. 226—243, beſ. S. 240. 
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Die Form der Zurückſetzung ſchwankt allerdings. Einmal gibt fie ſich 
als Ausſchluß zu erkennen und dann — wohl in jüngerer Geſtalt — 
in dem halben Vopfteil des Weibes neben ihrem männlichen Miterben. 
Daß dieſem Vorzuge des Mannes unverkennbar die Tendenz zugrunde 
liegt, wenigſtens in der kommenden Generation den Namensträger der 
Familie auf dem Hofe zu halten, brauchte ich nach allem bisher Ge— 
ſagten eigentlich nicht zu wiederholen. Eine abweichende Löſung der— 
ſelben Frage bietet uns das Recht der Inſel Gotland. Nur im „Mannes— 
erbe“ hat hier die Frau zu weichen und umgekehrt der Mann dem 
weibe in dem ſog. „Frauenteil“ ). Das Stadtrecht von Wisby (Rap. 25) 
endlich ſtellt die Tochter dem Sohne vollkommen gleich?) und weift 
folglich unmittelbar zur L. Vis. hinüber. 

Die drei bedeutendſten weſtnordiſchen Geſetzbücher bauen im weſent— 
lichen auf den gleichen Grundgedanken auf. Die Behandlung der Frau 
hängt alſo hauptſächlich von der Geſtaltung der Stammgutfolge ab. 
Bezeichnend iſt hierfür ihre anerkannt günſtige Stellung im islän— 
diſchen Erbrecht, nämlich ausgerechnet in jenem Recht, das eine aus— 
geprägte Sonderfolge in den Grundbeſitz entbehrt? ). Infolgedeſſen hat 
die Anordnung der Erbnehmer ein verhältnismäßig einfaches Aus- 
feben gewonnen!). Nur die jeweils graͤdgleiche Frau muß ihrem 
männlichen Miterben weichen, geht aber ſelber dem nächſtverwandten 
Mann unbedingt vor. Dadurch erwirkt man wenigſtens für die un— 
mittelbaren Nachkommen des Erblaſſers den Übergang des Hofes von 
Vater auf Sohn. 

Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz beſteht nur hinſichtlich der 
Mutter. Ihren Platz vertauſchte man mit dem des gleichvatrigen 
Bruders, anſcheinend um den männlichen Mitgliedern der Sausgemein— 
ſchaft, ſoweit ſie zum Mannſtamm zählten, eine gewiſſe Vorfolge zu 
ſichern, der gegenüber ſich nur das ſtärkere Anrecht der Tochter durch— 
ſetzte ). Sehen wir von Einzelheiten ab“), dann erhalten wir die 
Reihenfolge: Kinder — Eltern (Vater) — Geſchwiſter leinſchl. der 
Mutter) — Großeltern und Enkel vor Elterngeſchwiſtern und Ge— 
ſchwiſterkindern — zuletzt Wachgeſchwiſter ( erſte Vettern). Im 


1) Gutal. 21, I2—I5; 22, I—5 (vgl. evtl. Ewa Cham. 42) hierzu Brunner, 
32G. 21, loff.; Ficker, Unterſ. II, S. 239 ff.; ferner Matthäus, S. 245-262, 
beſ. S. 260 ff. 

2) Dal. Matthäus, S. 243 —244. 

3) Pgl. oben S. 135. 

) Kon. IIS 218 ff.; vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 213 ff.; Ficker, Unterſ. IV, 
§ 1594. 

5) Dal. aber Ficker, Unterſ. VI, S 1607. 

) Die Grägäs unterſcheidet zwiſchen den „Rindern derſelben Mutter“ und den 
gradgleichen „desſelben Vaters“ und bevorzugt letztere, wohl ein Nachklang zu der 
Begünſtigung des Mannſtammes. Ferner folgen erſt nach allen ehelich geborenen 
Erben des engeren Kreiſes die entſprechenden unechten. Weitere Grade der un— 
ehelichen bleiben gänzlich unberückſichtigt. 
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Prinzip hält ſich der Isländer alſo innerhalb jedes Grades an die Formel: 
aufſteigende Linie — abſteigende Linie — Seitenverwandte, nur daß 
im zweiten Knie die beiden erſten zuſammen berufen werden vor der 
Seitenlinie. Weiter verfolgt das isländiſche Recht die Rangordnung 
nicht, ſondern beſtimmt den „Blutsnächſten“ als Erben ). 

Ungleich verwickelter erweiſen ſich die norwegiſchen Rechtsverhält— 
niſſe. Die Gul. und Frost. beachten außer dem Geſchlechtsunterſchied 
der Erbnehmer ſelber noch den Gegenſatz zwiſchen Mannſtamm und 
weibſtamm. Dabei verfolgen fie augenſcheinlich das gleiche Ziel: den 
Übergang des Saupthofes an die Repräſentanten der Sippe ?). Allein 
ihre Wege dorthin find verſchieden. Die Gul.“ zeigen ſich weitaus 
ſtrenger. Sie trennen Mann- und Weibſtamm voneinander und berufen 
ſämtliche Männer beider Stämme vor allen Frauen. Eine Ausnahme— 
ſtellung billigt man einzig den weiblichen Mitgliedern des engeren 
Erbenkreiſes zu, unter denen wiederum die Mutter eigenartig zurück— 
geſetzt erſcheint. Innerhalb der einzelnen Gruppen gilt etwa die 
Reihenfolge: Rinder Sohn) — Eltern Pater — Enkel leinſchl. der 
Tochter) — Großeltern — Geſchwiſter — nach ihnen die Mutter — 
Elterngeſchwiſter und Geſchwiſterkinder — Wachgeſchwiſter (— erſte Vet— 
tern), im Mannſtamme noch: uneheliche Rinder ſowie Andergeſchwiſter 
(= zweite Vettern). Die auf- und abſteigende Linie werden alſo nur bis 
zum zweiten Grade berückſichtigt, löſen ſich gegenſeitig je nach ihrer 
Blutsnähe ab unter Bevorzugung der Erſtgenannten und gehen ins— 
geſamt allen Seiten verwandten vor. 

Die Frost.) endlich nehmen eine Mittelſtellung zwiſchen Grägäs 
und Gul. ein. Sie begünſtigen zwar auch den geſamten Mannſtamm 
dem Weibſtamme gegenüber, aber das männliche Geſchlecht nur inner— 
halb eines jeden Grades, ſo daß beiſpielsweiſe eine vom Mann her— 
ſtammende Frau ſtets nur dem gleichnah verwandten Schwertmagen 
weicht. Ausnahmen beſtätigen freilich auch hier die Regel. Unter 
anderem muß ſich die Tochter das Eintreten von Sohnesſöhnen neben 
fie gefallen laſſen, ſofern deren Vater „ehelich geboren“ iſt (vgl. Roth. 
157), und die Mutter erfährt eine den nordiſchen Rechten geläufige, 
noch weiterreichende Zurückſetzungs). Auch ſonſt zeigen die Frost. eigen- 
tümliche Schwankungen. Sie betreffen vorwiegend den Mannſtamm 
und man kann fie daher einleuchtend aus den Prinzipien der Erbhof— 
folge herleiten. Im großen und ganzen erſcheinen die Erbnehmer fol— 

D. b. Näher geht darauf ein: Kon. 113/193 ff.; vgl. hierzu Maurer, Vorleſ. 
III, S. I2 ff. 

Vgl. aber auch Ficker, Unterſ. VI, S 1634 ff. 

) 103—105; vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 220 ff. 

) 8, I—15; vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 22s ff. 

Die „rechtmäßig geheiratete“ Mutter wird als Alleinerbin der Fahrnis erſt 
an 6. Stelle berufen (vgl. Gul. 103), zugleich mit Vaterſchweſter und Brudertochter 
aber ſchon an 4. Stelle. Dal. Maurer, a. a. O., S. 229; vgl. auch Ficker, Unterſ. 
VI, S 1638. 
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gendermaßen geordnet: Rinder (Sohn) — Eltern (Pater) — Enkel 
(einfchl. der Tochter) — Geſchwiſter — Großeltern, evtl. gleichzeitig mit 
Elterngeſchwiſtern und Geſchwiſterkindern — Wachgeſchwiſter (= erfte 
Vettern einſchl. des Halbbruders der Mutter) — die Mutter als al— 
leinige Fahrniserbin im Mannſtamme noch: uneheliche Rinder — 
Andergeſchwiſter (— zweite Vettern). Die Unregelmäßigkeit dem Weib— 
ſtamme gegenüber, der obendrein bereits mit den Wachgeſchwiſtern ab— 
ſchließt, beruht hauptſächlich auf dem Vorzug der Sohneskinder vor den 
Geſchwiſtern. Sehen wir hiervon ab, dann ergibt ſich im weſentlichen 
die isländiſche Reihenfolge !). 

Die Vorſchriften der ſoeben herangezogenen Erbentafeln gelten für 
den Nachlaß eines Verſtorbenen im allgemeinen. Von ihnen heben ſich 
noch einige Sonderregeln ab: einmal die uns wiederholt begegnete Der: 
erbung der mütterlichen Grade auf die Tochter?) und dann nähere Be— 
ſtimmungen über die Stammautfolge?). Weil letztere in meinen Augen 
den Maßſtab abgibt für jegliches Erbrecht und damit insbeſondere für 
die Stellung des Weibes, will ich ihr noch einige Aufmerkſamkeit 
ſchenken. Das Weſen des Gdalerbes beruht wie geſagt auf feiner Eigen— 
ſchaft als Sippenbeſitztum, die es der ununterbrochenen Vererbung 
vom „echtgeborenen“ Vater auf den „echtgeborenen“ Sohn durch min— 
deſtens vier Generationen hindurch verdankt). Strenggenommen kann 
ihm folglich dieſer Charakter nur erhalten bleiben, wenn auch in 
Zukunft bloß diejenigen Perſonen in feinen Beſitz gelangen, die den 
Namen des erſten Erwerbers fortführen: alſo ſeine Schwertmagen. Sie 
allein find daher als „Odalmänner“ im engeren Sinne anzufeben bzw. 
als bauggildismenn' im Gegenſatz zu den männlichen Mitgliedern des 
Weibſtammes, den „nefgildi“, in deſſen Händen der tieferen Bedeutung 
des Erbbofes nicht mehr Genüge geſchehen konnte)). 

Wenn nun die Gul, trotzdem die nefgildi als Stammguterben be— 
rufen und überdies die drei auf ſie folgenden Frauen (Sohnestochter, 
Vaterſchweſter, Brudertochter), dann werden fie dem ſtrengen Gdal— 
begriff untreu, begreiflicherweife darum, weil keine Schwertmagen mehr 
vorhanden find. Auffallend ſtreng zeigen ſich dieſer Regelung gegen— 
über die ſonſt den Frauen günſtigeren Frost. Sie erkennen einzig die 


) über die Erweiterung des Erbrechtes durch die Könige Sigurd, Eyſtein 
und Olaf vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 27ff. 

2) Frost. 9, 9; vgl. L. Burg. 5, 3; Ewa Cham. 42; Thur. 28; evtl. L. Al. 55; 
E. 

Vgl. hierzu beſonders die Arbeit von Boden, IRC. 22, Jop ff.; ferner 
Amira, Obligat. II, S. 70I—706. 

4) S. oben S. I35; vgl. auch Boden, a. a. O., S. 126-135. 

Daß die Stammgutfolge evtl. weiter gereicht hätte als die gewöhnliche Erb— 
folge (vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 246), die mit der Blutsgrenze abzuſchließen 
pflegt, möchte ich bezweifeln. Von einem „Folgerecht“ kann man doch wohl nur 
ſprechen, wenn es ſich nötigenfalls gegen dritte Erwerber erzwingen läßt. Val. 
Boden, a. a. G., S. 144 ff., I52 ff. 
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Tochter als im engeren Sinne odalberechtigt an, ſtellen ſie jedoch ganz 
an den Schluß der bauggildismenn überhaupt und auch das nur, ſolange 
fie unverheiratet bleibt!). Andernfalls erliſcht die Odaleigenſchaft des 
Stammgutes in ihrer Hand, weil es nun unweigerlich an ein fremdes 
Geſchlecht gelangt. 

Den Grund endlich für die noch ſchärfere Zurückſetzung der letzten 
weiblichen Angehörigen des engeren Verwandtſchaftskreiſes, der 
Mutter? gegenüber einer Tochter oder Schweſter des Erblaſſers, ſuche 
ich in der altnordiſchen Verkettung der Begriffe: Blut und Boden. 
Zweifellos ſind nämlich Tochter und Schweſter in Ermangelung von 
Schwertmagen die kraft ihres Blutes nächſtberechtigten Erben. In 
ihre Hände gerät folglich der Stammſitz, evtl. unter Einbuße ſeiner bis— 
herigen Eigenſchaft, ſobald ſie eine eigene, andersnamige Familie 
gründen. Ebenſo zweifellos fehlt dagegen der Mutter, die in die be— 
treffende Sippe erſt bineinbeirstete, die blutsmäßige Bindung zu ihr. 
Wiemals kann aber eine bloß „Verſchwägerte“ fremdes Familieneigen— 
tum erwerben. Erſt eine jüngere Zeit, die den Sinn der Beziehungen 
zwiſchen Blut und Boden nicht mehr in ſeiner Tiefe würdigt, opfert 
fie nach und nach individuellen Rechten auf?). 


3. Gewillkürte Erbenſetzung 


Woch eine Frage gilt es in dieſem zuſammenhange zu behandeln, 
nämlich ob die Germanen außer der geſetzlichen Erbfolge noch eine zweite 
freiere Art des Vermögensüberganges in fremde Hände kannten oder 
nicht. Tacitus (Germania, c. 20) leugnet einen ſolchen Rechtsbrauch. 
Wie aber ſtellen ſich unſere Quellen dazu? Den Weſtgoten räumt 
Reffesfwintb (IV, 2, 20) die Befugnis ein, daß „jeder Freigeborene, ob 
Mann oder Frau, ... der weder Rinder noch Enkel, noch Urenkel hinter— 
läßt, mit ſeinem Vermögen ganz unbeſtritten anfangen dürfe, was 
immer er wolle; kein einziger der übrigen Sippengenoſſen aus der oberen 
oder Seitenlinie vermag ſeine Anordnungen umzuſtoßen“. Die ſpäte 
Entſtehungszeit dieſer Beſtimmung ſowie das bewußte Ausſchalten 
irgendwelcher Eingriffe von Verwandten ſprechen gegen ihre Altertüm— 
lichkeit. Schon weiter oben bin ich für die urſprüngliche Gebundenheit 
des weſtgotiſchen Eigentums eingetreten! ). Sier handelt es ſich folglich 
allein darum, wieweit ſich dieſe Bindung erſtrecken mochte. 

Die Veräußerungsbefugnis jedes einzelnen über ſelbſterworbenes 
Vermögen und beſtimmte Arten von Geſchenken (L. Vis. IV, 2, 16) 


) Frost. I2, 4. 5; vgl. 6, 4; vgl. evtl. auch L. Thur. 30. Sierzu Maurer, 
a. a. O., S. 246 ff. 
2) Dal. Maurer, Vorleſ. III, S. 217ff., 226 ff., 234, 243 ff., 250 ff. 
Beachte die noch ſpätere Verſchiebung hinſichtlich der Stellung des Weibes 
Maurer, Vorleſ. III, S. 272. 


S. oben S. 69. 
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leuchtet vollkommen ein. Wirgends begegnet uns aber ſelbſt Kinder- 
loſen gegenüber eine offen ausgeſprochene ähnliche Freiheit in bezug auf 
ihr Grundkapital. Es muß daher in irgendeiner Form dem „Erbenwart— 
rechte“ unterlegen haben, wofür u. a. wohl auch das Beſtehen des Heim— 
fallrechtes ſpricht. Erſt Reffesfwintb beſeitigte alſo jede Einſpruchs— 
befugnis der Verwandten endgültig zugunſten des römiſch beeinflußten 

Zeitgeiſtes, der auf reinen Individualismus hindrängte. 

Den gleichen Entwicklungsgang können wir aus den burgundiſchen 
Verordnungen herausleſen. Sie bezeugen verſchiedentlich den Brauch, 
unter Heranziehung von Bürgen letztwillig über das Vermögen zu ver— 
fügen (vgl. L. Burg. 24, 4; 43; 5], 3. ). Doch unterſteht nicht etwa 
die geſamte Habe der Vergabungsfreiheit des einzelnen, ſondern in erſter 
Linie perſönlich erworbenes Gut und fein Anteil an dem Sausbeſitz nach 
erfolgter Abſchichtung!). Die Beſtimmungen über das zuletzt genannte 
Eigentum ſind allerdings mehrdeutig. Meiſt billigen ſie dem Beſitzer 
zu: „nach freiem Ermeſſen darüber zu ſchalten“ (L. Burg. 5], 2; vgl. 
24, 5). Aber dieſe Befugnis glaube ich — wenigſtens urſprünglich — 
dahin begrenzen zu müſſen, daß fie allein für Fahrnis gilt, während das 
Landlos von vornherein an die Sippe, mindeſtens an die Sausgemein— 
ſchaft, gebunden bleibt und nur im Wotfalle an Fremde abgetreten 
werden darf?). Andererſeits gewinnt die Mutter alles, was eines der 
Kinder ihr „mittels Teſtament oder Schenkung“ überträgt, zu freiem 
Eigentum, offenbar weil eine ſolche Gabe dem „unverfangenen“ Ver— 
mögen entſtammts). Sonſtiges Erbgut der Rinder erhält fie dagegen 
nur zu perſönlicher Nutzung (L. Burg. 24, 3) wie auch alle Zuwendungen 
ihres Gatten (24, 2; 42, 2; 62, 2; 74, 2). Erſt ſpätere Geſetze erweitern 
ihre Dispoſitionsbefugniſſe darüber auf Koften der verſchwägerten 
Sippe ). 

Sehr wertvolle Belege enthalten wieder die langobardiſchen Edikte. 
Bezeichnenderweiſe kennen ſie anfangs keine eigentlichen Teſtamente, 
ſondern hoͤchſtens Vergabungen unter Lebenden durch das Garetbinp?). 
Gegen dieſe nun ſchützen fie die Erbanſprüche der Kinder — ſpäter auch 
der Enkel (Gr. 5) — mittels eines ausgeprägten Werterechtes®). Umge— 
kehrt erlegt man dieſelben Verpflichtungen auch kinderloſen Söhnen dem 
Vater gegenüber auf (Roth. 170). Entferntere Verwandte beſitzen an— 


) Dgl. I. Burg. I, I; I4, 6; 2, 5; I, 2; 7, I; Is (ſ. oben S. $9f., 7. 
Die erforderliche Abſchichtung ſpricht m. E. für eine Freiteilsquste in Sshe eines 
Ropfteils; vgl. aber Beyerle, 35G. 50, 399 gegen Schultze, Auguſt u. d. Seelt., 
beſ. S. I3 f., 140 (a. m. Ficker, Unterſ. V. 225). 

2) Dgl. L. Burg. I, I; 78, I. 2; 84, I—3; ſ. auch oben S. 150; Schultze, 
,, 5% 

L. Burg. 24, 3; vgl. auch die weibliche Dispoſitionsbefugnis über die Gerade: 
51, 3. 4; 18, 6 (f. oben S. 69, Anm. 4). 

) L. Burg. 53, 2; vgl. oben S. 151]. 

5) S. oben S. 79; vgl. auch Seusler, Inſt. II, S. 622 ff. 

6) Roth. 168 ff.; vgl. L. Vis. IV, 5, I. 
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ſcheinend keine gleichſtarken Anſprüche, falls ſie nicht in Gemeinderſchaft 
mit dem Verſtorbenen lebten (Liut. 70; vgl. Roth. 167). Aber der 
Charakter des erwähnten Garethinx verlangt, daß eine geplante Ver— 
gabung „nicht heimlich, ſondern vor (verfammelten) Volksfreien“ vor- 
genommen werde (Roth. 172), eben damit ſich „ſpäter keine Klage er— 
hebe“. Deutlicher könnte das unter Umſtänden wirkſame Einſpruchs— 
recht der Verwandten kaum zum Ausdruck kommen ). Die nachträgliche 
Geburt eines oder mehrerer ehelicher Söhne bricht jedoch ſelbſt die 
ordnungsgemäß erfolgte Eigentumsübertragung in vollem Umfange. 
Desgleichen „ſollen auch echtgeborene Töchter, ſeien es nun eine oder 
mehrere, oder natürliche Söhne nach erfolgtem Thinx ihr Recht nehmen, 
ganz fo, als hätte die VDergabung überhaupt noch nicht ſtattgefunden“ ). 
Einzig der Anteil der entfernteren Blutsverwandten verbleibt in dieſem 
Falle dem Beſchenkten “). 

Zu einem regelrechten „Freiteil“, wie ihn Weſtgoten und Burgunder 
kennen, ſcheint ſich die langobardiſche Dispoſitionsmöglichkeit jedoch erſt 
infolge der allmählichen Auflockerung der Blutsbande ausgewachſen 
zu haben. Unter zunehmendem kirchlichen Einfluß ſetzt er ſich ſelbſt 
gegen das Hausintereſſe durch als ſog. „Seelteil““). Er ſprengt ſogar 
die den Frauen gezogenen engeren Veräußerungsſchranken (Liut. IOJ). 
Freilich ſchwächt König Aregis (14) dieſes Recht wiederum zugunſten 
der Familienintereſſen ab. Mit dem Seelteil zugleich ſetzt ſich die auch 
den Weſtgoten bekannte, aber ungermanifche „Meliorationsquote“ zur 
Bevorzugung derjenigen Rinder durch, die dem Betreffenden „gut und 
Gottes Wort gemäß gehorchen und dienen“). Sie beträgt hier der 
Kinderzahl entſprechend einen Kopfteil. 

Eine dem langobardiſchen Garethinrx verwandte Einrichtung ſtellt 
das fränkiſche „adfathamire dar‘). Es bezweckt augenſcheinlich die 
Erbenſetzung mittels Adoption im Intereſſe eines Menſchen, der „keine 
Nachkommenſchaft hat“ (L. Rib. 48). Sie muß gleichfalls in An- 
weſenheit von Zeugen auf dem Thing (L. Sal. 46) vorgenommen 
werden oder in Gegenwart des Königs (L. Rib. 48). Nach ribuariſchem 
Recht können ſich auf dieſe Weiſe kinderloſe Eheleute gegenſeitig zu 
Erben einſetzen; aber ihr Vermögen kehrt nach ihrem Tode an die ge— 


1) S. oben S. 70; vgl. aber auch Miller, J RG. I3, 40f.; Ficker, Unterſ. I, 
S. I96f. 

) Roth. 171; vgl. Kiut. 65; auch oben S. 154. 

Vgl. aber Pappenheim, 32G. 22, 393 ff.; auch Brunner, 32G. 21, Gff.; 
Schultze, Auguſt. u. d. Seelt., S. 42, 127. 

) Kiut. I9. Vgl. Schultze, Auguſt. u. d. Seelteil, S. 43 f.; Amira, Grund— 
riß, S. 197; Miller, RG. 13, 50. 

5) Kiut. 113, vgl. Aiſt. 13; hierzu Schultze, Auguſt. u. d. Seelteil, a. a. O. 
u. S. I26f.; Beyerle, 3 RG. 50, 395. 

6) L. Sal. 46, Cap. 9, Jo; L. Rib. 48, 49; vgl. Geffcken, L. Sal. I7s ff.; 
Heusler, Inſt. II, S. 621 ff.; Brunner, Dernbg.⸗Feſtg., S. Jof. (gegen Ficker, 
Unterſ. III, 343 f., 380f.). 
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Abb. 19. Steinporträt der Kongobardenfönigin Theudelinde und ihrer Familie im Tympanon über dem Sauptportal 
des 595 von ihr geſtifteten Domes zu Monza 
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ſetzlichen Rechtsnachfolger heim!). Abgeſehen von dieſem Sonderfall 
darf man irgendeinen „Blutsverwandten oder Fremden“ (L. Rib. 48) 
zu ſeinem Erben ernennen. Die Salier ſcheinen ſogar nur Blutsfremde 
darunter zu verſtehen?). Um ſo begreiflicher iſt das bei ihnen ange— 
deutete Einſpruchsrecht wohl der Angehörigen oder Markgenoſſen. 

Wieweit die Franken neben dieſer Gebundenheit des Eigentums 
Freiteilsrechte anerkennen, läßt ſich m. E. nicht mit Sicherheit fagen?). 
Mindeſtens für die Liegenſchaften möchte ich ſtrenge Gebundenheit 
annehmen. Sierfür zeugt einerſeits das ſaliſche Vicinenrecht und 
andererſeits der urſprüngliche Ausſchluß der Frau „von allem Grund— 
beſitz““). Er wäre mehr oder minder unverſtändlich, wenn er nur 
individuelle Einhandsrechte der männlichen Erben bezweckte. Anders 
liegen die Verhältniſſe ſelbſtverſtändlich, ſobald keine Blutsfreunde des 
Adoptierenden mehr am Leben weilen. 

Erſchreckend weit fortgeſchritten zeigt ſich der kirchliche Einfluß in 
der L. Al. Im Einvernehmen mit den Großen feines Reiches ſowie 
der übrigen Bevölkerung hob Herzog Lantfried die Verfangenſchaft des 
Eigentums ſchon zugunſten der Rinder auf. Jedermann darf hinfort ſein 
geſamtes Vermögen der Virche übertragen (L. Al. I, I). zur Sicherung 
der Vergabung verlangt man einzig die Heranziehung von mindeſtens 
ſechs zeugen ſowie die Ausfertigung einer Urkunde. Wur wenn dieſe 
abhanden kommt, erlaubt man dem klagenden Erben, den Beweis zu 
erbringen, daß der Verſtorbene „weder ein Schriftſtück herſtellen ließ 
noch etwas an jene heiligen Stätten vergabt hätte“ (L. Al. 2, 2). Sier 
gewahren wir alſo ein Vorſpiel zu der Tragödie des Mittelalters, das 
vom Frömmigkeitstaumel gepackt, den ganzen Reichtum des Volkes, den 
es ſich in jahrhundertelangen Mühen mit Schwert und Pflug errang, 
an die germanenfeindliche Kirche verſchleudert, als hätte es nie das 
Geſetz von Blut und Boden gegeben“). 

Weniger abtrünnig von germaniſchem Weſen zeigt ſich das ver— 
wandte bayriſche Recht. Es geſtattet nur, nach erfolgter Abſchichtung 
der Söhne „fein Beſitztum an die Kirche” hinzugeben, „um feine Seele 
zu löſen“ (L. Bai. I, I). Der Freiteil umfaßt alſo wie bei Burgundern, 
Langobarden und in gewiſſem Sinne Weſtgoten einen Ropfteil®). Sonſt 
lehnt ſich der Wortlaut des Geſetzes ſtark an den alamanniſchen an. Ver: 
langt wird vor allem die Beglaubigung einer Schenkung mittels Ur— 


) L. Rib. 49. Über das Erbrecht der Ehegatten vgl. u. a. Zeusler, Inſt. II, 
S 154; ferner S. 583. 

gl. Geffcken, L. Sal. IS] ; desgleichen feine Schrifttumsang., S. 178 ff. 

gl. aber Schultze, Auguft. u. d. Seelteil, S. 97f.; Brunner, 35RG., 
19, Jos ff.; aber auch Beyerle, Z?RE. 50, 402. 

) L. Sal. 59, 5; vgl. tota fortuna (46) wohl tota facultas (58), d. h. vermutl. 
die geſ. Fahrhabe; vgl. Sohm, 32 RG. 40, 54. 

5) Dal. Jungbohn Clement, Forſch., S. 25; Hübner, Gierkes Unterſ. 26, 152. 

„) Dal. Schultze, Auguſt. u. d. Seelteil, S. I29 f.; hierzu Beyerle, 3G. 
50, 402; auch Brunner, 3G. 19, I21; Adler, Sierkes Unterſ. 37, 64f., 81f. 
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kunden und Zeugen. Im übrigen ſcheinen die Bayern eine Erbein— 
ſetzung durch letzten Willen oder Adoption nicht zu kennen. Als einzige 
Ausnahme, die möglicherweiſe noch auf weſtgotiſchen Einfluß zurück— 
führt, gewährt man einem ſippeloſen Ehemann, ſeiner Frau mittels 
Schenkung oder Teſtament ſein Vermögen ganz oder teilweiſe zu über— 
tragen (L. Bai. I5, Io). Nicht nur die Nachkommenſchaft, ſondern 
ſämtliche Anverwandte beſitzen demnach ein Warterecht. Dieſe Rege- 
lung ſtimmt folglich am beſten mit der von Tacitus behaupteten überein. 

Die L. Thur. enthält hinſichtlich unſerer Frage den Satz: „Einem 
vollfreien Menſchen ſei es erlaubt, ſein Erbgut nach Gefallen zu ver— 
gaben“). Wörtlich genommen würde er die ganze Erbfolge mitſamt 
dem ausgeprägten Stammgutrecht über den Haufen werfen; denn unter 
dem „Erbgut“ verbirgt ſich als Hauptbeſtandteil der Hof der Familie. 
In ſolcher Schroffheit kann demnach der Satz urſprünglich nicht ge— 
golten haben. Vielmehr glaube ich, ihn für den Fall in Anſpruch 
nehmen zu müſſen, daß ſämtliche Blutsverwandte verſtorben find. Hier 
würde ſich dann die bayrifche Regelung der Teſtamentsfrage wieder— 
holen mit der Erweiterung, daß nicht allein die Ehefrau, ſondern irgend— 
ein Fremder die Erbſchaft antreten darf. Eine zweite Deutungsmöͤglich— 
keit erblicke ich in der Annahme, daß die zitierte Satzung auf karo— 
lingiſche Kapitularien zurückgehe, das hieße — mit den Alamannen 
verglichen — auf germanenfremdes Birchenrecht ?). 

An den ſächſiſchen Beſtimmungen gemeſſen gewinnt dieſer Schluß 
an Wahrſcheinlichkeit. Dort heißt es: „Wiemand darf fein Erbgut 
weitervergaben .. Jo daß er feinen Rechtsnachfolger enterbt“ (L. Sax. 
62). Dieſen Satz kann man als Vernſtück des ſächſiſchen, ja wohl des 
germaniſchen Erbrechtes überhaupt bezeichnen. Wichtig erſcheint mir 
daran vor allem die klare Ineinsſetzung des „Erbgutes“ mit dem Grund 
und Boden. Ausdrücklich wird nämlich die bewegliche Habe von der 
zitierten Vorſchrift ausgenommen. Das Warterecht bezieht ſich folglich 
nur auf den Landbeſitz und ſteht dem jeweils nächſten Erben zu, ohne 
Rückſicht auf ſein verwandtſchaftliches Verhältnis zu dem Verſtorbenen. 

Zwei Sonderfälle ſieht die Lex freilich hierbei vor. Einer davon iſt 
zweifellos germaniſchen Urſprungs. Er geſtattet bei „echter Not“ die 
Übertragung der Erbſchaft an einen Blutsfremden, der dadurch die Ver— 
pflichtung übernehmen muß, für den weiteren Lebensunterhalt des Dor- 
beſitzers aufzu kommen!). Ebenſo unzweifelhaft gehört die zweite Aus— 
nahme der karolingiſchen Geſetzgebung an. Sie durchbricht den be— 


L. Thur. 51; vgl. hierzu Dahn, Tbüringe, S. I30ff.; Ficker, Unterſ. V, 
S. 167; Richthofen zur L. Sax., S. 158, Anm. 21. 

) gl. Cap. Leg. add. 803, c. 6; Boretius I, S. II3, aus ſpäterer Jeit 
Cap. Leg. add. 818/19; c. 6; Boretius I, S. 282. Sierzu Dahn, a. a. G.; 
Schultze, Auguft. u. d. Seelteil, S. 191. 

L. Sax. 62. Dal. hierzu die Arbeit von Schultze über den alternden Bauern 
nach nordiſchem Recht, J RG. 51, 258 ff., beſ. S. 274 ff. 
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ſtehenden Stammesbrauch zugunſten der Rirche und des Königs. In 
ihrem Intereſſe darf der eben unterworfene Sachſe ſelbſt das eigene Blut 
enterben!)! Ahnlich mag der Sieger folglich auch mit den Thüringern 
umgeſprungen ſein. 

Die angelſächſiſchen Geſetze können für unſere Unterſuchungen außer 
Betracht bleiben, da fie offenkundig dem Nirchenrecht angehören ?). Alt- 
germaniſche Beſtimmungen enthalten dagegen wieder ÖGL. und WGL. 
Vor allem erſteres mahnt eindringlich, die Anſprüche des Erben weder 
an Land noch an loſer Habe irgendwie zu verkürzen und ſich grund— 
ſätzlich nicht Fremden „als Gab-Rnecht anzubieten“ ?). WGL. ſchließt 
in ähnlicher Weiſe letztwillige Verfügungen aus, erkennt jedoch dem 
Eigentümer ein Freiteilsrecht in Höhe eines KRopfteiles zu)). 

Auf annähernd gleichartige Verhältniſſe laſſen die weſtnordiſchen 
Rechte ſchließen. Der geſetzliche Erbe?) beſitzt „wohlerworbene“ An— 
ſprüche. Jede Beeinträchtigung ſeiner Rechte bezeichnet man infolge— 
deſſen als „Erbſchaftsentziehung“ oder „Erbſchaftsbetrug“ (Gul. 58; 
Kon. 4/18 ff.). Sie ermächtigt ihn, alle darauf abzielenden Verfügungen 
öffentlich anzufechten“). Dennoch erkennen Isländer und Worweger 
in gewiſſer Weiſe Erbſchaftsübertragungen (ſog. Verpfründungen) an 
Fremde and). Um jedoch die Verwandten der beiden Vertragſchließenden 
vor Schaden zu behüten, dürfen fie ſich dagegen verwahren, ſobald fie 
glauben, die Abmachungen verſtoßen gegen die Regeln des „iafnmaeli! “). 

Tatſächlich erſcheint alſo das Vermögen des einzelnen weitgehend 
an den Einſpruch der Erben gebunden, insbeſondere was die nor— 
wegiſche Stammgutfolge und die mit ihr verknüpfte Einlöſungsbefugnis 
der Gdalmänner anbelangt’). Gerade dieſes Einſpruchsrecht der geſetz— 
lichen Erbnehmer verpflichtet aber wiederum ſie ſelber dazu, ihre Befug— 


über die Einführung des Virchenzehntes vgl. ſodann Cap. de Part. Sax. 
16, J7; hierzu u. a. Brunner, 3G. 23, 230; Perels, Die kirchl. Jehnten im 
karolingiſchen Reich, S. 26 ff., 39; Stutz, JeRG. 29, ISoff.; Schultze, Auguſt. 
u. d. Seelteil, S. I66f., 191. 

) Aethelſt. I, 4; vgl. Eadg. II, 5, 2; Aethelr. V, 12. 12, I; VI, 20. 21; VIII, 
13; Cnut I, J3. I3, I; ferner Gutal. III; vgl. aber auch Brunner, 3Z?RE. 19, J20 ff. ; 
Schultze, Auguft. u. d. Seelteil, S. 83. 159f. 

) ÖGL. Ae. II; vgl. L. Sax. 62; näheres hierzu ſ. bei Amira, Obligat. I, 
S. 531ff., auch S. 174, 342, 482, 540; ferner Schultze, I’RE. 51, 276ff. 

#) WGL. I, Ae. 9. Io; vgl. II, I3. Sierzu Schultze, Auguſt. u. d. Seelteil, 
S. 153 ff., 181; Beyerle, IZRE. 50, 396. 

) Der „präſumptive Erbe“ (vgl. Maurer, Vorlef. III, S. 290); der „Anerbe“ 
des Reichserbhofgeſetzes, S 20. 

6) Kon. 127/247; vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 295; Amira, Obligat. II, 
S. 585; Schultze, 3G. 5], 296. 

) Kon., a. a. O. u. ff.; Gul. 108, 270 (z. B. das ſog. „Branderbe“); vgl. 
Amira, Öbligat. II, S. 639 ff.; Schultze, a. a. G., S. 292 ff., 309 ff. 

) Vgl. Amira, Obligat. II, S. 346, 640; Maurer, Vorleſ. III, S. Zoꝛ ff.; 
Schultze, a. a. O., S. 296ff. 

) Vgl. oben S. 167 f. u. Anm. 5; ferner Amira, Gbligat. II, S. 701; Maurer, 
G. A. , d ff 
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niſſe nicht zu mißbrauchen und beifpielsweife nicht die eigene „Erbſchafts— 
hoffnung“ zuungunſten der Blutsfreunde zu verkaufen!). Letztwillige 
Verfügungen im ſtrengen Sinne find demnach im Norden unbekannt, 
foweit es ſich nicht um ſippenloſe Erblaſſer handelt (Frost. 9, 5). Erſt 
unter kirchlichem Einfluß gewinnen fie in Form des „Hauptzehntes“? 
oder als „Seelgaben“ ſchlechthin an Bedeutung. Aber die bereits zur 
Heidenzeit bezeugten Tempelſtiftungen, Gpferfeſte und Weihgeſchenke 
für die Götter, ſowie die Fürſorge für Arme und Reifende?) machen das 
Beſtehen eines ſchon vorkirchlichen Freiteilsrechtes wahrſcheinlich. 

Überblicken wir die ſoeben betrachteten Quellen im zZuſammenhange, 
dann muß die L. Al. von vornherein wegen ihrer völlig ungermaniſchen 
Einſtellung ausſcheiden. Aus den übrigen Stammesgeſetzen läßt ſich 
ein ehemals ſtark ausgeprägtes Erbenwartrecht erſchließen, von dem 
fie dann je nach dem Grade ihrer Individualiſierung durch die Rom— 
kirche abweichen, ſowohl in bezug auf die Perſon des Erbnehmers als 
auch des Nachlaſſes ſelber. Sinſichtlich der erſteren halte ich alle die— 
jenigen Beſtimmungen für urſprünglicher, welche das Warterecht nicht 
auf die Nachkommen beſchränken, ſondern es dem jeweils nächſten Bluts— 
verwandten bis zur anerkannten Erbgrenze überhaupt zubilligen. Sier— 
her gehören alle Stämme, die letztwillige Verfügungen entweder gar 
nicht erwähnen oder nur in Ermangelung erbberechtigter Sippengenoſſen 
zulaſſen wie etwa: Bayern, Thüringer (2), Sachſen und Wordgermanen. 

Bei den zuletzt Genannten lernten wir nun aber die eigenartige 
Einrichtung der Verpfründung kennen. Sie ſtellt gewiſſermaßen eine 
beginnende Auflockerung des ſtrengen Erbenwartrechtes dar. Infolge— 
deſſen könnte man fie etwa dem langobaͤrdiſchen Garethinx und der frän— 
kiſchen Affatomie vergleichen. Durch die Erbeinſetzung Blutsfremder be— 
einträchtigen auch ſie die Forderungen der geborenen Rechtsnachfolger, 
wenngleich unter Wahrung ihrer formalen Einſpruchsbefugnis. Dieſer 
wiederum begegnen wir auch im Weſtgotenrecht der Zeit vor Rekkes— 
ſwinth. Ahnliche Regelungen laſſen ſich für die Burgunder folgern auf 
Grund ihrer Beſtimmungen über Hausgemeinſchaft, Abſchichtung und 
grundſätzliche Unveräußerlichkeit des Landloſes. 


Alle Stammesrechte führen demnach augenſcheinlich auf denſelben 
Ausgangspunkt zurück, den eben jene taciteiſche Feſtſtellung kenn— 
zeichnet: „Ein Teſtament kennt man (dort) nicht““). Eine Ein— 
ſchränkung erleidet dieſe Forderung wohl nur inſofern, als das Recht 
Sippenloſe darin von jeher freier geſtellt haben mochte). 


1) Vgl. Maurer, a. a. OG., S. 290 ff. 

) Als „Seelbuße“, Kon. 127/247 ; vgl. Gul. I29; Frost. 9, I7; hierzu Schultze, 
Auguſt. u. d. Seelteil, S. 174f.; Beyerle, 32G. 50, 396. 

) Vgl. Maurer, Bekehrung II, S. 202 ff.; Vorleſ. III, S. 298 ff. 

4) Germania, c. 20; vgl. WGL. AE. Jo. 

Vgl. hierzu Seusler, Inſt. II, S. 621 ff.; Huber, Schweiz. PrivR. IV, 
Z. 603 ff.; Brunner, DRG. I, S. Jos; Miller, IRG. 13, 38 ff. 
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Schwieriger erſcheint es mir, die Frage zu löſen, in welchem Um— 
fange der Nachlaß dem Erben gebührte. Im weſentlichen kommen hier— 
für zwei Anſchauungen in Betracht: die Annahme materieller oder bloß 
formeller Verfangenſchaft!). Auf Grund der Tatſache, daß die meiſten 
Stämme ein ziemlich ausgeprägtes Freiteilsrecht beſitzen und ſich eigent— 
lich nur in ſeiner Ausübung voneinander unterſcheiden, möchte ich 
mich zugunſten der zweiten Anſicht ausſprechen. 

Für ungemein wichtig halte ich in dieſem zuſammenhange das Mo— 
ment der Schuldenhaftung, ſpeziell der Wergeldſchuld. Eher muß näm— 
lich ein Totſchläger mit dem Leben für ſeine Tat einſtehen, falls das 
bewegliche Gut der Sippe zur Deckung des Sühnebetrages nicht aus— 
reicht, als daß man dem Gläubiger ein Zugriffsrecht auf das Grund— 
eigentum der Familie einräumte ?). Die geſetzliche Verfangenſchaft 
ſcheint ſich demnach urſprünglich nur auf Liegenſchaften zu erſtrecken, 
während Fahrhabe ihrer andersartigen Zweckbeſtimmung halber mehr 
der guten Sitte gemäß nicht dem Erben entzogen werden ſollte. Erſt 
als die ſittliche Triebkraft des Germanen im Nampfe gegen die Fremd— 
einflüſſe erlahmt, müſſen „gute Geſetze“ die überhandnehmende Eigen— 
ſucht durch nunmehr feſt abgegrenzte Freiteilsquoten eindämmen?). Be— 
zeichnenderweiſe unterſcheiden dieſe nicht länger zwiſchen den einzelnen 
Wirtſchaftsgattungen (Grundbeſitz, Fahrnis, Errungenſchaft) und ihren 
Aufgaben, ſondern begünſtigen den „Durchbruch der Vermögens— 
einheit“) im Sinne des Kapitslismus. 

Mur die uns überkommene Ausgeſtaltung des Freiteils als „Seel— 
gabe“ ohne Rüdficht auf das darauf verwandte Gut halte ich für römifch- 
kirchlichen Urſprungs. Der Reim zu dieſer Entwicklung aber lag bereits 
in der VPerfügungsmöglichkeit der ZSermanen über die Fahrhabe, nament— 
lich über das ſelbſterworbene Vermögen. Sierfür ſprechen m. E. auch 
ihre z. T. ungewöhnlich reichen Grabausſtattungen. Doch liegt es mir 
fern, einen ſolchen „Totenteil“ mit dem „Freiteil“ gleichſetzen zu wollen“). 
Er bildet doch wohl nur einen Ausſchnitt aus den religiöfen Gebräuchen 
unſerer heidniſchen Vorfahren). 


) Erſtere ergreift das geſamte Vermögen und unterbindet folglich jede freiere 
Dispofition darüber. Letztere läuft gewiſſermaßen auf eine Unterſcheidung von 
„Pflichtteil und Freiteil“ (bzw. Erbeigen u. Fahrnis) hinaus. Val. Boden, 32RG. 
22, 110; Pappenheim, Sierkes Unterſ. 14, 58. 

Vgl. L. Sal. 58; über die ſchwed. Geſetze ſ. oben S. 99. — Abzuſehen iſt 
von beſonders qualifizierten Fällen wie z. B. der Biſchofsmord (L. Bai. I, Jo; 
ſ. oben S. 87), der jedoch ſeinerſeits unſtreitig jüngerem Recht angehört. 

3) Vgl. L. Vis. IV, 5, I. 2 mit Tacitus, Germania, c. 19; ſ. auch Wilda, 
Strafr., S. 122. 

) Beyerle, JR. 50, 404. 

5) Vgl. Amira, Grundriß, S. 204; Brunner, 3 RG. 19, Jo7 ff.; Schreuer, 
J. f. vergl. Rechtswiſſ. 33, 333 ff., 34, Iff. 

„) Dal. Voltelini, FRE. 51, III ff.; beſonders auch S. I26ff., I3off. 
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Halten wir uns an den Wortlaut der Geſetze, dann begegnen wir 
vielfach einem mehr oder minder weitgehenden Vorzug des Mannes bzw. 
des ganzen Mannſtammes. Er hat viele Forſcher zu der Annahme ver— 
leitet, das Weib auf materiellem Gebiete urſprünglich dem Manne gegen— 
über für rechtlos zu erklären, ja ſelbſt zur Sache zu erniedrigen). Es 
liegt durchaus in der gleichen Denkrichtung, eine ſolche Rechtloſigkeit der 
Frau dahin zu verſchärfen, daß man ihrer ſklavenartigen Stellung halber 
auch die Bedeutung ihrer blutsmäßigen Bindung an die Kinder unter— 
ſchätzte oder überhaupt leugnete. Dies führte zu der Theſe: in vor— 
geſchichtlicher zeit habe der Germane nur die rein durch Männer ver— 
mittelte Verwandtſchaft anerkannte). 

Aber es hat dieſem ſog. „vaterrechtlichen“ Standpunkt gegenüber 
auch nicht an Widerſpruch gefehlt, der allerdings teilweiſe in das ent— 
gegengeſetzte Extrem umſchlug und für die Urzeit die alleinige Zu— 
ſammengehörigkeit von Mutter und Rind behauptete“). Die neue Lehre 
geht von der „Sinnfälligkeit der Mutterſchaft und der Unſicherheit der 
Vaterſchaft“ aus“). Durch die Betonung der natürlichen Lebensver— 
hältniſſe wirkt ſie ungemein beſtechend. Dennoch möchte ich ſie aus 
mancherlei Gründen ablehnen. Einmal erſcheint mir der hiermit ver— 
knüpfte Fortſchrittsgedanke bezüglich der menſchlichen Geſittung, die ſich 
angeblich durchweg von primitiver Weibergemeinſchaft über mutter— 
rechtliche Zuftände hinweg zu rechter Ehe und damit allmählich zur 
Anerkennung der wechſelnden Sippe nach beiden Eltern entfaltet haben 
ſoll, allzu ſtark von der Selbſtüberſchätzung des neuzeitlichen Menſchen 
beſtimmt, um von vornherein als Wertmeſſer anderssrtiger Verhält— 
niſſe in Betracht zu kommen. 

Gibt es wirklich ein allgemeingültiges Entwicklungsgeſetz des 
Menſchengeiſtes (das nicht notwendig Höherentwicklung zu fein braucht), 
dann lautet es doch wohl umgekehrt als die Mutterrechtler lehren. „Wicht 

Vgl. beſ. oben S. 46. 

Vgl. u. a. Bluhme, omnis parentilla, beſ. S. Jo; Brunner, DRG. I, 
S. III; Miller, IRG. 13, 38f.; Roſin, Gierfes Unterſ. 8, S. 106 u. Anm. 78; 
Schrader, Reallex., S. 284 ff. Familie). 

gl. Bachofen, Das Mutterrecht. Auf ihn gehen zurück Amira, Grund— 
riß, S. 189.5 Dargun, Sierkes Unterſ. 16, 76f.; Ficker, Unterſ. I, S. 135; 
II, S. 421 f.; Mitt. Erg.⸗Bd. II, S. 455f. (val. die Beſprechung von Maurer, Reit. 
Vierteljahrsſchrift, N. F. 12, S. Joo 197); Seusler, Inſt. II, S. 521. 

) Dal. Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 132. 
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von der Ungewißheit“ ſchreitet der menſchliche Geiſt „zur Gewißheit“ ), 
ſondern das bisher Selbſtverſtändliche zieht er in Zweifel und ringt 
ſich zu neuen Erkenntniſſen durch. Gerade in jugendlichem Alter glauben 
Menſchen und ganze Menſchengruppen eher an überſinnliche Kräfte 
und legen ihnen weiterreichende Gewißheit bei. Gerade für ſie iſt daher 
der Satz: „Der Vater iſt immer unſicher“ bedeutunglos wegen der 
ganz natürlichen Tatſache, daß jedes Rind einen Vater haben muß. Wo 
wir auf mutterrechtliche Geſellſchaftsordnungen ſtoßen, können ſie nicht 
ſchematiſch als primitive Durchgangsſtadien für ſämtliche Menſchen— 
raſſen gewertet werden, ſondern wir müſſen ſie in ihrer jeweiligen Eigen— 
art und Rulturbedingtheit zu verſtehen ſuchen. 

Namentlich für die Germanen möchte ich die einſtige Wirkſamkeit 
des Mutterrechtes ablehnen wegen ſeiner Verquickung mit dem „Wo— 
madentum“. 3. B. ſagt Heusler?): „Die Alleinherrſchaft des Mutter— 
rechtes iſt bei den Germanen ſchon lange vor der Völkerwanderung ge— 
brochen, ſicherlich ſchon mit dem Zuftande, da das Volk ſich dem Ackerbau 
befreundet und anſäſſig wird . ..“ Den Anfangspunkt für die all— 
mähliche Abkehr vom Womadentum ſucht man in Anlehnung an die 
Ausſagen des Caeſar und Tacitus häufig in der Zeitfpanne zwiſchen 
beiden Autoren). Ein ſolches Urteil wird aber ſchon den Nimbern 
und Teutonen nicht gerecht. Deren Forderungen an den römifchen 
Senat lauteten bekanntlich auf „Ackerland und Saatkorn“ ). Dieſes 
Verlangen bezeugt einwandfrei ihr Siedlertum, dem wir 3. B. bei den 
Hunnen niemals begegnen. Darüber hinaus hat die Vorzeiterforſchung 
ſogar den Beweis erbracht, daß ſchon Jahrtauſende früher zur Stein- 
und Bronzezeit die von den Indogermanen bewohnten Gebiete Acker— 
bauländer waren“). Seit wir alſo ungefähr mit dem Beginn der Bronze— 
zeit um 2000 v. Chr. von dem ſelbſtändigen Teilvolk der Germanen 
ſprechen können, treten ſie uns als „anſäſſige Bauern“ entgegen. Die 


ı Dal. Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 133f. 

2) Inſt. II, S. 524. 

gl. Gpet, Gierkes Unterſ. 25, 22. — Als Stütze für dieſe Sypotbefe dient 
meiſt der angeblich noch auf mutterrechtliche Juſtände anfpielende Satz: „Der 
Schweſterſohn genießt gleiche Ehre beim Mutterbruder wie beim Vater“ Tacitus, 
Germania, Cap. 20), während die Wennung des Vaterbruders beim Erbgange 
Tacitus, a. a. O.) womöglich als „irrtümliche“ rsmiſche Interpolation hingeſtellt 
wird, z. B. bei Heusler, Inſt. II, S. 524. — Dal. auch Dargun, Gierkes Unterf. 
16, 2J. Aber dagegen Brunner, DRG. I, S. 128 u. Anm. 79; Wilda, Strafr., 
S 211. 

Vgl. Florus I, 38; Civius, Periocha 65 Gron. Kicin. P. II, If.; Plutarch, 
Marius II- 27; vgl. hierzu Capelle, Das alte Germanien, S. 23, 26, 29, 34; 
Feiſt, Indogermanen, S. 175. 

) Dal. Hoops, Waldbäume u. Kulturpflanzen, S. 278 f., 3 of., 343 f., 374f.; 
Realler. I, S. 17f.; Schrader, Reallex., S. 6f.; Zirt, Indogerm., S. 248f.; 
Weinhold, Deutſche Frauen IIS, S. 44f.; Wedel, Kultur d. alt. Germanen, 
J. I3 f.; ferner Almgren, Word. Felsz., S. logf.; Roffinna, Dt. Vorgeſch., 
S. 16]; S. Müller, Word. Alt. I, S. 205 f., 458f. 
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Theſe des Mutterrechtes bricht folglich mindeſtens für fie, wahrſcheinlich 
für alle Indogermanen zuſammen ). 

Nicht die einſeitige Verwandtſchaft der Rinder zu Vater oder 
Mutter, ſondern allein die beiderſeitige VDerwandtſchaft zu dem Eltern— 
paare erſcheint mir nach alledem 
ſchon für die Germanen der Urzeit 
maßgebend ?). Unerläßlich wird dieſe 
Annahme, ſobald wir den Kaſſe— 
gedanken heranziehen, deſſen Wirk— 
ſamkeit uns kaum eindringlicher ent— 
gegentreten kann als in den oben 
betrachteten Rechtsnormen über 
„Ebenbürtigkeit“?). Sieraus ergibt 
ſich die Stellung der Frau von 
ſelber. Ihre Herkunft muß man, 
um tüchtigen Nachwuchs aufziehen 
zu können, notgedrungen gleich hoch 
achten wie die des Mannes. Damit 
gewinnt folglich auch die Sippe des 
Weibes den ihr oft beſtrittenen Platz 
bei der Verwandtſchaftsberechnung 
zurück. Ihr Eingreifen in ehe— 
rechtlichen Fragen lernten wir ohne— 
hin ſchon kennen und ſahen darin 
eine Bürgſchaft gegen etwaige Unter— 
drückungsgelüſte des Ehemannes. 
Für die tatſächlichen Lebensverhält— 
niſſe kommt eben alles darauf an, 
ob die Frau mit oder ohne Silfe 
ihrer Blutsfreunde imſtande iſt, ihre 
Perſönlichkeit durchzuſetzen. Von 
dem Gelingen hängt ihre eigene 
Stellung und die ihrer Rinder in be- Abb. 20. Gefangene Germaninnen 
zug auf Ehelichkeit und Erbfähig— markusſäule, 2. Jahrh. 
keit ab; denn grundſätzlich iſt der— 
jenige „nicht erbberechtigt, deſſen Mutter nicht um Mahlſchatz zur Ehe 
genommen wurde“ ). 


) Dal. Brunner, DRG. I, S. 107; Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 130 
Delbrück, Preuß. Jahrb. 79 (1895), S. I4f.; Schrader, Reallex. I, S. 215 
284f.; II, S. 86f. 

) Dal. Boden, Mutterr. u. Ehe, S. 28. 

) Dazu ſ. oben S. IZöf. 

Stad. 58/66; Kon. 118/226; vgl. Gutal. 22, 6. Hierzu Siegel, DR., 
S. 447 (zit. b. Brunner, Z’RE. 17, Jo ſu. Anm. 5). A. M. Brunner, a. a. O., 
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In der hier ausgeſprochenen Zurückſetzung der Unechten hat man 
häufig ein bereits kirchliches Rechtselement ſehen wollen, das der un— 
ehelichen Geburt den Stempel der Sündhaftigkeit aufdrückt. Solche 
Bewertung iſt germaniſchem Empfinden zweifellos fremd, weil es eine 
„Schändung des Blutes“ von raſſiſchen Geſichtspunkten aus beurteilt. 
Dennoch zwingt die anſcheinend durchgängige Schlechterſtellung der 
„Unechten“, der ſog. „heimlich Geborenen“) m. E. zu dem Schluß, 
daß ſchon der heidniſche Germane fie den „Reinbürtigen“ gegenüber 
minder hoch einſchätzte. Die Urſache hierfür ſuche ich in den Erforder— 
niſſen des Erbrechtes, insbeſondere des OGdalerbes?). Nur auserleſene 
Familienglieder dürfen zur Folge in das Stammgut berufen werden. 
Zwar läßt ſich blutsmäßig an den unehelichen Kindern freier Volks— 
genoſſen nichts ausſetzen?). Aber wenn die Machtmittel einer Sippe 
nicht ausreichen, ihre Frauen vor der herabwürdigenden Stellung einer 
Konkubine zu bewahren — die ein Wiking nach Gefallen jeder Kriegs— 
gefangenen aufzwingen konnte — oder wenn ſie gar ihre weiblichen 
Mitglieder vor Verführung nicht zu ſchützen vermochte, dann bekundete 
dies offenſichtlich ihre Unterlegenheit den Angreifern gegenüber ). 

Eine derartige Schwäche erſcheint aber keineswegs dazu angetan, 
die einzelnen Verwandten der betroffenen Familie als beſonders lei— 
ſtungsfähig hinzuſtellen. Naturgemäß geht dieſe Bewertung auf ihre 
unehelichen Kinder über und trägt ihnen die geringſchätzige Bezeichnung 
„Magd oder Sklavinnenkinder“ eins), obwohl fie ſtrenggenommen 
nicht zutrifft und die Mutter tatſächlich anders gehalten werden mochte. 
Nur durch perſönliche Leiſtungen können ſie das nicht ohne Grund 
vorgefaßte Urteil über ihr „weniger tauglich als der Vater“) wett- 
machen. 

Dagegen legt die eheliche Geburt von vornherein Zeugnis ab für die 
gleiche Machtſtellung der mütterlichen Verwandten mit den väterlichen. 


S. 4f., II; Meyer, F’RE. 47, 227f.; vgl. aber auch Boden, Mutterr. u. Ehe, 
S. Jof. 

über den Namen vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. I24f.; zum Thema ſelbſt 
vgl. beſ. die Ausführungen von Amira, Gbligat. I, S. 752f.; Boden, a. a. O., 
S. 34f., 35f.; Brunner, Z’RE. 17, of., I2f., 23, 202 f.; Maurer, Die unechte 
Geburt, Münch. Sitz. Ber. 1883, S. 55f.; Wilda, 3. f. dt. R. u. dt. Rechtswiſſ. 
I5, 237f. 

Vgl. die Bezeichnungen: fulborn (Roth. 154, skirbornir oder skilfengir menn 
(Frost. 8, 3; ſ. Maurer, Vorleſ. III, S. 124f.). Ferner Abalkonu barn, adalerbo, 
adelkint u. ä. für echte Rinder; vgl. Brunner, Z’RE. 17, I2f.; Grimm, RA. 
475. Sie ſprechen m. E. gegen jede Vermengung von Erbrecht (familienrechtl. 
Fragen) u. öffentl. Recht Stand, Vererbung d. Königswürde u. dgl.). Vgl. Boden, 
Mutterr. u. Ehe, S. 45 ff., 106. 

3) Beiſp. aus d. Sagas vgl. bei Boden, a. a. OG., S. of. 

4) Dal. Boden, a. a. O., S. 80f., 99f. 

5) U. a. Eg. 9, 56; Hervar. I4, 49; vgl. Maurer, Vorleſ. III, S. 155f.; 
Boden, a. a. G., S. 99f. 

6) Hard. 19, 60; vgl. Boden, a. a. O., S. Iolf. 
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Sie ſichert nicht nur dem Weibe den Brautſchatz und die Anerkennung 
als Hausherrin, ſondern zugleich ihren Rindern die Qualifikation als 
„echte Erben“ (Adelerben). Mit ihnen können folglich die Unehelichen 
ſchon aus rein macht- oder ſippenpolitiſchen Gründen nicht konkur— 
rieren !). 

Wenn daher Boden behauptet?), als Grundlage der Kriegsverfaſ— 
ſung ſei die ſtraffe Durchführung der Sippe nur möglich, falls man 
allein die durch Männer vermittelte Blutsverwandtſchaft berückſichtige, 
da ſonſt bei dem einzelnen leicht Unklarheit über feine Zugehörigkeit zur 
Vater- oder Mutterfamilie beſtände, dann ſchießt er doch wohl über 
das Ziel hinaus. Rampffreudiger und draufgängeriſcher als die Männer 
der Isländerſagas können wir uns die Germanen kaum wünſchen. 
Dennoch berückſichtigen fie Weibſtamm und Mannſtamm vollkommen 
gleichmäßig, ohne jemals Zweifel über die Sippenzugehörigkeit des ein— 
zelnen aufkommen zu laſſen. Im Gegenteil, je mächtiger und einfluß— 
reicher ein Geſchlecht ſich zeigt, deſto begehrter ſind ſeine Töchter zu 
Ehefrauen und deren Brüder zu Waffengefährten ?). 

Wenn trotzdem die Erbanſprüche des Weibes und feiner Anver— 
wandten beſchränkter erſcheinen, dann beruht dieſe Eigentümlichkeit im 
Weſen des germaniſchen Rechtes ſelbſt. Grundſätzlich gilt jeder freie, 
echtgeborene Volksgenoſſe für rechtsfähig und folglich auch für erb— 
fähig, Frauen ſo gut wie Männer. Tatſächlich begegnet uns denn auch 
kein einziges Geſetz, welches das Weib um ſeines Geſchlechtes willen 
von vornherein dieſes Anſpruches beraubt. Es gehört ſchon die ganze 
Gutgläubigkeit des Deutſchen dazu, um trotz der Schriften des Ger— 
manenfeindes Tacitus und trotz der beredten Vorzeitzeugen germaniſcher 
Kultur die einheimiſchen Rechtsquellen ſoweit zu verkennen, daß man 
aus ihnen Wachklänge für das Märchen von der Barbarei unferer Dor- 
fahren auch ihren Frauen gegenüber herauslieſt, die ſie angeblich auf 
Grund des Fauſtrechtes ihrer natürlichen Volkszugehörigkeit entkleidet 
und zu Sklavinnen erniedrigt haben ſollen. 

Aber auch die Gegner dieſer Theorie, die für die urſprüngliche 
Rechtsgleichheit der Geſchlechter eintreten“), ſcheinen mir die Eigenart 
germaniſcher Satzungen nicht immer glücklich zu treffen. Meiſt gehen 
fie von rein kapitaliſtiſchen Wertungen aus und beſtimmen die Rechts— 
anſprüche der einzelnen vom Individuum her und nicht von dem über— 
geordneten Begriff des Rechtes ſelber und dem jeweils in Frage ſtehen— 


) Dal. z. B. Vatnd., Cap. 27; Laxd. Cap. 26; näheres vgl. bei Boden, 
q. a. O., S. 36f., Io 5 f.; ferner vgl. Roth. 156; Upl. AE. 23, pr. I, Gutal. I, 20, I4; 
Gul. 129; Frost. 9, I7; vgl. Amira, Grundriß, S. 184; Boden, a. a. O., S. 98f.; 
maurer, Iwei Rechtsfälle, S. 65f.; Münch. Sitz. Ber., Jahrg. 1895. 

2) Boden, 32G. 22, 145 ff., I49f. 

Das trifft m. E. auch auf die Cangobarden (ſ. oben S. 155) zu; vgl. deren 
engere Beziehungen zu den Gul. Ficker, Unterſ. II, S 385. 

) Vgl. beſ. Ficker, Unterſ. I, S. XXIII, II, S. 268, 630; III, S. 622. 
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den Gegenſtande. Gleichſtellung von Mann und Frau würde hier— 
nach ein ihnen völlig unterſchiedslos zugebilligtes Maß an Befugniſſen 
bedeuten. Dieſem ausgeſprochenen Liberalismus entgegen kann man 
meiner Meinung nach das Wefen urſprünglich germaniſchen Rechtes 
nur von der Gemeinſchaft her begreifen. Zwar ſind gleichfalls alle zu 
ihr zählenden Perſonen überhaupt „berechtigt“, aber das ihnen zu— 
ſte hende Maß ſtuft ſich nach den Fähigkeiten und dem Aufgabenkreiſe 
des einzelnen in bezug auf den jeweiligen Gegenſtand ab. Wirgends aber 
zeigen ſich Unterſchiede zwiſchen Menſchen auf den erſten Blick ſo klar 
wie zwiſchen männlichem und weiblichem Geſchlecht auf Grund ihrer 
Naturanlage. Für eine Gleichſtellung im kapitaliſtiſchen Sinne iſt in— 
folgedeſſen kein Raum. 

Betrachten wir von dieſem Blickpunkte aus einmal das germaniſche 
Erbrecht. Den Hauptbeſtandteil des Nachlaſſes bildet unſtreitig der 
Landbeſitz!), wie man von einem Bauernvolk erwarten darf, und zwar 
ſpeziell das von Geſchlecht zu Geſchlecht vererbte Stammgut. Da nun 
der Grund und Boden für Sippeneigentum gilt, und dem einzelnen ge— 
wiſſermaßen nur als Ernährungsquelle zur Bewirtſchaftung anver— 
traut wird, iſt er prinzipiell unveräußerlich, d. h. er muß, wenn irgend 
möglich, der Familie erhalten bleiben. Daraus ergibt ſich beim Erbgange 
notwendig die Bevorzugung des Sohnes vor der Tochter ?), denn der 
Mann erſcheint als Repräfentant des Hauſes und damit als fein Namens- 
träger, während die Frau von ihren Verwandten fortheiratet und die 
Geſchlechterreihe einer fremden Sippe fortſetzen hilft. 

Weſentlich anders liegen die Verhältniſſe hinſichtlich der beweglichen 
Habe, ſoweit fie nicht unmittelbar der Hofbewirtſchaftung dient. Ent— 
weder teilt man fie gleichmäßig unter alle Geſchwiſter auf?) oder man 
weiſt den Töchtern ſämtliches Muttergut zu, während die Söhne das 
Vatererbe allein antreten“) bzw. erſtere erhalten aus zweckmäßigkeits— 
gründen nur die Gerade“). Außerdem geſchieht den Vermögensan— 
ſprüchen der Tochter als Familienmitglied noch Genüge durch eine ge— 
ziemende Ausſteuer oder wenn ſie ledig bleibt durch anſtändigen Unter— 
halt“). Nur kapitaliſtiſch eingeſtellte Beurteiler können in dieſer Art 


Vgl. Heusler, Inſt. II, S. 528: „Immer aber ift es das Grundeigentum ge— 
weſen, an welchem die erbrechtliche Entwicklung ſich vollzogen bat.” Val. Amira, 
Grundriß, S. 197. 

2) J. B. L. Burg. I4, I; Roth. 154; L. Sal. 59, 5; L. Rib. 56, 4; L. Al. 55; 
L. Bai. I5, 9; L. Thur. 26; L. Sax. 41; WGL. Ae. I, Upl. Ae. II; u. a. Kon. 
II8/ 218 f.; Gul. JO3; Frost. 8, I. 

) Bezeichnenderweiſe bei den fal. Franken (59, I; vgl. auch L. Rib. 56, J), 
welche die Mitgift der Tochter nicht auf ihren Erbteil anrechnen (L. Sal. Joo, ſ. oben 
S. 63). 

) Dgl. Ewa Cham. 42, evtl. L. Al. 55. 

gal. L. Burg. 51, 3; L. Thur. 28; Frost. 9, 9; evtl. L. Sax. 41; verglichen 
m. 62 u. Gutal. 2], 12—]J5 ; 22, I—5 („Frauenanteil“); vgl. aber Zeusler, Inſt. II, 
S. 528. 

6) Vgl. Roth. 181; Ciut. 3, 120; Aiſt. Io. 
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„Zurückſetzung“ eine perſönliche Tieferbewertung der Frau erblicken. 
Wer ihre Anrechte mit denen des Mannes verglichen trotzdem für allzu 
gering achtet, der ſei kurz daran erinnert, daß die heiratende Frau Mit— 
beſitzerin (Genoſſin) des Mannesgutes wird, das in erſter Linie zur 
Sicherſtellung ihrer und ihrer Kinder Zukunft dient. 

Selbſtverſtändlich verſchieben ſich die angedeuteten Verhältniſſe 
mehr oder weniger, ſobald wir nicht mit gleichnaheſtehenden Erben zu 
tun haben, ſondern die für unſer Thema z. B. kennzeichnende Zu— 
ſammenfolge der Tochter mit dem Sohnesſohn oder entfernteren 
Schwertmagen herausgreifen. Aus der oben behandelten Erbfolge— 
ordnung erſehen wir, daß die einzelnen Völker ſich zu dieſer Frage ver— 
ſchieden ſtellen und zwar erwartungsgemäß der Stärke ihrer Stamm— 
gutfolge entſprechend. Don Alamannen (Bayern?), den feſtländiſchen 
Schweden und Isländern zu ſchweigen, die nach Söhnen der Tochter 
ſogleich „volles Recht“ zubilligen, erſcheint dieſe weniger ausgeprägt 
bei Burgundern, Langobarden und Sachſen. Die ſoeben genannten 
erkennen einzig dem Sohnesſohn als „Stammhalter“ das Repräfen- 
tationsrecht zu, erweitern jedoch ihm gegenüber die Anſprüche der 
Tochter auf den elterlichen bzw. nur mütterlichen Wachlaß!). Alle 
fernerſtehenden Verwandten ſchließt ſie bedingungslos aus. Sier endet 
alſo die Landvererbung im Mannſtamme beim zweiten abſteigenden 
Grade. 

Von einer ſchärfer ausgeprägten Hoffolge können wir demnach erſt 
bei Franken, Thüringern, Gotländern und Worwegern ſprechen?). Sie 
zeichnet ſich durch den auffallend feſten Zuſammenhalt der Blutsver— 
wandtſchaft als Geſamtheit aus und ihre innige Verwurzelung mit 
dem ererbten Boden. Selbſt entfernten Schwertmagen muß daher 
der individuelle Anſpruch der Tochter auf den Väterbof weichen. 
Ihre unmittelbar auf ſie folgende Berufung läßt das Stammgut 
vom „Speer“ an die „Spindel“ übergehen (L. Thur. 30), und damit an 
ein fremdes Geſchlecht (vgl. Frost I2, 4. 5). Dieſe Tatſache beweiſt 
meiner Meinung nach, daß nicht individuelle, ſondern ſippenpolitiſche 
Rückſichten das fo ſchlimm verunſtaltete „Zurücktreten des Weibes“ 
erfordern. 

Stützen läßt ſich die hier vorgetragene Anſicht mit dem Hinweis 
auf zwei Codices, die offenſichtlich nicht einmal Anſätze zu einer Stamm— 
gutfolge kennen. Für das „Stadtrecht“ von Wisby (Rep. 25) recht— 
fertigt das bereits der Wame. Um ſo eigenartiger berührt freilich das 
gleiche Verhalten der rund 600 Jahre älteren L. Vis. (IV, 2, J. 9). 
Kennzeichnend iſt für beide, die unterſchiedsloſe Gleichſtellung von 


) L. Burg. 75, I—3; L. Sax. 46. — Gr. 5 läßt ſogar alle Kinder vorver- 
ſtorbener Söhne eintreten. 

2) L. Sal. 59, 5; L. Rib. 56, 4 (evtl. Ewa Cham. 42); L. Thur. 26—30; 
Gutal. 2], I2—15; 22, I—5; Gul. 266, 275 u. a.; Frost. I2, 4. 5 u. a. 
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Abb. 2J. Germaniſche Frau der 
Bronzezeit, um 1500 v. d. Str. 


Grenze zu überſchreiten.“ 
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Mann und Frau!). Auf zufall wird dieſe Übereinſtimmung ſchwerlich 
beruhen, weil die Goten ja erwieſenermaßen von der gleichnamigen 
Inſel und dem angrenzenden ſchwediſchen Feſtlande herſtammen. An— 
dererſeits beſteht auch zu dem gotländiſchen Landrecht eine gewiſſe Be— 


ziehung, ſofern nämlich die Weſtgoten 
beim Erbgange das Seimfallsrecht 
anwenden (L. Vis. IV, 2, 6). Es er- 
ſcheint mir nicht unmöglich, daß fie 
dementſprechend vorzeiten einmal über— 
haupt Mannesgut und Frauenanteil 
getrennt an Söhne und Töchter ver— 
erben ließen. Der in der L. Vis. er- 
reichte Zuſtand charakteriſiert dann 
bereits die ſtärkere Individualiſierung, 
wie ja auch die ſog. „ſchrittweiſe Er— 
weiterung des Frauenrechtes“ im 
Grunde genommen nichts anderes iſt 
als die immer nachhaltiger einſetzende 
Hinwendung zum Rapitalismus. Nur 
weil die Perſönlichkeit der Frau an 
Wert dem Manne ohnehin gleichſtand, 
vermochte er ſich in der gekennzeich— 
neten Form völliger Unterſchiedsloſig— 
keit zwiſchen den Geſchlechtern anzu— 
bahnen. 

Die Bewertung der germaniſchen 
Frau und ihrer Tätigkeit bezweckt alſo 
in keiner Sinficht ihre Unterordnung 
unter eines Mannes Willkür. Viel— 
mehr ſind die Ehegatten im beſten 
Sinne des Wortes Lebensgefährten, 
die ſich ihren naturgegebenen Anlagen 
gemäß in die verſchiedenartigen Wir— 
kungsgebiete teilen zum Wohle des 
eingegangenen Bundes?). Die taci— 
teiſche Kennzeichnung der Frau als 
der „Genoſſin des Mannes in Mühen 


und Gefahren“ (Germania, c. I8) bewahrheitet ſich folglich allen Deute— 
leien zum Trotz und bezeugt die Gültigkeit der aus rein germaniſchen 
Quellen gewonnenen Ergebniſſe bereits für jene frühe zeit. 


Ob man Übnlicbes für die Alamannen, Bayern und Angelſachſen erſchließen 
darf (vgl. OGpet, Gierfes Unterſ. 25, S. 66, 71], 75) erſcheint mir weniger ſicher. 
Pgl. Heusler, Wiedererſtehung, S. 166: „Die Machtbereiche der beiden 
Geſchlechter decken ſich wenig; auch der wohlbewährte Seld findet es unratfam, die 
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Selbſt in dem ſturmbewegten erſten Jahrtauſend nach der Zeiten- 
wende, in den Völkerwanderungen und der allmählichen Abkehr der 
Germanen vom heimiſchen Glauben, iſt ſich ihr Recht ſeinem inneren 
Wefen nach gleich geblieben. Sollte dies nicht einen Kückſchluß er— 
lauben auf jene ſagenähnlichen Vorzeittage, ehe der ſchickſalhafte Klima— 
ſturz (der eddiſche Fimbul-Winter ?)!) ihre Völker in die Auseinander— 
ſetzung mit der ſüdländiſchen Welt trieb? Und zeugen nicht beredter 
als Worte es vermögen jene unvergleichlichen Gräbermale der Bronze— 
zeit?) für die ihren Erbauern eingeborene Hochachtung vor der Frau? 


1) Dal, Vaf., Str. 44, 6; Thule II, S. 92, Str. 44. Sierzu Roſſin na, Die 
dt. Vorgeſch., S. 160. 
2) Vgl. 3. B. S. Müller, Word. Alt. I, S. 447 ff.; auch Bd. II, S. 11%. 
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band. VIII, 208 Seiten mit 3 Textabbildungen. 1930. gr. 8“. 2. Teil: Tafel- 
band. VII Seiten, mit 156 Plänen und Abbildungen auf 119 Tafeln. 1930. 
gr. 8%, RM. 32.40, geb. Rm. 37.80. Vorz.⸗Pr. RM. 27.60, geb. RM. 32.40 


46. Forſchungen zur Geſchichte des Haushundes. Die Steinzeitraſſen 
in Wordoſteuropa. Von Dr. O. F. Gandert. V, 93 S. mit 34 Abb. 1930, 
gr. 8%, AM. 6.30, geb. Rm. 8.10. Vorz.⸗Pr. Rm. 5.40, geb. Rm. 7.20 


47. Wordiſche Ornamentik in vorgeſchichtlicher Zeit 
Von Dr. Nils Aberg. Aus dem Schwediſchen überſetzt von Dr. E. A. Meyer. 
II, IIS Seiten mit 249 Abbildungen im Text. 193]. gr. 8“. RI. 8.80, geb. 
am. 10.60. Vorz.⸗Pr. AM. 7.50, geb. AM. 9.30 


48. Die nördlichen Elbgermanen in ſpätrömiſcher Zeit 
Unterſuchungen über ihre Rulturbinterlaffenfbaft und ihr Siedlungsgebiet 
unter beſonderer Berückſichtigung brandenburgiſcher Urnenfriedböfe.. Von 
Prof. Dr. Walter Matthes. VIII, II4 Seiten mit J graphiſchen Darſtellung 
und 9 Karten im Text ſowie 138 Abbildungen auf 27 Tafeln. 193 J. gr. 8“. 
am. 10.80, geb. AM. 12.60. Vorz.⸗Pr. AM. 9.20, geb. AM. IL— 


49. Die Germanen in der Prignitz zur Zeit der Völkerwanderung 
Im Spiegel der Urnenfelder von Dablbaufen, Rubbier und Kyritz. Nach den 
Arbeiten von Paul Quente 7, Georg Sierke f und Dr. Jörg Lechler. Von 
Prof. Dr. Walter Matthes. VIII, 138 Seiten mit J Porträt und 408 Abbil— 
dungen auf 70 Tafeln. 1931. gr. 8%. Rm. 18.90, geb. AM. 20.70. Vorz.⸗ 
Pr. AM. 16.19, geb. AM. 17.99 


50. Germaniſche Kultur im J. Jahrtauſend n. Chr. Bo. I. 
Von Guſtaf Roffinne. XII, Er S. mit 422 Abb. im Text u. auf 2 Taf. 1932. 
gr. 8%, RM. 22.—, geb. AM. Vorz.⸗Pr. AM. 18.70, geb. Rm. 20.79 


5 J. Der iche zug nach Mitteleuropa 
Von Dr. Eduard Beninger. V, I32 Seiten mit 50 Abbildungen im Text. 1931. N 
gr. 8%, Rm. 18.—, geb. AM. 19.89. Vorz.⸗Pr. Rm. 15.30, geb. Rm. I7. Io 


52. Beiträge zur Kenntnis des norddeutſchen Paläolithikums und 


Meſolithikums. Von Prof. Dr. J. Andree. Nebſt Beitr. von Dr. H. Frenzel, 
Dr. Grahmann und Dr. F. R. Bicker. Mit Unterft. d. Gef. 3. Ford. d. Weſtf. 
Wilbelms-Univerfität zu MWlünfter i. W. VIII, II2 S. mit 7 Abb. u. 61 Taf. 
1932. gr. 8. RM. 12.—, geb. RM. 14.—. Vorz.⸗-Pr. RM. Io. 20, geb. RM. I2. 20 


53. Wo lag Vineta? 
Von „Pest: Dr. R. Sennig. V, 223 Seiten mit 7 Abbildungen im Text und 
auf 2 Tafeln ſowie einer Überſichtskarte. 1935. gr. 8%. RM. 9.69, geb. 
Rm. II.—. Vorz.⸗Pr. Rm. 8.—, geb. AM. 9.40 


54. Die Germanen in Mecklenburg im 2. Jahrtauſend v. Chr. 
Von Dr. 5.-Küitjen Jansſen. VI, I49 Seiten mit 106 Abb. und Karten. 1935. 
gr. 8. Rim. II. 40, geb. Rm. 13.89. Vorz. Pr. RM. 19.69, geb. Rm. 11.— 


55. Die Mittlere Steinzeit in Schleſien 
Die Feuerſteingeräte und ihre Einordnung. Von Dr. Kiebetraut Rothert, 
Berlin. VIII, 132 Seiten einſchließlich 26 Tafeln. 1936. gr. 8“. R. 9.—, 
geb. RM. Io. 40. Vorz.⸗Pr. RM. 7.65, geb. Rm. 9.— 


56. Weue Forſchungen zur oſtdeutſchen Steinzeit und frühen 
Bronzezeit 
Die Ausgrabungen des ſteinzeitlichen Dorfes zu Berlin-Britz. Von Dr. Carl Um- 
breit. Dieſer Band befindet ſich in Vorbereitung 

Fordern Sie bitte meinen Proſpekt: „Führer zur Urgeſchichte“ an 

Die Werke ſind durch jede Buchhandlung zu beziehen 


Car: Na biz ſch Verlag Lei p58 
Biblioteka G 


füge 


0052195982 


Bibliotek: a Glöwna UN 


IN UT 1 


00052195982 


